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und auch das ist heute allgemein anerkannt — der 
Besuch eines Kindergartens oft eine entscheidende 
Rolle spielen kann. Auf jeden Fall bietet er die 
Möglichkeit, für so manches Kind schwerwiegende 
Benachteiligungen auszugleichen. Und trotzdem, 
Hoher Landtag, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, soll und kann der Kindergarten immer nur 
als eine Ergänzungseinrichtung, wenn auch als eine 
wichtige Ergänzungseinrichtung für die Familie ge­
sehen werden. Denn primär wird natürlich nach wie 
vor die Erziehungsarbeit in die Verantwortung der 
Familien fallen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Abgeordneten 
Buchberger das Wort. Nach ihm spricht der Herr 
Abgeordnete Klobasa. 

Abg. Buchberger: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich glaube, wir haben alle Verständ­
nis, wenn unter Umständen kurz vor einer Wahl 
die eine oder andere Aussage gemacht wird oder 
die eine oder andere Versprechung getan wird. 
Aber es scheint oft unverständlich zu sein, daß man 
kurz vor einer Wahl unter Umständen noch in 
aller Eile und in aller Hast versucht, ein Gesetz 
durchzubringen, um in eine bessere Situation zu 
kommen. Und ein solches Gesetz, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, ist das Gesetz über die 
Schülerfreifahrt. Es ist bei der Beschlußfassung die­
ses Gesetzes im Parlament von Seiten unserer 
Fraktion vielfach davor gewarnt worden, daß die­
ses Gesetz unvollständig sei, und das stimmt auch 
bis zu einem weiten Grad, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Wir müssen heute immer 
wieder die Feststellung machen, daß bei weitem 
noch nicht alle Kinder im ländlichen Raum die 
Möglichkeit haben, von diesem Gesetz entsprechend 
Gebrauch zu machen. (Abg. Pichler: „Sie haben 
recht, Herr Kollege!") Und es wird notwendig sein, 
daß wir uns über diese Problematik den Kopf zer­
brechen, um diese schwierigen Probleme, mit denen 
wir gegenwärtig immer wieder konfrontiert wer­
den, aus der Welt zu schaffen. 

Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang einige 
Fragen auf zuwerfen. Nach wie vor ist die Situation 
so, daß unsere Omnibuslenker vor die allergrößten 
Schwierigkeiten gestellt werden, und zwar insofern, 
daß sie zu entscheiden haben, entweder fahren sie 
mit überbesetzten Bussen, oder sie lassen die Hälfte 
der Kinder, die auf die Abfahrt warten, zurück. 
Und nun eine Gewissensfrage, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Was soll in solchen Fällen 
der Omnibuslenker tun? Soll er die Kinder zurück­
lassen, oder soll er mit einem überbesetzten Omni­
bus die Fahrt antreten? (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Den 
Kreisky fragen!") Wer trägt die Verantwortung, 
meine sehr Verehrten? (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: 
„Kreisky!" —Abg. Gerhard Heidinger: „Aber geh!") 
Es wäre in diesem Zusammenhang notwendig, da­
für Sorge zu tragen, daß entsprechend viele Busse 
zur Verfügung stehen, um eine etwaige Schwie­
rigkeit aus dem Weg zu räumen. (Abg. Gerhard 
Heidinger: „Das ist ja kindisch!") Es geht um die 
Verantwortlichkeit des Omnibuslenkers. Was soll 
er tun? (Abg. Grätsch: „Die Busse waren früher 
auch nicht da!" — Abg. Gerhard Heidinger: „Das 

ist doch nicht neu. Das ist eine uralte Geschichte!") 
Wenn das auch schon eine alte Geschichte ist. Auf 
Grund der Dringlichkeit scheint es trotzdem not­
wendig zu sein, daß wir uns über diese Frage den 
Kopf zerbrechen und daß wir diesbezüglich auch 
entsprechend initiativ werden. Ich darf Sie, meine 
sehr Verehrten von der Linken, bitten, diesbezüg­
lich die notwendigen Initiativen bei den Ministe­
rien in nächster Zeit vorzubringen. 

Eine zweite Frage wäre die: Im ländlichen Raum 
ist die Situation so, daß unsere Kinder bis zur 
Abfahrtsstelle einen gewissen Anmarschweg zu ab­
solvieren haben. Und da müssen wir feststellen, 
daß diese Warte- oder Halteplätze meistens unter 
freiem Himmel sind und keine Möglichkeit be­
steht, sich unter ein Dach zu stellen. Es wäre not­
wendig, auch hier Vorsorge zu treffen. (Zwischen­
ruf des Abgeordneten Grätsch.) Herr Kollege 
Grätsch, das soll kein Vorwurf sein, sondern wir 
sind dazu berufen, daß wir diese Dinge aufzeigen 
und gemeinsam versuchen, Abhilfe zu schaffen. 
Das ist meine persönliche Meinung. (Beifall bei der 
ÖVP. — Abg. Grätsch: „Richtig! Haben Sie das 
Ihren Ministern auch schon gesagt?") Eine dritte 
Problematik. Wir müssen ersuchen, zu prüfen, ob 
die Möglichkeit besteht, daß die Schulen nicht um 
dreiviertel acht geöffnet werden, sondern nach Mög­
lichkeit zumindest eine halbe Stunde vor Schul­
beginn. Das wäre auch ein Wunsch von uns, der 
immer wieder zutage tritt. Auch in der Schule 
selber wäre es notwendig, die notwendigen Auf­
enthaltsräume zur Verfügung zu stellen, weil die 
Situation momentan so ist, daß der Stundenplan 
noch immer so abgestimmt ist, daß die Schüler nicht 
alle zur gleichen Zeit die Schulzeit beenden, die 
eine Klasse früher, die andere später, und alle wol­
len gemeinsam mit dem Bus nach Hause fahren. 
Wir müssen hier Vorsorge treffen, damit hier ent­
sprechende Warteräume in den Schulen zur Ver-, 
fügung stehen. Ein nächster Faktor, der auch ent­
scheidend ist, ist: Nach wie vor haben die Auto­
busunternehmer, die Taxiunternehmer usw. die 
größten Schwierigkeiten bei der Abrechnung. Es 
wäre sinnvoll, sich über die Frage Gedanken zu 
machen und die notwendigen Initiativen zu ent­
wickeln. 

Ich darf das Hohe Haus bitten, in der nächsten 
Zeit in bezug auf diese Fragen aktiv zu sein. (All­
gemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Abgeordneten Klobasa 
das Wort. 

Abg. Klobasa: Hohes Haus, sehr geehrte Damen 
und Herren! Wenn Sie im Protokoll der Budget­
debatte des Jahres 1970 nachlesen, so «werden Sie 
sehen, daß ich auf diese Probleme eingegangen bin, 
die jetzt mein Vorredner, Kollege Buchberger, be­
handelt hat. (Abg. Pölzl: „Damals hat es ja noch 
gar keine Schülerfreifahrt gegeben!" — Landesrat 
Bammer: „Der Pölzl ist schon wieder bei der fal­
schen Leich!") Keineswegs. Aber ich habe dafür 
geredet, wenn der Kollege Pölzl sich die Zeit nimmt 
und nachschaut, wird er das feststellen. 

Aber das kann ich sagen. Ich war gar nicht hier 
im Landtag, ich war Volksschuloberlehrer — so hat 
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es damals geheißen —, kamen Eltern zu mir, auch 
der Postenkommandant von Bad Gleichenberg, und 
haben dasselbe gesagt wie Kollege Buchberger, daß 
die Autobusse — obwohl keine Schülerfreifahrt 
war — genauso überfüllt waren wie jetzt. Aber 
seien wir froh, daß die Schülerfreifahrt eingeführt 
worden ist, denn sie ist ein Teil der Chancen­
gleichheit für alle unsere jungen Menschen. (Abg. 
Pölzl: „Im Gebirge haben wir die Chancengleich­
heit nicht!") Das österreichische Schulwesen hatte 
aber, Kollege Pölzl, schon immer einen ausgezeich­
neten Ruf. Schon in den zwanziger Jahren war be­
sonders Österreich und Wien das Mekka zahlreicher 
Pädagogen. Es ist genauso einem ständigen Fluß 
unterworfen wie Wirtschaft und Technik. Daher 
schritt man zu dieser Schulreform, und ein Teil 
davon wird jetzt zur Ausführung gebracht. Sicher 
ist dabei, daß es auch zu Schwierigkeiten kommt. 
Aber Schwierigkeiten sind eben da, um überwun­
den zu werden. Die Herabsetzung der Klassen-
schülerzahl hat anfangs den Lehrermangel noch 
merkbarer fühlen lassen, als es uns lieb war. Vor 
zwei Jahren hatten wir 10.000 Lehrer in Österreich 
zuwenig, gegenwärtig gibt es um 3000 Lehrer 
mehr und der Fehlbestand in diesem Schuljahr be­
trägt 7000 Lehrer. Herr Dr. Dorfer, auch einer der 
Gründe, warum der Personalstand des Bundes so 
hinaufgeschnellt ist. 

Ein gewisses Problem spielen noch die Mutter­
schaftsurlaube in den kleineren Schulen. Gesetzlich 
können keine Supplenten dafür angestellt werden, 
so daß die 12 bis 14 Wochen lange Zeit, in der die 
Lehrkraft fehlt, die Klassen von den übrigen Leh­
rern dieser Schule mitgeführt werden müssen. Die 
Auflassung der Volksschuloberstufe ist eigentlich 
nichts anderes als die Angleichung der Dorfschule 
an die bestehende Form der städtischen Schule. In 
diesem Zusammenhang müssen auch die Schulen 
anders gebaut werden, als dies bisher der Fall war. 
Wenn der Generalredner der Volkspartei meint, 
daß Land und Gemeinden mit großen Opfern Schul­
bauten durchführen, dann stimmt das, und der 
Bund würde zu wenig tun, da möchte ich sagen, 
das stimmt nicht ganz. Herr Dr. Eichtinger hat das 
auch in einem Zwischenruf bestätigt, Wenn ich 
beispielsweise auf die Stadt Feldbach verweise, 
wo im Jahre 1966, als die Nationalratswahl vor der 
Tür stand, im Februar des Jahres eine Flugschrift 
von der Volkspartei an alle Haushalte ging, worin 
mitgeteilt wurde, daß die kommende Wahl ent­
scheiden werde, ob in dieser Stadt die Handels­
akademie gebaut werden würde oder nicht — die 
Wahlen sind geschlagen worden, die österreichische 
Volkspartei wurde damals die s tärkste Partei und 
nichts ist gebaut worden! Es ist der sozialistischen 
Regierung und dem sozialistischen Bürgermeister 
in Feldbach vorbehalten, den Spatenstich zu tätigen. 
(Abg. Pölzl: „Was wollen Sie damit sagen, Herr 
Kollege?") 

Noch etwas anderes: Im Ausschuß standen die 
sogenannten Fehlplanungen der Gemeinden auf dem 
Gebiete der Volksschulbauten zur Debatte. Es 
wurden die Bürgermeister zum Teil sogar verant­
wortlich gemacht und es kam zum Ausdruck, daß 
der Plan für die im Bau befindliche Schule auf 
Grund der gesetzlichen Bestimmungen vom Bürger­

meister hätte geändert werden können, das geht 
nicht, denn sie haben auch das Recht nicht dazu. 
Aber auf eines möchte ich aufmerksam machen, Sie 
alle kennen doch die Nachrichten und Berichte des 
Steirischen Landespressedienstes vom August 1972. 
Da kann man lesen unter Punkt 1: Schulraumbedarf 
in der Steiermark wird erhoben. Ich zitiere: Bezüg­
lich des Schulbaues ist es notwendig, daß die 
neuere Entwicklung in den anderen Bundesländern, 
selbstverständlich auch im Ausland, genauestens 
studiert wird. Es geht darum, Modelle bzw. Über­
tragungsmöglichkeiten zu finden, die auf die der­
zeit in der Steiermark durchgeführten Schulversuche 
bzw. das bestehende Schulsystem anwendbar sind. 
Es geht hier um die offene Schule. Weiters heißt 
es auf der nächsten Seite: Die Kosten einer solchen 
Schulbauweise müßten nicht höher sein als die 
bisherigen traditionellen Schulbaukosten. Weiters 
heißt es unten: Die Rechtsabteilung 13 sowie die 
Fachabteilung IV a bemühen sich daher, grundsätz­
liche Studien auf diesem Bereich durchzuführen und 
auch zu verwirklichen. Es besteht die Absicht, daß 
in der nächsten Zeit ein solches Projekt der be­
hördlichen Genehmigung zugeführt wird. Dieses 
Projekt wird das allgemeine Raumprogramm für 
eine achtklassige Volksschule umfassen. Das heißt, 
es ist bisher bis zur Rechtsabteilung 13 noch nicht 
vorgedrungen, daß es ja gar keine achtklassige 
Volksschule mehr gibt, sondern wir ja nur die 
vierklassige Grundschule haben. Den Bürgermeister 
will man aber verantwortlich machen, weil er doch 
verhindern hätte können, daß eine zu große Schule 
mit zuviel Klassenräumen, eine Schule mit einer 
Schulküche gebaut worden ist. 

Auf noch etwas möchte ich kurz hinweisen: Eine 
Reihe von Schulen und besonders von Mittelschulen 
ist gezwungen, auf Grund des Klassenzimmerman­
gels die Fünftagewoche durchzuführen. Wir haben 
zum Beispiel in der Handelsakademie Feldbach acht 
solcher Klassen, die nur am Nachmittag Unterricht 
haben und auch nur fünf Tage Unterricht haben. 
Ich bin ein Gegner dieser Fünftagewoche. Meine 
Tochter besucht eine solche Klasse, ich bin aber 
neugierig auf die Erfahrungswerte in dieser Hin­
sicht. Von einer Staffelung der Schulferien halte 
ich persönlich auch nicht so viel, wie es die Be­
fürworter tun, denn ich glaube, die Ausdehnung 
des Unterrichtes ist von uns Pädagogen nicht zu 
befürworten. 

Abschließend möchte ich aber doch sagen, daß 
wir gemeinsam das Beste für unsere Jugend wol­
len. Die beschlossenen Reformen auf dem Gebiete 
des Schulwesens werden sicher auch dazu beitragen. 
Und nachdem im J ah re 1962 die große Mehr­
heit des Parlamentes für diese eingetreten ist, haben 
auch wir die Pflicht, sie zu unterstützen und die 
jungen Menschen werden uns das später sicher 
durch ihre Leistungen quittieren. (Beifall.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet ist der Herr Ab­
geordnete Schrammel. Nach ihm die Frau Abge­
ordnete Bischof. 

Abg. Schrammel: Meine Damen und Herren des 
Landtages! Es wurde heute schon erwähnt, daß 
durch die Schulgesetzgebung des Bundes die Ober-
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stufen aufgelassen wurden. Wir wollen das nicht 
kritisieren, das ist eine Maßnahme, die sicherlich 
im Zuge der Chancengleichheit, die auf dem Bil­
dungssektor geschaffen werden soll, gutgeheißen 
werden kann. Wir müssen nur im ländlichen Be­
reich eines mit Bedauern feststellen, daß damit aber 
auch eine Entvölkerung in kultureller Hinsicht ent­
steht. Es ist kein Geheimnis, der Dorflehrer, der 
Schuldirektor auf dem Land und auch die Lehrer 
im ländlichen Bereich sind mehr oder weniger der 
Motor für alle kulturellen Veranstaltungen und 
überhaupt für das kulturelle Leben schlechthin. Ich 
möchte heute die Gelegenheit wahrnehmen, um all 
diesen Damen und Herren Lehrern in der Steier-
mark für diese Leistungen zu danken, die nir­
gendwo bezahlt werden, die allzuoft auch ver­
gessen werden. Das Kulturleben wird aber auch in 
Zukunft in der sehr materialistisch ausgerichteten 
Zeit sich nicht nur in den städtischen Bereichen ab­
spielen. Viele Beispiele könnte man anführen, daß 
das wahre, echte Kulturleben, das unverdorbene, 
jungfräuliche Kulturleben sich meist aus ländlichen 
Bereichen herausentwickelt hat. Man sollte uns 
diese Möglichkeit zur Aufrechterhaltung des 
Kulturlebens am Lande für die Zukunft nicht 
nehmen. Wollen wir diese Sache nicht bagatelli­
sieren und heute vielleicht im Zuge der vielen 
Reden untergehen lassen. Ich bitte daher, daß wir 
mehr Hauptschulsprengel im ländlichen Bereich 
schaffen, damit es uns gelingt, diese Impulse für 
die Zukunft zu erhalten. Die Kirchenchöre, die 
Laienspielgruppen, die Jugendorganisationen, das 
Vereinsleben und vieles andere wird ja meist von 
Lehrern betreut. Und wenn uns diese Lehrer in 
den ländlichen Bereichen nur mehr für die Unter­
stufe erhalten bleiben — es ist dann oft so, daß 
sie dort nicht mehr ihren Wohnsitz annehmen —, 
so wird man eben in diesem Bereiche der länd­
lichen Gegend das Kulturleben zum Absterben brin­
gen. 

Und noch etwas: Die österreichische Volkspartei 
hat einen Resolutionsantrag zur Schaffung einer 
zusätzlichen allgemeinen Krankenpflegeschule ein­
gebracht. Man mag vielleicht dem gegenüberhalten, 
daß wir ohnedies in zwei großen Orten Kranken­
pflegeschulen haben, und zwar in Graz und Leoben, 
und daß die vielleicht ausreichen würden, um die 
Ausbildung in dieser Berufsrichtung zu gewähr­
leisten. Die Praxis zeigt aber, daß sich gerade in 
der Ost-, West- und Untersteiermark sehr viele 
junge Mädchen für diese Berufsrichtung interessie­
ren. In diesen Gebieten gibt es sehr wenig Indu­
strie, die Möglichkeiten der Berufsausbildung sind 
nicht so groß wie in der Nähe der Landeshaupt­
stadt Graz oder den Industriezentren der Obersteier­
mark. Es soll daher in der Ost-, West- und Unter­
steiermark ein Anreiz für die Ausbildung dieser 
Berufsgruppe geschaffen werden, indem in diesem 
Gebiet eine zusätzliche Krankenpflegeschule errich­
tet wird. 

Ich hoffe, daß diese Maßnahme, obwohl sie im 
Finanz-Ausschuß nicht allgemein Zustimmung ge­
funden hat, doch in der Auswirkung dadurch be­
kräftigt wird, daß wir eine solche Schule erhalten 
werden. (Allgemeiner Beifall.) 

Zweiter Präsident: Das Wort hat die Frau Ab­
geordnete Bischof. 

Abg. Bischof: Herr Präsident, Hohes Haus, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Grundsätzlich 
darf ich für die sozialistische Fraktion sagen, daß 
wir uns freuen, wenn das Kindergartenproblem 
wirklich in Angriff genommen wird. Bevor ich aber 
darauf eingehe, gestatten Sie mir ein paar Sätze 
als Elternteil zur freien Schulfahrt und zu den 
freien Schulbüchern. Die Mitglieder des ÖAAB und 
die Lehrer und Professoren der ÖVP-Fraktion müs­
sen im Herzen dieser Maßnahme zustimmen. Denn 
gerade sie wissen, daß hier viele Begabungen brach-
gelegen sind und daß ein Land wie Österreich sich 
das nicht leisten kann. Ich darf weiter sagen: Sollte 
es wieder einmal zu einer konservativen Regie­
rung kommen, die Eltern würden sich diese Maß­
nahme nicht mehr wegnehmen lassen. Ich bitte Sie, 
daß Sie das zur Kenntnis nehmen. Wir glauben 
aber auch, daß wir Sie mit dieser Maßnahme ins 
Mark getroffen haben, denn sonst würden Sie 
nicht so aufheulen. Und nun darf ich auf das Kin­
dergartenproblem eingehen, wie wir Sozialisten 
das sehen. Es sind heute alle Bildungsfragen in 
Bewegung geraten. Wir stehen auf allen Gebieten 
der Erziehung und Bildung vor einer Neuorientie­
rung. Es gibt neue wissenschaftliche Erkenntnisse, mit 
denen wir uns auseinandersetzen müssen. Das ha­
ben wir immer als unsere politische Pflicht ange­
sehen. Neuere Forschungsergebnisse der Entwick-
lungspsychölogie lassen vermuten, daß die Ent­
wicklung der Begabungen in hohem Maße von der 
Umwelt abhängt, ja noch mehr, daß sogar die 
sogenannte Konstanz der Intelligenz bezweifelt 
werden muß. Die Entwicklung des jungen Men­
schen wurde jedenfalls noch vor etwa zehn Jah­
ren weitgehend als ein von innen gesteuerter, in 
den Grundlinien festliegender Ablauf betrachtet. 
Der Einfluß der Umwelt wurde immer anerkannt, 
aber wurde nicht für ausschlaggebend erachtet. 
Nach den heutigen Ergebnissen der Forschung weiß 
man, daß eine günstige Umwelt die Intelligenzent­
wicklung fördert, eine ungünstige Umwelt sie 
hemmt. Auf alle Fälle kommt den ersten acht Le­
bensjahren eine ganz besondere Bedeutung zu, an­
ders ausgedrückt sieht das so aus: Die Zuwachsrate 
der Intelligenz beträgt von der Geburt bis zum 
vierten Lebensjahr etwa 50 °/o, vom vierten bis 
zum achten Lebensjahr etwa 30 %, vom achten bis 
zum 17. Lebensjahr nur 20%. Für die Praxis heißt 
das, daß die Möglichkeit, benachteiligten Kindern 
zu helfen, nach dem achten Lebensjahr sehr ge­
ring ist. Wir wissen aber auch, daß nur ein Drit­
tel der Kinder die Möglichkeit hat, einen Kinder­
garten zu besuchen, und das ist viel zu wenig. Im 
Interesse einer allgemeinen Förderung unserer 
Kinder und insbesondere zur Milderung von Be­
nachteiligungen von Kindern aus ungünstigen Ver­
hältnissen wäre folgendes notwendig. Drei Punkte: 

1. Ausbau der Kindergärten nach einem lang­
fristigen Plan, wobei als Nahziel gelten müßte, daß 
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jedes Kind wenigstens ein J ah r vor dem Schul­
eintritt Gelegenheit haben müßte, einen Kinder­
garten zu besuchen. 

2. Erweiterung der Ausbildung der Kindergärt­
nerinnen und entsprechende Aufwertung ihres Be­
rufes. Fortbildungskurse für die Kindergärtnerinnen 
müßten vom Land finanziert werden und nicht, wie 
ich von einem konkreten Fall weiß, daß das die 
Kindergärtnerinnen selbst finanzieren mußten. 

3. Ergänzung des bisherigen Programms der Kin­
dergärten vor allem durch Programme zur inten­
siven Sprachschulung. 

Und nun, meine Damen und Herren, grundsätz­
lich zur Finanzierung der Kindergärten. Es ist hier 
leichter, für den baulichen Teil aufzukommen. Es 
gibt hier auch einzelne Betriebe, die mitfinanzie­
ren. Schlimm wird es aber bei der Erhaltung von 
Kindergärten, und hier sind vor allem die Per­
sonalkosten belastend. Ein Beispiel: Ich habe einen 
Kindergarten aus einer Gemeinde mit vier Einhei­
ten herausgenommen, der Platz bietet für 160 Kin­
der, eine Einheit = 40 Kinder. Die Fertigstellung 
dieses Kindergartens erfolgte 1967. Es war eine 
längere Bauzeit, und dieser Kindergarten kostete 
damals 3,7 Millionen Schilling. Jetzt -würde dieser 
Kindergarten ungefähr 5 Millionen Schilling kosten. 
Für 1971 betrugen die Betriebskosten mit Personal­
aufwand für diesen Kindergarten 730.000 Schilling. 
Und für 1972 rechnet man mit rund 800.000 Schil­
ling, davon allein an Personalkosten über 600.000 
Schilling. Wir sehen, eine Belastung durch Personal­
kosten für eine Einheit von rund 150.000 Schilling. 
Ich frage Sie nun: Welche Gemeinde kann nun 
mehrere Kindergärten finanzieren? Wir als sozia­
listische Fraktion glauben, daß hier entscheidende 
Hilfe vom Land einsetzen müßte. Die sozialistische 
Fraktion hat hier schon dreimal Anträge gestellt, 
die in diese Richtung gehen. 

Zusammenfassend darf ich sagen: Die sozialisti­
sche Fraktion fordert in ihren „Leitlinien für die Stei­
ermark" den Ausbau eines gesamtsteirischen Kinder­
gartennetzes, wobei der Personalaufwand gesetz­
lich fundiert vom Land zu übernehmen wäre. Der 
Kindergarten ist keine Bewahranstalt, keine Art 
bewachter Parkplatz für Kinder und auch nicht nur 
eine familienbegleitende Funktion, wie das im „Mo­
dell Steiermark" aufscheint, sondern wir glauben, der 
Kindergarten ist eine ungemein wirksame und wich­
tige Erziehungsstätte. Wir setzen uns aber auch ein 
für eine Aufwertung des Berufes der Kindergärt­
nerinnen und für eine Vergrößerung der Ausbil­
dungskapazität der Kindergärtnerinnen-Bildungsan­
stalten. Die von der Sozialistischen Partei seit jeher 
und vehement geforderte Chancengleichheit beim 
Lebens- und Berufsstart hat hier ihren entscheiden­
den Ansatzpunkt, denn gerade die Periode des Vor­
schulalters ist für die spätere Gesamtentwicklung 
der Begabung und der Persönlichkeit weitestgehend 
maßgeblich. (Beifall.) 

Präsident: Zu Wor te gemeldet hat sich Abgeord­
neter Ing. Stoisser. Nach ihm Abgeordneter Karrer. 
Ich erteile dem Abgeordneten Stoisser das Wort . 

Abg. Ing. Stoisser: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

In der Gruppe 2 sind auch die Berufsschulen und 
überhaupt die ^berufliche Ausbildung enthalten. Da 
möchte ich zu Beginn an den Generalredner der 
sozialistischen Fraktion, Abgeordneter Dr. Strenitz, 
folgende Frage richten: Er hat gesagt, daß er Wirt­
schaftswissenschaften gehört hat und vom magi­
schen Dreieck der Wirtschaftskunde, das sich zum 
magiischen Fünfeck ausweitet. Ich glaube, über diese 
Magie ist er nicht mehr hinausgekommen, denn 
gleich darauf hat er erklärt, daß die Unternehmer 
einfach die Preise erhöhen. Er müßte aber auch i n 
Wirtschaftskunde gehört haben, daß die Preise eine 
Sache von Angebot und Nachfrage sind. Außerdem 
haben Sie dort eine Erklärung abgegeben, daß d ie 
Unternehmer aufgefordert wurden, ihre Preise zu 
erhöhen. Wenn Sie darauf ebenso eine solche Ant­
wort geben, wie früher dem Landesrat Peltzmann, 
kann ich auf diese Aufklärung aber auch gerne 
verzichten. (Unverständliche Zwischenrufe.) 

Zur Zeit ist in Österreich, wie überall in der 
westlichen Welt, die Berufsausbildung dm dualen 
System. Die praktische Ausbildung erfolgt im Be­
trieb und -die theoretische in den Schulen. Die 
Landesberufsschulen sind Sache des Landes Steier­
mark. Ich möchte hier gleich vermerken, daß sich 
das Land Steiermark dieser Aufgabe bestens ent­
ledigt. In der Post 231 ist ein Landeszuschuß von 
über 80 Millionen Schilling für die laufenden Aus­
gaben der Berufsschulen ausgewiesen. Ebenso in 
der Post 292 5 z/i Millionen Schilling für das 
Lehrlingswesen. Im ao. Haushalt sind ebenfalls 
über 58 Millionen Schilling prälirniniert für den 
Bau von Berufsschulen, und zwar für die Fertig­
stellung der Berufsschule Voitsberg, für die Weiter-
arbedt an der Landesberufsschule Mitterdorf im 
Mürztal und für den Baubeginn der Landesberufs-
scbulen für die Lebenmdttelhandwerker in Gledn-
stätten. Ebenso sind dort Posten enthalten für den 
Ankauf eines Heimes der Pensdonsversicherungs-
anstalt als Internat für die Landesberufsschule in 
Gleichenberg, Weiterarbei ten an den Schulen in 
Radkersburg und auch für das Lehrlingszentrum in 
Graz. Es wird dann möglich sein, daß 70 Prozent 
der 29.259 Lehrlinge der Steiermark lehrgangs­
mäßig ihrer Berufsschulpflicht nachkommen können. 
In den Jahren 1963 bis 1973 wird die Steiermark 
über 770 Millionen Schilling für das gewerbliche 
Berufsschulwesen ausgegeben haben. Dafür meinen 
Dank an das Hohe Haus, das dies ermöglicht hat. 

Österreich hat kleine Wirtschaftsstrukturen. Des­
halb ist es besonders auf beste Fach- und Führungs­
kräfte angewiesen. Diese Fachkräfte werden im 
dualen System ausgebildet. Dieses System hat sich 
meiner Meinung nach bestens bewährt und auch in 
Gesprächen mit Gewerkschaftern bekommt man 
das bestätigt. Und trotzdem gabt es s tändig Aktionen 
gegen diese duale Ausbildung. In der „Arbeiter-
Zeitung" hat es im heurigen Frühjahr eine fünf­
teilige Artikelserie gegen dieses Ausbildungssystem 
gegeben. Zur Zeit kreist ein Fragebogen der Ge­
werkschaften, „Unternehmen Stop", in dem in über . 
70 Suggestivfragen die Lehrlinge aufgefordert wer­
den, über ihren Lehrherrn, über ihren Betrieb und 
über ihren Beruf Auskunft zu geben. Ich möchte 

5* 
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hier den wissenischaftMchen Wer t eines solchen 
Fragebogens völlig dn Albrede stellen. Wenn Sie 
mit Soziologen reden, würden die Ihnen sagen, 
daß es völlig ausgeschlossen ist, aus dieser Frage­
stellung heraus nur einigermaßen brauchbare Er­
gebnisse zu erzielen. Aber was wollen Sie nun mit 
diesen Aktionen bezwecken? Wollen Sde das duale 
System abschaffen, wollen Sie haben, daß es so 
wird wie in Amerika, wo es überhaupt kerne beruf­
liche Ausbildung mehr gibt. Wollen Sie i n der 
schulischen Ausbildung nur theoretisch geschulte 
Lehrlinge haben? (Zwischenruf von der SPÖ: „Das 
steht so drinnen!") 

4/Vb drinnen? In-(MesenvJlr^ebogen-^^sr±auenJ5de-
sich ihn an. Was soll dabei herauskommen? Es 
sollen nur negat ive Antworten über den Unter­
nehmer herauskommen. Nehmen Sie tzum Beispiel 
die Frage: Wurden Sie schon einmal bestraft, 
a) mit Prügeln, b) . . . usw. Wozu das alles, ich 
weiß es nicht. Nur theoretisch ausgebildete Lehr­
linge werden nicht in der Lage sein, ihrer Aufgabe 
als fachmännisch gut geschulte Kräfte in Klein­
betr ieben richtig nachzukommen. Das rationelle 
Arbeiten nur in einer Schule zu lernen, ist ausge­
schlossen. Das Erleben einer guten Leistung würde 
fehlen. Warum wollen Sie gegen dieses duale 
System immer wieder losziehen? Ich gebe zu, daß 
die duale Ausbi ldung sicher reformbedürftig ist 
und de r heut igen Zeit angepaßt werden muß. Es 
wird Berufe geben, wo man mehr Theorie braucht. 
Es wird auch Berufe geben, wo man die Lehrzeit 
vielleicht sogar verkürzen kann. Es wird Berufe 
gelben, in denen wir in der Stufenausbildung dem 
Lehrziel näherkommen werden und wir werden 
uns sicher über die pädagogische Ausbildung der 
Ausbildner mehr Gedanken machen müssen. Das 
alles gebe ich zu. Es soll auch die betriebliche Lehre 
keine Sackgasse sein, es soll eine weiterführende 
Schule möglich sein, dafür haben wir auch schon 
die Gewerbeakademie vorgesehen. Aber eines bitte 
ich Sie, meine Herren von der Gewerkschaft, das 
t ragende Element der dualen Ausbildung, die prak­
tische Arbeit im Betrieb, in der Produktion, die 
darf nicht in Frage gestellt werden. 

Wir kommen dann noch zu einein anderen Pro­
blem, das ist das Problem der Führungskräfte. Wie 
ist d ie Situation für Führungskräfte für kleine und 
mittlere Betriebe heute in Österreich: Es sind fak­
tisch in j edem Bezirk allgemeinbildende höhere 
Schollen. Wir haben zur Zeit dn 'Österreich jährlich 
nahezu 10.000 Maturanten der AHS. Denen stehen 
etwas mehr als 3000 Maturanten von berufsbilden­
den höheren Schulen gegenüber. Glücklicherweise ist 
jedoch die Tendenz bei den berufsbildenden höhe­
ren Schulen eine steigende. Wir haben zur Zeit in 
Österreich über 50.000 Studierende, wovon jährlich 
e twa 5000 mit einem, Diplom oder mit e inem Dokto­
rat ih r Studium abschließen. Wir b rauchen in Öster­
reich säur Zeit sicher mehr Akademiker a ls in der 
Vergangenheit . Aber wenn man sich nun die Liste 
der Fachrichtungen ansieht, sieht man, daß dort 
Fachrichtungen überwiegen, die vielleicht nicht ganz 
so gefragt sind. Es sind über 700 Juristen, denen 
s tehen 700 Techniker gegenüber und e twas mehr 
als 200 Wirtschaftswissenschafter. Ich glaube, da 
ist die Gewichtung nicht ganz richtig. Bin Akade­

miker wird sich sehr schwer bereit erklären, in 
einem k le inen Betrieb Führungspositionen zu über­
nehmen, ü a s (entspricht nicht se iner Ausbildung 
und er wird dann in i rgendeiner Weise frustriert. 
Oder d ie Akademiker wandern aus und das kleine 
Österreich macht Entwicklungshilfe für reiche Indu­
striestaaten. Die Lösung kann hier nur sein, daß 
wir mehr berufsbildende höhere Schulen bauen 
müssen. Ich s tel le daher die Forderung an den 
Bund um mehr berufsbildende höhere Schulen, 
dort sollen wirklich intelligente junge Menschen 
eine Ausbildung in Management, Berufskunde, EDV, 
Betriebs- und Volkswirtschaft erhalten. Selbstver­
ständlich darf anrb das Allgemeiinwnsisen nicht, zu 
kurz (kommen. Diese Absolventen sind für kleine 
und mittlere Betriebe bestens geeignet. Der gleiche 
Weg wäre die Gewerfoeakademie, die ich schon vor­
her erwähnt habe. Im „Modell Steiermark" sind 
diese beiden Forderungen enthalten, und es wird 
auch an Sie, meine Damen und Herren dieses 
Hauses, einmal die Forderung kommen, h ier e twas 
zu unternehmen, damit wir diesem Ziele näherkom­
men. 

Zum Abschluß möchte ich mich noch bedanken 
beim Land für die großzügige Bereitstellung der 
Mittel, ich möchte mich bedanken bei den Lehr­
herren, bei der Wirtschaft für die Mühe mit den 
Lehrlingen und ebenso hei den Lehrern in den 
Berufsschulen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Karrer, nach ihm der Abgeordnete Seidl. 

Abg. Karrer: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! 

Wenn ich zur Gruppe 2 — Schulwesen und hier 
im besonderen zur Berufsausbildung unserer Jugend 
einige Wor te sagen darf, dann deshalb, weil ich 
glaube, daß wir wirtschaftlich einer Zeit entgegen­
gehen, von der wir sagen können — die Erkennt­
nisse, l iegen ja schon auf der Hand —, wenn es 
uns nicht gelingt, die Jugend technisch dem der­
zeitigen Stand entsprechend auszubilden, werden 
wir wirtschaftlich auf 'der Strecke bleiben. Es hat 
auch mein Vorredner schon betont, daß auf diesem 
Sektor gerade jetzt ein besonderes Augenmerk liegt, 
denn die Bildung der jungen Menschen im Zusam­
menhang mit dem Aufstieg zu einem besseren 
Lebensstandard, der Bewältigung der technischen 
Entwicklung, dn der wir nun einmal mitten dr innen 
sind, darf uns nicht gleichgültig sein. Wir müssen 
dieser Tatsache besonderes Augenmerk zuwenden. 
Heute beginnt beim Durchschnittsjungen mit 15 
Jahren, soweit er geeignet ist, d ie (Ausbildung für 
einen Beruf. Egal, für welche Sparte er sich qualifi­
ziert, egal, wofür er Interesse und Freude mit­
bringt. Es ist nun so, daß die Befürchtungen, die 
vor J ah ren noch waren auf Grund der Schulzeit-
verlängerung, nun überholt sind. Wir haben heute 
in der Steiermark eine sehr schöne Zahl von Lehr­
lingen — wir haben gehört von über 29.000. Ich 
darf dazu sagen, daß wir mit dem Lehrlingswesen 
der Zahl nach in Österreich ziemlich an vorderster 
Stelle sind. Sicher spiegelt sich dies auch in der 
finanziellen Situation unseres Voranschlages wider, 
und zwar gerade in der Post 292 mit 5,750.000 Schil-
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Mng. Das ist ein Mehr gegenüber dem Vorjahr, 
aber wenn man die Bedeutung berücksichtigt, dann 
ist das durchaus verständlich. Die Lehrlingsentwick-
lung hat sich seit dem Jahre 1969 so verbessert , 
daß wir damals 25.329 Lehrlinge in der Steiermark 
hat ten und heute nicht ganz 29.300. Dies ist eine 
sehr schöne Steigerung. Gegenüber dem Vorjahr 
ist eine Steigerung von 7,4 Prozent zu verzeichnen. 
Wir müssen daher auch i n Zukunft dieser Sparte 
besonderes Augenmerk zuwenden. Und wenn man 
die Struktur unserer Lehrlinge und unserer Be­
triebe ansieht, wo die meisten Lehrlinge ausgebildet 
werden, dann erkennt man, daß im Gewerbe 16.073 
Lehrlinge (rund 55 Prozent), dm Handel 6.490 (rund 
22 Prozent), in der Industrie 4.385 (15 Prozent) aus­
gebildet werden. Diese Ziffern zeigen ein Bild, das 
schon lange vorherrscht, daß in der gewerblichen 
Wirtschaft, in den vielen, vielen Kleinbetrieben bis­
her die Lehrlingszahl natürlich am höchsten ist. 

Daß diese Lehrlinge auch Geld kosten, da werden 
Sie mir beipflichten. Und daß dieses Geld, das vom 
Land beigesteuert wird, verteilt werden muß, das 
wissen Sie genauso wie ich. Und hier darf ich 
auch ein Wor t dazu sagen. Es gibt, wenn man eine 
Lernlbeihilfe er langen will, einen Fragebogen, ein 
Formular, wo gewisse Bedingungen erfüllt werden 
müssen, damit man zu diesem Geld kommt. Und 
ich will nun ganz leidenschaftslos aufzeigen, wie 
die Situation in unserem Lande ist. Ich kann 
nachweisen, daß hier bei de r Verteilung dieser Gel­
der nicht so vorgegangen wird, wie es schon jahre­
lang in diesem Haus aufgezeigt worden ist. Und 
ich kann auch nachweisen, daß meine Vorgängerin 
recht hatte, wenn sie sich immer bemühte, hier 
eine Demokratisierung hineinzubringen. Wenn ich 
gesagt habe, Demokratisierung, meine Damen und 
Herren, so ist es fast unmöglich, als Abgeordneter 
ohne Vollmacht vom Erziehungsberechtigten bei 
unserer zuständigen Abtei lung ein solches Formular 
zu bekommen. Es ist mir wiederholt gelungen, daß 
ich solche Formulare auf Grund vorgelegter schrift­
licher Unterlagen bekommen habe, das darf ich 
ganz offen sagen. Aber ich glaube, meine Damen 
und Herren, das ist ja inicht der Sinn und die 
Bedeutung in unserem Lande, wie mit diesen Steuer­
geldern umgegangen wird. Es ha t meines Erachtens 
ein jeder ein Anrecht, freien Zugang zu diesen 
Formularen zu bekommen, die im nachhinein ein­
gereicht werden. Sie werden ja überprüft und bear­
beitet, und 'eine Doppelgleisigkeit kann daher nicht 
eintreten. Es ist nur so, wenn ich hier ein konkre­
tes Beispiel anführe, das sich im Vorjahr zuge­
tragen hat, meine Damen und Herren, daß — ich 
gebe es zu — vielleicht irrtümlich ein Förderungs­
betrag von 8700 Schilling auf einmal ausbezahlt 
worden ist, und zwar lim Jahre 1971 unmittelbar 
vor de r Nationalratswahl und daß der Nachbar, 
der auch ein Kind hat te, nur 700 Schilling zuge­
sprochen bekommen hat. Natürlich berechtigte Auf­
regung, Proteste, d ie bis an die zuständige Albtei­
lung gelangt sind, wo diese Proteste dann auch be­
handelt wurden. Nach längerem Hin und Her, meine 
Damen und Herren, wurde die Sache planiert. Aber 
wie es dazu gekommen ist, das ist meines Erachtens 
auch nicht in Ordnung. Die erste Anfrage dieser 
Partei, die sich beschwert hat, daß für ihr Kind nur 

700 Schilling gegeben wurden, wurde schriftlich 
beantwortet, daß sich der Computer in Graz geirrt 
hat. 

Meine Damen und Herren! Es wurde heute schon 
soviel gesprochen über EDV, Computer und all 
diese neuzeitlichen Einrichtungen. Aber ich glaube, 
soviel verstehen wir alle davon, daß sich ein 
Computer nicht irrt, wenn er nicht falsch program­
miert wird. Auf Grund dieser falschen Programmie­
rung dürfte auch der Betrag von 8700 Schilling 
irrtümlich ausbezahlt worden sein, obwohl auf der 
anderen Seite ein Ansuchen jährlich gestellt wer­
den muß, obwohl auf de r anderen Seite ver langt 
wird, daß jedes Jahr das Lehrverhältnis seine 
Gültigkeit hat. 

Das zweite, meine Damen und Herren, was ich 
dazu sagen möchte, ist die Erlangung eines solchen 
Formulars. Ich habe bei der letzten Landtagssitzung 
mit dem zuständigen Referenten gesprochen und 
ihn gebeten, für einen größeren Personenkreis von 
Lehrlingen Anträge zu bekommen, worauf ich die 
Antwort erhielt, es werden im heurigen Jahr keine 
Leistungen mehr getätigt, der Fonds ist erschöpft, 
daher werden die Formulare auch nicht mehr aus­
gegeben, ich könne sie jedoch im Jänner haben. 
Ich habe dem nicht so getraut und habe trotzdem 
eine schriftliche Eingabe in Form einer Sammel­
liste beim zuständigen Amt abgegeben, mit dem 
Bemerken, daß ich die Formulare wohl bekommen 
ha)be, daß alber auf Grund meiner Liste von Amts 
wegen durch den Herrn Landesrat Peltzmann drei 
Tage später dieses Formular durch die Post jedem 
Lehrling wieder zugesandt wurde. Es ist dadurch 
zu einer Zweitzustellung gekommen und ich glaube, 
meine Damen und Herren, dies zeigt deutlich, mit 
welchen Hintergedanken oder Vorurteil die Be­
handlung der Formulare für die Erlangung der 
Lehrlingsbeihilfe bei uns in der Steiermark vor 
sich geht. Ich darf hier auch ganz offen sagen, daß 
wir berechtigt die Forderung erheben können, daß 
diese Verwaltungsmethode einer Demokratisierung 
zugeführt wird, daß hier nicht nach außen h in de r 
Anschein erweckt werden soll, hier würde nur nach 
parteipolitischen Gesichtspunkten vorgegangen. Und 
daß dabei mit den verschiedenen Glückwunsch­
schreiben auch solche Schreiben von ÖVP-Bezirks-
sekretariaten dabei sind, auch das bin ich in der 
Lage zu beweisen. Ich meine daher, unsere Stei-
rerinnen und Steirer haben ein Recht, daß aus 
diesen Geldern, die genauso aus Steuergeldern zur 
Verfügung gestellt werden, keine parteipolitischen 
Hintergründe betr ieben werden. (Beifall bei der 
SPD.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Seidl. Nach ihm der Herr Abgeordnete Lackner. 
Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Seidl das 
Wort. 

Abg. Seidl: Hohes Haus! Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn ich zur Gruppe 2 und 
speziell zum steirdschen Pflichtschulwesen einiges 
sagen darf, so gestatten Sie mir, daß in meinen 
Wor ten vielleicht auch das Herz eines Lehrers 
und eines Bürgermeisters mitschlägt. Ich habe dem 
Voranschlag entnommen, daß von selten des Bun-
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des laut dem Finanzausgleichsgesetz ein Zweck­
zuschuß vom 18,3 Millionen Schilling gewährt wird, 
der interessanterweise gleich hoch ist wie 1972, und 
sich erst ab 1974 jährlich um nur 5 Prozent erhöht. 
Dieser Zweckzuschuß komimt voll und ganz den 
Gemeinden zugute. Die Beiträge des Landes für 
Schulbauten haben im Jahre 1972 25 Millionen 
betragen, davon wurden 10 Millionen über den 
Schulbaufomds von den Gemeinden refundiert, und 
betragen im Jahre 1973 40 Millionen, wovon auf 
der Einnahmenseite von selten der Gemeinden 12 
Millionen Schilling aufscheinen. Es ist sehr bemer­
kenswert und lobenswert, daß das Land gegen­
über 1972 eine besondere Erhöhung eingebaut hat, 
so daß mit dem Zweckzuschuß des Bundes und mit 
den Beiträgen des Landes 'die Mittel um 34 Prozent 
aufgestockt werden 'konnten. Ich muß hier betonen, 
daß nur die Landesmittel aufgestockt wurden, aber 
nicht die Bundesmittel. Wenn man bedenkt, daß 
allein für die Realisierung des Hauptschulprogramms 
noch 1,2 Milliarden S notwendig sind, so kann man 
sich vorstellen, welche finanziellen Schwierigkeiten 
die Gemeinde, aber auch das Land zu verkraften ha­
ben. Ich darf in diesem Zusammenhang auch auf et­
was hinweisen: Ich kenne die Probleme der Schul­
sprengel sehr gut. Wir haben schon Schwierigkeiten 
bei der Gründung von neuen Hauptschulsprengeln, 
bei der Finanzierung von H-auptschulbauten, beim 
Bezahlen der Schulkosten, -die hin und her gehen, 
die Gemeinden bezahlen da- und dorthin, das geht 
oft über drei oder vier Gemeinden, und diese Art 
von Scbulkostenbeteiligung gibt es auch bei den 
Volksschulsprengeln. Bei diesen wäre die Mög­
lichkeit gegeben, einige Überprüfungen anzustellen, 
um Volksschulsprengel auf ihr Gemeindegebiet zu­
rückzuweisen bzw. zurückzudrängen, damit die Ge­
meinden die Last allein tragen können. Im Grund­
sätzlichen haben natürlich die Änderungen der 
Schulorganisation bei den Pflichtschulen, speziell 
die zu rasch erfolgte Auflösungsaktion der Volks-
schulöberstufen, zu pädagogisch oft nicht immer 
vertretbaren Lösungen geführt. Das muß ich be­
tonen, weil man nämlich nicht gleichzeitig die dafür 
notwendigen Sonderschulklassen errichten konnte. 
Hier müssen noch raschest (Formen gefunden wer­
den, um die Kinder, die nicht so befähigt sind bzw. 
schwächer befähigt sind, nicht noch weiter zu dis­
kriminieren und sie in Sonderschulen zu versetzen. 
Ich ifinde diese Form auch nicht ideal. Auf der ande­
ren Seite müssen jetzt solche schwächer befähigten 
Kinder in Ballungszentren, in großen Schulen unter­
gebracht werden und, um es drastisch zu sagen, 
sie müssen dort fast untergehen. Desgleichen darf 
ich sagen, daß der Ausbau der -Schullaufbahnbera-
tung für die Abgänger der 4. Volksschulstufe noch 
eines weiteren Ausbaues bedarf, denn die Eltern 
müssen entscheiden, was tut ihr Kind nun. Im 
großen und ganzen könnte man sagen, daß Einheits­
schulen zu wenig Chancengleichheit bieten. Dem 
Kind müssen die Möglichkeiten geboten werden, 
die seinen Fähigkeiten und seinen Talenten ent­
sprechen. 

Es ist sehr erfreulich, daß Resolutionsanträge 
zur Gruppe 2 aufliegen, sie sind bereits erwähnt 
worden; es werden neue Hauptschulsprengel ge­
wünscht, es wird der Ausbau von Kindergärtnerin-

nenausfoildungslehrianstalten vorgeschlagen, ein 
Schülerheim soll in Murau errichtet werden, Schü­
lerwarteräume, ein Studentinnenheim in Graz, wei­
tere Kindergärten, auch für das Kranikenpflegeper-
sonal sollen Ausfoildungsstätten geschaffen werden; 
das ist sehr lobenswert und würde natürlich dem 
Land und dem Bund ziemliche Beträge kosten. 

Und nun noch etwas, und zwar die Bedarfszu­
weisungen, die das Land bekommt. Ich bin selbst 
Vertreter 'einer ländlichen Gemeinde. Ich weiß, 
wie sehr wir bluten müssen und wie sehr wir !be- ! 
lastet sind. Die Bedarfszuweisungen betragen auch 
nach dem neuen Finanzausgleich 13,5 Prozent der 
Ertragsanteile und werden sich im Jahre 1973 mach 

~den VoTaTrsrhlragssätzHir^d^s^^nd^svoraTischlagBs 
nur um 6,5 Prozent erhöhen. Wenn ich -diese Be­
darfszuweisungen anschaue, so glaube ich fest­
stellen zu müssen, daß dies ein echter Verlust für 
die Gemeinden ist, der nicht zuletzt 'auf das neue 
Finanzausgleichsgesetz 1973 zurückzuführen ist. 
Noch dazu, wenn man feststellt, ich habe mir das 
von Baufachleuten geben lassen, daß die Baukosten 
von 1971 auf 1972 allein um 25 -Prozent gestiegen 
sind. (Landesrat Bammier: „Nicht alle, -das ist die 
Obergrehze!") Im Durchschnitt bitte. Mir wurde 
das jedenfalls von einem Fachmann gesagt. 

Ein weiteres Problem, das die Gemeinde be­
trifft, möchte ich noch aufzeigen: Die Gemeinden 
spüren, daß sie — fast möchte -ich sagen — von 
Monat zu Monat mehr Aufgaben aufgelastet be­
kommen, ich meine jetzt Aufgaben des Bundes. 
Ich darf das auf eine einfache Formel bringen. Die 
Gemeinden müssen mehr leisten, mehr -arbeiten, 
bekommen aber auf der anderen Seite weniger 
Geld. Der Herr Abgeordnete Dr. Strenitz hat an 
seiner Hauptrede angeführt, daß aus der Finamzaus-
gleichsmasse den Gemeinden im Jahr um 9 Milliar­
den mehr zufließen werden. Ich darf nun das 
Resümeeprotokoll zur Paktierung des Finanzaus­
gleiches erwähnen, in dem steht ganz klar, daß die 
Fiinanzausgleichsmasise für die Gemeinden im Jahr 
1973 1,298 Milliarden Schilling beträgt. Der Anteil 
aus der Finanzausgleichsmasse. (Landesrat Bamm-er: 
„Mal sechs!" — Abg. Dr. Strenitz: „Für sechs 
Jahre, habe ich gesagt!") Entschuldigung, das habe 
ich überhört. Dann haben wir 'beide recht gehabt, 
Herr Doktor. Trotz allem muß ich sagen, daß das 
neue Finanzausgleichsgesetz 1973 bei Gott keine 
Wunderformel dastelrt, weder für das Land noch 
für die Gemeinden. Ich muß dies mit aller Deutlich­
keit aufzeigen. Ich bin nicht der erste und auch 
nicht der letzte, der feststellt, daß es noch immer 
den abgestuften Bevölkerungsschlüssel gibt und 
noch immer keine Berücksichtigung der reinen 
Wohngemeinden. Wo bleibt auf dem kommunalen 
Sektor das gleiche Recht auf Lebensform für jeden 
Staatsbürger? Ich darf hier betonen, daß im Lande 
Steiermark eine klare und realisierbare Schwer­
punktpolitik besteht, die speziell im ÖVP-„Modell 
Steiermark" ihren Niederschlag findet. 

Wenn der Herr Landesfinanizreferent Dr. Klaus er 
in seiner Embegleituiigsrede zum Landesvoran-
schlag 1973 -an die steirische Bevölkerung appelierte, 
mit ihren Wünschen und Forderungen gegenüber 
der öffentlichen Hand Maß zu halten, so möge 
dieser Wunsch umgekehrt auch -an die sozialistische 
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Bundesregierung wei tergegeben werden. Es ist heu­
te schon die Gratisschulbuchaktion zitiert worden. 
Es ist das typische Beispiel, wie man aus de r 
Gratisschulbuchaktion eine Wegwerfmilliarde wer­
den läßt. Ich möchte auf die Problematik im einzel­
nen nicht eingehen, w ie viele Gutscheine zum 
Schulanfang vorhanden waren, daß es heute noch 
Bücher gibt, die man nicht erhält, daß es Bücher 
gibt, für 'die es keime Gutscheine gibt und umge­
kehrt Gutscheine, für die es ke ine Bücher gibt. 
In meinen Augen sind das keine Gratisbücher. 
Soweit die Mittel aus dem Familienbeihilfenfonds 
entnommen werden, sind es ke ine Gratisbücher 
(Abg. Brandl: „Ja freilich, in Ordnung! Da haben 
wir nichts dagegen!"), sondern eine Familienbei-
hilfe, die in Form e iner Sachleistung den Eltern 
gewährt wird. Man möge das aber nicht so hin­
stellen. Denn jeder Schilling, der aus dem Familien­
beihilfenfonds genommen wird und für diesen 
Zweck verwendet wird, bedeutet auf der anderen 
Seite weniger Familienbeihilfe. (Landesrat Bammer: 
„Herr Abgeordneter , was ist denn früher mit dem 
Geld geschehen?" — Landesrat Gruber: „Da war 
er nicht Abgeordneter, das weiß er nicht!") 

Es ist auch interessant in diesem Zusammenhang, 
daß vor gar nicht langer Zeit — es ist keine ÖVP-
Broschüre, aus de r ich das entnommen habe — 
der Herr Bundeskanzler erklärt habe, daß i n die 
Teuerungsabgeltung, welche für die Pensionisten 
geplant ist, d ie Familien nicht einbezogen werden, 
da sie schon d ie Schulbücher bekommen haben. 
Das ist bei Gott keine familienfreundliche Einstel­
lung. Noch dazu tritt im nächsten Jahr ein neues 
Einkommensteuergesetz in Kraft. Obwohl es der 
Herr Kollege Strenitz erwähnt hat, darf ich hier 
noch zwei Beispiele zitieren, die beweisen, daß 
diese neue Besteuerung al les eher als familien­
freundlich ist. (Abg. Dr. Strenitz: „Das sagt die 
ÖVP!") Ein Ehepaar der Steuergruppe B mit einem 
Kind zahlt bei einem Jahresbruttoeinkommen des 
Gatten von 60.000 Schilling und einem solchen 
de r Gattin von 40.000 Schilling, also einem Fami-
l iengesamteinkommen von 100.000 Schilling eine 
Lohnsteuer von zusammen 3989 Schilling. Die Gat­
tin bezahlt dann ke ine Lohnsteuer. Ein Alleinver­
diener, ebenfalls der Steuergruppe B, mit einem 
Kind zahlt aber beim gleichen Familieneinkommen 
von 100.000 Schilling trotz des Alleinverdiener-
absetzbetrages e ine Lohnsteuer von 11.954 Schil­
ling, das heißt also, bei gleichem Familieneinkom­
men das Dreifache. 

Ich habe hier noch ein anderes Beispiel, wo das 
sogar bis zum Vierfachen geht. > (Landesrat Bam­
mer: „Sie sind schon bei der Gruppe 9! Das gehört 
zu den Finanzen!") Entschuldigen Sie, Herr Landes­
rat. Ich lasse mir als freigewählter Abgeordneter 
hier nicht das Wor t nehmen. Auch meine Vorred­
ner aus Ihrer 'Fraktion haben verschiedene Dinge 
in dieses Kapitel hineingenommen, Sie werden das 
auch mir gestatten. (Abg. Jamnegg: „Aber der 
Konnex ist da!") Ich habe jedenfalls das Gefühl — 
wir können uns dann privat unterhalten, Herr 
Kollege. Ich bin zwar kein Steuerfachmann, ich 
halbe mir das nicht selbst izusammengedacht, ich 
werde es Ihnen dann zeigen. (Abg. Stoisser: „Der 
Seidl ha t recht!" — Abg. Brandl: „Immer!") 

Aus diesen Dingen, die ich nur streif lichter­
weise aufzeigen durfte: Die Sorge der Schule, 'die 
Sorge der Gemeinde, die Sorge der Familie, habe 
ich doch das Gefühl, daß d ie Politik der sozialisti­
schen Bundesregierung bei Gott nicht modern und 
zukunftsorientiert ist. (Landesrat Bammer: „Ein 
bisserl schon!") Ich glaube sagen zu können, daß 
unsere Partei sorgen wird, daß die sozialistischen 
Wassertr iebe nicht in den Himmel wachsen. (Lan­
desrat Bammer: „Jetzt sind wir beim Wasserwirt­
schaftsverband!" — Beifall bei der ÖVP.) 

Dritter Präsident Feldgrill: Als nächstem Redner 
erteile ich dem Herrin Abgeordneten Lackner das 
Wort . 

Abg. Lackner: Hoher Landtag! 

Ich ibin zwar ke in Schulmeister, muß aber trotz­
dem ein paar Wor te zum Kapitel 2 sagen. (Abg. 
Dr. Heidinger: „Du bist j a gar kein Lehrer!" — 
Landesrat Bammer: „Darum wird es ja interessant!") 
Das macht nichts, aber [Bürgermeister bin ich, wenn 
ich kein Schulmeister bin. 

Es wurde nicht nur heute, sondern schon öfter 
über die Gratisschulbuchaktion gesprochen. Die 
Frau Kollegin Bischof hat sogar eine sehr feierliche 
Erklärung abgegeben. Ich will jetzt keine Debatte 
deswegen anfangen, nur ganz am Rand ein paar 
Gedanken vermerken. Wir alle wollen haben, daß 
Ordnung und Sparsamkeit herrscht, weil das die 
Voraussetzung für ein geordnetes Leben ist. Und 
wenn wir haben wollen, daß das in Zukunft so 
weitergeht, dann können wir gar nicht früh genug 
anfangen, dieses Kleinod Ordnung und Sparsamkeit 
in die Herzen und die Gehirne unserer Kinder ein­
zuprägen. Aber die Schul'buobaktion ist kein gutes 
Beispiel dafür. Wenn man schon die Schulbücher 
herschenkt, soll man nicht so verschwenderisch 
sein und soll sie wenigstens ein paar Jahre ver­
wenden. Die Kinder verl ieren ja das Gefühl für 
das Geld, das trotzdem schwer erarbeitet und schwer 
verdient werden muß. Und die Katze beißt sich 
dann gleich in den Schwanz. Die Tragik dabei ist, 
daß die Kinder und d ie Lehrer durch den Gesamt­
unterricht überhaupt dazu verleitet werden, soviel 
Bücher als möglich anzuschaffen, weil sie nichts 
kosten, und die Kinder, die in der unglücklichen 
Lage sind und nicht die Möglichkeit haben, mit 
dem Schulautobus zu fahren, müssen kiloweise 
Papier hin- und heimtragen. Auf der e inen Seite 
hört man immer, daß die Kinder vom Land Hal-
tungsschäden haben. Die Schule gilbt da kein gutes 
Beispiel. (Landesrat Grulber: „Karl, denen geht es 
so wie den Albgeordneten!" — Beifall bei der ÖVP.) 
So. Schluß mit der Schulbuchaktion (Landesrat 
Bammer: „Mit der Kritik!"), das heißt mit der 
Debatte. 

Es ist erfreulich, daß wir in Admont ein Landes-
schülerheim bekommen haben, weil gerade dadurch 
die Kinder aus den entlegenen Gräben ebenfalls die 
Möglichkeit haben, eine Hauptschule zu besuchen, 
was sonst überhaupt nicht möglich gewesen wäre. 
(Landesrat Bammer: „Die Gemeinde blutet!" — Lan­
deshauptmann Dr. Niederl: „Ist viel Wohnbauförde­
rung dabei!" — Landesrat Bammer: „Nein, nein. 
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Die Gemeinde bekommt nichts außer dem Schul­
aufwand!") 

Außerdem ist noch «in erfreuliches Kapitel in 
der Gruppe 2 vorhanden. In Schladming gilbt es 
eine Schihauptschule. Das ist zwar ke ine öster­
reichische Erfindung, iaber dodh einzigartig in Öster­
reich. Im Jahre 1970 ha t man mit 15 Kindern be­
gonnen, und jetzt sind es bereits 60. Trotz s trenger 
Auslese durch den Steirischen Schiverband ist es 
so, daß im Jahre 1974 die 'Kinder, die jetzt in einem 
Bauernhof untergebracht werden, gar nicht mehr 
untergebracht werden können. Es muß ein Internat 
gebaut werden. Erfreulicherweise sind 3 Millionen 
Schilling dafür vorgesehen. Der Bürgermeister von 

für unseren Fremdenverkehr immer wieder brau­
chen, wenn sie zum Beispiel als Medail lengewinner 
nach Hause kommen. (Beifall.) 

Präsident: Als nächste Rednerin hat sich Frau. 
Prof. Hartwig zu Worte gemeldet. Ich erteile ihr 
das Wort . 

Abg. Prof. Hartwig: Meine Damten und Herren, 
erlauben Sie mir ein paar kurze Bemerkungen zu 
den vorhergehenden Reden zum Kapitel Schule. 
Frau Abgeordnete, Sie haben gemeint, für die Kin­
dergärtnerinnen müßte eine Änderung des Dienst­
rechtes geschaffen werden. Ich bin völlig Ihrer 

"Ramsau hat sogar eigens für diesen Zweck einen 
grund zur Verfügung gestellt. (Landesrat Bammer: 
„Von Schladming!") Nein, der Ramsauer Bürger­
meister. Die Ramsauer kommen hal t bis Schladming 
herunter. (Landesrat Gruben „Aber gebaut wird 
itn Schladming!") In Schladming wird gebaut, das 
stimmt. 

Aber e s wäre eine Halbheit, wenn man die 
Kinder nach der 4, Klasse Hauptschule fortgehen 
ließe. Es muß daher automatisch für die Kinder 
eine wei tere Berufsausbildung möglich sein, damit 
sie den Schisport werter ausüben können. Daher ist 
es notwendig, in Schladming e ine Handelsschule 
zu errichten. 80 Prozent der Eltern haben sich dafür 
ausgesprochen. Außerdem sind die Leistungen, d ie 
die Kinder erbringen, wirklich beachtlich und es 
ist erfreulich, wenn man mit d en Funktionären 
spricht, dann muß man feststellen, daß 50 Prozent 
der Schihauptschüler in den ÖSV-Kader aufge­
nommen werden können. Ganz vorsichtig geschätzt, 
werden sich sogar fünf für d ie Nationalmannschaft 
qualifizieren. Man muß sich 'aber trotzdem die 
Frage stellen: Wenn die Kinder nur immer Schi­
fahren gehen, wie schaut e s denn beim Lernen 
aus? Und das ist jetzt das interessante. Es ist 
wirklich so, daß die Kinder mehr auf der Piste sind 
und Freizeit ganz klein geschrieben ist, aber der 
Lernerfolg ist trotzdem überdurchschnittlich, bes­
ser als bei den anderen Schulen, wo die Kinder 
mit der Freizeit nichts anzufangen wissen. Das 
halben nicht nur die Lehrer von Schladming fest­
gestellt, sondern sogar eine maßgebliche Persön­
lichkeit, ein Sektionsrat vom Unterrichtsministeirium. 
Der hat gesagt, daß d ie Schischule Schladming als 
Versuchsschule einzigartig in Österreich dasteht. 
(Landesrat Bammer: „Der hat dich schön angelo­
gen, da gibt es ja ein paar!") Nein, der hat das 
mit Begeisterung festgestellt. 

Diese Leistungen sind auch für uns selbstver­
ständlich verpflichtend. 1,300.000 Schilling kostet 
die Erhaltung dieser Schihauptschule, die Eltern 
allein leisten 350.000 Schilling und, Herr Landesrat 
Jungwirth, 850.000 Schilling wären noch notwendig. 
Die Schifirmen stellen das Schimaterial zur Ver­
fügung, die Sparkassen, Raiffeisenkasse, Volks­
bank — jede hat einen VW-Bus gespendet. Man 
sieht, alles hilft zusammen und daher müssen auch 
wir vom Land unseren Beitrag leisten, denn die 
Kinder, die aus dieser Schischule herauskommen, 
werden — zeitlich gesprochen — ja (morgen oder 
übermorgen die Steiermark, unser Heimatland, 
nach außen hin vertreten, mit Erfolgen, die wir 

Bau- Meinung. Ich glaube nur, daß wir d ann gemeinsam 
darauf hinarbeiten müssen, daß nicht nu r das Dienst­
recht an sich, sondern auch die Einstufung geändert 
wird, denn sonst werden wir es nicht erreichen. 
Wir wierden ohne Zweifel die Ausbildung ein 
bißchen verändern müssen und auch die Einstufung. 

Der Herr Abgeordnete iBuchberger hat gemeint, 
die Schülerfreifahrt sei mangelhaft, weil 'die Busse 
überfüllt seien, weil keine Dächer über d en Hal te ­
stellen sind. Erstens glaube ich, daß die übe r -
füllung der Autobusse nicht nur durch das Gesetz 
geregelt werden kann, d a müßten andere Wege 
gegangen werden. Ich gebe auch ohne wei teres 
zu, daß ursprünglich dieses Gesetz Mängel gehabt 
hat. Aber ich muß schon sagen, ke ine Fehler macht 
nur der, der nichts arbeitet, wenn gearbeitet wird, 
gibt es auch Fehler. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eberdorfer: 
„Das ist leine gute Ausrede!") Sie halben auf diesem 
Gebiet ohne Zweifel keine Fehler gemacht. (Abg. 
Brandl: „Sehr gut, sehr gut!") 

Zu den Haltungsschäden, die der Herr Kollege 
Lackner angeführt hat, muß ich Ihnen leider als 
Lehrer sagen, seit ich in der Schule war, i s t immer 
über die Haltungsschäden der Schüler geklagt wor­
den, längst vorher schon. Diese Klage erfolgte mit 
Recht und ich glaube wirklich, daß es nicht sehr 
viel Sinn hat, Fitness-Märsche und all d iese Dinge 
zu fördern und auf der anderen Seite nicht .zu er­
reichen, daß d ie Kinder auch von zu Hause aus 
ein bißchen Bewegung machen, zum Beispiel, daß 
sie gewisse Schulwege zu Fuß gehen. Ich bin da 
sehr dafür. 

Ein gefährliches Wort scheint mir das Wor t des 
Herrn Abgeordneten Seidl über d ie Sonderschulen 
zu sein. Ich glaube, daß gerade die Lehrer sehr 
darauf h inwirken müssen, daß diese von früher 
her übernommene Vorstellung, daß die Sonder­
schulen schrecklich und völlig unmöglich sind, so 
daß die Eltern Scheu haben, ihre Kinder dorthin 
zu geben, 'abgebaut werden sollte. Denn die Kin­
der, die nicht in de r Lage sind, in einer normalen 
Schule mitzukommen, die können eben gerade in 
diesen Schulen ihren Möglichkeiten entsprechend 
gefördert werden und nur in d iesen Schulen ist 
das möglich. Ich glaube, daß wir uns da sehr vor­
sichtig 'ausdrücken sollten. 

Ein sehr ernstes Problem ist meiner Meinung 
nach d ie Frage des Kulturlebens auf dem Lande, 
von dem der Herr Abgeordnete Schrammel ge­
sprochen hat. Ich glaube ehrlich gesagt nicht, daß 
man es lösen könnte damit, daß man achtklassige 
Volksschulen beläßt, das würde nicht gehen. (Abg. 
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Schrammel: „Das habe ich nicht gesagt!") Sie haben 
vollkommen recht mit Ihrer Meinung, daß d ie 
Lehrer — wenigstens früher — der kulturelle Mittel­
punkt waren. Die Schwierigkeit liegt j a vielmehr 
dabei, daß d ie Lehrer jetzt vielfach Fahrlehrer sind, 
die hin- und herpendeln. (Abg. Schrammel: „Mehr 
Raum für die Schule habe ich gemeint!") Ja sicher, 
aber wir werden sicher nicht in jedem Ort, wo es 
eine Volksschule gibt, eine Hauptschule haben 
können. Da werden noch andere Änderungen ein^ 
t reten müssen. 

Ich darf jetzt noch eine ganz kurze Bemerkung 
anfügen: Wenn Sie die Entwicklung im österreichi­
schen Schulwesen in unserem Jahrhunder t und 
damit auch im steirischen Schulwesen natürlich, 
verfolgen, dann gibt es drei wichtige Daten: Das 
erste war d ie Glöckel'sche Schulreform im Jahre 
1920, d ie überhaupt — und das kann nicht mehr 
bestritten werden — zur wei teren Entwicklung der 
österreichischen Schule den Anstoß gegeben hat 
und wovon im wesentlichen das zweite Werk profi­
tiert hat, nämlich das Schulgesetzwerk 1962, zu 
dem wir uns natürlich bekennen, von dem wir aber 
mit großer Freude feststellen, daß es gelungen ist, 
dort zu ve rankern die selbständige Oberstufenform, 
die gerade für die ländlichen Geibiete eine echte 
Hilfe und ein echter Fortschritt für die Bildungs­
möglichkeiten der Jugend ist, ebenso w ie die Aus­
bildung der Lehrer a n der Pädagogischen Akademie, 
die zuerst s ehr bekämpft wurde von der ÖVP, die 
sich aber als ausgesprochener Vorteil erweist, wir 
haben heute viel mehr Lehrer als früher. Der dritte 
wesentliche Punkt ist d ie jetzige Gesetzgebung 
durch die sozialistische Bundesregierung, die d ie 
regionale und die soziale Gleichheit aller Kinder, 
wenigstens soweit das überhaupt menschenmöglich 
ist, gerade durch die Maßnahmen wie Schulbeihil­
fen, Schülerfreifahrten und Gratisschulbücher ge­
währleistet und jetzt werden die Dinge noch be­
kämpft und Sie sind jetzt wegen der Gratisschul-
buchaktion, wegen der unbestr i t ten fehlerhaften 
heurigen Organisation', s ehr ungehalten. Aber ich 
sage Ihnen eines, in kurzer Zeit werden diese Er­
rungenschaften so selbstverständlich sein wie vieles 
andere. 

Und wenn man — um Ihr „Modell Steiermark" zu 
zitieren — dort liest, was über die Entwicklung 
des Bildungswesens drinnensteht, muß ich sagen, 
wir sind froh und glücklich, daß sich die Ideen, 
die vor 20 und noch mehr Jahren schon von Glocke 
in vieler Hinsicht geäußert worden sind, heute 
Allgemeingut sind, nicht mehr bestritten werden 
und wir auf d iese Weise e inen weiteren Beweis 
dafür haben, daß die wirklich fortschrittlichen sozia­
listischen Ideen sich durchsetzen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Wimmler das Wort. 

Abg. Wimmler: Meine Damen und Herren! 
Wenn auch der Landesfinanzreferent in seiner 

Einbegleitungsrede zum Landesvoranschlag 1973 be­
tont hat, daß infolge mehrerer Steuer- und wirt-
schaftspolifcischer Neuerungen, die uns das Jähr 
1972 gebracht hat, die Verschuldung des Landes 

am Ende des Jahres 1973 mit 2,7 Milliarden Schil­
ling an der Spitze aller Bundesländer liegen wird, 
so darf man doch sicher feststellen, daß diese Ver­
schuldung wahrscheinlich nur im Hinblick auf die 
einmalige Übergangssituation dieses Jahres gese­
hen werden anuß. Wir sind daher t rotzdem der 
Meinung, daß die von uns Freiheitlichen schon vor 
Jahren und mehrmals in diesem Hohen Hause er­
hobene Forderung, die den Gemeinden auferlegte 
Last der Schulbauten abzunehmen und auf das Land 
zu übertragen, zweckmäßig wäre. Wir lassen uns 
dabei von der Überlegung leiten, daß — von eini­
gen finanzstarken Gemeinden abgesehen — auch 
bisher kaum, eine Gemeinde in der Lage gewesen 
ist, eine Schulbaufinanzierung allein vorzunehmen 
und daß außerdem 'kaum eine Gemeinde in der 
Lage ist, über ih re Grenzen h inaus die Frage der 
Bevölkerungsbewegung von einem übergeordneten 
Standpunkt aus zu e rheben und zu beurteilen. Dar­
aus ergibt sich meiner Meinung mach in finanzieller 
Hinsicht, daß eine Übernahme der Schulbaulast 
durch das Land kaum eine größere Belastung zur 
Folge haben würde . Es wäre sogar denkbar, meine 
Damen und Herren, daß mit Vereinheitlichung 
und zusammengefaßten Aufträgen Einsparungen er­
zielt werden könnten. Ich halbe nicht die Absicht, 
zu polemisieren, wenn ich i n diesem. Zusammenhang 
von immer mehr leerstehenden Schulgebäuden spre­
che, deren Fertigstellung nicht allzuweit zurück­
liegt. Denn ich weiß, daß nicht alles auf das Konto 
Ehrgeiz von Bürgermeistern und Gemeinden oder 
auf Fehleinschätzungen gebucht werden kann. Na­
türlich kann niemand Hellseher sein, und auch auf 
diesem Gebiet, wie überall, können Fehleinschätzun­
gen vorkommen. Aber derar t ige Fehlplanungen, 
wie sie unter anderem in Pürgg sichtbar geworden 
sind, dürften meines Erachtens wohl nicht vor­
kommen. Eine gesamitsteirische Schulbauplanung mit 
der Übernahme der Schulbaulast von den Gemein­
den hätte diese unnütze Ausgabe von rund 2 Millio­
nen Schilling in Pürgg sicherlich verhindert. Bei 
einer solchen Gesamtplanung, meine Damen und 
Herren, könnten viele Einzelbestrebungen koordi­
niert werden, und vor allem könnten Gesichts­
punkte größere Berücksichtigung finden, die über 
den Rahmen der einzelnen Gemeinde h inausgehen 
und von den Gemeinden in den meisten Fällen auch 
nicht erfaßbar sind. Eine -Konzentration der Kräfte 
sowie eine sinnvolle Vereinheitl ichung des Schul­
baues ohne allgemeine Uniformierung könnte mit 
weniger 'Geld bessere und zweckmäßigere Schul­
bauten ergeben und die von uns allen gewünschte 
Chancengleichheit vergrößern. Ganz kurz, meine 
Damen und Herren, möchte ich auch von der Be­
setzung besonders solcher Lehrerstellen sprechen, 
die mehr oder weniger in abgelegenen Teilen unse­
res Landes, abgelegen von größeren Siedlungs­
räumen, bestehen. Es ist verständlich, daß die mei­
sten frischgebackenen Lehrer und Lehrerinnen alles 
daransetzen, in einem größeren Ort, in einer höher 
organisierten Schule angestellt zu werden. Ich sage 
ausdrücklich, es i s t verständlich. Aber ich glaube, 
daß es nicht zuletzt im Interesse des jungen Leh­
rers wäre, ihn zuerst dn kleineren, entlegeneren 
Schulen wirken zu lassen. Ich denke an Gebiete 
und Orte wie Wildalpen, Donnersbachwald und 
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ähnliche, wo sich dem jungem Lehrer oder der jun­
gen Lehrerin besser als in den größeren Schulen 
die Möglichkeit bietet, der echten Eraiehungsauf-
galbe gerecht zu werden. Meiner Meinung nach 
muß es doch dem Ideal eines jungen Lehrers ent­
sprechen, durch besseres Kennenlernen des Kindes 
und engere Kontakte mit den Eltern, die sich dort 
naturgemäß leichter ergeben, eine exaktere Beur­
teilung des ihm anvertrauten Kindes zu erlangen. 
Ich halte es für die vornehmste Aufgabe in unserer 
Gesellschaft, unseren Kindern das Rüstzeug für das 
Leben zu ge'ben und ihnen nicht bloß Wissen zu 
vermitteln, sondern sie in ihrem ganzen Wiesen 
zu erkennen und zu formen. Eine dankbare Auf-

^afo'e~auße~rdBm7TateTrtB^ausfi^^ 
fördern, dankbar sowohl für die Kinder und für 
deren Eltern als auch für die Gesellschaft. So auf 
die jungen Lehrer einzuwirken und abgelegene 
Schulen nicht als Strafposten zu bewerten, sondern 
sie begehrter zu machen, wäre eine dankbare Auf­
gabe für die Schulverwaltung im Interesse der 
Lehrer und nicht nur im Interesse der Lehrer, son­
dern sicherlich auch im Interesse des ländlichen 
Raumes. Ich glaube, es gibt dort auch manche 
Impulse, die es vielleicht an der Stadt nicht überall 
gibt. Daß diese Lehrer natürlich nach entsprechen­
der Zeit die Möglichkeit eingeräumt erhalten müß­
ten, zu besseren Kontaktmöglicbkeiten in größeren 
Schulen zu kommen, versteht sich von selbst. Und 
wenn ich, meine Damen und Herren, von abgelege­
nen Schulen spreche, müßte wohl auch gesagt wer­
den, daß es in diesen Gebieten noch einiger Maß­
nahmen bedarf, um die heute schon erwähnte und 
begrüßenswerte Einführung der Schülerfreifährt 
auch den Kindern, dieser Gebiete in annähernd 
gleicher Weise zukommen zu lassen wie in den 
Städten. Schaffen wir, meine Damen und Herren, 
also die Voraussetzung für eine gesamitsteirische 
Schulbauplanung durch die Übernahme der Schul­
baulast von den Gemeinden, und vermitteln wir 
unseren Kindern mit guten Lehrern und wohl­
durchdachten Methoden eine gute Ausbildung. (All­
gemeiner Beifall.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Loidl das Wort. 

Abg. Loidl: Hohes Haus, meine Damen und Her­
ren! 

Die Ausführungen des Kollegen Ing. Stoisser 
veranlassen mich, doch ein paar Worte zur Be­
rufsausbildung der Lehrlinge zu sagen. Ich bin fest 
davon überzeugt, daß wir uns über die Frage, auf 
welchem Weg wir mögliebst viele gut ausgebildete 
Facharbeiter aller Berufsgruppen bekommen, min-
'destens ebenso viele Gedanken machen sollen als 
über die Studenten, wie etwa der Weg zum Dokto­
rat, zum Juristen führt, mit dem man dann nicht 
weiß, was man [anfangen soll. Dies ist heute bereits 
gesagt worden. Die duale Berufsausbildung war 
für uns nie eine Frage, das ist eine Entwicklung, 
eine historische, aber vor allen Dingen eine tech­
nische. Wie ich in die Lehre gegangen bin, War mein 
Chef jedesmal wütend, wenn ich einen Tag in der 
Woche in die Berufsschule gehen mußte. Ich hatte 
allerdings einen Chef, der sich um meine Ausbildung 

gekümmert hat, nicht nur um mich, sondern auch 
um die anderen Lehrlinge. In der Zwischenzeit hat 
sich da manches geändert und es ist zur Verschie­
bung von der praktischen Ausbildung dm Betrieb 
zur schulischen Ausbildung gekommen. Wir haben 
daher begrüßt, daß in der Steiermark die Lehrlinge 
eine zusammenhängende internatsmäßdge schulische 
Ausbildung durchmachen. Das ist schon ein sehr 
wesentlicher Fortschritt. Ich glaube aber, daß das 
noch nicht die letzte Weisheit ist, sondern daß sich 
diese Verschiebung zur schulischen Ausbildung fort­
setzen wird müssen wegen der Spezialisierung der 
Betriebe. Denken Sie nur an ein Beispiel: Wenn 
ein Lehrling bei der Firma Robinson Automechani-

^certeTnt,~wirrd er die ganze Lehrzeit über nur mit 
Volkswagen zu tun haben und' überhaupt keine 
Ahnung von (einem Dieselmotor bekommen. Es 
ist dooh kein Zufall, daß es sich das Land soviel 
Geld 'kosten läßt, um in die Berufsschulen teure 
und moderne Maschinen aller Art zu investieren, 
damit für die Lehrlinge eine toreitere Basis für die 
Ausbildung geschaffen wird. Ich will es gar nicht 
so darstellen, wie es aus den Fragebogen hervor­
geht, daß es viele ungeeignete Meisterlehren gibt. 
Nicht aus böser Absicht, sondern aus dem Umstand, 
daß im ganzen Betrieb überhaupt niemand ist, der 
die pädagogische Voraussetzung mitbringt, einen 
Lehrling wirklich auszubilden. Wenn Sie bedenken, 
daß im Akkord gearbeitet wird und niemand Lust 
und vor allem Zeit hat, sich um einen Jungen zu 
kümmern. Der arbeitet so nebenher und die Prüfung 
ergibt dann ein Ergebnis, das manches Mal schauder­
haft ist. (Abg. Ing. Stoisser: „Das gilt aber nicht 
für die kleinen Betriebe!") In der Baurwirtschaft wird 
derzeit der erste Lehrbauhof von der Baudinnung 
in Niederösterreich gebaut. Dort werden die Lehr­
linge nicht mehr beim Meister ausgebildet, sondern 
werden am Lehrbauhof ausgebildet, wo eben der 
praktische mit dem theoretischen Unterricht in 
Verbindung gebracht wird. Wenn wir von Mobili­
tät sprechen und hier heute gesagt wurde, daß 
jeder damit rechnen muß, innerhalb seiner Berufs­
gruppe seinen Beruf zu wechseln, so muß man ihm 
eine möglichst breite Ausibildungsbasis geben. Die 
kann nicht in einem Meisterbetrieb, der zum Bei­
spiel nur Tür- oder Fensterstöcke oder nur ein 
bestimmtes Möbelstück herstellt, erreicht werden. 
So ist das von uns gemeint, wenn wir die duale 
Berufsausbildung wohl bejahen, daß sie aber die 
Entwicklung zur schulischen Ausbildung nehmen 
muß. Ich verstehe nicht, Herr Abgeordneter Stoisser, 
wieso Sie sagen konnten, daß wir gegen 'dieses 
Ausbildungssystem im 'Grunde etwas einzuwenden 
haben. (Abg. Ing. Stoisser: „Im sozialistischen Bil-
dungssystem steht es drinnen!") Ich bin auch über­
zeugt, daß sich diese duale Berufsausbildung, wie 
sie sich jetzt entwickelt, zur höheren berufsweiter­
bildenden Schule hin entwickeln wird. Ich halbe 
vor zwei Jahren gesagt —• da bin ich von Herrn 
Landesrat Peltzmann beinahe ausgelacht worden -—, 
es ist doch ein Unrecht, daß nur mehr einige Fir­
men sich der Lehrlingsausbildung widmen und die 
Kosten auf sich nehmen. Man sollte das doch so 
machen, daß man eine Austoildungsumlage einhebt 
für jeden Beschäftigten; das ist jetzt ein Antrag 
des ÖAiAB in Niederösterreich gewesen, wie ich vor 
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wenigen Tagen gelesen habe. Auch auf diesem 
Gebiet kommen Sie scheinbar doch langsam auf 
die wirklichen Probleme und ich glaube, daß sich 
die Entwicklung in dieser Richtung fortsetzen wird. 
Ich glaube, daß Landesrat Peltzmann, wie wir alle, 
das Land ha t j a das Geld zur Verfügung gestellt, 
mit unseren Berufsschulen, wie sie sich entwickeln, 
im großen und ganzen zufrieden und stolz sein 
können; aber das ist der Weg, de r hier gegangen 
wird, von der Meisterlehre h inüber immer mehr 
zur schulischen Ausbildung. Und nur so werden 
wir dann auch die entsprechenden Fachkräfte, die 
auch ein bestimmtes Image haben, bekommen und 
auch junge Leute, die d iese Schulen 'besuchen wer­
den. (Beifall.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Laurich das Wort . 

Abg. Laurich: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! 

Der Herr Abgeordnete Dr. Heidinger hat im 
Finanziausschuß gesagt, daß er die Schulbuchaktion 
nicht polemisch behandeln wird. Leider hat man 
heute andere Töne gehört. Wir halben gehört, daß 
die Schulbuchaktion überhudelt durchgeführt wurde, 
und man bat auch von der Verschwendung von 
Steuergeldern gesprochen. Daß ausgerechnet aus 
den Reihen de r bäuerlichen Ver t re ter an de r Schul­
buchaktion und an den Schülerfreifahrten Kritik 
geübt wurde, das befremdet und überrascht mich, 
weil gerade d ie 'bäuerliche Jugend echte Vorteile 
von diesen beiden Reformen hat. (Abg. Brandl: 
„JawohlI" — Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte Ihnen bekanntgeben, daß das Bun-
desminiisterium für Unternicht Anfang Oktober vom 
Landesschulrat für Steiermark e inen Erfahrungs­
bericht über die Durchführung der Gratisschulbuch-
akt|ion langefordert hat. -Wir können mit einem 
gewissen Stolz feststellen, daß dieser Bericht für 
die Steiermark absolut positiv ist. Von den steiri­
schen Schulen, und zwar von 650 steirischen Pfldcht-
schulen, haben 32 einen Berächt abgegeben, von 
rund 180 Hauptschulen zehn, ferner s ieben höhere 
Schulen und fünf Berufsschulen. Insgesamt haben 
sich also 7 Prozent der Schulen an dieser Aufforde­
rung beteiligt. Wir können aus diesem Bericht ent­
nehmen, daß die Schulbuchaktion, obwohl sie vor 
Schulschluß unter größtem .Zeitdruck gestanden 
ist, es doch zuwege gebracht 'hat, d aß rund 95 Pro­
zent a l ler s teirischen Schulen termingerecht die 
Bestellungen für die Schulbücher abgegeben haben. 
Ich glaube, daß von dieser Stelle aus daher der 
steirischen Lehrerschaft zu danken ist (Beifall). Wir 
get>en selbstverständlich zu, daß es d a und dort 
verschiedene Schwierigkeiten und Komplikationen 
gegeben hat . Nicht zuletzt deshalb, weil ja doch 
an einzelnen Schulen Schülerladen vorhanden wa­
ren. Manche Schulen hät ten bis zu 50 Prozent ihre 
Schüler mit (Schulbüchern laus d e r Schülprlade 
beteilen können. 

Wi r wissen, daß auch aus anderen Gründen sehr 
har te Kritik geübt wurde, zum Beispiel, daß die 
Bücher nicht zeitgerecht ausgeliefert worden sind. 
Auch hier kann ich für die Steiermark sagen, daß 
mit Stichtag 13. Oktober — also i n der 5. Schul­

woche — 90 Prozent aller Schulbücher in den 
Händen der Schüler waren. (Abg. Ing. Stodsser: 
„Nlur meine Kinder haben sie noch nicht!") Das 
war ein ausgesprochenes Pech, Herr Kollege. Viel­
leicht liegt das aber an dem Buchhändler oder am 
Verlag. 

Meine Damen und Herren, wenn der Herr Abge­
ordnete Stoisser sagt, daß seine Kinder die Bücher 
nicht natoen, so möchte ich feststellen, daß es alle 
Jahre zuvor immer Engpässe mit der Versorgung 
mit Schulbüchern .gegeben hat und daß Verzöge­
rungen be i der Auslieferung von Schulbüchern 
immer vorhanden waren. 

Wir wollen aber ehrlich sein. Echt betroffen 
von diesen Verzögerungen waren 'die ersten Lehr­
gänge von Berufsschulen. Denn Sie wissen ja, daß 
die Berufsschulen Lehrgänge haben, die zwei Mona­
te dauern, und wenn im ersten Monat die Schul­
bücher nicht d a waren, so mußte die Hälfte der 
Zeit ohne Schulbücher gearbeitet werden. 

Man kann aber damit rechnen, daß in allen 
Schulen der Steiermark über 50 Prozent neue Buch­
titel mit Schulbeginn eingeführt wurden. Und wir 
wissen aus dem Erfahrungsbericht, daß bei den 
steirischen Schülern eine Steigerung von mehr 
als 300 Prozent bei Schulbüchern zu verzeichnen 
ist. 

Es ist richtig, daß man für die Zukunft einige 
Änderungen durchführen wird. Es wäre zum Beispiel 
zu prüfen, ob die Unterschriften und die Stempel 
auf diesen Scheinen erforderlich sind. Es wä re 
ferner zu überlegen, daß man Schulbücher, die als 
reine Arbeitsbücher für ein J ah r zu gelten haben, 
einführen wird und 'andere Bücher, 'die für die ganze 
Schulzeit Verwendung finden sollen. Ich denke da 
an das österreichische Wörterbuch, aber auch an 
die verschiedenen Atlanten. 

Es ha t auch bei den Lehrern Unwillen erregt, 
daß keine kostenlosen Lehrer-Handbücher vor­
handen sind. Auch das ist etwas, was sicher ge­
klärt werden kann. Ich habe heute erfahren, daß 
man dadurch, daß man mit Computerkarten arbei­
ten wird, eine beachtliche Vereinfachung durchfüh­
ren kann, und daß ein geringerer Verwaltungs­
aufwand möglich wird. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß es an 
der Zeit wäre , mit j eder unsachlichen Kritik und 
Polemik aufzuhören, und daß wir uns gemeinsam 
darüber freuen sollen, daß jeder österreichische 
Schüler kostenlose Schulbücher in die Hand be­
kommt. (.Beifall bei der SPD.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich der Herr 
Landesrat Peltzmann zu Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Landesrat Peltzmann: He r r Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Die Entwicklung der Wirtschaft macht es not­
wendig, daß d ie praxdsniahe Ausbildung immer 
mehr in den Vordergrund izu t reten hat. Ich glaube, 
daß sich d e r Steiermärkisctae Landtag berei ts früh 
genug auf diese Entwicklung eingestellt hat. Vor 
mir liegt der Entwurf einer Gesamtplanung des 
Berufsschulwesens in der Steiermark, beschlossen 
im J ah re 1964 vom Berufsschulbeirat, welcher de r 
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Stärke der Parteien im Lande gemäß bestellt ist. 
Wir können mit Stolz (feststellen, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, daß wir den Entwurf zu 
80 Prozent realisieren konnten, obwohl gerade in 
der Berufsausbildung die Fortschritte der Technik, 
aber auch das Interesse der Jugend an den einzel­
nen Ausbildungssparten sich dauernd ändern. Wenn 
ich denke, im J ah re 1962 ha t ten wir i n der Steier­
mark noch 470 Schuhmacherlehrlinge, heute sind 
es rund 40. Umgekehrt hat sich die Zahl der Mecha­
nikerlehrlinge verdoppelt . Aber was für unser Land 
sehr verwunderl ich ist — hier t rägt doch die Frem-
denverkehrspoMtik ihre Früchte —, daß wir beson­
ders in den Fremdenverikehrssparten, in den Lehr-
berufen Kellner und Köche, in Osterreich absoluter 
Spitze erreicht haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
wurde schon gesagt, welche Schulen schon in Pla­
nung sind und in nächster Zeit fertiggestellt werden 
können. Aber ich bi t te jetzt die Damen und Herren 
des Hohen Hauses um e in wenig Verständnis. Wir 
haben diesen Entwurf, der die ganze Reorganisation 
des Berufsschulwesens beinhaltet, gemeinsam be­
schlossen. Und jetzt müssen wir auch die Schwierig­
keiten, die sich bei der Umstellung ergeben — sie 
sind auch hier enthalten, da wir sie vorausgese­
hen haben — meistern, und zwar gemeinsam mei­
stern. Es hat keinen Sinn, wenn ein Abgeordneter 
kommt und sagt, jede Bezirksberufsschule könnt 
ihr zusperren, aber meine nicht. Meine Damen und 
Herren! Wir haben uns zur Verfachllcbung be­
kannt. Wir halben uns dazu bekannt , daß die lehr­
gangsmäßige Schule die Tagesschule abgelöst hat. 
Da können wir nicht, weil es dem einen oder 
anderen nicht in den Kram paßt, sagen, meine 
Schule wohl, aber d ie andere nicht. Hier bitte ich 
um Verständnis. Wir haben als letzte Landes­
berufsschule die Landesberufsschule für die metall­
verarbei tenden Branchen in der Industrielehre vor­
bereitet . Das heißt, daß sämtliche Lehrlinge in der 
metal lverarbeitenden Industrie in einer Landesbe-
rufsschule zusammengefaßt werden, mit Ausnahme 
des iSehulsprengels Graz. Ich möchte das dezidiert 
erklären, damit teer nicht falsche Auffassungen ent­
stehen. Der Raum Graz hat die Zahl in d en ein­
zelnen Fachsparten, um drei aufsteigende Klassen 
zu gewährleisten. Darum dreht es sich ja. Wir 
wollen Graz nicht e twas wegnehmen. Wenn Sie die 
Zählen für Graz und das Land Steiermark betrach­
ten, so (müssen Sie feststellen, daß Graz durch 
unsere Regelung gewonnen hat, daß mehr Lehr­
linge nach Graz eingeschult wurden, als in der 
Vorauisschau vorgesehen war. Wir sind auch dabei, 
mit der Kammer und dem Land beim Berufsschul-
zentrum Graz einem Zustand ein Ende zu bereiten, 
der heute nicht mehr zu ver t re ten ist. Es war, 

' glaube ich, bei den Tagesschulen möglich, daß 
der Schüler sich für das Mittagessen ein Jausen­
paket mitgenommen hat. Das war einmal in der 
Woche. Aber es ist n icht zu vertreten, wenn Lehr­
linge acht Wochen lang die Schule besuchen und 
acht Wochen lang kein warmes Mittagessen bekom­
men. Wir haben eine Zwischenlösung gefunden, 
die uns nicht 'befriedigt. Aber wir glauben, mit 
dem neuen Essenzentrum im Berufsschulzentmm 
Graz auch diese Misere beenden zu können. 

Nun noch ein Wort zu den Lehrlingsbeihilfen. 
Lieber Herr Kollege Bürgermeister a. D. Landtags­
abgeordneter Karrer! Ich muß schon sagen, jeder 
andere, der aufgestanden wäre und sich beschwert 
hätte, hät te bei mir Verständnis gefunden. (Landes­
rat Bammer: „Gemeinderat a. D. Peltzmann!") Das 
war ich auch 15 Jahre lang, das ist gar keine 
Schande, ist eine gute Schule, ein Gemeinderat. 
Man merkt, du hast sie nicht mitgemacht. 

Lieber Kollege Karrer! Wir können mit den 
Mitteln rund 2500 bis 3000 Lehrlinge fördern helfen. 
Sie wissen, daß das Landesarbeitsamt nur die Lehr­
linge im ersten Lehrjahr fördert. Es kommt zu 
Doppelförderungen. Das heißt, daß man die Formu-
lare auf d iese neue Entwicklung einstellen muß7 
Es gibt in diesem Hohen Haus höchstens fünf Ab­
geordnete, die selbst diese Formulare albholen. 
Es wurde aber beschlossen — auch hier im Hohen 
Haus, meine Damen und Herren — daß nur d ie 
Erziehungsberechtigten Anspruch auf die Formulare 
haben. Und nun, meine Damen und Herren, über 
29.000 Lehrlinge haben wir in der Steiermark. 
Rund 2500 bis 3000 können wir beteilen. Ich habe 
nichts dagegen, wenn man die Formularflut an 
alle sendet, aber dann bi t te ich beim nächsten 
Voranschlag um Verständnis, daß man diese Sum­
me verzehnfacht. Dann können wir es realisieren. 
Wir wollen nur denen unter den Arm greifen, d ie 
sozial hilfsbedürftig sind. Wenn jemand zwei, drei 
Kinder hat, die einen sind noch in der Schule, 
die anderen lernen schon. Dort soll die Grundlage 
des Helfens sein, nicht einfach drüberstreuen. Das 
hat keinen Sinn. 

Herr Abgeordneter Karrer! Ich habe es mir kurz 
auf meiner kleinen Tischrechenmaschine zusammen­
gerechnet: 25,470.000 Schilling haben wir seit dem 
Jahre 1962 ausgegeben. Und all diese Ansuchen 
bearbeitet eine Beamtin. Und diese Beamtin ha t 
sich bei diesen Tausenden Ansuchen einmal geirrt, 
und zwar waren bewilligt 700 Schilling. Wie der 
Achter vor den Siebener gekommen ist, weiß ich 
nicht. Dann waren 8700 Schilling da. Das ist durch 
die Buchhaltung gegangen und keiner hat e twas 
daran gefunden. Was haben wir getan? Ich bin 
sofort in die Regierung gegangen, habe das meinen 
Regierungskollegen vorgetragen und es wurde auch 
in der Regierung saniert. Aber l ieber Bürgermeister 
Karrer! Wenn 'dir als Bürgermeister, a ls Abgeord­
neter, als Betriebsrat noch nie ein Fehler unter­
laufen ist, dann lasse ich dich morgen vergolden. 
(Gelächter.) 

Diese Dinge sollte man nicht aufspielen. Irren 
ist menschlich und geirrt wird nur dort, wo gear­
beitet wird. Und der Frau war das wirklich pein­
lich, daß ihr in ihrer langjährigen Dienstzeit als 
Landesbeamtin dieser Irrtum, unterlaufen ist. Herr 
Bürgermeister Karrer! Ich glaube, es wa r sogar 
eine Intervention von dir, und es war einer deiner 
Parteiangehörigen, der d iese Summe bekommen 
hat. (Abg. Hammerl : „Den vergolden wir auch!") 
Das muß ein mords Glücksfall gewesen sein. 

Vernünftig ist der Weg, den 90 Prozent gehen. 
Sie schreiben an die Abteilung und bekommen ein 
Formular. Das senden sie d ann ein, es wird in de r 
Abteilung bearbeitet. Und, l ieber Bürgermeister 
Karrer, i n allen meinen Referaten — und mir l iegen 
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Listen vor in der Regierung —, angefangen von 
den Feuerwehren, ha t mir noch kein einziges soziali­
stisches Regierungsmitglied in den zehn Jahren 
vorgeworfen, ich hätte diese Mittel parteipolitisch 
vergeben. (Landeshauptmann Dr. Niederl : „Aber 
mir schon!") Das wäre nur möglich, wenn ich den 
Beamten die Weisung geben würde, beim Ansuchen 
muß das Parteibuch miteingereicht werden, sonst 
ist das ja nicht realisierbar. 

Schauen Sie, diese Beschuldigung ist bis heute 
Gott sei Dank noch nie in den Raum gestellt wor­
den. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
e r lauben Sie mir doch einige Wor te zum Ausbil­
dungssystem selbst. Wir in der Wirtschaft wissen 
ganz genau, daß die Ausbildung der Lehrlinge immer 
wieder neue Wege erfordert. Und wir müssen 
uns, wenn wir dieser Ausbildung gerecht werden 
wollen, auch selbst einem Ausbildungsgang unter­
werfen. Wir haben hier bereits die Programme 
erstellt und wir hoffen, daß wir in Zusammenarbeit 
d iese Programme, das heißt, auch die Lehrherren 
auszubilden, welche Lehrlinge ausbilden, erreichen 
werden. Der Herr Abgeordnete Loidl ha t hier am 
Pult die Dinge anders dargestellt, als es zuerst 
nach seinen Zwischenrufen — über die ich mich ein 
bißchen geärgert habe — den Anschein hatte. Herr 
Abgeordneter Loidl, Sie selbst sind doch der beste 
Beweis, daß die duale Ausbildung keine schlechte 
war. Sie bekennen sich zu ih rer Ausbildung, Sie 
sind heute stolzer Landtagsabgeordneter, Sie sind 
Ver t re ter Ihrer Berufskollegen und können auch 
stolz se in darauf. Und ich glaube, Sie verstehen 
das, wie ich das meine. 

Nun, meine Damen und Herren, gestatten Sie 
mir ein ganz kleines Wort zur Schulbuchaktion. 
Meine Damen und Herren, ich h in den Eltern 
nichts neidig, ich habe selbst drei Kinder und weiß, 
daß die Schule Geld kostet. (Unverständlicher Zwi­
schenruf.) Bitte, das betrachtet e in Lehrer und ein 
Va te r immer anders, das weiß ich! 

Und wenn es d ie Staatsfinanzen erlauben, und 
das werden sie wahrscheinlich, finde ich es richtig, 
wenn man den Eltern von schulpflichtigen Kindern 
unter die Arme greift. Aber nur der Weg, wie er 
gegangen wurde, gegen den wehre ich mich. In 
meiner Jugend habe ich gelernt, daß ein gutes 
Buch ein guter Freund ist. Und jetzt degradieren 
wir das Buch zu einer Essigflasche, zu einem Weg­
werfartikel. (Abg. Zinkanell: „Aber das habt doch 
ihr erfunden!") Zu einem Wegwerfartikel, Herr 
Kollege. (Zweiter Präsident Ileschitz: „Nicht gegen 
den Buchhandel reden!") Herr Präsident Ileschitz, 
wenn wir so engstirnig denken würden, wie Sie 
von uns denken, hät ten wir d ie Wirtschaft vor 100 
J ah ren schon zusperren können. (Abg. Loidl: 
„Schmeißen Sie die Bücher weg? Schenken Sie mir 
ein Buch, ich schmeiß' es nicht weg!") 

Schauen Sie, das hat mit Geschäft nichts zu tun, 
sondern das ist eine Stellung zum Buch. Wenn 
man beute in der Regierung sagt — diese Äußerung 
ist j a ge tan worden —, man kann den Eltern 
d iesen Betrag, den sie benötigen, nicht überant­
worten, da damit die Anschaffung des Notwendigen 
nicht gesichert ist, meine Damen und Herren, da 
muß ich sagen, zu allem anderen war ich gut genug 

als Vater, nur zum Schulbuchkaufen bin ich zu 
blöde, danke schön, Herr Kreis'ky! So sind doch 
die Dinge, stellen wir sie nur in das richtige Licht. 
Es hat doch keinen Sinn, wenn wir uns gegenseitig 
anheizen — ich weiß schon, Herr Kollege Pichler, 
vor zwei Jahren ist es uns so gegangen, da haben 
wir den Blödsinn unserer Regierung ver treten müs­
sen. (Heiterkeit.) Da bin ich Ihnen ja gar nicht 
böse deswegen. 

Meine Damen und Herren, e s hat mich heu te mit 
Befriedigung erfüllt, als der Gewerkschaftsfunk­
tionär Loidl sagte, auch er sei für die duale Aus ­
bildung. Daß wir uns immer an die neue Zeit an­
passen müssen, ist selbstverständlich. Ich erinnere 
mich, es liegt ein paar Jahre zurück — ich war 
mit Herrn Kollegen Bammer im Auftrage des 
Bierufsschulbeirates in Stockholm und der dortige 
Stadtrat hat uns die schulmäßige Ausbildung von 
Lehrlingen vorgeführt. Am meisten von al lem ba t 
mir der Ausspruch dieses Mannes imponiert, der 
sagte, meine Herren, wir haben einen Weg ver­
sucht, müssen abe r zugeben, daß es der falsche 
war. Ich glaube, ich irre mich nicht; wir waren in 
einer Fleischhauerschule, und Groß-Stockholm hat 
eine Einwohnerzahl von 1,2 Millionen Menschen, 
dort wurden für die Großstadt 12 Fleischhauer aus­
gebildet. Auf die Frage, wie ist das dann mit de r 
Versorgung der Bevölkerung, hat uns der gleiche 
Herr erklärt, ja, wenn die Urla-ubszeit kommt, 
kaufen wir uns Knäckebrot und zwei Monate kom­
men wir auch damit durch. Ich wüßte nicht, was 
unsere Bauarbeiter dazu sagen würden, wenn sie 
auf der Baustelle Knäckebrot bekommen würden. 
Die würden in den Streik treten. Ich meine, man 
soll Gutes, wenn es sich erwiesen bat, versuchen 
zu erhalten. Und wir sollen Neues mit dem Guten 
verbinden, und das wollen wir doch gemeinsam. 
Also versuchen wir doch, diesen W e g gemeinsam 
zu gehen, weil es doch darauf ankommt, daß die 
Jugend einst diesen Platz dm Wirtschaftsprozeß 
einnimmt, d en wir zur Zeit ausfüllen. Es kann nur 
in unserem eigenen Interesse sein, daß diese Jugend 
gut ausgebildet wird. 

Der Steiermärkische Landtag — und dafür möchte 
ich jetzt Dank sagen — hat in den Budgets der 
letzten zehn Jahre bewiesen, daß die Ausbildung 
unserer Lehrlinge kein Lippenbekenntnis ist, er 
hat Summen dafür zur Verfügung gestellt, und ich 
glaube, wir haben diese Summen gu t angelegt. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Zum Wor te ge­
meldet hat sich der Herr Landesrat Prof. Jungwirth. 
Ich erteile ihm das Wort . 

Landesrat Prof. Jungwirth: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Zuerst gestatten Sie mir auch 
eine Äußerung zu den Schulbüchern, nicht pole­
misch, sondern mit meinem ganz naiven Lehrerver­
stand. Aus der Erfahrung weiß man, daß ein Schul­
buch im Durchschnitt ungefähr drei J ahre hält. Es 
gibt welche, die s tärker benützt werden, in die 
man öfter hineinschaut und andere, die weniger 
stark benützt werden. Ein Rechenbuch hält weniger 
lang und ein Religionsbuch hält länger. Es gibt 
nun fast an jeder Schule eine Schülerbibliothek 
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oder eine Schülerlade, und dort, wo es keine gibt, 
kann man eine solche einrichten. Es würde nun 
genügen, diese Schülerladen einmal im Herbst voll­
zustopfen, so daß wirklich jeder Schüler alle Bücher 
bekommt. Das würde bedeuten, daß der Verwal­
tungsaufwand geringer wäre, denn man müßte nur 
mehr nachschaffen, also im Durchschnitt jedes dritte 
Jahr. Und nach Adam Riese würde die ganze 
Aktion nur ein Drittel kosten, und jeder hätte trotz­
dem seine Bücher. Ich verstehe bis heute nicht, 
warum man nicht diesen Weg gewählt hat, bei 
dem man sich eine Menge Geld erspart hätte. 
(Abg. Pölzl: „Weil man nicht wirtschaften kann bei 
der Regierung!" — Abg. Marczik: „Das ist der 
Schlendrian!") Unter der Voraussetzung, daß sie —~ 
wie angenommen wird — nur 600 Millionen Schil­
ling kostet, hätte man 400 Millionen Schilling er­
spart, womit man wiederum einiges hätte tun kön­
nen. 

Zur Gruppe 2 nur zu einigen Punkten, die mich 
betreffen und die auch in der Diskussion zum Teil 
angesprochen worden sind. 

Zuerst zu den Kindergärten. Meine Damen und 
Herren, es ist ja bekannt, daß die vorschulische 
Erziehung sehr stark ins Gespräch gekommen ist. 
Wie sieht die Problematik in der Steiermark kurz 
formuliert aus? Das Gefälle, das schon angedeutet 
worden ist, zwischen besser und weniger gut ver­
sorgten Städten und Bezirken ist auffallend stark. 
Es hat nun das Land begonnen, die Kindergärten 
in den letzten Jahren stärker zu fördern, als das 
vorher der Fall gewesen ist. Wir werden im 
Budget des Jahres 1973 9 Millionen Schilling ha­
ben. Das wäre an und für sich Anlaß zur Freude 
oder zur Genugtuung, wenn man weiß, daß z. B. 
im Jahre 1970, als ich die Ehre hatte, zum ersten 
Mal in diesem Landtag aufzutreten, unter dersel­
ben Post erst eine Summe von 800.000 Schilling 
ausgewiesen wurde. Auf der anderen Seite aber 
kein Selbstbetrug. Berechnet man nämlich die rei­
nen Personalkosten, die derzeit in den steirischen 
Kindergärten anfallen, dann kommt man auf eine 
Summe von rund 65 Millionen Schilling. Was sind 
also die Hauptprobleme, wenn uns an einer Ent­
wicklung des Kindergartenwesens liegt? 

1. Die Frage der Kindergärtnerinnen. Hier wurde 
schon eine richtige Zahl in der Diskussion genannt. 
Wenn man eine Zielvorstellung formuliert, und mit 
einer muß man beginnen, um rechnen zu können, 
bis 1980/81 sollten, sehr optimistisch gesprochen, 
50 °/o der Drei- bis Fünfjährigen einen Kindergarten­
platz bekommen. Dazu würde man 1600 Kinder­
gärtnerinnen benötigen. Dazu genügt schon einmal 
der Ausstoß der Kindergärtnerinnen-Bildungsanstal­
ten in der Steiermark nicht. Das ist das Problem 
Nummer eins. 

2. Die Bauten. Wir haben eine Kostenschätzung 
gemacht und sind von der Annahme ausgegangen, 
daß bei derselben Zielvorstellung die Hälfte der 
hotwendigen Kindergärten neu errichtet werden 
müßte und die Hälfte durch Adaptierungen der 
schon bestehenden Bauten aufgenommen werden 
könnte. Unter dieser Voraussetzung und mit Bau­
preisen von Mitte 1972 würden bis zum Jahr 
1980/81 613 Millionen Schilling in der Steiermark 
benötigt. Die Personalkosten würden sich auch wei­

ter entwickeln. Mit der Zielvorstellung, die ich 
schon formuliert habe, würden die reinen Personal­
kosten ohne Sachaufwand im Jahre 1980 ohne Va­
lorisierung der Gehälter 160 Millionen Schilling 
betragen. 

Es liegen also Zahlen und Daten auf dem Tisch. 
Wir wissen es sehr zu schätzen. Wir alle, die sich 
um diese Problematik kümmern, die sich als Trä­
ger dafür einsetzen, seien es Gemeinden, seien 
es private Träger, vor allem die katholische Kirche, 
oft auch in gemeinsamen Projekten. Wir können 
aber in der jetzigen Phase sagen, wir sind in einer 
Aufbruchsphase, wo wir vom Land aus gesehen 
nur Anreize geben können, Anreize für Bauten 
und zu einem gewissen Grad auch für die Bezah­
lung des Personals. Ich glaube, das Wesentliche 
aber ist, daß hier ein Bewußtseinsprozeß oder ein 
Meinungsbildungsprozeß eingesetzt hat in den letz­
ten Jahren und daß es jetzt möglich geworden ist, 
über das Kindergartenwesen leidenschaftslos zu 
sprechen. Es wird in allernächster Zeit die politische 
Frage auf dem Tisch liegen, wieviel geleistet wer­
den kann, wie ergiebig die Melkkuh Land ist. Je 
größer diese Melkkuh ist, desto mehr wird sich na­
türlich der zuständige Referent freuen. 

Zu den Pflichtschulen, soweit sie mein Referat 
betreffen. Vier Schwerpunkte wurden bereits an­
gedeutet, vier Schwerpunkte unserer Arbeit, der 
Reorganisation des Schulwesens. 

1. Die Auflassung einklassiger Volksschulen. Wir 
haben derzeit noch 56 zum Teil in ganz extremen 
Lagen, wo ganz sorgfältig geprüft wird, ob es 
menschlich zumutbar ist, diese Schule aufzulassen. 
Es wird nichts vom Grünen Tisch mit einem Feder­
strich erledigt. 

2. Die Auflassung der Oberstufen. Auch hier gibt 
es selbstverständlich Härten. Aber hier hat es eine 
echte Bildungssackgasse gegeben. Es gibt eine sta­
tistische Untersuchung für ganz Österreich aus dem 
Jahre 1969/70, wo man festgestellt hat, daß von 
den Abgängen der Volksschuloberstufen einer von 
hundert in eine weiterführende höhere Schule ge­
kommen ist. Das war eine echte Bildungssackgasse, 
und es ist sicherlich pädagogisch und in jeder an­
deren Hinsicht notwendig und vertretbar gewor­
den, hier abzubauen. Dieser Abbau geht sehr schnell 
vor sich. Ich möchte das nur durch einen Ver­
gleich demonstrieren: 

Oberstufe 1969/70, also vor drei Jahren, in der 
Steiermark 21.800 Schüler. In diesem Schuljahr sind 
es nur mehr 3100. Es ist also aus sieben Schülern 
binnen drei Jahren ein einziger Oberstufenschüler 
geworden. Und hier nun die Folge, das Problem 
der Sonderschule, das auch bereits angedeutet 
wurde. 

3. Schwerpunkt: Sonderschule. Ein Problem, das 
eigentlich mit dem Namen beginnt, das wissen wir 
auch. Aber es gibt sicherlich noch vordringlichere 
Fragen, als dieses Gesetz in Wien zu novellieren. 
Wir haben derzeit in der Steiermark 18 selbstän­
dige Sonderschulen und noch eine Menge Sonder­
schulklassen, im ganzen jedenfalls 4400 Sonder­
schüler. Aber, meine Damen und Herren, ich muß 
auf eines hinweisen: Die Frage ist noch nicht be­
antwortet, wie ist der beste Weg in die Zukunft? 
Sie ist noch nicht ganz eindeutig beantwortet. Es 
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steht fest, daß an Sonderschulen zusammengeworfen 
werden: Kinder, die organisch nicht befähigt sind 
zu einer anderen Schulbildung, die es nicht schaf­
fen, mit dem Köpfchen nicht schaffen, und andere, 
die aus milieubedingten Störungen heraus nicht 
genügend lernfähig sind. Es ist nicht zu begrüßen, 
wenn diese zwei Kategorien zueinander geworfen 
werden. Die Internationale Diskussion — da geht 
es uns halt wie überall in Bildungsfragen: Die Fach­
leute verlassen uns. Denn es s teht Meinung gegen 
Meinung. Man spricht von der Wissensexplosion. 
Wenn man allein die Pädagogik hernimmt, möchte 
man sagen, es ist bloß eine Meinungsexplosion. 
Die einen sagen, und das geht quer durch Staaten 
und quer durch Himmelsrichtungen, die einen sa­
gen, für diese benachteiligten schwächeren Kinder 
sei es besser, sie zu separieren, zu t rennen, zu 
isolieren und in einer Sonderklasse besonders zu 
behandeln. Die anderen sagen nicht isolieren, denn 
da würden sie erst recht zu Außenseitern der Ge­
sellschaft, sondern integrieren, hereinholen in die 
normale Klasse und dort mit den richtigen Me­
thoden behandeln. Das sagen die Erfahrungen, das 
sagen die Wissenschaftler — das ist der Wider­
spruch, bei dem man in der Bildungspolitik, nicht 
nur bei der Sonderschule, steht. Auf das möchte 
ich hinweisen und ich muß sagen, auf Grund die­
ser besonderen Situation haben wir eine Unter­
suchung eingeleitet in der Steiermark, der päd­
agogische psychologische Schuldienst ist hier ein­
gesetzt worden, um diesen Dingen in den Sonder­
schulen noch genauer auf den Grund zu gehen und 
zu sehen, in welchem Maße ist es wirklich not­
wendig, das Sonderschulwesen zu erweitern und 
zu vergrößern. 

Viertens und letztens zur Frage der Hauptschu­
len: Es war ein wesentlicher Punkt in der Reor­
ganisation des Pflichtschulwesens in den letzten 
Jahren, das Hauptschulnetz in der Steiermark mög­
lichst dicht zu gestalten. Wir haben 183 mit rund 
65.000 Schülern. Es sind alle zweizügig, also alle 
differenziert. Darauf geht auch dieses Schulmodell 
zurück, von dem früher von einem der Herren 
Abgeordneten gesprochen worden ist. Mit der acht-
klassigen Schule war natürlich keine achtklassige 
Volksschule gemeint, sondern eine vierklassige 
Hauptschule mit den beiden Klassenzügen. 

Hauptaufgabe: Frage der Pflichtschulsprengel, ihre 
Errichtung und ihre Erweiterung. Wir haben im 
Jahre 1972 dreiviertel der Hauptschulen bereits mit 
einem großen Pflichtschulsprengel bedacht. Und 
wenn jetzt die Frage auftaucht, wir möchten noch 
mehr Hauptschulen, dann muß ich darauf antwor­
ten, das Land stimmt einem Ant rag zu, das Land 
kann ja nicht selber errichten, es müssen Voraus­
setzungen gegeben sein, dazu gehört die Schüler­
zahl. Es müssen 240 Schüler vorhanden sein. Bitte 
das zu bedenken und zu überlegen. Die Regierung 
kann die Hauptschule errichten, aber die Kinder 
machen müssen die Bezirke selber. 

Was die Standortfragen betrifft, so stehen wir bei 
unseren Erhebungen derzeit so weit, daß wir sagen, 
an drei Punkten der Steiermark würde sich noch 
leicht eine Hauptschule errichten lassen, was die 
Schülerzahlen betrifft: im Räume nördlich von Leib-
nitz, im Raum von Ranten und im Raum von Landl. 

Dies ist der derzeitige Stand unserer Erhebungen. 
Die zuständige Abteilung — das muß ich zur Klä­
rung sagen — kann bei der Projektierung bzw. 
bei der Kommissionierung nur nach den pädagogi­
schen und hygienischen Standpunkten vorgehen. 
Wir werden nicht Bürgermeistern Vorhaltungen 
machen, die vielleicht Schulen gegründet haben, 
dort, wo sie nicht oder nicht ganz notwendig sind. 
Auch sie sind der begrenzten Vorausschaubarkeit 
von Dingen wahrscheinlich erlegen. Wir haben auch 
eine Schulraumerhebung gemacht. Darüber wurde 
gesprochen. Sie liegt auf dem Tisch. Aufwandsbe­
darf nach dem Baukostenindex 1971 1,2 Milliarden 
Schilling, das konnte errechnet werden. Aber wir 
können natürlich nicht mit Sicherheit sagen, ob 
diese Vorausschau jetzt wirklich stimmt. Wir kön­
nen ja nicht die berufliche Mobilität bis zum Jahre 
1980/81 vorhersehen. Es könnte ja auch passieren, 
daß den Frauen die Pille nicht mehr schmeckt, 
dann stimmen unsere Berechnungen auch nicht 
mehr. Diese begrenzte Vorausschaubarkeit bi t te ich 
immer wieder zu bedenken. Wir werden unsere 
Konzepte nicht starr halten können, sondern nur 
flexibel und so gehen wir auch vor. 

Zur Frage der Lehrer, auch das ist angedeutet 
worden: Die Situation entspannt sich leicht, die 
pädagogischen Akademien sind ja wahre Lehrer­
fabriken geworden, sie speien nur so die Lehrer­
brigaden aus, im Jahre 1972 waren es 403, die in 
Graz absolviert haben. Der Fehlbestand laut Dienst­
postenplan ist rund 1600, er könnte also bei einer 
normalen Entwicklung im Jahre 1975/76 behoben 
sein. 

Wir sind aber auf ein Problem gekommen, das 
ist noch bezogen auf das Thema Lehrer: Es war 
schon bekannt, aber wir sind den Dingen jetzt noch 
genauer auf den Grund gegangen. Es handelt sich 
um die geprüften Hauptschullehrer. Im Mai 1972 
waren nur 41 °/o der steirischen Hauptschullehrer 
wirklich geprüft, ein Teil teilgeprüft und 32 °/o, 
also ein Drittel, noch ganz ungeprüft. Das ist sicher­
lich ein ganz besonderes Problem. Es wurde daher 
die Budgetpost der Lehrerfortbildung aus diesem 
Grund besonders stark aufgestockt für das Jahr 
1973, weil wir im Zusammenwirken mit dem Päd­
agogischen Institut diesen Schwerpunkt der Haupt­
schullehrerbildung im Jahre 1973 forcieren werden. 
Ähnliches gilt auch bei den Kindergärtnerinnen, wo 
die Frau Abgeordnete Bischof einen Fall ange­
sprochen hat. Wir können mit Sicherheit vom Land 
aus nie vorausberechnen, wie viele Kindergärtne­
rinnen zu Fortbildungsveranstaltungen kommen, es 
sind ja nicht unsere Landeskindergärtnerinnen, sie 
müssen ja beurlaubt werden usw. Wir können hier 
nur Richtsummen einsetzen, im Jahre 1972 waren 
diese tatsächlich zu knapp bemessen, wir haben 
aber für 1973 diese Summe um 5 0 % auf 150.000 
Schilling aufgestockt. 

Die Schulversuche in Schladming und Mureck: 
Schladming wurde schon besprochen, es ist sicher­
lich ein zukunftsweisender Versuch, es ist nicht 
der einzige in ganz Österreich, aber es ist sicherlich 
einer der besten. Ganz besonders wesentlich ist, 
daß wir die Fortsetzung konstruieren mit einer an­
deren Schule, der diesbezügliche Antrag liegt be­
reits in Wien. 
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Das Privatschülerheim des Schiverbandes wird 
subventioniert, aber das ist natürlich nur ein Pro­
visorium. Wir werden darangehen, das zehnte Lan­
desschülerheim als Serviceleistung des Landes in 
Schladming einzurichten. 

Ein Wort noch zu Mureck, weil auch diese Post 
neu im Budget 1973 aufscheint: Es handelt sich um 
eine sogenannte dreijährige Fachschule für Sozial­
arbeit für Mädchen und Burschen, wenn derzeit 
auch nur im ganzen 58 Mädchen die Schule be­
suchen. Es ist dies ein neuer Schultyp, der aber 
bereits in der 5. Schulorganisationsnovelle ver­
ankert ist. Es finden jetzt gerade Verhandlungen 
in Wien statt, im Dezember. Man will die Lehr-
ziele der drei bestehenden Schulversuche dieser 
Art aufeinander abstimmen. Das sind die Caritas-
Vorschulen, eine Fachschule für humanitäre Frauen­
berufe in Wien und unser Murecker Modell. Es 
ist sicherlich auch dieser Versuch eine Leistung, 
die neue Ausbildungschancen im ländlichen Raum 
bietet und auch ein Stück Grenzlandförderung. Mit 
dem Bau soll Mitte April 1973 begonnen werden. 

Soweit zu einigen Einzelheiten aus der Orga­
nisation und Reorganisation des Pflichtschulwesens 
in Steiermark. Auch ich möchte in dieselbe Kerbe 
schlagen wie Kollege Peltzmann: Wenn wir näm­
lich, die wir immer wieder mit diesen Fragen 
befaßt sind, der Lehrer genauso wie der Politiker, 
in das Ausland sehen, um dort Erfahrungen zu 
sammeln, da muß ich sagen, hat es manches Mal 
einen Vorteil, daß die Bildungslawine, die in den 
sechziger Jahren losgetreten worden ist, in Öster­
reich eine langsame Lawine ist, die uns dazu 
bringt, daß wir nicht immer jede Schulmode mit­
machen. Es war sehr informativ, mit gewissen Re­
ferenten der Steirischen Akademie 1972 aus der 
Bundesrepublik zu sprechen, die ihre Vorstellun­
gen entwickelt haben, die aber selber — wenn man 
in der Diskussion auf den Grund gegangen ist —-
gesagt haben letzten Endes, wir wissen, daß wir 
nichts wissen. Gerade vor kurzem hatte ich Ge­
legenheit, sowohl in Jugoslawien als in Ungarn 
über die Schule der Zehn- bis Vierzehnjährigen zu 
sprechen. Die Antworten auf meine Frage von 
Leuten, die, wie ich glaube, offen gesprochen haben, 
waren: Wir sind nicht sehr zufrieden, wir möchten 
darangehen zu differenzieren. Wir möchten nicht 
gleichschalten, sondern differenzieren, denn es zeigt 
sich, daß der „gleiche" Lehrplan für alle Zehn- bis 
Vierzehnjährigen nicht richtig ist. 

Wie man jetzt zu Schul versuchen stehen mag und 
wie das Ergebnis lauten mag: Ich glaube, es wird 
nur eine Form richtig und tragbar sein am Ende, 
wenn wir nur von den Zehn- bis Vierzehnjährigen 
sprechen, nämlich eine Form, die so differenziert 
ist, daß der Schwächere gefördert und der Stär­
kere gefordert wird. Ich glaube, das wird das End­
ziel der Entwicklung sein müssen, wenn es uns 
mit unserem Schulsystem gut gehen soll. 

Ich möchte am Schluß sagen, daß wir grundsätz­
lich als Österreicher immer gegenüber dem Aus­
land Minderwertigkeitsgefühle • haben. Wir brau­
chen sie, glaube ich, nicht zu haben, was unser 
Schulsystem betrifft. Wir brauchen sie auch nicht 
in der Steiermark zu haben und ich möchte auch 
danken, nicht nur den Abgeordneten, die dem 

Budget zustimmen wollen (Abg. Pölzl: „Müssen!"), 
sondern auch den Beamten, denn die zuständige 
Abteilung, die diese Organisation und diese Re­
organisation betreibt, ist im Grunde genommen 
eine Zwergabteilung, die mit sehr wenigen Beam­
ten sehr viel leistet. Zug um Zug geht die Reor­
ganisation weiter. Wir wollen dabei den Menschen 
nicht vergessen, der davon betroffen wird, in der 
Familie, im ganzen Land. In diesem Sinne wollen 
wir auch weiterarbeiten. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Meine Damen und Herren! Ich habe 
die Anordnung erlassen, daß während der Sitzung 
ieine_JIig£S£^tiing£üLausi£eieiü_jmrie 
das gemacht im Interesse der Aufmerksamkeit, die 
dem einzelnen Redner gebührt. Wir sind hier, um 
zu hören und zu sprechen. (Beifall.) Ich möchte 
darauf hinweisen, daß es sich bei dieser Anord­
nung nicht um eine Frage der Quantität, sondern 
um ein Prinzip gehandelt hat. Ich bitte, sich das 
zu merken. 

Es liegen zur Gruppe 2 keine weiteren Wort­
meldungen vor. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Abg. Ritzinger: Ich wiederhole meinen Antrag, 
der Gruppe 2 in ihren Ansätzen die Genehmigung 
zu erteilen. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Ich er­
suche die Abgeordneten, die mit den Ansätzen und 
Posten der Gruppe 2 einverstanden sind, eine Hand 
zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag und damit die 
Gruppe 2 ist angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe 3 — Kulturwesen. Be­
richterstatter ist der Abgeordnete Ing. Hans Stois-
ser. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Ing. Stoisser: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Die Voranschlagsgruppe 3 — Kultur­
wesen weist die Abschnitte Wissenschaftspflege, 
Kunstpflege, Volksbildung, Heimatpflege mit Na­
turschutz, Archiv, Rundfunk und Filmwesen auf. Die 
Gesamteinnahmen sind mit 5,562.000 Schilling, die 
Gesamtausgaben mit 156,615.000 Schilling veran­
schlagt. Der Zuschuß des Landes beträgt somit 
151,053.000 Schilling. Die Ausgaben sind gegenüber 
1972 um 15,5% gestiegen, die Einnahmen dagegen 
um 4 °/o gesunken. Schwerpunkt in dieser Gruppe 
sind die Musikschulen, Musikpflege mit 53,727.000 
Schilling, das ist ein Plus von 16,5% gegenüber 
dem Vorjahr, Volksbildung mit 5,679.000 Schilling 
plus 21 % gegenüber den Vorjahrsansätzen und 
Denkmalpflege mit 6,222.000 Schilling weist sogar 
eine 29%ige Steigerung auf. Aus diesen Zahlen 
sehen Sie die Bereitschaft des Landes Steiermark, 
auf breitester Basis eine Förderung der Kultur 
vorzunehmen. Der Finanz-Ausschuß hat diese 
Gruppe beraten, und ich stelle in seinem Namen 
den Antrag, der Landtag möge diese Ansätze ge­
nehmigen. 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Schaller. Ich erteile ihm das 
Wort. 
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Abg. Dipl.-Ing. Schaller: Hohes Haus! Ich bin 
eigentlich zu meiner Wortmeldung angeregt wor­
den bei der Durchsicht der verschiedenen Budget­
posten der Gruppe 3, wo mir zwei Begriffe ins 
Auge gestochen haben, die eigentlich in meinen 
jungen Tagen für mich eher eine Provokation ge­
wesen wären, nämlich der Begriff Naturschutz und 
Denkmalschutz. Wenn man ein wenig nachdenkt, 
muß man feststellen, daß es wenige Begriffe gibt, 
die in der letzten Zeit eine solche Wandlung in 
ihrem Verständnis erfahren haben wie gerade diese 
beiden. Vielleicht hängt das damit zusammen, daß 
in der heutigen Zeit kaum ein Problem so tief ins 
Bewußtsein der Bevölkerung eingedrungen ist und 
ein solches Echo gefunden hat wie gerade die Frage 
der lebendigen Gestaltung unserer Umwelt. Viel­
leicht hängt es auch damit zusammen, daß in dieser 
Frage an die Wurzeln unserer menschlichen Exi­
stenz gerührt wird, wenn es darum geht, diese 
Lebensgrundlagen zu erhalten, die vielleicht heute 
s tärker bedroht sind als je zuvor. Und diesem Weg 
ist eigentlich die Erkenntnis zugrunde liegend, daß 
die nachteiligen Auswirkungen der Bedrohung un­
serer Umwelt das Ergebnis eines bedenkenlosen, um 
nicht zu sagen schrankenlosen Gebrauches der Na­
tur, man könnte auch sagen, des Mißbrauches 
sind. Es ist mir in lebhafter Erinnerung, daß Pro­
fessoren an der Hochschule uns immer wieder den 
Unterschied des Wirtschaftssystems der Landwirt­
schaft zwischen Amerika und Europa einzuprägen 
versucht haben. Dabei wurde herausgestrichen — 
und das, glaube ich, ist heute ja besser verständ­
lich aus der Sicht der letzten Jahre — daß nicht 
der Verbrauch, sondern die Nachhaltigkeit das be­
stimmende Element der Natur und der Kultur sein 
muß. Diese nachteiligen Auswirkungen e twa der 
Bedrohung unserer biologischen Lebensgrundlagen, 
überhaupt unserer Lebensgrundlagen schlechthin, 
werden dort am s tärksten spürbar, wo die Ver­
dichtung des Zusammenlebens der Menschen am 
s tärksten gegeben ist, nämlich im industriellen und 
städtischen Bereich. Und damit im Zusammenhang 
ist vielleicht auch verständlich, daß neben der Um­
weltproblematik in jüngster Zeit vor allem auch 
das Problem der Stadt mehr in den Mittelpunkt 
der Diskussion gerückt ist, und zwar deshalb, weil 
die Qualität des Lebens in diesen Verdichtungs­
zonen am stärksten gestört und gefährdet ist. In 
diesem Zusammenhang kann man eigentlich von 
einer völligen Umkehr der Entwicklung in dem 
Sinn sprechen, daß aus einer Landflucht allmäh­
lich eine Stadtflucht geworden ist, die die Probleme 
dieser Stadt damit nicht löst, sondern sie in den 
ländlichen Raum hineinschiebt. Es ist eine Flucht 
aus der Unwirtlichkeit der Stadt, um einen Be­
griff des Soziologen Mitcherlich zu verwenden, eine 
Flucht aus der Anonymität , eine Flucht aus eigent­
lich immer ungünstiger werdenden Lebensbedin­
gungen, ob es sich nun um die Luft, um den Lärm 
um die Hektik, um die Hast handelt, denen wir 
heute alle ausgesetzt sind. Letztlich steht hinter 
dieser Stadtflucht eigentlich eine Utopie im Sinne 
einer Sehnsucht nach einer unberührten Landschaft, 
nach einer Natur, die nicht durch den mensch­
lichen Zugriff verunstal tet worden ist, eine Sehn­
sucht nach Ruhe, nach Grün, nach Wiese, nach 

Erholung. Eigentlich ist es eine Flucht ins Traum­
land, und zwar deshalb, weil in dem Maß die Un­
mittelbarkeit, die Unberührbarkeit dieser Natur 
verlorengeht, als eine immer größere Zahl von 
Menschen in diesen Raum hinein vorstößt und 
dazu beiträgt, die Probleme der Stadt auf das Land 
hinauszutragen. Damit sind wir bei einem Problem, 
das auch heute schon mehrmals in diesem Hohen 
Haus zur Diskussion gestellt worden ist, bei der 
Frage der Raumordnung, der Zersiedelung unserer 
Landschaft, Ich glaube, daß der Vorwurf, der dem 
Eigenheimbauer in diesem Zusammenhang immer 
wieder gemacht wird, ein wenig an der Wirk­
lichkeit vorbeigeht, weil man eine Entwicklung, 
wie etwa den Trend zum eigenen Haus, zum eige­
nen Heim draußen im Grünen, nicht wegdiskutieren 
kann, weil dieser Trend zum eigenen Heim eine 
Reaktion auf die geringe Lebens- und Wohnquali­
tät unserer Städte darstellt. Meine Damen und 
Herren, wenn Sie gezwungen sind, in solchen 
Stadtrandsiedlungen in teilweise ungünstigen Le­
bensverhältnissen zu wohnen, wenn Sie das Fa­
milienleben von vier Stockwerken im eigenen Haus 
miterleben, wenn Sie die Kinder nicht in den Rasen 
hineinlassen dürfen, weil er nicht zu betreten ist, 
und wenn Sie miterleben müssen, wie junge Men­
schen der Gefahr der Straße und der schlechten 
Luft ausgesetzt sind, dann glaube ich daraus den 
Schluß ziehen zu dürfen, daß die Frage der Raum­
ordnung sicherlich durch ein Gesetz lösbar ist, aber 
nicht nur durch ein Gesetz. Diese Frage ist letzt­
lich nur lösbar, wenn man versucht, die Probleme 
an der Wurzel anzufassen. Das heißt, daß man 
nicht den Eigenheimbauer behindert, sondern ver­
sucht, Wohnformen zu entwickeln, die e twa die 
Wohnquali tät des Eigenheimes zu ersetzen ver­
mögen. 

Und damit bin ich bei einem Problem, mit dem 
ich mich ein wenig beschäftigen möchte: bei der 
Frage der Qualität unserer Städte bzw. einer kri­
tischen Analyse unserer heutigen Stadt. Ich glaube, 
daß wir hier drei Punkte herausheben müssen. 
Wenn wir die Entwicklung unserer Städte im letz­
ten Jahrhundert verfolgen, so können wir fest­
stellen, daß die eigentlichen Kernregionen, die 
Citys, die Altstädte, also jener Bereich unserer 
Städte, von dem man sagt, ich gehe in die Stadt hin­
ein, daß diese Kernregionen ihrer eigentlichen 
Funktion mehr und mehr entfremdet werden, daß 
sie in Gefahr sind, ihrer ursprünglichen Funktion 
entkleidet zu werden, nämlich ihrer Funktion, Zen­
trum des Wohnens, des Lebens, der Kultur, des 
Gewerbes, des Handels, aber auch der Begegnung 
zu sein. Heute erleben wir, daß gerade diese Kern­
bereiche — dafür ist auch Graz ein recht gutes 
Beispiel — allmählich durch eine sogenannte Über-
funktionalisierung, das heißt durch Funktionen über­
fordert werden, die ihrem ursprünglichen Zweck 
gar nicht entsprechen. Banken, Versicherungen, 
Großkaufhäuser, Büros — alle jene Verwaltungs­
einrichtungen, die vielleicht von der Ertragslage 
her, von der Kapitalkraft, in der Lage sind, hohe 
Kosten zu tragen, verdrängen die ursprüngliche 
Funktion, die Wohnfunktion. Die Wohnung ver­
schwindet mehr und mehr aus diesem Stadtkern. 
Es kommt vielleicht auch noch dazu, daß gerade 
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diese Altstädte in der Qualität der Wohnungen 
weitgehend zurückgeblieben sind und daher mehr 
oder minder die Wohnfunktion in den Hintergrund 
gedrängt wird. Ein gutes Beispiel gibt uns eine 
Untersuchung aus dem Altstadtkern von Klagen­
furt, die aufgezeigt hat, daß sich in der Altstadt 
von Klagenfurt ein sehr hoher Anteil von ver­
witweten Frauen über 50 Jahren befindet. Wenn 
Sie die etwas über 1000 Einwohner dieser Kern­
regionen nach ihrer soziologischen Herkunft unter­
suchen, dann können Sie feststellen, daß das so­
ziologische Bild in keiner Weise jenem der beruf­
lichen Zusammensetzung der übrigen Bevölkerungs-
schichte entspricht. Es gibt ein Übergewicht von 
Pensionisten und Rentnern. Es wird der Mensch 
mehr oder minder aus diesen Kernbereichen ab­
gedrängt und damit die ursprüngliche Funktion 
desselben, nämlich lebensvolles Zentrum zu sein, 
abgeschwächt. 

Ich darf Ihnen das am Beispiel Graz auch noch 
kurz aufzeigen, und zwar an Hand einer Unter­
suchung, die Prof. Wurzer im Zusammenhang mit 
dem Grazer Flächennutzungsplan gemacht hat. Hier 
wird die Uberfunktionalisierung des Kerngebietes 
an drei Beispielen deutlich ablesbar. Prof. Wurzer 
stellt fest, daß 40% der im Handel Beschäftigten 
in der Stadt Graz ihren Arbeitsplatz im 1. und 2. 
Bezirk haben. Das heißt, daß Sie hier den tertiären 
Bereich übergewichtig vorfinden. Eine zweite Zahl, 
die interessant ist, ist die Abnahme der Wohn­
bevölkerung im 1. Bezirk um insgesamt 2423 Per­
sonen, das sind 20 %, innerhalb der letzten 14 Jahre. 
Die Untersuchung liegt schon einige Jahre zurück. 

Der dritte Faktor steht im Zusammenhang mit 
dem ersten, mit der sogenannten Funktionsver­
lagerung: die sehr starke Zunahme des Individual-
verkehrs durch Zunahme der Verwaltungs- und 
Bürofunktionen. Wir haben im Kerngebiet von Graz 
nach den Erhebungen von Herrn Prof. Wurzer 
einen Fehlbestand von 4000 Abstellplätzen. Wahr­
scheinlich beträgt der Fehlbestand jetzt bereits 6000. 
Eine Folge der Funktionsverlagerung ist die Ver­
ödung der Kerngebiete, die zwar am Tag über­
belegt, in der Nacht aber mehr oder minder aus­
gestorben sind. Es leben hier fast keine Menschen 
mehr und wenn, sind es infolge der schlechten 
Wohnqualitäten durchwegs ältere Menschen. Ein 
zweites Phänomen in diesem Zusammenhang ist das 
Entstehen von Massensiedlungen an den Stadtrand­
zonen. Diese bringen jedoch kein Heimatgefühl zu­
stande, es fehlt an der entsprechenden Infrastruktur. 
Ich könnte Ihnen, auch von Graz her gesehen, eine 
Reihe von Beispielen aufzeigen, ich will es nicht 
tun. Es fehlt in derartigen Siedlungen an Gemein­
schaftseinrichtungen, an Schulen, Kindergärten, 
Sportplätzen, Spielplätzen, Kulturzentren, aber auch 
an Geschäftszentren. Und das dritte Problem unse­
rer Städte, das uns von der Raumordnung her stark 
berührt, ist die Ausuferung der Städte an den 
Randzonen, und zwar durch teppichartige Ver­
bauung mit dem Einfamilienhaus. Hier erleben wir 
eine ähnliche Situation. Es fehlen die gewachsenen 
Kernstrukturen. Es fehlt die funktionelle Gliede­
rung. Es gibt keinen Mittelpunkt der Siedlung. Es 
ist so, daß hier ganze Landstriche atomisiert be­
siedelt sind. Und jetzt komme ich zum dritten und 

damit eigentlich zum letzten Punkt, nämlich zu der 
Frage: Wie können wir das Problem dieser Städte 
lösen? 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir heute einen 
Antrag auf Schaffung eines Altstadterhaltungsge­
setzes für Graz eingebracht haben. Graz zählt zu 
den größten erhaltenen, aber auch zu den schönsten 
Altstädten Europas. Ich glaube, daß Graz sich durch­
aus mit Salzburg messen kann. Nur um einen Über­
blick zu geben, der eigentlich die Dimension dieser 
Landeshauptstadt aufzeigt: nach Untersuchungen des 
Denkmalamtes gibt es in Österreich 176 Städte und 
Märkte mit einer historischen Bausubstanz. Etwa 
16.000 Wohnhäuser in Österreich weisen einen 
historischen Charakter auf. Die Größenordnung von 
Graz wird ersichtlich, wenn Sie sich die Unter­
suchung ansehen, die vor drei oder vier Jahren 
vom Referat für Stadtverschönerung gemacht wurde. 
Hier hat der frühere Abgeordnete Stöffler sich als 
sehr initiativ erwiesen. Bei der genannten Unter­
suchung, die zusammen mit dem Stadtplanungsamt, 
der Technischen Hochschule und der Höheren Tech­
nischen Lehranstalt sowie dem Landeskonservator 
durchgeführt wurde, wurde die Grazer Altstadt 
systematisch aufgenommen und dabei festgestellt, 
daß in diesem Kerngebiet insgesamt 850 kunst­
historisch sehr bedeutsame Fassaden vorhanden 
sind. Graz hat einen Altstadtkern, der überaus be­
achtlich ist. Es wurde im Rahmen dieser Bestands­
aufnahme auch ein Bestandsplan für diese Altstadt­
objekte mit Detailaufnahmen für insgesamt 16 sa­
nierungswürdige Objekte erarbeitet. Eine hervor­
ragende Grundlage für eine Altstadtpolitik in Graz, 
die nicht nur vom Gesichtspunkt des Fremdenver­
kehrs, sondern als kultureller Auftrag von höch­
ster Bedeutung ist. Wie aber gerade die letzten 
Monate und Jahre zeigen, ist diese Altstadt, die 
zweifellos ein kulturelles Kapital darstellt, eigent­
lich ständig in Gefahr, von den früher genannten 
kapitalkräftigen Unternehmungen vereinnahmt zu 
werden. Es ist auch interessant, daß die Aktion 
„Rettet die Grazer Altstadt" eigentlich ein Echo 
gefunden hat, wie es kaum zu erwarten war. Es 
ist immerhin eine gigantische Leistung, wenn sich 
80.000 Menschen für die Erhaltung dieser Altstadt 
aussprechen. Daß diese Altstadt bedroht ist, ist kein 
Schreckgespenst. Sie brauchen nur hören, welche 
wunderschönen Baubestände abgerissen werden und 
Versicherungen und dergleichen weichen sollen, ab­
gesehen von den verschiedenen Garagenprojekten. 
Was ist jetzt zu tun? Ich möchte ganz kurz noch 
die wesentlichen Gesichtspunkte, die ein solches 
Gesetz zu erfassen hätte, skizzieren. Ich glaube, 
daß die Erfahrungen mit dem Altstadterhaltungs­
gesetz von Salzburg aus dem Jahr 1967 uns immer­
hin zeigen, daß ein solches Gesetz durchaus in 
der Lage ist, den erhaltenswerten Altbestand zu 
garantieren. Einer der Kernpunkte eines solchen 
Gesetzes muß es sein, den Bestand einer solchen 
Altstadt zu gewährleisten. Das wird dadurch er­
reichbar sein, daß man in einem solchen Landes­
gesetz, natürlich in Absprache mit der Stadtge­
meinde Graz, versucht, jene Kerngebiete abzugren­
zen, die es zu erhalten gilt. Es kann aber nicht 
nur darum gehen, den Altstadtkern im Stadtzen­
trum zu schützen, sondern wohl auch jene Bereiche, 
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die unter dem Begriff „Murvorstadt" zusammen­
zufassen sind, das ist das Gebiet um die Maria-
hilferstraße, Griesplatz und dergleichen. 

Aber ich glaube, es wird auch notwendig sein, 
die e ingemeindeten Vororte von Graz, die zweifel­
los sehr charakteristische Ortsbilder aufweisen, wie 
St. Peter, St. Veit, St. Martin, um nur einige auf­
zuzählen, in eine solche Schutzbestimmung hinein­
zunehmen wie auch selbstverständlich die Land­
schaftsschutzgebiete mitzuberücksichtigen, die da 
sind — um nur zwei zu nennen —, Schloßberg 
und Kalvarienberg. Eggenberg zählt natürlich auch 
dazu. Ein zweiter Gesichtspunkt in diesem Zusam­
menhang wird es sein, den Schutz dadurch zu er­
reichen, daß alle Baumaßnahmen in diesen Gebie­
ten unter eine über die Bauordnung hinausgehende 
Bewilligungspflicht gestellt werden. Im Rahmen 
dieses Verfahrens, das so rechtzeitig eingerichtet 
werden muß, daß nicht schon unabänderliche Fak­
ten vorliegen, ist auch eine Gutachterkommission 
einzubauen. Gerade Salzburg hat uns gezeigt, daß 
diese Gutachterkommissionen eine Öffentlichkeit 
zustande bringen, die echt in der Lage ist, einiges 
zu mobilisieren. Ein wesentlicher "Gesichtspunkt, 
den wir mit aller Entschiedenheit ver treten müs­
sen, ist, daß j ene Objekte, die zum charakteristi­
schen Bild einer Stadt gehören, mit einem Demolie-
rungsverbot belegt werden, wobei es, das sei auch 
offen gesagt, nicht nur darum geht, den Fassaden­
schutz zustande zu bringen — das kann vielleicht 
die letzte Rettung sein. Die Salzburger Erfahrung 
zeigt uns, daß der Schutz der Fassade zu wenig 
ist, wenn nicht auch der dahinter s tehende Bau­
körper oder in Graz — wenn Sie vom Schloßberg 
herunterschauen — die Dachlandschaft mit in die­
sen Schutz einbezogen wird. Aber das ist nur ein 
Gesichtspunkt, den man berücksichtigen müßte. Es 
geht aber nicht nur um das Konservieren, sondern 
um die Revitalisierung oder die Wiederbelebung. 
Das ist vielleicht der neue Gesichtspunkt. Das heißt, 
daß wir gerade in diesen Kerngebieten den Wohn­
wert selbst so verbessern, daß Menschen bereit 
sind, in diesen Gebieten zu leben. Ein erster Schritt 
ist sicherlich auch die Einführung einer Fußgänger­
zone, wenngleich da und dort noch einige Schön­
heitsfehler bestehen. Daß natürlich diese Revita­
lisierung dieser Kerne ein gigantisches finanzielles 
Problem darstellt, darf nicht übersehen werden. 

Aber ich habe hier auch einige Zahlen, die be­
legt sind; allerdings aus dem Jah re 1970. In der 
Relation dürften sie auch heute noch einigermaßen 
stimmen. Diese Zahlen zeigen uns, daß im Kosten­
vergleich zwischen Abreißen und Neuaufbauen die 
Wiederbelebung, die Sanierung auch wirtschaft­
licher ist. Und zwar wurde auch in dieser früher 
angeführten Klagenfurter Arbeit für die Stadt Kla­
genfurt ein Kostenvergleich angestellt, der gezeigt 
hat, daß die Kosten damals im sozialen Wohnbau 
bei 1200 Schilling j e m2 verbauter Fläche gelegen 
waren. Die Wer te für die Sanierung von Altbestän­
den, die hier errechnet wurden, und zwar in Salz­
burg aus der Steingasse, lagen damals bei 1000 
bis 1100 Schilling j e m2. Es ist dadurch der Alt­
bestand in seiner herrlichen Qualität erhalten ge­
blieben und der Wohnwer t wiederhergestellt wor­
den, und zwar mit durchwegs gleichen oder gerin­

geren Kosten. In Wien in der Blutgasse — das 
war auch ein damals durchgeführtes Sanierungs­
projekt — haben die Kosten je m2 1000 Schilling 
betragen. Das heißt, daß eine Sanierung durchaus 
auch finanziell interessant sein kann und nicht nur 
zusätzliche Kosten verursacht. Ich glaube, daß das 
Wohnungsverbesserungsgesetz einen ersten sehr 
brauchbaren Schritt in diese Richtung hin abgege­
ben hat. Ich glaube aber auch, daß, wenn wir diese 
Fragen auf Sicht lösen wollen, wir nicht umhin­
kommen, doch einen eigenen Altstadtfonds einzu­
richten, das heißt einen Fonds, der speziell Zu­
schüsse für die Sanierung selbst ausweist. Ich 
könnte mir vorstellen, daß man eine ähnliche Lö­
sung anstrebt wie in Salzburg, wo man einen 
Fonds installiert hat, der unter anderem aus Mit­
teln der Stadt Salzburg, des Landes und auch des 
Bundes getragen werden soll. Ich bin eigentlich 
schon am Schluß, möchte jedoch noch einen Ge­
danken in den Raum stellen: Vor wenigen Wochen 
war in Graz ein außerordentlich bedeutender Mann, 
der eigentlich von den Amerikanern der „Umwelt­
architekt" genannt wurde — und zwar Gruen. Er 
hat im Rahmen eines Vortrages, wo er sich mit 
dem Problem der Stadt beschäftigte, eine fast un­
heimliche Perspektive entwickelt, wie die Stadt 
weitergehen könnte, wenn man gewisse Dinge nicht 
in den Griff bekommen sollte. In der s tädtebau­
lichen Diskussion der vergangenen Jahrzehnte ist 
ein Begriff immer wieder im Mittelpunkt gestan­
den, der von einem berühmten Architekten geprägt 
worden ist, der Begriff der autogerechten Stadt. 
Es gibt diese autogerechte Stadt in Amerika, sie 
ist zur Unmenschlichkeit ausgewachsen. Das, was 
wir brauchen, meine Damen und Herren, ist j ene 
Stadt, die am Menschen den Maßstab genommen 
hat. Wir haben sie noch in Europa, wir befinden 
uns mitten drin. Ich glaube, daß sie in Gefahr 
ist, ich glaube auch, daß wir sie erhalten müssen, 
damit auch unsere Nachkommen einmal in dieser 
menschengerechten Stadt leben können. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Präsident: Zu Wor te gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Gross. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Gross: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Bevor ich mich mit anderen Fragen zur 
Gruppe 3 noch zu dieser späten Stunde beschäftige, 
möchte ich grundsätzlich noch einiges zum Stei-
rischen Herbst sagen, vor allem zur Gestaltung 
des Plakates, welches in der Öffentlichkeit s tark 
diskutiert wurde. Nachdem in diesem Zusammen­
hang immer wieder auch der österreichische Ge­
werkschaftsbund zitiert worden ist, möchte ich klar­
stellen, daß dieses Plakat nicht von uns entworfen 
worden ist. Es war vielmehr der Versuch, einmal 
Arbeitnehmer auf diesem Gebiet für eine akt ive 
Mitarbeit zu gewinnen. Es mußte uns aber von 
vornherein k lar sein, daß solche Bemühungen auch 
gewisse Schwierigkeiten mit sich bringen, weil den 
Freizeitgruppen zugestanden worden ist, daß sie 
das Plakat selbst auswählen können und weder 
von den Organisatoren des Steirischen Herbstes 
noch von anderen Stellen darauf Einfluß genommen 
wurde. Es wäre nach meiner Meinung ganz zweck-

6* 
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los, wenn man heute lange Diskussionen darüber 
führen würde, ob dieses Plakat seinen Zweck er­
füllt hat oder nicht. Auf alle Fälle hat man eines 
damit erreicht, daß sich breitere Kreise der Öffent­
lichkeit als bisher mit dem Steirischen Herbst 
beschäftigt haben. Damit will ich nicht sagen, daß 
das immer im positiven Sinne der Fall war. Die 
Pressekommentare würden eher dagegen sprechen. 
Aber ich glaube, man sollte auf diesem Gebiet auch 
den Mut zu Experimenten haben, über Kunst und 
künstlerische Gestaltung gibt es in unserer Gesell­
schaftsordnung so viele verschiedene Auffassun­
gen, daß uns auch negative Stellungnahmen nicht 
-abbringen snllen,_jaeiie_JWege zu versuchen, um 
noch mehr Menschen unseres Landes mit dieser 
großen kulturellen Aktivität der Steiermark zu kon­
frontieren. 

Im Zusammenhang mit dem Steirischen Herbst 
möchte ich auch etwas zur Steirischen Akademie 
sagen: Man konnte nicht erwarten, dafür breitere 
Kreise der Bevölkerung zu gewinnen und gerade 
das müßte unser Hauptanliegen sein, den Stei­
rischen Herbst bzw. die Akadernie aus einer ge­
wissen Exklusivität, die meiner Meinung nach noch 
immer besteht, herauszubringen. Vielleicht sollte 
man sich in diesem Zusammenhang auch überlegen, 
ob es nicht schon bei der Programmerstellung zweck­
mäßig wäre, Vertreter von Organisationen heran­
zuziehen, die wesentliche Gruppen unserer Bevöl­
kerung vertreten. Das muß nicht gleichbedeutend 
sein mit einem geistigen Abfall oder einer nega­
tiven Auslese, wenn man hier gewisse Konzessio­
nen gegenüber unseren Mitbürgern macht. Ich 
glaube allerdings nicht, daß man der Steirischen 
Akademie einen guten Dienst erwiesen hat, als 
man auf die Ablehnung einer Landesausstellung 
vor diesem Landhaus hier mit einem Schreiben an 
alle Vortragenden, auch an ausländische, reagierte 
und vom bornierten Politikerveto sprach. Es ist 
einzig den verantwortlichen Stellen im Land Steier­
mark und in der Stadt Graz zu danken, daß die in 
diesem Schreiben angekündigte Aktion, die prak­
tisch auf eine Blockierung des Verkehrs in der 
Innenstadt von Graz hinausgeführt hätte, nicht 
durchgeführt werden konnte. Ich glaube auch nicht, 
meine Damen und Herren, daß es sehr geschickt ist, 
Fragen der Bildung in einer solchen Form unter 
die Menschen unserer Landeshauptstadt zu tragen 
und diese gleichzeitig mit einer Aufforderung zu 
verbinden, bei einer anschließenden Fahrt ins Wein­
land diese „schröcklichen" Ereignisse zu vergessen. 
Ich versäume es bewußt, hier zu erwähnen, von 
wem dieses Schreiben verfaßt wurde. Ich sehe es 
als einen Übergriff an, den ein Bediensteter für 
sich allein nicht verantworten kann, aber für uns 
soll damit diese Frage auch abgeschlossen sein. 
Fragen der Kultur sollen nämlich unserer Meinung 
nach doch sachlicher und ernster behandelt werden. 

In den letzten Tagen wurde von einigen Zei­
tungen bekanntgegeben, daß die Absicht bestünde, 
im Park des Schlosses Eggenberg ein Gebäude zu 
errichten, wo die Teilnehmer an den Management-
Kursen untergebracht werden sollen. Ich halte per­
sönlich den Standort eines solchen Gebäudes für 
verfehlt, weil man damit einer der schönsten Park­
anlagen, die unsere Stadt besitzt, durch diesen ge­

planten Bau sicherlich vieles von ihrer Atmosphäre 
und ihrer Anziehungskraft für die Bevölkerung 
nehmen würde. Soweit mir bekannt ist, soll es hier 
derzeit noch keinen grundsätzlichen Beschluß der 
Regierung geben, das gilt auch für die Frage des 
Standortes. Man müßte daher fragen, warum in 
diesem Stadium einem Architektenbüro bereits ein 
Auftrag erteilt worden ist. Man muß sich aber 
weiters die Frage stellen, ob im Hinblick auf die 
Management-Kurse, die ja nur in gewissen Inter­
vallen stattfinden, ein solches Vorhaben überhaupt 
gerechtfertigt erscheint. Wir wissen alle genau, daß 
die Baugenehmigung für ein Lokal, welches vor 
dem Schloß Eggenberg errichtet worden ist, davon 
abhängig gemacht wurde, daß dieses Lokal gleich­
zeitig auch eine entsprechende Bettenanzahl mit­
einkalkuliert. Ich glaube nicht, daß dieser geplante 
Bau sehr zweckmäßig sein wird. Man sollte sich 
diese Dinge sehr genau überlegen und prüfen, ob 
die finanziellen Mittel des Landes nicht zweck­
mäßiger verwendet werden sollen. Im konkreten 
Fall meine ich zum Beispiel für eine verstärkte 
Förderung der Erwachsenenbildung, die erfreu­
licherweise einen immer größeren Umfang annimmt 
und wo ein absolut steigender Trend bei den Be­
sucherzahlen festzustellen ist. Daß bei der Erwach­
senenbildung die berufliche Weiterbildung einen 
immer breiteren Raum einnimmt, ist begrüßenwert, 
weil wir durch eine bessere berufliche Qualifika­
tion nicht nur den Menschen helfen, sondern der 
Wirtschaft jene Fachkräfte zur Verfügung stellen, 
die sie so notwendig braucht. 

Wir sollten daher — um nur ein Beispiel aus 
unserer Landeshauptstadt zu nehmen — auch alles 
tun, um hier den Bestand unserer Abend-Handels­
akademie im Rahmen der Urania zu sichern, die 
derzeit meiner Meinung nach ernsthaft gefährdet 
erscheint. Es ist sicherlich sehr zu begrüßen, daß 
nach jahrzehntelangen vergeblichen Bemühungen 
der Erwachsenenbildungsorganisationen nunmehr 
ein Gesetz vom Bund beschlossen wird, das sowohl 
Aufgaben und Zweck der Erwachsenenbildung zum 
ersten Mal grundlegend festlegt und auch entspre­
chende Finanzierungsmöglichkeiten in seinen An­
fängen vorsieht. Ich möchte in diesem Zusammen­
hang darauf hinweisen, daß wir Sozialisten schon 
seit Jahren für die Steiermark die Erstellung eines 
Bildungsplanes verlangt haben, weil wir das als 
eine der Grundlagen für unsere weiteren Bemü­
hungen auf dem Gebiete der Bildung und Kultur 
betrachten. Dabei müssen wir uns im klaren sein, 
daß eine stärkere Koordinierung der Träger der 
Erwachsenenbildung unerläßlich sein müßte und 
daß man bei der Verwirklichung gewisser Bildungs­
vorhaben auch neue Lernmethoden einführen muß, 
wobei dem audiovisuellen Hilfsmittel eine viel stär­
kere Bedeutung zukommen wird. 

Als besonders erfreulich möchte ich auch noch 
erwähnen, daß der Bund seinen Zuschuß für die 
Erhaltung unserer Bühnen von 2,8 Millionen Schil­
ling im Vorjahr auf über 6 Millionen Schilling im 
kommenden Jahr erhöhen wird. Es ist mir klar, 
daß die Probleme unserer Theater nicht allein auf 
finanziellem Gebiet liegen. Doch ist die verstärkte 
Hilfestellung des Bundes für uns sicherlich von 
Bedeutung. Im übrigen haben unsere Theater eine 
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absolut s teigende Tendenz von Besuchern aufzu­
weisen, und ich glaube, daß einen wesentlichen 
Anteil daran die Spielplangestaltung und die mo­
dernen Werbemethoden haben. Wir haben hier in 
diesem Hause oft sehr lange über das Theater ge­
sprochen und vieles kritisiert. Aber ich glaube, 
man sollte nunmehr der neuen Führung die Chance 
geben, in Ruhe weiterzuarbeiten, was nicht heißt, 
daß wir dort nicht Kritik üben sollen, wo sie be­
rechtigt erscheint. Die Bemühungen der Theater­
besucherorganisationen, Menschen in das Theater 
zu bringen, möchte ich hier besonders hervorheben. 
Ihre Tätigkeit hat sicherlich auch zu dieser po­
sitiven Entwicklung beigetragen. Ich darf in diesem 
Zusammenhang auf die Generalrede des Herrn Ab­
geordneten Hasiba noch zurückkommen, wo er bei 
den Theatern ein Abonnementsystem verlangt hat. 
Ich weiß nicht, was er sich konkret darunter vor­
gestellt hat, aber ich darf sagen, daß es ein neues 
Abonnementsystem, sogar in verschiedenen Varian­
ten, bei den Vereinigten Bühnen gibt. 

Meine Damen und Herren! Bei allen Schwierig­
keiten und Sorgen, die uns die Erhaltung der Thea­
ter bringt, sollen wir nicht übersehen, welche große 
Kulturaufgabe dieses Theater in unserer heutigen 
Gesellschaftsordnung zu erfüllen hat. Wir müssen 
daher für diese Frage dieselbe aufgeschlossene Hal­
tung zeigen, die wir heute bei der Bewältigung so­
zialer und wirtschaftlicher Probleme an den Tag 
legen. (Allgemeiner Beifall.) 

Erster Präsident: Ich erteile das Wort dem Herrn 
Abgeordneten Laurich. 

Abg. Laurich: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Als letzter Redner in der langen Reihe 
(Präsident Koren: „Heute abend!") möchte ich mich 
sehr kurz fassen. Ich freue mich zunächst, daß die An­
sätze für den Landeshaushalt 1973 für Naturschutz 
und Bergwacht um insgesamt 520.000 Schilling er­
höht wurden. Ich stelle aber mit Bedauern fest, daß 
unsere Steiermark — auch die grüne Mark ge­
nannt — noch immer kein zeitgemäßes Naturschutz­
gesetz hat und daß immer noch die reichsdeutschen 
Bestimmungen aus dem Jah re 1938 Geltung haben. 
Sozialistische Abgeordnete haben wiederholt An­
träge und Anfragen gestellt, die zum Ziele hatten, 
daß ein zeitgemäßes Naturschutzgesetz in Verbin­
dung mit dem Seeuferschutz, dem Landschaftsschutz 
und dem Schutz einer gesunden Umwelt verab­
schiedet werden kann. Ich stelle neuerlich die 
Dringlichkeit für ein modernes Naturschutzgesetz 
fest und fordere die zuständigen Stellen auf, ein 
brauchbares und den Erfordernissen entsprechendes 
Naturschutzgesetz ehestmöglich dem Steiermär-
kischen Landtag zur Beschlußfassung vorzulegen. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung bis morgen 
8.30 Uhr. 

Unterbrechung der Sitzung: 22 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung: 6. Dezember 1972, 8.30 
Uhr. 

Zweiter Präsident Ileschitz: Wir nehmen nun die 
Beratungen wieder auf. Zu Wort gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Pölzl. Ich erteile ihm das Wort . 
Nach ihm spricht der Abgeordnete Pichler. 

Abg. Pölzl: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich habe den Herrn Landesfinanzreferen-
ten Dr. Klauser, ich glaube vor drei Jahren, beim 
Voranschlag gebeten, daß der Abschnitt 38 „Film-
und Rundfunkwesen" mit einem wesentlich höheren 
Betrag bedacht wird, als er heuer wiederum von 
Ihnen dem Hohen Haus vorgelegt wird. Ich for­
dere Sie auf, nächstes J ah r mindestens 10 Millionen 
Schilling dieser Post zur Verfügung zu stellen und 
begründe das wie folgt: ; 

Meine Damen und Herren! Ich darf noch einmal 
in Erinnerung bringen, daß Salzburg mit einem 
Film, der über die Trapp-Familie unter dem Titel 
„Sound of Music" gedreht wurde, mit einem ame­
rikanischen Autor und einem amerikanischen Re­
gisseur jährlich bis zu 100.000 amerikanische Tou­
risten aufzuweisen hat, die nur den Spuren dieses 
Filmes folgen. Er wurde nicht als Fremdenverkehrs­
film gedreht, sondern als Imagewerbung für das 
Land Salzburg. Und wir haben in der Steiermark 
die Möglichkeit, durch unseren steirischen Erzher­
zog Johann, auf der einen Seite den Bürgermeister 
von Stainz, auf der anderen Seite den deutschen 
Reichesverweser, die steirische „Love Story" zu dre­
hen. Wir haben die Möglichkeit, den steirischen 
Prinzen mit der -bürgerlichen Plochl, mit Mozart, 
mit der Zauberflöte, die in Amerika durchaus be­
liebt ist, mit den weißen Pferden von Piber (Lan­
desrat Dr. Klauser: „Mit den jodelnden weißen 
Pferden von Piber!"), mit Mariazell, überall, wo 
Erzherzog Johann befruchtend gewirkt hat, zu brin­
gen. 

Hohes Haus, meine Damen und Herren! Wir 
haben im Präsidenten dieses Hohen Hauses einen 
Experten. Und wir können darüber glücklich sein, 
daß Herr Univ.-Prof. Dr. Koren hier in diesem 
Landtag als Präsident wirkt. Denn er ist vielleicht 
der einzige Experte, der in Hinsicht auf das Leben 
von Erzherzog Johann als Berater fungieren kann. 
Bitte, nehmen Sie meine Worte ernst. Ich weiß 
durch meine Reisen nach Amerika, daß Filme, die 
in einer etwas rührseligen, modernen Art aufge­
zogen sind, Millionen Amerikaner veranlassen wer­
den, die Steiermark zu besuchen. Erzherzog Johann 
war doch ein überaus moderner Mensch. Ihm ver­
danken wir die Technische Hochschule, die Mon­
tanistische Hochschule, und zwar zu einer Zeit, wo 
das nicht so selbstverständlich war. Herr Landesrat 
Dr. Klauser, in allem Ernst fordere ich Sie auf, 
ohne daß Sie erst wieder gebeten werden müssen 
(Landesrat Dr. Klauser: „Sie wenden sich an die 
falsche Adresse, dort!" — Weist auf Landesrat 
Prof. Jungwirth.), setzen Sie, bitte, unabhängig von 
allen anderen Posten diesen Betrag im nächsten 
J ahr höher fest! (Beifall.) 

Präsident: Als nächster Redner zu Wort gemel­
det ist der Abgeordnete Pichler. Nach ihm der 
Abgeordnete Wimmler. 

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Pichler das 
Wort . 
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Abg. Picfaler: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Erlauben Sie mir bitte ein paar Bemerkun­
gen zu den Volksmusikschulen. Die Volksmusik­
schulen sind eine Einrichtung bei den Gemeinden 
geworden, die kaum mehr wegzudenken ist, aber 
sie sind gleichzeitig auch für die Gemeinden eine 
Belastung geworden, die sie allein einfach nicht 
mehr tragen können. Es ist in den Bezirken und 
in den Städten so, daß sie nicht nur die in diesen 
Stadtmauern beheimateten Menschen zu betreuen 
haben, sondern es kommen ja alle kleineren Nach­
bargemeinden mit dazu, die trachten, ihre Kinder 
dort unterzubringen und sie die Musikschule dort 
besuchen zu lassen. Es kommt auf die Gemeinde 
daher eine verhältnismäßig hohe Last zu: einer­
seits diese Volksmusikschulen einzurichten, sie zu 
führen und dann aber gleichzeitig für die Kosten 
des gesamten Lehrkörpers aufzukommen. Das Land 
leistet sicherlich seinen Beitrag und wird dieser 
Beitrag von den Gemeinden auch anerkannt, aber 
man muß gleichzeitig feststellen, daß es durch­
wegs und jährlich der Fall ist, daß sehr viele Be­
werber abgewiesen werden müssen, weil für sie 
nicht die Möglichkeit besteht, eine solche Musik­
schule zu besuchen. Es handelt sich dabei meistens 
um jene Menschen, ganz junge Menschen, die von 
Haus aus ein bestimmtes Interesse — unterstützt 
durch die Eltern —, aber auch ein bestimmtes Talent 
mitbringen, sonst würden sie ja wohl kaum in 
diese Schule gehen wollen oder in diese Schule 
geleitet werden. Und wenn sie nicht die Möglich­
keit haben, dort aufgenommen zu werden, wird 
wahrscheinlich so manches Talent nicht geweckt 
werden und vielleicht sogar für die spätere Zeit 
so manches Genie verlorengehen. Ich darf daher 
an den zuständigen Referenten sehr wohl die Bitte 
richten, bei der Dotierung der zuständigen Post in 
der Gruppe 3 für die Volksmusikschulen die Zu­
wendungen an die Gemeinden etwas großzügiger 
zu handhaben. Falls es bei der letzten Dotierung 
für das Jahr 1973 gar zu einem Abstrich gekom­
men sein sollte, bitte ich, lieber Herr Landesrat 
Prof. Jungwirth, das in dem nächsten Jahr doch 
nicht mehr zu tun, denn die Gemeinden werden 
es Ihnen sehr zu danken wissen. Es sind die 
Räumlichkeiten durchwegs zu klein, sie müssen 
ausgebaut werden und es müssen weitere Musik­
schullehrer eingestellt werden. Wir haben dort 
ohnedies noch den großen Vorteil, wir wissen nur 
noch nicht, wie lange, daß wir durchwegs Lehrer 
beschäftigen, die dies nebenberuflich machen, die 
das auch mit einer bestimmten Überzeugung und 
Liebe zur Musik tun und mit einem Aufopferungs­
geist eben für diese jungen Menschen. Ich könnte 
mir in diesem Zusammenhang doch vorstellen, daß 
wir in erster Linie trachten, der Anregung und 
sogar einer Entschließung des Landtages vom Vor­
jahr soweit als möglich treu zu bleiben und doch 
nicht irgendwo zu erklären, Herr Landesrat, an 
diese Punkte oder Entschließungen kann ich mich 
nicht voll gebunden fühlen, wo wir damals gesagt 
haben, daß wir trachten, 5 0% dieser Kosten zu 
übernehmen. 

Ich rege daher heute an und stelle konkret 
fest, wir haben einen solchen Resolutionsantrag 
eingebracht und wiederhole trotz der bereits an­

ders erfolgten Vereinbarung, es möge ein Volks-
rnusikschulerhaltungsgesetz auf raschestem Wege 
geschaffen werden, das im besonderen die Punkte 
enthalten soll: 

volle Bezüge der Reisekosten und der Dienst­
geberbeitrag zur Sozialversicherung der Leiter der 
Volksmusikschulen, 50 °/o der Personalkosten der 
Lehrer der Volksmusikschulen, die vollen Dienst­
geberbeiträge zur Sozialversicherung und die Reise­
kosten der Lehrer der Volksmusikschulen, vom 
Sachaufwand: Instrumente und Bibliotheksmaterial. 
Es bleibt für die Gemeinden trotzdem noch ein ganz 
beachtlicher Teil an Lasten übrig, die sie selbst-
verständlich gerne tragen werden, noch lieber tra­
gen werden, wenn vom Land diesbezüglich die 
entsprechende Unterstützung kommt. 

Ich darf sowohl den Herrn Landesfinanzreferen-
ten als auch den zuständigen Referenten für diese 
Gruppe, Herrn Landesrat Prof. Jungwirth, bitten, 
sich in dieser Richtung abzuklären und gemeinsam 
den Willen zu äußern und auch die Bereitschaft 
zu zeigen, daß die Volksmusikschulen in der näch­
sten Zeit besser dotiert werden und daß wir recht 
bald in der Lage sind, ein solches Gesetz zu be­
schließen. Daher ersuche ich die Landesregierung, 
eine solche Vorlage ausarbeiten zu lassen. (Beifall.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet ist der Abgeord­
nete Wimmler. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Wimmler: Hohes Haus! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Bei der Behandlung dieser Gruppe 
möchte ich in gleicher Weise, wie es mein Kollege 
Laurich gestern gemacht hat, dringend die Erlas­
sung eines Naturschutzgesetzes unter Hinweis auf 
den Fall Putterer-See fordern. Ich darf ausdrück­
lich feststellen, daß ich meine Überlegungen nicht 
so sehr auf die Ablehnung von Apartmenthäusern 
an sich gründe. Ich gehe einfach von der Tatsache 
aus, daß das Amt der Steiermärkischen Landes­
regierung im Jahre 1954 einen Bescheid erlassen 
hat, in dem wörtlich zu lesen steht: Jede Ver­
bauung dieses Gebietes würde das Landschaftsbild 
empfindlich stören. Und diese Begründung, meine 
Damen und Herren, ist meines Erachtens zeitlos. 
Ihre Rechtswirksamkeit beruhte allerdings auf einer 
Landschaftsschutzverordnung, die im Zuge des Be­
rufungsverfahrens vom Verwaltungsgerichtshof auf­
gehoben worden ist. Die Zeit bis zur Erlassung 
einer neuen Verordnung wurde leider von allen 
Seiten dazu ausgenützt, die Widmungsbewilligung 
zu erwirken bzw. zu erteilen, ohne Rücksicht auf 
die eindeutige Feststellung des Amtes der Steier­
märkischen Landesregierung, daß jede Verbauung 
dieses Landschaftsbild stören würde. Wie mir der 
örtliche Sachverständige vor längerer Zeit auch 
mitgeteilt hat, wurde diese Bewilligung auch gegen 
seine Stellungnahme erteilt. Er hat mir geschrie­
ben unter anderem, daß „meine Bemühungen ge­
scheitert sind und hat sich die Baubehörde erster 
Instanz in seiner Entscheidung an die Ausnahme­
bewilligung der Landesschutzbehörde bzw. Natur­
schutzbehörde gehalten und meine Bedenken nicht 
berücksichtigt". Mir ist klar, meine Damen und 
Herren, daß jeder Bau in diesem Gebiet aus diesen 
Gründen, erst recht ein Apartmenthaus, zumin-
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dest von der Naturschutzbehörde nicht zu gestat­
ten gewesen wäre, aber gestattet worden ist, weil 
die gesetzlichen Voraussetzungen für eine solche 
Untersagung fehlten. Es soll damit nicht gesagt 
sein, daß es nicht im Bereich der Baubehörde 
erster Instanz gelegen wäre, die Widmungsbewil­
ligung dennoch zu versagen, aber ich sehe ein, 
welcher Bürgermeister hält es aus, angesichts einer 
positiven Entscheidung der Landschaftsschutzbe­
hörde nein zu sagen. Hier ist der Bürgermeister 
eben überfordert. Ich glaube daher, meine Damen 
und Herren, daß gerade in Fragen des Natur­
schutzes, des Landschaftsschutzes, ein Gremium von 
Fachleuten an den zu treffenden Entscheidungen 
maßgeblich mitwirken muß, um dem Bürgermei­
ster eine Rückendeckung zu geben. Dieses Bei­
spiel aber soll zeigen, daß die Verabschiedung 
eines solchen Gesetzes außerordentlich dringend 
ist, damit nicht in der Zwischenzeit noch möglichst 
viel bewilligt werden kann, so daß für das Gesetz 
keine Anwendungsmöglichkeit mehr gegeben ist. 
Das Beispiel zeigt aber auch, meine Damen und 
Herren, daß die Gemeinde-Verfassungsnovelle 1962 
in vielem nicht genügend durchdacht war, daß sie 
nicht ausgereift ist und den Keim einer Rechts­
widrigkeit enthält. Besonders auf dem Gebiete des 
Bauwesens ergeben sich bedeutende Nachteile. 
Selbst in Zwerggemeinden entscheidet der Bür­
germeister — vielfach ohne geeignete Hilfskräfte 
und ohne geeignete Berater — über Großbauten. 
Diese Tatsache wäre an sich nicht so schlimm, wenn 
es wie früher gegen die Bescheide der Baubehörde 
ein wirksames Rechtsmittel gäbe. Die Verfassungs­
novelle 1962 hat aber in Verbindung mit den Ge­
meindeordnungen zwei Instanzen geschaffen, die in 
Wirklichkeit nur eine Instanz sind. Damit ist unter 
anderem die Gemeinde ihre eigene Baubehörde ge­
worden, eine Tatsache, die auf anderen Gebieten 
völlig undenkbar wäre . Echte Unzulänglichkeiten er­
geben sich wie gesagt dann, wenn gegen den Be­
scheid des Bürgermeisters berufen wird und der 
Gemeinderat als letzte Instanz entscheidet. Wie 
diese Entscheidung ausfällt, ergibt sich einfach aus 
der Tatsache, daß die Mehrheit des Gemeinderates 
ihren Bürgermeister in den seltensten Fällen im 
Stiche lassen und seinen Bescheid aufheben wird, 
abgesehen davon, daß bei größeren Bauvorhaben 
vom Bürgermeister bereits in der ersten Instanz 
Ausschüsse zumindest zu Rate gezogen werden, de­
ren Mitglieder von der zweiten Instanz nach wie 
vor bei der allfälligen Berufung mitwirken. Das­
selbe trifft nicht selten auch für den Sachverstän­
digen zu, dessen Gutachten sowohl in der ersten 
als auch in der zweiten Instanz der Entscheidung 
zugrunde liegt. Es ist also fast immer ein Mit­
wirken von Organen und Personen in der zweiten —• 
und in diesem Falle natürlich letzten — Instanz 
gegeben, die bereits in der ersten Instanz mitge­
wirkt haben. (Abg. Heidinger: „Befangenheit!") So 
einfach ist das mit der Befangenheit nicht. Schauen 
Sie sich das in der Praxis an, wie das wirklich 
ist. Ich könnte Ihnen das an Hand eines Beispieles 
in unserer e igenen Gemeinde ohne weiteres dar­
legen. 

Es ist jedenfalls damit sicherlich die Wurzel für 
eine Rechtsunsicherheit gegeben, und ich glaube, 

wir haben alles zu tun, um solche Rechtsunsicher­
heiten zu vermeiden. Natürlich, meine Damen und 
Herren, kann man auch einwenden, daß gegen den 
Bescheid des Gemeinderates die Vorstellung bei 
der Aufsichtsbehörde oder sogar beim Verwal­
tungsgerichtshof eingebracht werden kann. Aber 
das sind an sich keine Instanzen im eigentlichen 
Sinne. 

Meine Damen und Herren! Ich appelliere daher 
an Sie, mitzuhelfen, hier einen Wandel zu schaffen 
und diese Rechtsstaatwidrigkeiten zu beseitigen. 

Präsident: Als nächster Redner ist zu Wort ge­
meldet der Herr Abgeordnete Brandl. Ich erteile 
ihm das Wort. Nach ihm spricht Abgeordneter 
Haas. 

Abg. Brandl: Hoher Landtag, sehr geehrte Damen 
und Herren! In der Sitzung des Finanz-Ausschusses 
wurde ein eingebrachter Antrag, betreffend die 
Errichtung eines österreichischen Forstmuseums in 
Wildalpen im Salzatal einstimmig angenommen. In 
diesem Ort, der inmitten eines ausgedehnten Wald­
gebietes liegt, der eine alte forstliche Tradition hat, 
befindet sich bereits eine sehr wertvolle Sammlung 
von Geräten, Forstbringungseinrichtungen, Forst­
literatur und dergleichen aus den vergangenen Jahr­
hunderten. Auf dieser Grundlage könnte im Zu­
sammenwirken mit den zuständigen Ministerien 
und interessierten Stellen ein gesamtösterreichisches 
Forstmuseum errichtet werden. Wie unsere Vor­
fahren in den Wäldern gelebt, gearbeitet, wie sie 
damals schon das grüne Gold unseres Landes für 
unsere Forst- und Volkswirtschaft genützt haben, 
ist wert, auch für die Zukunft erhalten zu werden. 

Ich darf Sie bitten, uns bei der Errichtung dieses 
Forstmuseums, bei der Verwirklichung dieses Pro­
jektes zu unterstützen. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Abgeordneten Haas das 
Wort, mach ahm Dr. Strenitz. 

Abg. Haas: Hohes Haus, meine sehr verehr ten 
Damen und Herren! 

Nicht nur die Vereinigten Bühnen von Graz, der 
vielzitierte Steirische Herbst, Trigon 1973 scheinen 
aof lin de r Haushaltsgruppe 3 lim friedlichen Mit­
einander übrigens mit der steirlischen Blasmusik, 
mit den Trachtenvereinen, mit Heimatmuseen, so 
die ganze Bandbreite der Kulturförderung unseres 
Landes demonstrierend. Auch das Kapitel Natur­
schutz ist in der Haushaltgruppe 3 angeführt. Wenn 
es gleich in der Aufstellung eines de r letzten Kapi­
tel ist, so ist es ganz sicher nicht eines der letzten 
in der Wer tung und lin de r Bedeutung. Ist doch 
der Naturschutz heute nicht nur das Bewahren von 
i rgendwelchen seltenen Pflanzen- und Tiergattun­
gen, sondern wir vers tehen unter Naturschutz heute 
den Schutz unserer gesamten heimischen Tier- und 
Pflanzenwelt, d en Schutz der Landschaft, ja des 
gesamten Letoensraumes, in den wir hineingeboren 
sind. Wenn Sie wollen, können Sie dafür auch 
das heute so sehr s trapazierte Wort Umweltschutz 
verwenden, das in aller Munde ist. Keine Zeitung, 
die nicht jeden Tag davon zu berichten weiß. Rund-
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funk und Femsehen liefern ständig dazu Beiträge. 
Konferenzen und Kongresse sonder Zahl finden zu 
diesem Thema statt. Ich habe nur ein wenig den 
Eindruök, daß -wir alle miteinander oft ein wenig 
zuviiel des Guten tun, daß wir zu sehr dieses Wort 
Umweltschutz zu einem Modevokabel machen und 
es ials Schlagwort zerredet haben. Ich glaube, es 
wäre besser, weniger davon zu reden und dafür 
mehr zu tun. Gerade von uns hier in diesem Saal 
erwartet man ja, daß wir ernsthafte gesetzgeberische 
Taten leisten und weniger schöne Lippenbekennt­
nisse zu diesem Thema abgeben. Wenn Sie, meine 
verehrten Kollegen von der Sozialistischen Partei 
und von der freiheitlichen Fraktion, unser „Modell 
Steiermark" genauso »aufmerksam studierOiaben, 
wie das Ihre Parteivorsitzenden getan haben — 
und sie halben uns das ja gestern in diesem Hause 
demonstriert (Abg. Premsberger: „Die Leitlinien 
für Steiermark, haben wir gesagt!") —, dann wer­
den Sie feststellen können, daß eine ganze breite 
Palette sehr konkreter Maßnahmen unsererseits vor­
geschlagen wird, und zwar zur Müll- und Abfalllbe-
seitigung. (Abg. DDr. Götz: „Herr Kollege, das 
stimmt nicht ganz; Maßnahmen sind vorgesehen, 
alber nicht eine sehr breite Palette!") Dann haben 
Sie es doch nicht sehr aufmerksam studiert, Herr 
Kollege Götz — eine sehr breite Palette, ich bleibe 
doch dabei, und ich darf Ihnen das aufzählen (Abg. 
Brandl: „Haben wir auch!"): 

Maßnahmen zur Abfall- und Müllbeseitigung, 
Maßnahmen (Abg. Pichler: „Haben wir auch!") zur 
Reinhaltung von Luft und Wasser (Von der SPD: 
„Haben wir auch!"), Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Lärms, prophylaktische Maßnahmen auf dem 
Gebiete des Nahrungsmittelbereiches. Dazu kommen 
noch die ganzen speziellen Vorhalben auf dem Ge­
biete des Naturschutzes, des Landschaftsschutzes 
und dazu noch eine neue steirische Raumordnung. 

Es ist zu überlegen, ob es sinnvoll ist, das alles 
in .ein umfassendes Landes-Umweltschutzgesetz zu­
sammenzuführen oder ob wir das in einzelnen 
speziellen Gesetzen tun wollen. Aber ich glaube, 
das ist von zweitrangiger Bedeutung, entscheidend 
ist nur, daß wir diese Probleme anpacken und daß 
wir das bald tun. Dabei möchte ich aber auch nicht 
unerwähnt lassen, daß |für verschiedene dieser 
Materien bereits beachtliche legistische Vorarbei­
ten geleistet worden sind und ich könnte mir vor­
stellen, daß bei entsprechender Einsicht und bei 
allseits gutem Willen es durchaus möglich ist, daß 
Wir schon im nächsten Jahr etwa so bedeutsame 
Gesetzeswerke wie die steirische Raumordnung oder 
das steirische Naturschutzgesetz in diesem Hause 
verabschieden können. Ein Antrag zu einem Lärm-
foekämpfungs- bzw. Lärmschutzgesetz wurde von 
allen drei Parteien in der letzten Sitzung des Hohen 
Hauses eingebracht, das Motorschlittengesetz wird 
in Kürze dem Hohen Hause vorgelegt werden und 
ich kann mir auch vorstellen, daß es keine unüber­
windlichen Hindernisse geben wird, wenn in näch­
ster Zeit ein Abfallbeseitigungsgesetz, ein ö l -
feuerungsgesetz, ein Gasgesetz und das steirische 
Campinggesetz diesem Hohen Hause vorgelegt wer­
den sollten, zumal man ja sowohl in der Formel 
Steiermark als auch in dem sozialistischen Leitlinien 
sich zu diesem Notwendigkeiten bekennt. 

Acht Gesetze also — sicherlich von unterschied­
lichem Gewicht •—• aber zusammengenommen doch 
von sehr einschneidender Bedeutung, die in nächster 
Zeit zu beraten und zu beschließen sein werden 
und ich glaube, daß das zum Thema Umweltschutz 
ein weitaus besserer Beitrag ist als hier langatmige 
Reden zu halten und schöne Rhetorikübungen zu 
halten. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aber 
zum speziellen Abschnitt Naturschutz einige Fest­
stellungen treffen: Es sind dies sehr erfreuliche 
Feststellungen: Erstens einmal, daß die Mittel für 
die Aufgaben des Naturschutzes um ein Beachtliches 
erhöht worden sind, und zwar um ganze 60 Prozent. 

Das erlaubt »uns zweitens, für unsere steirische 
Bergwacht, die für ihren großartigen und idealisti­
schen Einsatz unseren Respekt und unseren Dank 
verdient, bedeutend mehr Mittel zur Verfügung 
zu stellen — statt 170.000 Schilling werden es im 
kommenden Jahr 300.000 Schilling sein. 

Das erlaubt uns drittens aher auch, einige seit 
längerer Zeit schon angepeilte Vorhaben des Natur­
schutzes nun zu realisieren. Ich denke hier an das 
Edlacher Moor, wo einige Grundstücke beschafft 
werden sollen, Grundstücke, auf denen das berühmte 
Karlszepter noch wächst — eine in Europa bereits 
ausgestorbene Pflanze —, das erlaubt uns aber auch, 
und das freut mich besonders, den Alpengarten 
Rannach vor dem Untergange zu bewahren. Ich 
möchte der Steiermärkischen Landesregierung und 
vor allem dem zuständigen Referenten, Herrn Lan­
desrat Jungwirth, sehr herzlich danken, daß für 
den Ankauf dieses Alpengartens nun grünes Licht 
gegeben worden ist. Es ist wirklich fünf Minuten 
vor zwölf. Denn, meine Damen und Herren, von 
seiten der Besitzerin soll unter allen Umständen 
noch im heurigen Jahr dieser Alpemgarten ver­
kauft werden und wir wissen von den Kaufdnteres-
senten, daß kein einziger bereit ist, diesen Alpen­
garten weiter fortzuführen. Das hieße, daß die mit 
sehr viel Mühe und Liebe großgezogenem rund 
15.000 Alpenpflanzen sehr bald schon lausgerissen 
und vernichtet werden würden, das hieße, daß all 
die Opfer und all der Idealismus, mit dem Direktor 
Ebner — der seinerzeitige Begründer — und seine 
Mitarbeiter zu Werke gegangen sind, vergänglich 
gewesen wären, ebenso wie die rund 2 Millionen 
Schilling, die ;an öffentlichen Mitteln in diesen 
Alpengarten geflossen sind. Ich bin deshalb sehr 
glücklich, daß geradezu in letzter Minute sich die 
Dinge doch zum Guten wenden und seitens der 
Landesregierung die Bereitschaft zum Ankauf ge­
geben ist, »die Bereitschaft, an das Land zu ver­
kaufen, ist ebenfalls gegeben, der Kaufpreis scheint 
nicht unseriös, die Bedeckung im Budget ist des­
gleichen vorhanden, ebenso wie die Gewähr, daß 
dieser Alpengarten auch künftighin durch das Bota­
nische Institut der Universität Graz und durch das 
Stadtgartenamt Graz wird gärtnerisch betreut wer­
den können. 

Nur eines zum Schluß noch, meine sehr geehrtem 
Damen und Herren: Wenn wir uns dieses Juwel 
vor den Toren der Stadt Graz auch künftighin 
erhalten wollen, dann bitte ich sehr, rasch zu han­
deln, denn Eile tut not! (Allgemeiner Beifall.) 
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Präsident: Als nächster Redner gemeldet ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Strenitz. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Dr. Strenitz: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Ich möchte heute zur Abwechslung 
einmal eine ruhige Rede halten, was aber nicht 
heißen soll, daß auch in der Kultur die Wogen der 
Erregung manchmal nicht hochgehen können. Es 
hat im Rahmen des Steirischen Herbstes heuer ein 
Plakat gegeben, welches die Gemüter einigermaßen 
erregt hat. Ich möchte hier (nicht weiter über die 
Ästhetik des Plakates philosophieren, schon allein 
deshalb, weil man Kunst heute nicht allein am 
Schönheit messen kann. Im übrigen hat auch der 
Herr Präsident dieses Hohen Hauses anläßlich der 
Eröffnung des Steirischen Herbstes in so wohlformu­
lierter, tiefsinniger und humorvoller Art zum Pro­
blem dieses Plakates Stellung toezogen, daß ich dem 
nichts mehr hinzufügen möchte. 

Offengeblieben ist für mich aber die Frage, ob 
dieses Plakat des Steirischen Herbstes seinen Zweck 
erfüllt hat, nämlich die Aufmerksamkeit des breiten 
Publikums auf das eigentliche Anliegen des Steiri­
schen Herbstes zu lenken. Auf das eigentliche An­
liegen des Steirischen Herbstes, das ich sehe in der 
Konfrontation des breiten Publikums mit den mo­
dernen Strömungen der Kunst. Die Antwort muß 
teils ja, teils nein lauten. Ja deswegen, weil das 
Plakat Aufmerksamkeit erregt hat, nein, weil diese 
Aufmerksamkeit in eine falsche Richtung gegangen 
ist. Weil man im allgemeinen nur über das Plakat 
diskutiert hat, nicht aber über das eigentliche Pro­
blem des Steirischen Herbstes, das ich darin sehe, 
herauszukommen aus der Exklusivität einiger weni­
ger, die Jahr für Jahr immer dieselben sind. Das 
eigentliche Problem des Steirischen Herbstes ist es 
also, daß nach wie vor eine Minderheit von Infor­
mierten und Interessierten dem weitaus größeren 
Teil unserer Gesellschaft gegenübersteht, der sich 
doch in einer mehr oder minder weitgehenden Be-
ziehungslosigkeit zu den zeitgenössischen Strömun­
gen unserer Kunst befindet. Diese Tatsache ist in 
einem sehr markigen Spruch an den Wänden des 
Forums Stadtpark ausgedrückt worden, da stand 
zu lesen: „Elitäre Kunst ist Onlanie". Das eigentliche 
Problem des Steirischen Herbstes wäre also nicht 
das Plakat gewesen, sondern zu erreichen, daß 
Kunst nicht für das Volk, sondern durch das Volk 
gemacht wird, die Artikulierung dessen durch den 
arbeitenden Menschen, was ihn bewegt, was er 
verändert wissen möchte, was ihn interessiert, die 
Herausforderung des Mitmenschen durch den Mit­
menschen. Nichts, meine Damen und Herren, gegen 
eine progressive Thematik des Steirischen Herb­
stes, die auch wir Sozialisten durchaus bejahen und 
der wir positiv gegenüberstehen. Aber es bleibt für 
mich nach wie vor die Frage offen, ob Konzeption, 
Organisation und Durchführung des Steirischen 
Herbstes dazu beigetragen halben, unsere Mitbürger 
ein bißchen wegzulocken von dieser schweigenden, 
phantasielosen und fernsehgeschwängerten Freizeit­
gestaltung. Ich glaube, daß diese Frage auch iden­
tisch ist mit der ersten und obersten Frage, die 
wir an unsere Kulturpolitik überhaupt zu richten 
haben. Denn Kulturpolitik kann nicht allein die 

Subventionierung von Theatern und Orchestern 
sein, sondern Kulturpolitik soll sein die Entfaltung 
des Menschen zu eigenem, schöpferischem Tun. 

Bin zweites Problem in diesem Zusammenhang 
ist für mich — diese Frage ist auch im vergange­
nen Jahr schon zur Diskussion gestanden —, ob 
nicht vielleicht etwas weniger etwas mehr gewesen 
wäre. Es war ganz einfach nicht möglich, sich in 
einer Zeit von rund knapp drei Wochen auch nur 
einen annähernden Überblick über diese unglaub­
liche Fülle von Dingen zu verschaffen, die im Rah­
men des Steirischen Herbstes geboten worden 
sind und es gebührt allen Veranstaltern, die diese 
Dinge gebracht haben, der herzliche Dank für ihre 
Mühe und ihre Arbeit. 

Es hat im Steirischen Herbst großartige Veran­
staltungen gegeben. Ich darf nur als Grazer Abge­
ordneter, weil mir diese Dinge besonders am Her­
zen liegen, die Karikade in der Ganggalerie oder 
die humoristische Graphik im Kulturhaus der Stadt 
Graz herausheben, und ich tue sicher vielen anderen 
Veranstaltungen unrecht, wenn ich sie hier nicht 
nenne. Es sind hier Dinge von Weltformat geboten 
worden. Aber vielleicht wäre es doch besser gewe­
sen, etwas mehr zu streuen, nicht alles zusammen­
zupressen lauf einen Zeitraum von drei Wochen, 
am sich dann — ich möchte nicht sagen einem 
kulturellen Nichtstun hinzugeben — aber vielleicht 
doch für die übrige Zeit des Jahres ein bißchen den 
kulturellen Schongang einzulegen. 

Und nun, meine Damen und Herren, ein weiteres 
Anliegen ganz kurz gestreift. 

Die sozialistischen Abgeordneten dieses Hauses 
haben vor einiger Zeit einen Antrag eingebracht, 
die Entlehnungsgebühr bei der Steiermärkischen 
Landesbibliothek aufzulassen. Wir sind bei diesem 
Antrag vom Beispiel der Landeshauptstadt Graz 
ausgegangen, die mit dem Nulltarif für die Stadt­
büchereien schon vorangegangen ist. Die Erfolge, 
die die Stadt Graz damit erzielen konnte, lassen 
sich an zwei Zahlen sehr schön demonstrieren. 
Durch die Einführung des Nulltarifs ist die Ent-
lehnungsziffer innerhalb eines Jahres um 46 Prozent 
gestiegen und die Zahl der Einschreibungen um 
97,86 Prozent, also fast um 100 Prozent, in die Höhe 
gegangen. Die Einschreibungsziffer hat sich von 
1865 auf 3699 Einschreibungen erhöht. Es ist uns 
von der zuständigen Rechtsabteilung des Amtes 
der 'Steiermärkischen Landesregierung gestern eine 
Vorlage 'auf den Tisch gelegt worden, in der 'diesem 
Antrag der sozialistischen Fraktion zum Teil Rech­
nung getragen wird. Es wird mit 1. Jänner 1973 
die Entlehnungsgebühr in der Steiermärkischen Lan-
desfoibMothek wegfallen, es wird auch der Betrag 
der Jahresentlehnung mit 30 Schilling festgelegt 
werden. Das ist zwar keine volle Erfüllung unseres 
Antrages, aber es ist doch ein weiterer Schritt. 
Und wir sagen dafür ein herzliches Dankeschön. 

Nun ein drittes Problem, das ich ebenfalls nur 
ganz kurz streifen möchte: 

Es fehlt im heurigen Budget eine Post, nämlich 
die Post für den Ankauf des Heinrich-Harrer-
Museums. Dieses Museum ist im vergangenen Jahr 
tatsächlich verkauft worden, aber es ist nicht in 
Graz geblieben, sondern es hat die Stadt Zürich 
diese wertvolle Sammlung erworben. Ich will nicht 



934 29' Sitzung des Steierm. Landtages, VII. Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1972 

darüber richten, wer daran schuld ist, ob das Land 
oder ob die Stadt sich nicht genügend eingesetzt 
hätte. Ich darf nur erinnern, daß als Standort ur­
sprünglich auch das Schloß Eggenberg vorgesehen 
war, daß es nicht möglich war, das Museum dort 
unterzubringen und daß man jetzt in diesem Schloß 
Eggehberg eine Managementschule mit dem schon 
berühmt gewordenen Dormiitorium entstehen lassen 
will. Ich sage nur eines: Es ist sehr schade, daß 
diese wertvolle Sammlung der Stadt Graz oder 
auch dem Land Steiermark verloren gegangen ist. 

Und nun, meine Damen und Herrein, komme ich 
zum Schluß. Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit für 
zwei Minuten auf ein sehr liebenswertes Kind 
dieser Stadt Graz richten, das nach langer Wander­
schaft wieder in sein Elternhaus zurückgekehrt ist. 
Das ist das Grazer Stadtmuseum. Ich weiß, es gehört 
nicht mehr ganz zu diesem Voranschlag, denn es ist 
mit 1. Jänner 1972 der Stadt im Wege eines Ge­
schenkes übertragen worden. Aber ich möchte ein 
paar Sätze zu diesem Grazer Stadtmuseum sagen, 
weil die Arbeiten in der Stadt Graz jetzt so weit 
vorangeschritten sind, daß zumindest mit der Er­
öffnung eines Teiles noch im Jahre 1973 zu rechnen 
sein wird. 

Das Grazer Stadtmuseum ist tatsächlich schon 
vor einiger Zeit geschlossen und die Bestände 
sind verbraucht worden. Die Geschichte dieses Gna-
zer Stadtmuseums ist über 40 Jahre alt. Es War 
im Jahre 1914, als ein Grazer Gemeinderat namens 
Wiedner den Antrag auf Errichtung eines Schloß­
bergmuseums gestellt hat. Das Grazer Stadtmuseum, 
dessen Bestände sehr schnell angewachsen sind, 
hat in der Folge einen sehr schwieligen Weg 
zurücklegen und seine Unterkunft oft wechseln müs­
sen. Nun hat sich die Stadt Graz schon seit Jahren 
bemüht, für dieses Museum einen geeigneten Ort 
zu finden. Das ist dann im Palais Khuenburg in der 
Sackstraße 18 gelungen, einem historisch sehr be­
deutenden Renaissancebau, in dem im übrigen der 
Thronfolger Erzherzog Franz Ferdinand geboren 
wurde. Dieses Palais Khuenberg mußte baulich san-
niert werden. Die Renovierung umfaßt aber nicht nur 
das Innere des Palais, sondern auch die Außenfassade. 
Nach Abschluß der Sanierungsarbeiten wird dort 
einer der schönsten Grazer Renaissancebauten zu 
sehen sein. Alles zusammen bieten sich hier die 
Möglichkeiten, ein Kulturzentrum von unschätz­
barem Wert entstehen zu lassen. Ich darf Ihnen 
nur stichwortweise sagen, welch kostbares Erbe 
die Stadt Graz hier übernimmt. Der 'Besucher wird 
hier etwa das große Modell der Stadt Graz vom 
Jahr 1'800 sehen, man wird älteste Andichten, Pläne, 
Karten und Zeichnungen 'dieser Stadt finden, Zeu­
gen aus der Grichtspraxjis, die Prügelfoank, Türken 
und Pest werden wieder aufleben. Sie werden 
Porträts bekannter Persönlichkeiten der Gnazer Ge­
schichte ebenso finden wie Zeugen aus der Musik­
geschichte. Und das Bild der alten Stadt Graz wird 
wieder lebendig werden von der frühesten Zeit, 
dem Kaiserreich, bis herauf über die Bürgerstadt, 
die Franizosenzeit in das 19. Jahrhundert und bis 
zur Gegenwart. Die Stadt Graz wird dieses Erbe 
liebevoll pflegen und darüber hinaus auch nicht 
die Verbindung zur Gegenwart vergessen. Es ist zu 
hoffen, daß die Grazer Bevölkerung und insbeson­

dere auch die Grazer Jugend 'dieser liebenswerten 
Kostbarkeit die gebührende Aufmerksamkeit schen­
ken wird. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Herr Abge­
ordnete Lackner. Ich erteile ihm das Wort. Nach 
ihm kommt Abgeordneter Dipl.-Ing. Fuchs. 

Abg. Lackner: Hoher Landtag! 
Wer den Ausspruch geprägt hat, „Die Steiermark 

ist ein Land der Vielfalt", weiß ich leider nicht, 
aber auf jeden Fall war es ein Mensch mit Herz 
und mit einem gesunden Geist. Die Steiermark ist 
^v^hriich-ein-Jjand-jder-Vielfalt^ist— reich an Bodert-
schätzen, reich an Schönheiten und reich an Kul­
tur. Wir, als die Verantwortlichen in diesem Haus, 
sind gerade dazu verpflichtet, diese Kultur nicht 
nur zu bewahren, sondern auch jederzeit zu ver­
teidigen. Wir müssen festhalten an dem guten Alten, 
das organisch gewachsen ist, das die Menschen 
und dieses Land geformt und gestaltet hat. Wir müs­
sen uns bekennen zu Theater und Musik, zur mo­
dernen Kunst, die ebenfalls nicht mehr wegzu­
denken wäre; aber wir müssen uns nicht alles ge­
fallen lassen, was geboten wird. Der Kollege Dr. 
Strenitz und der Kollege Groß haben gestern und 
heute zu dem Plakat gesprochen. Und ich möchte 
auch gerne ein Wort zu den Plakaten sagen. 

Kollege Groß ist der Meinung, das Plakat hat 
bei der Presse zwar nicht den richtigen Niederschlag 
gefunden, aber es hat trotzdem seinen Zweck er­
füllt, weil recht viele Leute vom Steirischen Herbst 
geredet haben. Der Kollege 'Dr. Strenitz hat ge­
sagt, ja und nein. Also: Zweck erfüllt — nicht er­
füllt. Ich, von der Sicht der Obersteiermark aus, 
bin der Meinung, das Plakat hat seinen Zweck nicht 
erfüllt, und zwar deshalb: Wenn man nämlich auf 
der negativen Seite erst bekannt werden will, dann 
ist das ein Armutszeugnis. Wir können in der Mol­
kerei Stäinach auch nicht die 'Milch zuerst sauer 
werden lassen, damit wir ins Gespräch kommen 
(Gelächter; allgemeiner Beifall), und dann womög­
lich erwarten, daß wir etwas verkaufen können. 
Wenn etwas gut sein soll, so kann nur die Quali­
tät an der Spitze stehen. (Abg. Prof. Dr. Eichtinger: 
„Richtig!") Aber wir müssen der Wahrheit die 
Ehre geben. 

War wirklich nur das Plakat schuld? Mir als 
Qbersteirer ist, wenn man nach 'Graz fährt, auch 
noch etwas anderes aufgefallen, was das Stadtbild 
von Graz verschandelt hat, und zwar war das noch 
ein Plakat von der Bierbrauerei: Da war ein Mäd­
chen in der Lederhose — oben ohne — und die 
Verpackung der Muttermilch ist mit einem schmalen 
Hosenträger verdeckt gewesen. (Heiterkeit. — Lan­
desrat Gruber: „Das traust du dich auch nur zu 
sagen, weil der Peltzmann nicht da ist!") Auch die­
ses Plakat bat mit modemer Kunst überhaupt nichts 
zu tun, sondern ist nichts anderes als moderner 
Kitsch. 

Damit wir aber die Dinge wieder in gelenkte 
Bahnen bekommen, verspreche ich heute, ich wer­
de mich sehr bemühen, daß der nächste Steirische 
Herbst mit einem Plakat angekündigt wird, auf dem 
ein sauberes, fesches Steirerdirndl drauf ist, aber 
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nicht von hinten, sondern von vorne. (Beifall — 
Abg. Zinkanell: „Aber ohne Hosenträger, Karl!") 

Präsident: Zu Wor te gemeldet i s t der Herr Ab­
geordnete Dipl.-Ing. Fuchs. loh erteile es ihm. Niach 
ihm der Herr Abgeordnete Lind. 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: Hoher Landtag, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Meine Vorredner ersparten es mir, als nächster 
Redner auch über das Plakat des Steirischen Herb­
stes zu sprechen. Ich möchte mich eher den Aus­
führungen meines vorvergangenen Redners inso­
fern anschließen, als hinter d em Steirischen Herbst 
•wirklich viel mehr steckt, als es auf dem Plakat 
den Anschein hat te. Ich freue mich, daß gerade ein 
Sozialist von dieser Stelle aus d ie Bedeutung des 
Steirischen Herbstes gewürdigt ha t 'und sich dazu 
bekannte — wie ich annehme, sozusagen für seine 
ganze Fraktion —, denn ich erinnere mich nach 
sehr genau, als vor Jahren die Rede darüber war, 
die Grazer Sommerspiele in e inen Steirischen Henbst 
umzuwandeln, d a war es vor allem die sozialistische 
Seite im Theaterausschuß, insbesondere der Herr 
Bürgermeister Scherbaum, die von dieser Ände­
rung nichts wissen wollten und es hat sehr langer 
und sehr heftiger Diskussionen bedurft, bis wir 
uns dann doch gemeinsam gefunden haben und das 
durchgeführt wurde, was heute — wie Dr. Strenitz 
ausführte — immerhin ein solches Qualitätsniveau 
erreicht hat, daß es auch einer besseren Einsicht 
zufolge von Ihnen bejaht werden kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich sagen, daß 
ich glaube, d aß solche Meinungsverschiedenheiten 
über ein solches Thema gar kein so großes Unglück 
sind. Es gibt eine zweite Parallele dazu, und das 
möchte ich eigentlich zum Hauptgegenstand meiner 
Wor tmeldung machen, das ist d a s Grazer Theater. 
Sie wissen, die Kulturpolitik des Landes Steiermark 
steht vielfach im Verruf — das u l t ramademe Trigon 
wurde von dieser Stelle aus immer wieder sehr 
e ingehend besprochen und es ist wohl in erster 
Linie in den vergangenen J ah ren immer der Fall 
gewesen, daß das nicht so Erfreuliche daran bespro­
chen wurde. Es entgeht den meisten bei Durchsicht 
des Voranschlages, daß die sogenannten konserva­
t iven Ausgabernöglichkeiten im Rahmen der Kunst­
förderung bei wei tem den Löwenanteil der Budget-
ziffern ausmachen und daß der bedeutendste Geld-
verschlinger in dem Zusammenhang die Grazer 
Theater — das Opernhaus und d a s Schauspielhaus 
— sind, die im Rahmen de r Vereinigten Bühnen 
gemeinsam vom Land Steiermark und Stadt Graz 
verwal te t werden. Ich h abe jedes J ah r über die 
Arbeit des Theaterausschusses gesprochen, einem 
Ausschuß, der paritätisch zwischen Stadt und Land 
besetzt ist, in dem ich die Ehre habe, zusammen 
mit der Frau Prof. Har twig und vor allem dem 
Herrn Präsidenten Koren mitzuwirken. Dieser Thea-
terausscbuß, in d en wir vom Land Steiermark ent­
sandt wurden, und zwar von de r Landesregierung, 
a rbei tet und hat sich im vergangenen J ahr ent­
schlossen, d ie Anzahl der Köpfe zu verringern, 
in der Hoffnung, dadurch eine e twas intensivere 
Arbeit leisten zu können. Sie wissen, daß mit der 
Größe des Gremiums d ie Verantwortungsfreudig­

keit des einzelnen abnimmt und wir sind daher 
zu dem Entschluß gekommen, d ie rund 30 Mitglieder 
auf 9 zu reduzieren, um ein Gremium zu schaffen, 
das wirklich geeignet ist, a l s Gesprächspartner für 
Intendanten und Verwaltungsdirektor aufzutreten 
und d ie Schwierigkeiten, die man allgemein als 
Theaterkrise Graz bezeichnet hat, zu beseitigen. Als 
eine der letzten Taten des alten Theaterausschusses 
mit de r hohen Mitgliederizahl, in dem auch die Be­
sucherorganisationen ver treten waren, wurde ein 
neuer Intendant, der Herr Dr. Nemeth, bestellt und 
der Herr Dr. Tarjan, der uns allen als Operetten­
sänger bekannt war, zum Verwaltungsdirektor. Die­
se Entscheidung war auch in ke iner Weise eine, die 
von beiden Fraktionen einhellig durchgeführt wur­
de, es gab einen monatelangen Kampf darum, es 
bestand sei tens der Sozialisten eher d ie Absicht, 
den vergangenen Intendanten vertraglich zu ver­
längern und wir haben dann am Schluß überstimmt 
und Herrn Dr. Nemeth mit Mehrheit eingesetzt. 
Ich möchte alber auch hier den Kollegen im Thea­
terausschuß die Ehre geben, die heute frei von al len 
Vorurtei len bere i t sind, mit Dr. Nemeth zusammen­
zuarbeiten und daß der Erfolg der ers ten Monate 
seines Wirkens immerhin das bestätigt hat, daß es 
durchaus auch demokratisch ist, einmal zu über­
stimmen und daß eine Mehrheit einmal auch recht 
haben kann. Beide Herren haben sich mit sehr viel 
Schwung und Energie darangemacht, den Stall, den 
sie vorgefunden haben, und i n dem — lieber Kol­
lege Lackner, hier würdest du die besseren Aus­
drücke wählen können — es allerhand zu beseiti­
gen gab, auszumisten (Abg. Prof. Hartwig: „Der 
Vergleich .Stall' mit ,Theater' ist nicht ganz pas­
send!"), frisches Spreu einzustreuen und den Din­
gen einen günstigeren Verlauf zu geben. (Abg. Dr. 
Heidinger: „Erfreulicher Umweltschutz!") Die Be­
sucherzahlen sind steigend, das Programm ist bes­
ser angekommen als in den vergangenen Jahren 
und die Ankündigung des Intendanten, die er uns 
im Neunerausschuß gegeben hat, daß es im heuri­
gen Jahr weniger Fäkalien auf der Bühne zu sehen 
geben wird, scheint sich zu bewahrheiten. (Landes­
rat Dr. Klauser: „Wenn Sie sagen, die Sozialisten 
waren ursprünglich gegen Nemeth, dann muß ich 
Sie berichtigen!") Waren Sie nicht dagegen? Ja, 
das k ann sein — also bitte, die Sozialisten minus 
Landesrat Dr. Klauser, das möchte ich hier gerne 
bestätigen. Ich wollte Ihnen nicht Unrecht tun, 
Herr Landesrat, ich bin ganz zufrieden, wenn Sie 
sagen, Sie waren immer dafür. 

Es geht nun um folgendes, meine Damen und 
Herren: Land Steiermark und Stadt Graz s ind ver­
anlaßt, durch das erfolgreiche Wirken des ver­
kleinerten Theaterausschiusses und vor allem im 
Zusammenhang mit der noch immer offenen Frage 
der Erhaltung der Gebäude de r Vereinigten Büh­
nen, die im Besitz der Stadt Graz sind, eine Ände­
rung dieser Vereinbarung, die aus dem Jahre 1956 
stammt, zu beraten. Es geht im wesentlichen darum, 
daß ein Modus gefunden werden muß, der es der 
Stadt Graz möglich macht, diese beiden Gebäude, 
die einen beträchtlichen Erhaltungsaufwand erfor­
dern, zu erhalten — einer Stadt Graz, d ie auf de r 
anderen Seite in den vergangenen J ah ren immer 
Schwierigkeiten gehabt hat, ihren fünfzigprozentigeh 
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Anteil zum Betrieb der Vereinigten Bühnen bei­
zusteuern, was so weit gegangen ist, daß im 
vorigen Jahr die Situation plötzlich aufgetreten war, 
daß die Stadt Graz sich überhaupt geweigert hat 
zu zahlen und dann durch sehr mühevolle Verhand­
lungen die ganze Angelegenheit wieder flottgemacht 
werden konnte. 

Ich würde die Landesregierung bitten, wenn sie 
an die Modifikation dieses Vertrages schreitet und 
mit der Stadt die Verhandlungen führt, daß man sich 
wirklich bemüht, dieses Gremium, das einfach zu 
groß war, um die Probleme des Theaters zu be­
handeln, zu verkleinern und auf den Neuner-
ausschuß zu reduzieren. Ich glaube, daß es noch 
besser wäre, wenn dort noch weniger mitreden 
würden, daß aber einfach ein entscheidungsfähiges 
Gremium vorhanden sein muß und daß neun mei­
ner Meinung nach eine absolute Obergrenze dar­
stellt. Denn wie geht es denn? Es sind neun Mit­
glieder. Dazu kommen noch der Generalsekretär 
und der Schriftführer, weiters der Intendant, der 
Verwaltungsdirektor, und schon wieder sind fast 
15 «Personen da. In so einem großen Kreis eine so 
schwierige Materie wie das Theater zu behandeln, 
ist meiner Meinung nach einfach nicht möglich 
und auch gar nicht dm Sinne eines modernen 
Managements, daß man auf so viele Leute die Ver­
antwortung aufteilt. In diesem Zusammenhang wird 
von den Besucherorganiisationen eine Mitglied­
schaft im neuen Theaterausschuß verlangt, eine 
Forderung, die vielleicht sehr verständlich und 
sehr logisch klingt, die aber ich für meine Person 
ablehnen würde. Denn meiner Meinung nach sind 
die Gesprächspartner für die Besucherorganisatio­
nen der Intendant und der Verwaltungsdirektor 
und nicht der Ausschuß, der iein Supermanagement 
darstellen soll und mehr mit finanziellen Fragen 
befaßt ist, wenngleich es auch theoretisch zu unse­
rem Aiufgabenkreis gehört, das Programm des Thea­
ters zu bewilligen, was alber wirklich nur eine theo­
retische Aufgabe darstellt, denn wir können nicht 
in Durchbrechung des Intendantenprinzips, zu dem 
wir uns alle bekannt haben, dem Theater vorschrei­
ben, was und wie es zu spielen hat. (Es fehlen uns 
dazu auch weitgehend die Vorkenntnisse. 

Meine Damen und Herren! Vom Theater aus­
gehend und doch wieder zum Steirischen Herbst 
zurückkommend, möchte ich noch ein Problem an­
schneiden, daß mir doch im Zusammenhang mit 
diesem Kapitel wesentlich erscheint. Es wird in der 
letzten Zeit seitens der Bundesregierung eine Ände­
rung des Rundifunkgesetzes angestrebt — wir ha­
ben gestern vom sozialistischen Generalredner ge­
hört, daß man dies sicher nicht tun wird, ohne ein­
gehend mit den Initiatoren des Volksbegehrens zu 
sprechen, und ich bin froh über diese Feststellung. 
Nachdem man aber zuerst »schon gesagt hat, was man 
eigentlich tun möchte, glaube ich, daß dieses Ge­
spräch mehr eine Alibihandlung darstellen wird. 
Es ist hier nicht notwendig, alle die Leistungen, 
die der Intendant Bacher und sein Team seit dem 
Rundfunkgesetz 1967 erbracht haben, aufzuzeigen. 
Ich möchte nur zwei Dinge herausgreifen: Der Teil 
Österreichs, der noch nicht duroh Fernsehen und 
Rundfunk erfaßt ist, ist praktisch null geworden. 
Wir haben in weiten Teilen ein Farbfernsehpro­

gramm. Und wir haben vor allem etwas, was be­
sonders wesentlich ist; wir halben dem Föderalis­
mus in Österreich zumindest auf dem Rundfunk­
sektor doch meinen (beachtlichen Raum eingeräumt. 
(Abg. Pölzl: „Einstweilen noch!") Es wurden ent­
lang der Westbahnstreckie vier neue Funkhäuser 
gebaut, in Linz, Salzburg, Innsbruck und Dornbirn, 
und es wäre jetzt sozusagen an der Zeit, auch in 
Graz ein neues Funkhaus zu bauen. Denn jeder, 
der dort hinaufgeht, sieht, daß diese Räumlichkeiten 
aus allen Nahten platzen und daß hier 'ein Neubau 
wirklich sehr notwendig gebraucht wird. Es würde 
sich dabei für uns die Möglichkeit ergeben, durch 
einen finanziellen Beitrag einen modernen Ver-
anstaltungssaal mittlerer Größte in Graz zu bekomm 
men, der auoh für die Darbietungen des Steirischen 
Herbstes verwendet werden könnte. Und ich glaube, 
daß aus diesem Grunde die Landesregierung wirklich 
überlegen sollte, zum Ausbau des Funkhauses Graz 
einen finanziellen Beitrag zu leisten. Das berühmte 
Ding, das immer wieder .gezeichnet wird, die fern-
sehkonsumierende Gesellschaft, die am Abend vor 
dem Fernsehschirm ihre Freizeit verbringt, ist eben 
eine Realität. Wir können nur versuchen, ein 
möglichst gutes und qualitativ hochwertiges Fern­
sehprogramm zu haben, es wird uns nicht gelingen, 
die Leute vom Fernseher weg und etwa ins Theater 
oder sonstwohin zu bringen. Wir müssen schauen, 
daß wir dort ?etwas tun, und die Zusammenarbeit 
zwischen dem ORF und den Landesstellen, zum 
Beispiel im Steirischen Herbst, ist sicher ein sehr 
guter Weg, um dieses Medium, das nun einmal 
da ist, in unsere Kulturbemühungen einzubeziehen. 

Das wäre mein Wunsch im Zusammenbang mit 
dem Rundfunk. Ich persönlich glaube, daß eine 
Änderung des Rundfunkgesetzes nicht unbedingt 
notwendig ist, aus Gründen der Kulturpolitik ganz 
sicher nicht, es gibt eben andere politische Momen­
te, die dafür sprechen mögen. Man muß nicht mit 
allem einverstanden sein, was dort geschieht. Eines 
muß man alber anerkennen, der ORF war noch nie 
so gut, wie er heute ist, und ich glaube, daß er 
auch erfolgreich zu vergleichen ist mit den mei­
sten Programmen anderer, viel größerer europäi­
scher Länder, daß die technischen Einrichtungen 
des ORF sich sehr gut vergleichen lassen mit 
anderen Ländern, daß die Bestreichungsdichte sehr 
groß ist und daß wir daher 'eigentlich auoh einmal 
Anerkennung zollen und nicht immer nur Kritik 
•üben sollen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Landesrat 
Dr. Klauser, nach ihm Abgeordneter Lind. 

Landesrat Dr. Klauser: Herr Kollege Fuchs! 
Ich ihabe mich lediglich deswegen zu Wort ge­

meldet, weil mir die Berichtigung, die Sie auf 
meinen Zwischenruf vorgenommen haben, noch nicht 
ganz das wahre Bild wiederzugeben scheint. Auszu­
gehen ist von der unbestrittenen Tatsache, daß 
die Herren Stöckl und Schubert es zweifellos ver­
standen haiben, einen sehr dichten Nebel von 
schönen Worten, allgemeinen Erklärungen und 
nichtssagenden Erzählungen aufzubauen, 'hinter dem 
der wahre Sachverhalt nicht leicht zu eruieren war, 
was sich dort abspielte, wie die finanzielle Situa-
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tion aussah, wie die künstlerische Planung vor sich 
geht usw. Sie wissen das genausogut wie ich. 
Es war immer wieder und für mich durchaus er­
freulich 'festzustellen, daß die Diskussion damals 
noch zuers t im großen, d ann im k le inen Theater-
ausschuß doch letzten Endes nur darum gegangen 
ist, ob es möglich ist, daraufzukommen, was wirk­
lich gespielt wird. Ich darf nur an die berühmte 
Geschichte mit den Kontrollberichten erinnern. Es 
war doch, g laube ich, so, daß hier nicht gesagt 
werden kann —• und deswegen habe ich mich zu 
Wor t gemeldet —, die Sozialisten seien von der 
ÖVP in diesem Theaterausschuß überzeugt worden, 
daß es einer neuen Intendanz, eines neuen Ver­
waltungsdirektors oder ähnlicher Einrichtungen be­
darf. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Darf ich einen Zwi­
schenruf machen, Herr Landesrat? Vom überzeugen 
kann keine Rede sein, wir mußten Sie ja überstim­
men beim Intendanten!" — Gelächter. — Zwischen­
rufe.) Das ist eben nicht richtig, Herr Kollege. 
Es ist durchaus richtig, daß das erste Mal bei der 
Verlängerung Schubert eine lange Diskussion war. 
Beim zweiten Mal ist es sogar so gekommen, daß 
eine Lösung gefunden wurde, die — wie soll ich 
sagen — eine Art freiwilligen Zwang als Ergebnis 
gehabt hat . (Abg. Fuchs: „Herr Landesrat, entschul­
digen Sie, der Bürgermeister hat doch die Sitzung 
unterbrochen, nachdem die Abstimmung daneben­
gegangen war, und da sind Sie doch alle aufge­
standen und hinausgegangen!") 

Herr Kollege, ich muß noch einmal wiederholen, 
Sie verwechseln hier Ursache und Wirkung, und 
Sie verwechseln die Dinge, die dem zugrunde ge­
legen sind. Die Auseinandersetzung hat sich an 
der Verlängerung entzündet, die einstimmig über die 
Bühne gegangen ist. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Ich 
habe mich auch sofort korrigiert!") Und Sie und 
ich (haben gegen Stöckl gefochten. Und ich darf noch 
e twas sagen. 

Der Kollege Edler, de r d ie Dinge naturgemäß von 
seiner Funktion hier nüchterner sieht oder von 
einer ähnlichen Basis her sieht wie ich, war auf 
meiner Seite, daß es bei j enen Funktionären, die 
die Dinge mehr von der kul turel len Auswirkung her 
sehen, manchmal zu Schwierigkeiten kommt, wenn 
man den kulturellen Eindruck und die kulturelle 
Auswirkung in «in Verhältnis zu den ziffernmäßigen 
Konsequenzen und Folgen setzt. Dies trifft Ihre 
Seite genauso wie unsere Seite, Herr Kollege. 
Was nichts da ran ändert, daß die Konstruktion, die 
gefunden wurde, zweifellos Aussicht auf Erfolg ver­
spricht, daß die Intendanz und die Verwaltung 
unvergleichlich besser sind, als dies jemals war 
und daß wir Hoffnung haben können, daß die Be­
schlüsse i h re Rechtfertigung finden. 

Noch eine Bemerkung zur ^Konstruktion des 
Neunerausschusses: Ich bin zwar vollkommen Ihrer 
Meinung, daß das Gremium eher schon zu groß ist. 
Nlur muß man auch d ie Zusammensetzung von der 
Seite her sehen, daß eine Verkleinerung dazu füh­
ren würde, daß wahrscheinlich das Gremium nicht 
mehr von sich aus gewisse Entscheidungen treffen 
könnte, .sondern dann Rückfragen notwendig wer­
den, Kollegialbeschlüsse eingeholt werden müssen 
und erst recht e ine Verzögerung herbeigeführt wer­
den würde. Ich weiß nicht recht, wie Sie sich das 

vorstellen. Wen soll man denn ausscheiden? J ede r 
ist i rgendwo vom Referat her von vornherein mit 
der Problematik befaßt, jeder, der aus diesem Gre­
mium herausgestr ichen wird, muß dann erst recht 
befragt werden und das hä t t e nur eine Verzögerung 
zur Folge. Daher bin ich de r Meinung, daß es e in­
fach irreal wäre, einer zusätzlichen Verkleinerung 
das Wort zu reden, i r real in dem Sinne, als d e r 
Zweck, nämlich ein entscheidungsfähiges Gremium 
zu schaffen, dadurch niöht erreicht werden könnte. 
Ich glaube, es muß einfach h ingenommen werden, 
daß dies die kleinste Zahl ist, d ie erreicht werden 
kann. 

Was die Theaterorganisation anlangt, stimme ich 
Ihnen völlig zu. Die Auseinandersetzung soll zwi­
schen Dr. Nemeth, Dr. Tarjan und denen erfolgen; 
im Ausschuß wäre nicht der richtige Platz dafür. 
(Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Bitte um Entschuldigung, 
jetzt setzen Sie sich allerdings in Gegensatz zum 
Bürgermeister Scherbaum!") 

Herr Kollege, das nehme ich in Kauf, falls d a s 
so sein sollte. Jedenfalls bin ich Ihrer Meinung, daß 
es sinnvoller wäre , die Theaterorganisaitionen nicht 
im Neunerausschuß zu haben, weil d ie Verhandlun­
gen auf der Ebene Intendanz und Verwaltung vor 
sich gehen sollten. 

Die Problematik, d ie ich noch anschneiden möchte, 
ist die Zwangslage, in de r sich das Theater dadurch 
befindet, daß an unzähligen Stellen de r Stadt ver­
schiedene Einrichtungen verteilt sind und natur­
gemäß die Organisation vor allem der Verwaltung 
darunter leidet. Ich weiß nicht, ob wir im Zuge der 
Reorganisation zu einer Lösung kommen können, 
die das erleichtert. Sicher ist nur eines, daß der 
Ausbau des alten Dorotheums nur als Not- oder 
Zwischenlösung angesehen werden kann. Es wird 
sicherlich nicht leicht sein, auch von der finanziellen 
Seite her, eine bessere Form zu finden und die 
Möglichkeit zu schaffen, daß die an sich sehr großen 
Bestände des Theaters so untergebracht und ver­
waltet werden, daß sie überhaupt greifbar sind. 
Wie der neue Ver t rag ausschauen wird, d a s kann 
ich nicht sagen — ich habe i h n nicht einmal ge­
gesehen und kann dazu auch keine Äußerung abge­
ben. Ich bin aber sicher, daß das kleine Gremium 
notwendig ist, auch endgültig und rechtlich instal­
liert werden muß und daß an sich doch auch ge­
sagt werden kann, daß eigentlich schon die kurze 
Zeit, i n der es mehr oder weniger ohne rechtliche 
Basis gearbeitet hat , die Richtigkeit dieses Ver­
suches an sich bestätigt hat . Ich glaube daher schon, 
daß wir mit dem Beginn der Arbeiten der neuen 
Herren schon zufrieden sein können und hoffen, 
daß d ie Ergebnisse auch die Anstrengungen der 
beteiligten Gebietskörperschaften rechtfertigen. (All­
gemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Lind. Ich erteile ihm das Wort . Nach 
ihm Abgeordneter Dr. Dorf er. 

Abg. Lind: Hohes Haus! Sehr geehr te Damen und 
Herren! Das steirische Musikschulwerk ist hervor­
ragend. Es werden in 34 Musikschulen von ca. 350 
Lehrkräften durchschnittlich 7500 Schüler unter­
richtet. Diese Lehrkräfte, die Schüler und all die, 



938 29. Sitzung des Steierm. Landtages, VII. 

die aus dieser Schule -herauskommen, sind Eckpfeiler 
in unserem kulturellen Geschehen. Ich glaube, es 
ist unsere innigste Verpflichtung, dafür einzutreten, 
daß auch die Gemeinden das entsprechende Fun­
dament haben, um diese Volksmusikschulen auf­
rechterhalten zu können. Es haben die Gemeinden 
Aufgaben übernommen, die überregional sind. Ich 
darf bitten, auch künftighin zu sorgen, daß von sei­
fen des Landes noch mehr Mittel zur Förderung der 
Volksmusikschulen zur Verfügung gestellt werden. 
Wenn auch erfreulicherweise das Budget in den 
letzten zwei Jahren bedeutsam aufgestockt wurde, 
so kann ich aber immer wieder sagen, daß es uns 
gelingen muß, auch noch darüber hinaus zusätz-
liche Mittel aufzubringen. Die Volksmusikschulen 
speziell in den Städten haben überregionalen Cha­
rakter, es kommen Kinder und Schüler aus den 
Nachbargemeinden, die abgewiesen werden müssen. 
Es ist sehr schwer für den Schulerhalter, Abwei­
sungen vorzunehmen. Es äind keine Mittel vorhan­
den, um die Schulen zu erweitern. Ich glaube, es ist 
daran zu denken, daß für die Schulbauten selbst 
geeignete Baukostenzuschüsse geleistet werden, um 
hier einen Schritt voranzukommen. Ich glaube, es 
ist notwendig, daß wir den Leitern und Lehrkräften 
den Dank aussprechen und all denen, die sich 
immer wieder zur Verfügung stellen, daß unser 
Land Österreich als Musikland weiterhin bezeichnet 
werden kann, daß es Menschen gibt, 'die bereit 
sind, einzutreten für die Musik, die zusammenwir­
ken und zusammenstehen. Wir wissen ganz genau, 
ohne Musik gibt es heute keine Veranstaltungen 
und beinahe keine Entscheidungen mehr und die 
Musik ist es immer wieder, die die Menschen zu­
sammenführt. Darum soll es unser innigstes Anlie­
gen sein, dafür zu sorgen, daß die Förderungen 
an die Gemeinden größer werden. Vielleicht ist es 
möglich, iBezirksmusikschulen zu gründen oder auf 
Landesebene einiges zu tun. Es müßten hier neue 
Wege beschritten werden, um die Talente zu för­
dern, die vorhanden sind, aber brach liegenbleiben 
müsisen. Ich möchte Sie also hier um die geeignete 
Unterstützung bitten, wenn es gilt, das Budget aus­
zuweiten, damit die erforderlichen Dotierungen 
vorhanden sind. 

Wenn ich schon 'bei den Leistungen der Gemein­
den bin, 'die immer wieder bereit sind einzusprin­
gen, isie sind ja die unterste Stelle, an 'die alles ab­
gegeben wird. Ich möchte klar und deutlich zum 
Ausdruck bringen, daß die Gemeinden viele Bun-
desaufgäben übernommen haben, gerade im 'Bil-
dungswesen — das Entstehen der neuen Gymnasien 
zum Beispiel in den Bezirksstädten ist den Gemein­
den zu verdanken. Sie müssen gratis die Grund­
stücke zur Verfügung stellen. Sie müssen gratis 
die Schulräume durch viele, viele Jähre hindurch 
zur Verfügung stellen. Es drängt sich folgende 
Frage auf: die Lösung der Schulbuchaktion. Ich 
glaube, 'hier wurde eilx 'Problem gelöst, welches 
schon gelöst war. 'Die Schulbuchversorgung hat 
funktioniert. Die Eltern haben die Schulbücher 
gekauft. Die Elternvereinigungen besitzen viele 
Schulbücher, die sie jetzt wahrscheinlich weggeben 
müssen. Mir kommt diese Aktion so vor, als wenn 
man tägMch eine neue Krawatte bekommt, aber 
nicht das erforderliche Hemd besitzt, um, diese 
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Krawatte anlegen zu können. Und wie sieht es mit 
den Schulräumen aus? Der Bund hat hier nicht 
die entsprechenden Maßnahmen ergriffen, um die 
Schulraumfrage zu lösen. Sie werden sich sagen: 
Die Mittel für die Schulbüoher kommen aus einem 
anderen Fonds als der Schulbaufondis. Sagen Sie 
es der Bevölkerung, die das ja nicht auseinander­
legt. Wir brauchen die Schulräume, um unterrich­
ten zu können. Das sagen die Lehrer, die Schüler, 
die Eltern und die Gemeinden. Warum sollen die 
Gemeinden immer wieder Lasten tragen, die der 
Bund zu tragen hat? Und ich bitte darauf einzu­
wirken, daß diese Frage gelöst wird. Ich freue mich 
ganz besonders darüber, daß die Sozialistische 
Partei in den Leitlinien für die Steiermark auch 
einen die Stadt Hartberg betreffenden Punkt hat. 
Hier wird ein Gymnasium mit einer Langform ge­
fordert. Ich kann sagen, daß wir uns schon viele 
Jahre bemühen und vor allem in der letzten Zeit 
wiederum bemüht haben, um eine Langform zu er­
halten. 'Der Unterriichtsmindster hat nein gesagt. Es 
würde mich sehr freuen, wenn die Zentrale einmal 
von der Steiermark aus Initiativen entgegennehmen 
würde, wenn es unseren Freunden 'hier gelingen 
würde, den Unterrichtsminister dazu zu bewegen, 
daß er unseren Wünschen Rechnung trägt. Ich wün­
sche viel Erfolg dabei und darf vielmals darum 
bitten. 

Ich komme schon zum Schluß und möchte noch­
mals bitten, daß alle Kräfte sich bemühen, dafür 
zu sorgen, daß nicht die Schulbuchfrage, sondern 
vor allen Dingen die Schulraumfrage gelöst wird, 
damit ein gedeihlicher Unterricht in den allgemein­
bildenden höheren Schulen vor sich gehen kann. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wort kommt der Herr Abgeord­
nete Dr. Dorfer, nach ihm der Abgeordnete Dipl.-
Ing. DDr. Götz. 

Abg. Dr. Dorf er: Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! 

Zu den erfreulichsten Erscheinungen im Kultur­
leben der Stadt Graz zählt zweifellos der junge 
Gräser Konzertohor, der aus einem sehr traditions-
reichen Chor in Graz hervorgegangen ist. Der 
Grazer Konzertchor mit seinen derzeit ungefähr 
100 aktiven Mitgliedern hat durch sein bisheriges 
Auftreten in der Öffentlichkeit in Graz bewiesen, 
daß er Unter der künstlerischen Leitung des jungen 
und hochtalentierten Dirigenten Hochstrasser in 
der Lage und gewillt ist, schwierigste und bedeut­
samste Werke der Chorliteratur dem kunstinteres­
sierten Grazer Konzertpublikium darzubieten. Ich 
darf dem Herrn Ländesrat Jungwirth für seine bis­
herige Förderung dieses Grazer Konzertchors, der 
auf völlig freiwilliger Basis entstanden ist, herzlich 
danken und ich darf als Mitglied des Kuratoriums 
dieses Grazer Konzertchors Herrn Landesrat Jung­
wirth bitten, auch im kommenden Jahr aus Mitteln 
der Kunstförderung dieses Landes dieses idealistisch 
arbeitende Ensemble zu unterstützen, damit es für 
Graz erhalten werden kann; und nicht nur dieses 
Ensemble, sondern ich würde meinen, einen so 
talentierten und großartigen jungen Künstler, wie 
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es Alois Hochstrasser ist. Auch er muß der Stadt 
Graz erhalten bleiben. 

Noch ein zweites Anl iegen ha t mich bewogen, 
mich zur Gruppe 3 zu Wor t zu melden. Es ist an 
sich ein .sehr t rauriges Kapitel. Es ist der Umstand, 
daß die Hochschule für Musik und darstellende 
Kunst in Graz ohne Gebäude ist. Der Lehrbetrieb 
dieser Hochschule ist zur Zeit im acht verschiedenen 
Objekten d e r Stadt Graz untergebracht. Daß dies 
mit großen Schwierigkeiten verbunden ist, l iegt auf 
der Hand. Außerdem muß ich darauf hinweisen, 
daß die finanziellen Belastungen für die Hochschu­
len für Mieten und Erhaltung fremder Gebäude sich 
jährlich auf weit über 1 Million — heuer dürften 
es 1,2 bis 1,3 Millionen werden — erstreckt. Es 
steht außer Frage, daß kompetent für den Bau die­
ser Hochschule an sich der Bund ist. Trotzdem muß 
dazu folgendes gesagt werden: 

Das Land Steiermark hat schon in de r Vergan­
genheit bewiesen, daß es sehr viel Steuermittel 
aufwendet zur Förderung der Hochschulen in unse­
rem Lande. Und für die Zukunft hat die Volkspartei 
dieses Landes im „Modell Steiermark" der ÖVP 
schriftlich sich der steirischen Öffentlichkeit gegen­
über verpflichtet (Zwischenruf von der SPÖ: „Mao! 
Mao!"), letzten Endes auch wieder alles zu tun, 
um die Hochschulen zu fördern, einen Fonds für 
Hochscbulförderung zu errichten und dergleichen 
mehr. Dazu haben wir uns schriftlich, Herr Kollege 
Heidinger, verpflichtet. Das Land Steiermark hat 
sich daher schon 1968 bereit erklärt, für d ie Hoch­
schule für Musik und darstellende Kunst e in neues 
Gebäude zu errichten, obwohl der Bund dafür zu­
ständig wäre. Das Land Steiermark hat sich seiner­
zeit schon dazu verpflichtet, ein Drittel des laufen­
den Aufwandes für diese Hochschule zu bezahlen. 
Es knüpft nur, wenn das Land freiwillig d ieses 
Gebäude errichtet, die Bedingung daran, daß es 
dann aus der Drittelverpflichtung der Erhaltung der 
Hochschule entlassen ist. Und darauf ist der Bund 
bislang nicht eingestiegen. Ich darf darauf hinwei­
sen, daß d iese Drittelverpflichtung bereits im Bud­
get 1972 lausgewiesenermaßen im UV. 325,751 
10,700.000 Schilling be t ragen ha t und daß das 
Drittel im Jahre 1973 11 Millionen Schilling laut 
Voranschlag betragen wird. Trotzdem war es bisher 
nicht möglich, die Verhandlungen zwischen Land 
und Bund, die sich seit J ah ren dahinziehen, zu 
einem positiven Ergebnis zu bringen, weil der 
Bund nicht nur verlangt, daß wir die Hochschule 
bauen, sondern weil er verlangt, daß, wenn wir 
dann schon aus der DrittelpflicM für die Erhaltung 
entlassen werden, wozu wir a n sich gesetzlich noch 
gar nicht verpflichtet wären, wir zusätzlich noch 
hohe Ablösesummen zahlen. Hier kann das Land 
natürlich nicht auf Unmögliches einsteigen. Ich bin 
wirklich persönlich der Überzeugung, daß dieser 
Fall eines Neubaues eines Hauses für die Hoch­
schule für Musik und darstellende Kunst in Graz 
ein neuer wei terer schlagender Beweis dafür ist, daß 
die derzeitige Bundesregierung wohl e in eigenes 
Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 
installiert hat (Abg. Loidl: „Alles soll in 30 Monaten 
geschehen! Er k ann es n icht lassen!"), für not­
wendige Hochschulbauten aber offensichtlich kein 
Geld zur Verfügung s tel len kann. Wenn es aber 

um politische Vorteile geht, gerade auf dem Kunst-
sektor, so ist man sofort be im Nulltarif-Geschrei, 
da spielt auf einmal das Geld überhaupt ke ine Rolle 
mehr. Die räumliche Beengtheit — Herr Loidl, Sie 
werden das doch hoffentlich nicht bestreiten — 
der Hochschule für Musik und darstellende Kunst 
in Graz wird immer unerträglicher. Daß dies echte 
nachteilige Folgen für den Betrieb dieser Hoch­
schule hat, dürfte wohl auf der Hand liegen. Es 
haben daher Abgeordnete der Volkspartei einen 
Resolutionsantrag in diesem Hohen Hause einge­
bracht, mit dem die Steiermärkische Landesregie­
rung aufgefordert Wird, bei den zuständigen Bun­
deszentralstellen in Wjien mit Nachdruck dafür 
einzutreten, daß der Abschluß einer Vereinbarung 
zwischen Bund und Land im Hinblick auf einen 
Neubau des Gebäudes für d ie Hochschule für Musik 
und darstellende Kunst in Graz beschleunigt wird. 
Ich darf Sie bitten, meine Damen und Herren des 
Hohen Hauses, diesem Resolutionsantrag zuzustim­
men. i(Abg. Pölzl: „Da s t immen sie sogar mit!" — 
Unverständliche Zwischenrufe von der SPÖ.) 

Und am Schluß, meine Damen und Herren, muß 
ich 'anknüpfen an eine Aussage des Kollegen Abge­
ordneten Dipl.-ilng. Fuchs, der gesagt hat, daß das 
Rundfunkprogramm in diesem Lande noch nie so 
gut war wie heute. Seine Aussage ist jedenfalls 
völlig unwidersprochen auch von seiten der Soziali­
sten geblieben. (Unverständliche Zwischenrufe. — 
Abg. Premsberger: „Fragen Sie einmal die Nach­
barn!") Ich glaube, wir s ind uns da rüber völlig einig. 
Dieser ORF hat aber offenbar einen großen „Fehler" 
daß er nicht das tut, was die Sozialistische Partei 
oder die derzeitige Bundesregierung will. Das ist 
der große Fehler dieses Rundfunks. (Abg. Gerhard 
Heidinger: „Aber ÖVP-hörig ist der Rundfunk!") 
Ich darf Ihnen sagen, daß dieser Rundfunk nicht 
ÖVP-hörig ist, das h a t er bei den letzten zwei 
Niationalratswahlen bewiesen. Da können Sie wahr­
haftig nicht sagen, daß der Rundfunk in Richtung 
ÖVP geschaltet hät te . (Landesrat Gruber: „Da ist 
die ÖVP schuld und nicht de r Rundfunk!") 

Es ist gestern schon bei e iner Generalrede da­
zwischengerufen worden: „Der Intendant muß nicht 
immer ein Schwarzer sein." Erstens ist mir nicht 
bekannt, daß der Generalintendant ein ÖVP-Mit-
glied ist. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Ist er auch nicht!" 
— Abg. Grätsch: „Er kann ruhig ein ö'VP-Mitglied 
sein!") Zweitens muß ich mit Nachdruck feststellen, 
daß d ie ÖVP im Aufsichtsrat eine Minderheit ist 
und daß nur der Umstand, daß gewisse Vereinigun­
gen der Wissenschaft, Kunst usw., die dort ver­
t reten sind, nicht unbedingt Sozialisten sind, es 
ermöglicht, daß nicht ein sozialistischer Apparat-
schik Generalintendant Wird. (Dieser Umstand ist 
natürlich kein Maß, daß hier der ORF völlig um­
organisiert werden soll. (Abg. Gerhard Heidinger: 
„Wieso sind wir Apparatschiks? Wieso beleidigen 
Sie uns, Sie Nullerl?" — Zahlreiche weitere unver­
ständliche Zwischenrufe.) Der ORF hat nie das 
getan, was die ÖVP wollte. Er hat uns oft sogar 
sehr, sehr weh getan. Aber er ist ein unabhängiger 
Rundfunk, und das soll er bleiben. Was Sie wollen, 
ist nichts anderes — und das muß mit aller Deut­
lichkeit ausgesprochen werden, das gilt auch -für 
Ihre Bosse Kreisky und Benya, Sie wollen den ORF 
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zu einem Instrument der SPÖ oder der SPÖ-Regie-
rung umfunktionieren. Njur darum geht es. Alles 
andere, meine Herren Sozialisten, ist nur ischön-
heiliges Geschwätz und nichts amders. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet .ist der Herr Abge­
ordnete Dipl.-Ing. DDr. Götz. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Im Hinblick auf meinen 
Namen möchte ich es mir leider versagen, auf das 
Plakat zum Steirischen Herbst näher einzugehen. 
(Abg. Gerhard Heidinger: „Was hat denn .Alexander' 
damit zu tun?") Ich möchte aber eine Äußerung, 
die der Herr Ing. Fudbs abgegeben hat, und die die 
Viereinigten Bühnen Stadt—'Land betrifft, rdchtig-
sitellen: Vor allem deshalb, weil freiheitliche Abge­
ordnete einen Resolutionsantrag eingebracht haben, 
dem dankenswerterweise auch die anderen Damen 
und Herren des Hohen Hauses beigetreten sind, 
der daraufhin abzielt, die derzeit bestehende Rechts-
baisis in dem Sinne zu ändern, daß auch die Auf­
wendungen für die Erhaltung der beiden Häuser 
50 :50 geteilt werden, was bisher nicht der Fall 
war. Herr Ing. Fuchs hat darauf hingewiesen, daß 
im vergangenen Jahr die Stadt Graz ihren 50°/oigen 
Anteil nicht bezahlt hat. Ich darf hier nur eines 
sagen: Die Stadt Graz hat damals einhellig und mit 
der Auffassung aller Fraktionen den Standpunkt 
vertreten, daß es notwendig sei, klarzustellen, in­
wieweit die höheren Ansprüche gerechtfertigt isind 
oder nicht. Und ich bin schon der Meinung, meine 
Damen und Herren, bei aller künstlerischen Frei­
heit, die zweifellos jeder Intendant genießen soll 
in seiner Gestaltung, daß die Gebietskörperschaften, 
die ja die notwendigen Steuermittel zur Verfügung 
stellen, zumindest die Aufgabe haben, die Frage 
der Zweckmäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit er­
heblicher Steuermittel auch zu prüfen und zu über­
legen. Nichts anderes sollte und wurde durch die­
sen Schritt im vergangenen Jahr erzwungen. 

Nun noch eine Frage, die auch schon in dieser 
Generaldebatte, in dieser Debatte zum Budget 1973, 
mehrfach die Gemüter bewegt hat, und ich glaube, 
zu Recht bewegt hat. Das ist der Schlafsaal oder 
Dorrnitorium im Schloßpark lEggenlberg. Meine Da­
men und Herren, was mir bisher abgegangen ist in 
dieser Diskussion sowie auch dn der Stellungnahme 
des Referenten, in Wirklichkeit dst das Land Steier­
mark Eigentümer des Schlosses Eggenberg und des 
Parkes. Und der Eigentümer muß sich dazu grund­
sätzlich äußern und labgegangen ist mir bisher das 
klare Nein des Eigentümers. Auch idde Begründung, 
daß die ehemalige Sohloßgärtnerei ein so herrlicher 
Platz sei und daß sie in diesem Ausmaß mehr und 
besser den Besuchern dargeboten werden könnte, 
wenn dieses Dorrnitorium errichtet ist, bezweifle 
ich und muß sagen, dnsbesondere dann, wenn man 
weiß, daß gerade an der Nordwestseite Wohnbau­
ten errichtet sind. Es gibt sicher im Umkreis ein­
schließlich der sohon genannten Taverne die Mög­
lichkeit, auch dn der geforderten Qualität Unter-
bringumgsmöglichkeiten sicherzustellen, sei es im 
Zuge eines Ausbaues, sei es im Zuge eines Neu­

baues oder Umbaues, aber nicht im Schloßpark. 
Warum ich das sage: Weil ich doch darauf hinwei­
sen möchte, wie das dann in der Praxis weitergeht. 
Es geht nämlich dann so weiter, daß der vom 
Grundeigentümer Ermächtigte, in dem Fall die 
Akademie, wenn sie will, ein Bauamsuchen ein­
bringt und daß der Schwarze Peter der Baubehörde 
zugeschoben wird, die in Wirklichkeit nicht dn der 
Lage dst, den Standpunkt, der Park muß geschützt 
werden, bei der derzeitigen Rechtslage auch in einer 
Versagung des angestrebten Bescheides durchzu­
bringen. Die Baubehörde steht dann da, hat bau­
rechtlich keine Einwendungen und muß unter Um-
ständen eine Genehmigung erteilen. Ich glaube 
daher, daß der wesentliche Schritt vom Grund­
eigentümer gesetzt werden muß und das ist ein 
Nein zu dieser Planung oder zu dieser Idee. Zu 
einer Idee, bei der es ja auch unterschiedliche Auf­
fassungen gibt, wenn man hört, /daß angeblich schon 
im Sommer der Herr Dr. Ocherbauer befragt wurde, 
wie er sich zu einem solchen Plan stellt und daß 
trotz Ablehnung, die schon damals erfolgt ist, 
dieses Projekt nach wie vor herumgeistert, 

Ich möchte auch in dem Zusammenhang, meine 
Damen und Herren, das Gesamtproblem der Park­
anlagen, speziell der Parkanlagen im Rahmen die­
ser Landeshauptstadt anschneiden, und zwar des­
halb anschneiden, weil auch hier sehr einfach die 
Auffassung vertreten wird und immer mehr um sich 
greift, ja, die Parkanlagen, die Grünanlagen, das 
letzte grüne Eckerl unserer Stadt wird zugebaut, 
•aber die Frage ist nicht beantwortet, ja, wie schaut 
es denn mit der Möglichkeit aus, derartige Bauvor­
haben verhindern zu können? Auf der einen Seite 
hat es zu Recht, meine Damen und Herren, große 
Empörung ausgelöst, als wertvolle Baumbestände 
im Metahofpark geschlägert wurden. Wir stehen 
knapp davor, daß sich an einem anderen Teil eines 
noch bestehenden Privatparks ähnliches vollziehen 
wird, weil, so wie ich gehört habe, eine Wiener 
Wohnbaugenossenschaft diesen Grund zu Ver-
bauungszwecken erworben bat. Welche Möglich­
keiten gibt es? Man kann nun einen einzelnen 
Baum, der aber besondere Voraussetzungen erfüllen 
muß, ein besonders seltener und alter Baum, den 
kann man im Sinne des Denkmaischutzes zum 
Naturdenkmal erklären. Aber das, was die Denk­
malschützer mit Recht verlangen, den Ensemble-
schutz im Bereiche der Häuser, dieser selbe 
Ensembleschutz ist im Bereich von Parkanlagen 
nicht möglich und was nützt es, innerhalb einer 
gesamten Parkanlage einen Baum unter Denkmal­
schutz zu stellen, wenn die übrigen geschlägert 
werden. So geht es nicht und es ist zweifellos 
erforderlich, hier eine Änderung der 'Rechtslage 
herbeizuführen, weil sonst, meine Damen und Her­
ren, sämtliche Grün- und Parkanlagen, die nicht dm 
Besitz der öffentlichen Hand sind, vor der Ver­
bauung nicht geschützt werden können. Es sei 
denn durch Rechtsbruoh gegenüber der derzeitigen 
Rechtslage, .und das ist nicht möglich, das ist nicht 
zumutbar, das würde einen Verstoß gegen jenen 
Eid darstellen, den praktisch jeder Mandatar auf 
die Verfassung und auf die Einhaltung der Gesetze 
abgelegt hat. Ich bitte daher dm Hinblick auf ein 
Naturschutzgesetz, dm Hinblick 'auf 'die Erweiterung 
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des Landschaftsschutzes und im Hinblick auf Dis­
kussionen zur Änderung des Denkmalschutzes auch 
die Grundflächen, die linsbesondere im Ballungs­
zentrum von außerordentlicher Bedeutung sind, in 
die Überlegungen und in die rechtliche Regelung 
miteinzubeziehen. 

Eine k le ine Anmerkung darf ich noch zu den 
Andeutungen zum Problem Umweltschutz machen. 
Ich habe gestern gesagt, daß es uns Freiheitlichen 
nicht um Prioritäten geht, dann, wenn Entscheidun­
gen, und zwar notwendige, dringliche Entscheidun­
gen wirklich ins Rollen kommen. Aber zur Steue­
rung der chronologischen Entwicklung möchte ich 
doch sagen, das Motorschlittengesetz — ich erin­
nere die Damen und Her ren an die Ausschuß-
diskuissiion —, d ie Frage der Einbringung des Luft-
reinihaltegesetzes, des Lärmsohutzgesetzes, mir 
kommt es nicht darauf an, jetzt Federn auf den Hut 
zu stecken, aber das sind freiheitliche Anträge 
gewesen, die dankenswerterweise unterstützt wur­
den. (Abg. J amnegg: „Nicht nur!") Entschuldigen 
Sie, natürlich sind sie hier eingebracht worden auf 
Grund unserer Initiative. Aber ich betone, mir 
geht es gar nicht darum, hier Prioritäten zu setzen. 
Um was es uns geht, ist, daß d iese Materien einer 
Regelung unterzogen werden. Und, meine Damen 
und Herren, wenn ich da ran denke, daß es in ande­
ren Ländern wesentlich ausführlichere, detailliertere 
und s t rengere Normen gerade auf dem Sektor 
Lärmschutz gibt a l s bei uns, wo wir ja nicht 
mehr in 'unseren derzeitigen Gesetzen haben als 
Allgemeinvorstellungen, wie der „ortsübliche, der 
zumutbare" Lärm. Gleichzeitig müssen wir aber 
feststellen, und diese Messung ist erst einige Tage 
alt, daß im Zentrum des Grazer Stadtparks 60 Dezi­
bel Lärmbelästigung gemessen werden. In diesem 
Zusammenhang muß man sich die Frage stellen, 
wenn es in einem sehr wirtschafts- und profit­
orientierten Land w i e Amerika möglich ist, Nor­
men in Richtung Kraftfahrzeug, Abgase, Lärm. usw. 
zu finden, d ie weit über den Rahmen der euro­
päischen Gesetzgebung h inausgehen, die in Stufen­
plänen sehr wohl bis zum Jahre 1975 erheblichste 
Verbesserungen vorsehen, d ann muß das auch bei 
uns möglich sein. 

Es ist vom Herrn Abgeordneten Dr. Dörfer der 
Wunsch herangetragen worden, doch in der Frage 
des Gebäudes der Musikakademie einen Schritt 
weiterzukommen. Ich möchte eine ähnliche Post, 
die in der ao. Gebarung aufscheint, die an sich 
Bundessaohe ist, zum Anlaß nehmen, eine Erinne­
rung anzubringen. Es geht um das dringende Ersu­
chen der Technischen Hochschule in Graz, das Audi­
torium maximum — das ist das Zwischenstück 
zwischen dem Neubau und dem Altbau 'der Technik, 
jener Teil, in dem sich das alte Physikgebäude be­
findet — neu zu errichten, wofür das Land eine 
Vorfinanzierung vornehmen möge. Soweit mir be­
kannt ist, wa r die Landesregierung bereit, das in 
dem angegebenen Ausmaß von 30 Millionen Schil­
ling durchzuführen, 'benötigt dazu aber die grund­
sätzliche Bewilligung des Bauvorhabens durch das 
Wissenschaftsministerium. Ich glaube, daß das auch 
der Grund ist, warum in der außerordentlichen Ge­
barung nur eine Erinnerungsposition von 1000 Schil­
ling eingesetzt ist, um d en guten Willen und die 

Bereitschaft zu dokumentieren und daß sicher im, 
Falle einer Bewilligung durch das Ministerium 
eine Nachbedeckung dieser Haushaltspost erfolgen 
würde. 

Um diese ersuche ich, und ich möchte auch 
von dieser Stelle aus dieses Ersuchen a n die zu­
ständigen Bundesstellen und an das zuständige 
Ministerium herantragen, doch einen Weg zu akzep­
tieren, der e twa bei der Gründung der Hochschule 
in Linz ebenso akzeptiert wurde, daß bestimmte 
Gebäude oder Gebäudeteile — in Linz und Ober­
österreich waren es ja erheblich mehr — von dem 
zuständigen Land vorfinanziert und vom Bund zu 
gegebener Zeit refundiert werden. Wenn wir aber 
schon bei den Hochschulen sind, meine Damen und 
Herren, möchte ich doch auch ein Wor t zu der 
laufenden Diskussion über die Neuorganisat ion de r 
Hochschulen sagen. Zu dem vorl iegenden Entwurf 
eines Universitätsorganisationsgesetzes möchte ich 
darauf hinweisen, daß hier die Diskussionen nach 
Auffassung der Freiheitlichen sich 'zum Teil in 
durchaus falschen Bahnen und nebeneinander be­
wegen. Denn um was geht es? Auf de r e inen Seite 
um den Versuch, eine moderne Organisationsstruk-
tur für die Hochschulen zu bekommen. Dann geht es 
mehr schlagwortartig um die Frage de r Demo­
kratisierung der Hochschulen. Warum ich sage 
schlagwortartig und warum ich sage, der soge­
nannten Demokratisierung. Meine Damen und Her­
ren, ich darf hier etwas zitieren, das sich mit dem 
Problem Wissenschaft — Freiheit — Politik be­
schäftigt. Ein kurzes Zitat: „Die moderne Wissen­
schaft hat sich im Kampf um die Befreiung von 
theologischen Dogmen entwickelt. Sie ist aber auch 
später immer wieder mit den weltanschaulichen, 
politischen Dogmen autoritärer und totalitärer 
Systeme in Konflikt gekommen, welche in einer 
unabhängigen Wahrheitsfindung verständlicher­
weise eine Gefährdung ihrer unbeschränkten Herr­
schaftsansprüche auf sich nimmt. Dadurch ist s ie 
mit de r Entstehung, Entwicklung und Verteidigung 
jener freiheitlich-demokratischen Gesellschaftsform 
eng verbunden, die sich seinerzeit gegen Absolutis­
mus und Gottesgnadentum durchsetzen mußten und 
die in unserem Jahrhundert durch Diktaturen ver­
schiedener Richtungen gefährdet waren und sind. 
So sind nicht nur die Hochschullehrer bedroht, 
wenn irgendeine Macht sich anschickt, den Uni­
versi täten eine bestimmte, von vornherein fest­
stehende Auffassung de r Welt , d e s Menschen und 
der Gesellschaft aufzuzwingen." Und das, glaube 
ich, sollte man bedenken, wenn man a n die Neu­
organisation d e r Hochschulen geht: daß erstens 
alle Zweige der Hochschulen und alle Formen der 
Hochschulen nicht in einen Topf geworfen werden 
können — die Ausnahmebestimmungen im UOG 
für d ie medizinischen Fakultäten beweisen ja auch, 
daß sich am Beispiel einer Blinddarmoperation das 
Modell der Demokratisierung relativ schlecht dar­
stellen läßt und relativ gefährlich für den, der 
operiert wird. Etwas Ähnliches gibt es auf dem ge­
samten Gebiet der naturwissenschaftlichen Fächer. 
Meine Damen, ob zwei mal zwei v ier ist — um 
die Differentialrechnung auszuklammern — darüber 
kann man mehrheitlich nicht abstimmen. Aber es 
ist sehr schlecht, wenn man mehrheitlich abzustim-
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men beginnt über j ene Grundbegriffe, die die 
technischen Wissenschaften entwickelt haben. Was 
ich damit meine, ist : Wi r s te l len absolut nicht 
außer Streit die Tatsache, daß es Professoren gibt 
und gab und in Hinkunft geben wird, wo man unter­
schiedlicher Meinung sein kann, ob eine Ausstat­
tung mit völliger unanfechtbarer Autori tät richtig 
ist. Ich sage ganz offen, ich habe es selbst durch 
über zwei J ahre als Vorsitzender der Studenten­
schaft erfahren, natürlich gehört auch hier eine Kon­
trolleinrichtung vorgesehen. Natürlich gehört hier, 
wenn sich eine Selbstherrlichkeit breitzumachen be­
ginnt, dem ein Riegel vorgeschoben. 

Aber man soll nicht, wenn man über Herrschafts-
sys teme am Hochschulsektor zu s t rei ten beginnt 
und das in d en Mittelpunkt der Gesamtbetrachtiung 
stellt, die eigentliche Funktion einer Hochschule in 
einem demokratischen Staat übersehen; und 'die 
is t zu lehren und zu forschen. Und man soll auch 
nicht beginnen, Lehre und Forschung in einen Topf 
zu werfen, weil auch das Problem, wo was von wem 
geforscht wird, meine Damen und Herren, nicht 
durch Mehrheitsentscheidungen, zumindest nicht 
durch Mehrheitsentscheidungen unterschiedlich 
Qualifizierter herbeigeführt bzw. gelöst werden 
kann. Also denken wir daran, daß es zu einer 
Differenzierung im Hinblick auf die einzelnen Fakul­
täten kommen muß. Das gescheiteste wäre ein Rah­
mengesetz, wobei für die einzelnen Studiengänge 
d ann spezielle S tudienordnungen izu entwickeln 
wären. Wir denken daran, daß weiters eine Tren­
nung, sogar eine Dreiteilung Verwaltung — Lehre 

— Forschung, zu erfolgen hät te, um d ie Hochschul­
professoren von dem immer s teigenden Verwal­
tungskram einigermaßen izu entlasten, wir denken 
daran, daß dm Lehrbetrieb der Universitätslektor 
im steigenden Maße zum Einsatz kommen könnte, 
wir denken daran, daß d ie Stellung der Assistenten 
und Dozenten — also de s sogenannten Mittelbaues 
— in verstärktem Maße gleichrangig, auch in der 
Beurteilung, in dem Augenblick, wo sie habilitiert 
sind, gleichrangig mit d en Professoren in den Ent-
scheidungsgremien zu ve rankern wäre, wir denken 
daran, daß in den Stu'ddenkommissdonen das Mit­
spracherecht von Studenten, Mittelbau und Profes­
sorenschaft absolut paritätisch gerechtfertigt ist, 
aber wir glauben, daß im Bereich de r Forschung, 
im Bereich der Berufungsverfahren doch nicht diese 
Gleichrangigkeit gegeben sein kann, denn, meine 
Damen und Herren, und das s age ich als recht enga­
gierter ehemaliger Studentenvertreter, ich muß doch 
trotz allem erklären, wenn de r einzelne Student, 
der auf die Hochschule kommt, über Habilitationen 
entscheiden kann, über Berufungen entscheiden 
kann, dann weiß ich nicht, wozu s tudiert er noch, 
denn dann braucht er j a wirklich auf dieser Hoch­
schule kein Wissen und ke ine 'Beurteilungsgrund­
lagen mehr zu erwerben. Dann h a t er sie ja schon. 

Oder er hat s ie nicht, dann muß umgekehrt das 
Mitspracherecht mit einem großen Fragezeichen 
in jenen 'Bereichen versehen werden, die ich eben 
aufgezeigt habe. 

Warum, meine Damen und Herren, ich das h ier 
anschneide: Natürlich is t es primär Bundesangele­
genheit, aber ich glaube, man kann die Augen nicht 
verschließen, wenn man in einer Stadt lebt, die in 
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hohem Maße Hochschulstadt ist, und deren wei tere 
Entwicklung und deren Ruhm im wesentlichen 
von der Position dieser Hochschulen mitbestimmt 
werden. Und daher kann e s uns nicht ganz gleich­
gültig sein, ob aus den Hochschulen Spielwiesen 
für Modellversuche werden, ob man mit der berech­
tigten Forderung auf Reform gleichzeitig auch d ie 
Basis einer gesunden Entwicklung aus de r Vergan­
genheit in d ie Zukunft unterbricht, es kann uns 
nicht gleichgültig sein, ob der Ruf, den die Absol­
venten österreichischer Hochschulen i n der ganzen 
Welt noch haben, gleich bleibt, besser oder schlech­
ter wird. 

Und wenn man zum Schluß ganz nüchtern, ganz 
nach der Kosben-Nutzung-Rechnung es betrachtet^ 
dann möchte ich doch die Frage stellen, wenn Sie 
als Produkt der Hochschulen e twa unserer Medi­
zinischen oder Techmischen Fakultät den Absol­
venten, den Ingenieur, den Arzt ansehen, und weil 
dieses Produkt — nämlich der österreichische Arzt 
und der österreichische Techniker — in aller Wel t 
noch gerne genommen wird, d a s heißt, noch gerne 
als Arbeiter, als in seinem Beruf Tätiger, in allen 
Teilen der Welt Verwendung finden kann, wenn 
dieses Proidukt a lso genommen wird, kann nicht 
der ganze Produktionsvorgang falsch sein. Und das 
bitte ich zu bedenken und auch, daß von den 
Hochschulen für unsere Entwicklung, und zwar 
keineswegs nur im Bereich akademischer Berufe, 
sondern tief in den Bereich unserer Wirtschaft 
hineingehend, entscheidend für die Frage d e r 
Arbeitsplatzsicherung, daß das a l les Mitausfluß der 
Tätigkeit von Wissenschaft, von Forschung, von 
Geist und Fortschritt ist, und daß wir daher sorg­
samst wohlüberlegte Maßnahmen setzen, daß nicht 
aus einer blinden Fortschrittsgläubigkeiit eine Lücke 
i n der Entwicklung entsteht, die wir alle auszu-
baden haben. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile dem Her rn Abgeordneten 
Grätsch das Wort . Der nächste Redner nach ihm 
ist der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Schauer. 

Abg. Grätsch: Hohes Haus, meine sehr verehr ten 
Damen und Herren! Die Fragen und Problemstel­
lungen im Zusammenhang mit den Massenmedien 
s tehen zwangsläufig immer s tärker im Mittelpunkt 
des allgemeinen Interesses. In einer Zeit, in. der — 
um ein Beispiel zu nennen — viele meinen, daß 
sich die Massenkommumkationsmittel -als weitere 
Macht im Staate etablieren, i s t es nicht nur das 
Recht, sondern auch die Pflicht, sich mit den Wir­
kungen, aber auch mit den Methoden der Massen­
medien sehr knitisch auseinanderzusetzen. Ich per­
sönlich bedauere es ja sehr, daß es anscheinend 
nicht mehr möglich ist, über d ie theoretischen 
Funktionen der Medien und h ier besonders des ORF 
in einer emotionsfreien Atmosphäre zu diskutieren. 
Der Generalredner der ÖVP hat gestern die Hal­
tung der Sozialistischen Partei mit e. c. (exempli 
causa) umschrieben. Der Abgeordnete Dr. Dorfer 
hat vorhin in gewohnter Manier in sehr gehässiger 
Art und Weise die 'Dinge, wie sie wirklich liegen, 
vollkommen verdreht, bewußt verdreht. (Abg. Dr. 
Dorfer: „Da waren Sie wieder einmal beleidigt! 
Dias ist ke ine ,Manier', das is t die Wahrheit!") 
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Keineswegs beleidigt. Erlauben Sie mir eine Ge­
gendarstel lung zu Ihrer Darstellung. Ich hielte es 
e iner grundsätzlichen Debatte auch i n diesem Hohen 
Hause wert , e twa über die Bildungsfragen der 
Medien, ihre erzieherischen Wirkungen oder ihren 
Einfluß auf idie heranwachsende Generation sehr 
ernsthaft au diskutieren. Aber nachdem dn der 
heut igen Zeit j a jeder von de r Volkispartei, der 
sdch kritisch zum Beispiel über die Berichterstattung 
des ORF äußert, als Zerstörer der Meinungsfrei­
heit und der Unabhängigkeit diffamiert wird, möchte 
ich doch einige kurze Wor te zu diesem Thema 
sagen: Wie sieht denn der oftzitierte ORF-Kanni­
balismus de r Sozialistischen Partei nun wirklich 
aus? (Abg. Pölzl: „Furchtbar!") Fest steht, daß der 
ORF nach e igenen Aussagen und Angaben von 5,4 
Millionen erwachsenen Österreichern über 16 J ahre 
regelmäßig ungefähr 4,1 Millionen Zuseher bzw. 
-hörer mit Informationssendungen erreicht. Und 
es s teht meiner Meinung nach weiters fest, daß 
die eigene Verantwortlichkeit der Mitarbeiter in 
den zentralen Nachrichtenstellen des ORF durch 
einen sehr straffen, ja vielleicht zentralistischen 
Führungssti l in unzeitgemäßer Weise beschnitten 
ist, daß also die Meinungsbildung des ORF der 
pluralistischen Gesellschaftsordnung nur mehr sehr 
unvollkommen entspricht. (Abg. Dr. Dorf er: „Nicht 
der SPÖ entsprechend!") 

Der har te Kern de r Sache liegt meiner Meinung 
nach in de r Mitbestimmung 'und in der journalisti­
schen Freiheit der ORF-Redakteure, weil dies der 
einzig gangbare Weg ist, d ie Gefahr, die jedes 
Monopol in sich birgt, in einem gewissen Ausmaß 
zu mildern. Was hat nun Bundeskanzler Kreisky 
wirklich vorgeschlagen? Sie wissen ja, was e r vor­
geschlagen hat. Sie wollen es nicht nur nicht wahr­
haben, sondern Sie verdrehen es. Er hat vorgeschla­
gen, e twa d ie Bestellung des Generalintendanten, 
so wie es das Rundfunkvolksbegehren vorsieht, 
nicht durch den Aufsichtsrat, sondern durch die 
Gesellschafterversammlung vornehmen zu lassen. 

Ich kann Ihnen, meine Damen und Herren von 
der ÖVP, schon nachfühlen — das ha t Ihnen auch 
der Generalredner meiner Fraktion gestern ge­
sagt —, daß Ihnen die augenblickliche Situation 
viel l ieber sein muß, weil es bei der augenblick­
lichen Situation einfach unmöglich ist ,einen Gene­
ral intendanten zu bestellen, de r nicht die volle 
Zustimmung der österreichischen Volkspartei fin­
det (Abg. Dr. Dorfer: „Das ist völlig falsch!"), und 
zwar unabhängig von der jeweil igen politischen 
Landschaft in Österreich. 

Bin weiterer Vorschlag, meine Damen und Her­
ren! Die Verankerung eines Redaktionsstatutes 
im Gesetz, um die wei testgehende Unabhängigkeit 
der Redakteure zu garantieren. 

Ein weiterer Vorschlag: Den Hörern ein gewisses 
Maß a n Mitbestimmung durch Installierung eines 
Hörerbeirates einzuräumen. (Abg. Dr. Dorfer: „Das 
ist sozialistische Manier!") 

Ich s ehe nicht ein, warum man über d iese Vor­
schläge nicht einfach leidenschaftslos diskutieren 
kann. (Abg. Pölzl: „Herr Abgeordneter Grätsch, ihr 
hab t e inen Bacher-Komplex!") Das sind die Vor­
schläge. 

Herr Abgeordneter Dr. Dorfer, er lauben Sie mir 
'bitte eine Bemerkung zu Ihrer Person, Sie zwingen 
mich dazu. Ich danke Gott, daß Sie de r ö s t e r ­
reichischen Volkspartei angehören (Abg. Pichler: 
„Und dor t soll er bleiben!"), Gott möge Sie d ieser 
Partei noch lange erhalten. Denn Leute wie Sie 
s ind es, die der e igenen Partei in der letzten 
Konsequenz mehr Schaden zufügen, als sie ihr 
Nutzen bringen. (Beifall bei der SPÖ: „Bravo!" — 
Abg. Brandl: „Er soll alt werden in der Volks­
partei!") 

Es wird hier nichts von oben he rab diskutiert, 
es wird vorgeschlagen, es wird zur Diskussion 
gestellt, Und auch für d iesen Fall gilt der Grund­
satz, daß d ie Diskussion der Nährboden der Demo­
kratie zu sein ha t und auch ist. (Abg. Dr. Dorf er: 
„Lauter Blabla!" — Unverständliche Zwischen­
rufe.) Ich habe also einige der Vorschläge und 
Möglichkeiten angeführt und mich wirklich be­
müht, Emotionen aus der Betrachtung auszuklam­
mern. Was wir wollen, ist unter Umständen vor­
erst im Rahmen einer Diskussion ein demokrati­
sches Naohziehverfahren dm ORF. Es wird und es 
kann ke in Köpferollen geben, und es ist uns auch 
vollkommen egal, ob etwa Intendant Bacher der 
österreichischen Volkspartei als Mitglied angehört, 
Das is t seine politische Meinung. Er kann sie ver­
treten, er kann jeder Partei angehören. (Abg. Dr. 
Dorfer: „Jedenfalls ist er kein ,Roter', und das 
ist furchtbar!") Das gilt auch für den Intendanten 
Bacher. Wir wollen, meine Damen und Herren, 
keinen roten Rundfunk. Wir wollen aber auch kei­
nen schwarzen Rundfunk. Was wir wollen, das ist 
ein wirklich unabhängiger Rundfunk. (Beifall bei 
der SPÖ. — Abg. Pölzl: „Ach so, jetzt auf einmal!" 
—• Abg. Dr. Dorf er: „Unabhängig is t das, was für 
Kreisky ist!") 

Zweiter Präsident: Das Wort hat der Herr Lan­
desrat Prof. Jungwirth. 

Landesrat Prof. Jungwirth: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Wer mich kennt, weiß, daß ich einen sehr weiten 
Kulturbegriff habe. Ich glaube, daß nicht nur d ie 
Öfen in diesem Saal und diese Decke Kultur sind, 
sondern auch die Mikrofone oder idie Kugelschrei­
ber auf den Bänken. Ich bin (eigentlich der Auffas­
sung, daß im Landesbudget die Gruppen 0 bis 9 
Kulturgruppen sind. Vielleicht könnte man sagen, 
die Gruppe 3 ist die Gruppe „Kultur", und die 
übrigen sind zumdndestens die Subkulturen mit den 
Sfubkulturreferenten. Aber leider komme ich mit 
dieser Auffassung wahrscheinlich nicht durch, und 
ich muß mich darauf beschränken, zur Gruppe 3, d ie 
sich Kultur nennt, zu sprechen. (Landeshauptmann-
steil v. Sebastian: „Wenn Sie es ressortmäßig mei­
nen, nicht, Herr Kollege!") Diese Gruppe beinhaltet 
ja im wesentl ichen die Kunst und einige Teile des 
Bildungswesens. Zuerst ein paar Wor te zum Theater. 
Darüber wurde vor allem auch deswegen gespro­
chen, weil es finanziell gesehen eine gewichtige 
Post ist. Weil es h ier schon Berichtigungen gege­
ben hat, muß ich auch mit einer Berichtigung begin­
nen an den Herrn Kollegen Klauser, der im Augen-

7* 
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blick nicht hier ist. Wenn der Kollege Fuchs ge­
sprochen hat von der Frage der Bestellung des 
Intendanten Nemeth gegen Schubert vor zwei Jah­
ren, dann hat er damit our gemeint, daß es damals 
nicht möglich war, zu überzeugen, sondern daß 
es eben einmal notwendig war, tzu überstimmen. 
Diese' Abstimmung ist ja 9 : 7 ausgegangen. Das ist 
aber längst vorbei und vergessen. Es sind sicherlich 
alle Beteiligten froh, daß wir eine neue Mannschaft 
haben mit Dr. Nemeth und Dr. Tarjian, die in der 
kurzen Zeit ihrer bisherigen Anwesenheit dafür 
gesorgt haben, daß im Theater Ruhe und Ordnung 
in dem Maße eingekehrt sind, wie das für einen 
-Theaterixetriieb wünsch en swpjl^isi^jdas^eißljichL 
im totalen Sinne Ruhe und Ordnung. Der Beitrag 
des Landes Steiermark zu den Vereinigten Bühnen 
ist — das wurde auch vermerkt — zum ersten 
Mal seit undenklichen Zeiten für das Jahr 1973 
gesunken. Das geht darauf zurück, daß der Bundes-
beitrag von 1972 auf 1973 stark steigt. Damit ist 
eine langjährige Forderung der sogenannten Län­
dertheater zum Teil in Erfüllung gegangen. Die 
Kulturreferenten der Länder verlangen seit einiger 
Zeit, daß die großen Länderbühnen — und die 
größten haben wir in Graz — mindestens vom 
Bund 10 Prozent des Abganges der Bundestheater 
pro Jahr erhalten. Dazu muß ich sagen, es geht uns 
hier so wie in der Geschichte vom Hasen und dem 
Igel. Als von den Finanziausgleichsverhandlungen 
in diesem Jahr die Kunde gekommen ist, es wird 
für die Ländertheater aufgestockt von 1972 auf 1973 
von 30 auf 50 Millionen Schilling, hat man gesagt: 
„Großartig, jetzt haben wir fast die 10 Prozent 
erreicht." Denn der Abgang der Bundestheater 
war in diesem Jahr 550 Millionen Schilling. Wir 
waren fast mit unserer Forderung am Ziel. Aber 
am Ziel sitzt eben in idieser Geschichte der Igel, 
und der Igel ist jeweils das Budget der Bundes­
theater für das nächste Jahr. Dieser Abgang der 
Bundestheater beträgt ifür das Jahr 1973 bereits 
731 Millionen Schilling, also fast 2 Millionen Schil­
ling pro Tag. Ich möchte nicht als Hinterwäldler 
gelten, der hier billig und ganz leicht polemisiert 
gegen diese, Bühnen in Wien, die eines der größten 
kulturellen und künstlerischen Schaufenster Öster­
reichs sind. Aber wir glauben, daß die Relationen 
nicht ganz stimmen und daß hier wohl auch Gründe 
in der Wirtschaftsführung dieser großen Betriebe in 
Wien liegen, in die man eines Tages wohl auch 
stärker hineinleuchten wird müssen, als man es 
hisher gewagt hat, denn die Bundestheater zählen 
natürlich zu den heiligen Kühen im österreichischen 
Kunstleben. Auf der anderen Seite stehen wir aber 
in den Ländertheatern, also auch in Graz, im Sog 
der Gehälterentwicklung, der Lohnentwicklung, zum 
Teil auch der Gagenentwicklung der Bundestheater, 
derzeit wiederum besonders bei den Technikern, 
die — verständlicherweise —• sagen, an den Bundes­
theatern sind die Sätze wesentlich höher als bei 
uns in Graz oder in Linz oder in Innsbruck, wir 
fordern Nachziehverfahren. Es drohen also wie­
derum neue Belastungen, abgesehen davon, daß 
auch das Arbeitszeitgesetz große Schwierigkeiten 
bietet, weil es auf einen Theaterbetrieb keine Rück­
sicht nimmt und man eben schon bei Pessimisten 
gehört hat, man wird in Zukunft nur Stücke spie-
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len, die 120 Minuten dauern und nicht länger. So­
weit wird es sicher nicht kommen. Die Schwierig­
keiten sind aber jedenfalls leider noch nicht aus­
geräumt, es sind bisher nur kleine Fortschritte 
erzielt worden. 

Was den Theaterausschuß oder den Neuneraus­
schuß betrifft, möchte ich zu der Wechselrede, 'die 
vorher stattgefunden hat, sagen, daß auch ich der 
Auffassung bin, daß dieses Gremium klein bleiben 
muß, weil hier die Entscheidungsfähiigkeit leichter 
gegeben ist. Ein gemeinsamer 'Entwurf von Land 
und Stadt liegt ja bereits vor, und ich nehme an, 
daß in Kürze hier der Beschluß über die Bühne 
gehen wird. 

Soweit zum Theater und nun ein paar Worte 
zur Musik. Ein ganz großer Sorgenposten ist die 
Hochschule für Musik und darstellende Kunst. Das 
Jahr 1963 hat hier einen Vertrag gebracht zwischen 
dem Bund und dem Land Steiermark und seither 
trägt das Land Steiermark ein Drittel des Abganges, 
dieser Hochschule. Das ist «ine freiwillige Leistung, 
zu der wir ja nicht verpflichtet wären. Aber wir 
waren und sind froh, daß wir unter 'dieser Bedin­
gung überhaupt eine Chance hatten, diese Hoch­
schule nach Graz zu bekommen. Das bedeutet jetzt 
für das nächste Jahr bereits eine Belastung im 
Landesbudget von 11 Millionen Schilling. Dazu 
kommt, daß der Unterrichts- bzw. Vorlesungsbetrieb 
immer schwieriger wird. Sie ist ja aufgesplittert 
auf 10 Gebäude, die auf die Stadt Graz verteilt 
sind. Sie izaihlt Mieten und Baukostenbeiträge von 
rund 1,2 Millionen Schilling pro Jahr dorthin, wo 
sie nicht Eigentümer und nicht Hausherr ist. Das 
Palais Meran ist 'zum Teil bereits baufällig. Es 
ist die dringendste Forderung und der dringendste 
Wunsch in meinem Referat an den Bund, daß die 
Verhandlungen schneller zu einem Abschluß kom­
men mögen. Früher habe ich schon angedeutet, es 
gibt zusätzliche Ablöseforderungen, hier konnte man 
sich bisher hauptsächlich auf Beamtenebene nicht 
einigen. Es liegt hier aber wirklich ein dringendes 
Bedürfnis vor, zu dieser Lösung des Neubaues 
der Hochschule für Musik und darstellende Kunst 
zu kommen. 

Um hei der Musik au bleiben, eine weitere große 
Leistung des Landes ist die 'Landesmusikschule. 
Der Abgang, den wir hier im nächsten Jahr zu 
tragen ha'ben, beträgt 14,5 Millionen Schilling. 
Wir bekennen uns zu dieser wichtigen Einrichtung, 
die rund 1500 Kindern und Jugendlichen die Mög­
lichkeit gibt, außerschulisch zur Musikausübung 
geführt zu werden. Es ist 'dies eine der Leistungen, 
die das Land Steiermark hier in der Landeshaupt­
stadt erbringt und ich möchte hier einblenden, daß 
im Kulturbudget des Landes die Landeshauptstadt 
Graz gut wegkommt. Ich sage das deswegen, weil es 
hie und da angezweifelt wird und ich möchte sagen, 
daß diese Leistungen gerne erbracht werden, weil 
wir der Auffassung sind, daß dies eine Verpflichtung 
des Landes gegenüber der Landeshauptstadt ist, 
die man auch nicht wegdiskutieren soll, sie läßt 
sich auch nicht wegdiskutieren, man braucht nur das 
Budget ein wenig zu studieren. Ich erinnere an 
Posten wie die Vereinigten Bühnen, das Philhar­
monische Orchester, die Landesmusikschule, die 
Landestoiliothek, die Landesmuseen, deren Tätig-
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keit sich hauptsächlich auf Graz konzentriert, das 
Studentenheim des Landes Steiermark, das Künst­
lerhaus und viele weitere iFörderungsposten in der 
Kunstpflege und i n der Denkmalpflege. Was die 
Musikhochschulen betrifft, wurde auch über d ie 
Volksmusikschulen gesprochen. Auch hier ist die 
Hilfe des Landes im Steigen begriffen. Es gibt im 
ganzen Land 34 Musikschulen mit über 8000 Schü­
lern und d ie Progression dieser Subwentionspost 
in der Gruppe 3 ist die s tärkste seit dem Jahr 1970. 
1970 waren es 3,7 Millionen, 1973 werden es 16 
Millionen sein und die Steigerung von 1972 auf 
1973 wird 20 Prozent betragen, sie liegt über dem. 
Durchschnitt der Steigerung des Landesbudgets. 

Ich bin gerne beredt, wei tere Hilfen h ier einzu­
setzen, weil auch an diesen Volksmusikschulen 
wirklich eine ganz wichtige kulturelle Leistung im 
ganzen Lande erbracht wird. Ich muß allerdings 
schon jetzt anmelden, es ist auf die Dauer nicht 
möglich, ein Ungleichgewicht im Kulturbudget her­
zustellen zwischen Theater und Musik einerseits 
und allen anderen Kunstrichtungen andererseits. 
Hoch das Theater! und Viva la musica!, aber die 
Graphiker, die Bildhauer, die Maler, die Literaten, 
die Filmer, die Fotografen melden auch immer stär­
ker und zu Recht ih re Forderungen an und das 
Gleichgewicht, das sie verlangen, ist bei weitem 
noch nicht gegeben. Ich muß also von vornherein 
darauf verweisen, es ist notwendig, anzuziehen, 
aber nicht nur auf dem Gebiet des Theaters und 
der Musik. Die Volksmusikschulen leisten Breiten­
arbeiten und ich möchte sagen, das ist eine der 
wesentlichsten Aufgaben in der Kulturpolitik über­
haupt. In de r Kulturpolitik darf es nicht darum 
gehen, Aktivi täten zu setzen oder nu r Aktivi täten 
zu fördern, die 2 Prozent der Bevölkerung interes­
sieren und über die dann referiert wird, sondern 
es geht ganz wesentlich um die Breite, um den 
Fundus und diese Nabelschnüre, die da bestehen 
zwischen der Volksmusik- über die Landesmusik-
bis zur Hochschule, von der Laienspielgruppe über 
das Schauspielhaus bis zum Burgtheater, von der 
Volksmusikschule bis zur Oper usw. Deswegen 
werden Sie dm Budget immer wieder Posten fin­
den, die darauf hinweisen, daß die Breitenarbeit 
intensiviert wird. Ich erinnere daran, daß wir als 
erstes Bundesland darangegangen sind, die Quali­
tät der Blasmusik entscheidend zu heben, dadurch, 
daß erstmalig ein Kapellmedsterkurs, eine Fort­
bildungsveranstaltung an der Hochschule für Musik, 
eingerichtet worden ist. Die Nachfrage war ganz 
enorm, wir sind hier offenbar in eine Bedarfslücke 
eingesprungen. Vieles aus dieser Breitenarbeit ge­
hört in das Kapitel Jugend und ich werde später bei 
einer anderen Gruppe kurz darauf zurückzukommen 
haben. Ich möchte aber auch darauf verweisen, 
daß wir mit einer Arbeitsgemeinschaft Volksbildung 
— Theater, mit Theatergruppen, Diskussionen, einer 
Wanderausstel lung die Leute mehr als bisher an 
das Geschehen des Theaters heranzubringen ver­
suchen, daß wir mit einer Wanderausstel lung Schu­
le — Museum, die im heurigen Herbst eröffnet 
worden ist, eine der Aktivitäten, die nicht zur 
Kenntnis genommen werden dm Rahmen der Tätig­
keit des 'Steirischen Herbstes, daß wir mit einer 
solchen Wanderausste l lung affenbar auch eine sol­

che Bedarfslücke getroffen haben. Hier wurde näm­
lich eine Graphikausstel lung zusammengestellt , die 
nun den Bezirken zur Verfügung steht, auch den 
kleinsten Schulen, wenn s ie sie anfordern. Wobe i 
nicht nur die Ausstel lung eingerichtet wird, son­
dern auch versucht wird, mit den Schülern, mit den 
Jugendlichen darüber in Diskussion zu t reten. Die 
Ausstellung ist in Weiz eröffnet worden und sie 
kurvt jetzt in de r Gegend des Faistritztales, bis in 
kleine Orte hat sich Interesse dafür gezeigt. Das 
ist eines der Betätigungsfelder, über die auch immer 
wieder zu sprechen ist, wo wir versuchen, d ie 
schöpferischen Kräfte im Lande in der Breite, in 
der Basis anzusprechen, um eben nicht nur zu 
einem elitären Betrieb zu kommien, der schon 
gestern besprochen worden ist. So ist e s auch dazu 
gekommen, daß man versucht hat, bei den Vor­
arbeiten zum Steirischen Herbst mit Freizeitgrup-
pen in Kontakt zu kommen, von denen eben eine 
e in vielbestauntes Plakat geschaffen hat, von dem 
schon einiges gesagt worden ist. Ich habe — weil 
ja der Prophet im eigenen Lande nie sehr viel 
gilt — ein Zitat vorbereitet, das ich Ihnen bringen 
möchte. Es bezieht sich nicht direkt auf den Steiri­
schen Herbst, es könnte aber vielleicht dafür ge­
schrieben sein. Es stammt von einem, recht unver­
dächtigen Zeugen, von Hermann Hesse, und es 
stammt aus dem Jahre 1917, nicht 1971, sondern 
1917. 

Er hat damals davon gesprochen, daß die Kunst 
immer wiederum neue Sprachen erfindet und damit 
ihre Umwelt, ihre Mitbürger strapaziert. Und er 
sagt dann an einer Stelle: „Hat nun der Mitbürger 
eine Sprache gelernt, die er für die Sprache der 
Kunst hält, so ist er zufrieden und meint, die 
Kunst zu vers tehen und zu besitzen und wird 
wütend, wenn er erfährt, daß diese Sprache, die 
er so mühsam gelernt hat, nur für eine ganz kleine 
Provinz der Kunst gültig ist. Zur Zeit unserer 
Großväter gab es s trebsame und gebildete Leute, die 
sich dazu durchgerungen hatten, in der Musik 
neben Mozart und Haydn auch Beethoven gel ten 
zu lassen. So weit gingen sie mit. Aber als nun 
Chopin kam und Liszt und Wagner und als man 
ihnen zumutete, nochmals und abermals eine neue 
Sprache zu lernen, nochmals revolutionär und 
jung, elastisch und freudig an etwas Neues heran­
zugehen, da wurden sie tief verdrossen, erkannten 
den Verfall der Kunst und die Entartung der Zeit, 
in der zu leben sie verurteil t waren. So wie d iesen 
armen Menschen geht es heu te wieder vielen Tau­
senden. Die Kunst zeigt neue Gesichter, neue Spra­
chen, neue, lallende Laute und Gebärden. Sie ha t 
es satt, immer und immerzu die Sprache von gestern 
und vorgestern zu reden. Sie will auch einmal 
tanzen, sie will auch einmal über die Schnur hauen. 
Sie will auch einmal den Hut schief aufsetzen und 
im Zickzack gehen. Und die Mitbürger sind darüber 
wütend, fühlen sich verhöhnt (Landeshauptmann­
stellvertreter Sebastian: „Lackner, lederne Hosen­
träger mußt du heute haben, weißt du!") und an 
der Wurzel i n ihrem Wer t angezweifelt, werfen 
mit Sahimpfworten um sich und ziehen sich die 
Decke ihrer Bildung über d ie Ohren. Und derselbe 
Bürger, der wegen der leisesten Berührung und 
Beleidigung seiner persönlichen Würde zum Rieh-
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ter läuft, wird jetzt erfinderisch in furchtbaren Be­
leidigungen." 

Soweit Hermann Hesse im Jahre 19-17. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Nun, meine Damen und Herren, in Sachen Kunst 
und Kunstförderung stehen wir immer wieiderum 
vor dem Problem, Talente in der Steiermark zu 
haben — Gott sei Dank zu haben —, denen man 
es möglich machen muß, zu bestehen in der Aus­
einandersetzung, auch in der internationalen Aus­
einandersetzung. Wir dürfen uns nicht damit be­
gnügen, daß Künstler der älteren oder mittleren 
Generation zum Teil weltweit arriviert sind, die 
aus der Steiermark sind oder in der Steiermark 

um — das ist kein steirisches, sondern ein inter­
nationales Problem — die Furcht vor dem Neuen 
und auch der Stopp für das Neue. Deswegen glaube 
ich auch, daß es nicht gut ist, daß die öffentliche 
Hand die Kunstfördenmg ganz annektiert. Und 
auch deswegen glaube ich, daß es wichtig ist, der 
privaten Kunstförderung, dem Mäzenatentum, die 
Chancen zu geben, beispielsweise durch Möglich­
keiten steuerlicher Abschreibung. Hier eine stärkere 
Streuung zu erzielen, die letzten Endes, wenn der 
Geschmack der Förderung, auch der Mut der Förde­
rung stärker gestreut ist, auch eine stärkere Streu­
ung von Chancen für die Künstler Tnit sich bringt, 
das wäre erstrebenswert. 

Der Steirische Herbst —• Ticfnhabe es seit jeher 
gesagt — hat die Chance, sich in jedem Jahr neu 
schaffen zu müssen. Er muß dn jedem Jahr neu 
erfunden werden. Und er wird auch für das Jahr 
1973 neu erfunden werden müssen. Es ist völlig 
richtig zu sagen, daß es nicht wünschenswert ist, 
daß er ein Exklusiv-Festival sei oder werde oder 
bleibe. Das ist nicht interessant und nicht wün­
schenswert. Es Ist wesentlich, daß er im Sinne der 
ursprünglichen Schöpfung eine Manifestation sei, 
eine Manifestation für das Land, eine Manifestation 
aber auch der schöpferischen Kräfte des Landes. 
Wdr versuchen ja, die Basis izu verbreitern. Wenn 
Sie die Programme der Steirischen Herbste stu­
dieren, dann können Sie beobachten, daß hier die 
Streuung — auch in die Bezirke hinaus — immer 
größer geworden ist. Aber es ist richtig, wenn man 
sagt, es ist durch diese vermehrte Streuung jetzt 
wiederum ein neues Problem immer stärker ent­
standen, nämlich daß zuviel auf engem Raum — 
ich meine jetzt den zeitlichen Raum, nicht den 
geographischen — zusammengedrängt wird. Und 
ich kann mir durchaus vorstellen, daß hier dm Sinne 
dieser ständigen Regeneration des Steirischen Herb­
stes im Jähre 1973 ein zusätzliches Experiment ge­
macht wird dn dem Sinne, daß man sehr wohl einen 
internationalen Kern für kurze Zeit, wie das bisher 
der Fall gewesen ist, für zwei oder drei Wochen 
beläßt, daß man aber die Peripherie — da meine 
ich Veranstaltungen sowohl in Graz als auch dn 
den Bezirken — zeitlich verlängert, schon in den 
September verlegt und bis in den November hinein­
zieht, damit dieses Hasten und diese Hektik, die 
mit Recht da und dort vorgeworfen wurden, ge­
mildert werden. 

Und noch etwas: Es handelt sich also darum, 
möglichst viele Menschen zur Selbsttätigkeit zu 
bringen .und zur selbständigen Auseinandersetzung. 
Und hier gibt es zwei Sorgen für den Landespold-
tiker, die wieder einmal den Bund betreffen. Die 
erste Sorge ist folgende: Wir isdnd froh, daß wir 
eine Ausbildungsstätte für Musik und Theater 
haben. Die bildenden Künstler fühlen sich aber 
immer stärker benachteiligt, auch schon dort, wo 
die Ausbildung für den Lehrer, volkstümlich gesagt 
für den Zeichenlehrer, so schwierig ist. In ganz 
Österreich gibt es einen Fehlbestand von rund 600 
und die Hochschule in Wien produziert im Jahr 
ungefähr 10 bis 20. So geht das nicht mehr weiter. 
Jus interessieren sich daher zu Recht Linz und Salz­
burg um eine zusätzliche Austoildungsstätte für 
[Kunsterzieher und es ist höchste Zeit, daß sich auch 

ihre künstlerische Karriere begonnen haben; sei es 
Robert Stolz, sei es Karl Böhm, sei es Gundula 
Janowitz, sei es — bei Meli wird es etwas schwie­
rig, da scheiden sich die Geister, die einen meinen 
Max und die anderen Marisa —, wir dürfen uns 
nicht begnügen (Landeshauptmannstellvertreter 
Wegart: „Ich bin für die Marisa!" — Landesrat 
Bammer: „Ich bin auch für die zweite!"), daß diese 
draußen sind und etabliert sind, sondern es wird 
immer neue Kräfte geben, die nachstoßen, unter 
den Architekten, von denen ja welche in Mün­
chen dieses Jahr beispielsweise mitgebaut haben, 
unter den Fotografen, wir haben ganz hervorragende 
international bekannte Fotografen in der Steier­
mark, unter den Filmern und besonders im Theater. 
Ich würde sagen, Graz und die Steiermark quellen 
über an Talenten, an Schauspielern, an Regisseuren 
und Autoren auf dem Gebiet des Theaters, die weit 
über die Steiermark und zum Teil auch über Öster­
reich bekannt sind und bereits wirken, auch dn der 
besonders unruhigen, komplizierten und daher kri­
tisierten jungen und jüngsten Generation. Gerade 
jetzt ist wieder ein Stück des vielzitierten Wolf gang 
Bauer von Esslin ins Englische übersetzt worden 
und wird in London aufgeführt. Und von Handke 
gibt es in allerletzter Zeit sogar schon eine Über­
setzung ins Japanische. Immer wieder also die 
Problematik, Talente zu suchen, ihnen Chancen zu 
geben. Für die stärksten von ihnen wird die Steier­
mark zu klein werden. Das war immer schon so, 
das ist auch heute nicht anders. Aber diese Talente 
sollen wenigstens sagen können, ich bin hinaus­
gegangen in die Welt und die Steiermark hat mir 
dabei geholfen, meine Startlöoher zu graben. Ent­
scheidend in der Förderung ist immer wiederum 
die Frage der Qualität. Und weil es hier keine 
meßbaren und wägbaren Kriterien gibt, bleibt der 
zuverlässigste Gradmesser nach Henry Moore — 
und das wird sicherlich im wesentlichen stimmen —, 
eben die Zeit. Aber wir haben nicht Zeit abzuwarten 
und wir dürfen uns nicht vor der späteren Zeit 
drücken. Es geht immer wieder darum, der Quali­
tät nachzuspüren und in der Kunstförderung nicht 
einseitig izu sein. Denn die einseitige Kunstförde­
rung wäre mit einer einseitigen Denkmalpflege zu 
vergleichen, wo man beispielsweise sagen könnte: 
Mir gefällt nur die Renaissance, für den Hof da 
draußen bin ich, aber das Spätbarock reiße ich ab, ® 
die Landstube lassen wdr nicht mehr bestehen. So 
einfach geht das nicht. Aber ich glaube, daß es 
doch auch ein grundsätzliches Problem ist mit der] 
offiziell geförderten Kunst. Ihr droht immer wieder-
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Graz dafür interessiert. Glücklicherweise ist eine 
gemeinsame Plattform gebaut worden zwischen 
Technischer Hochschule und Universität, so daß 
jetzt ein reifes Projekt vorliegt und es wird im 
Interesse des Landes als auch der Stadt liegen, 
diese Initiative in Wien entscheidend zu unter­
stützen, denn wir haben Talente im Land und sol­
len d iese Talente auch hier ausbilden können, bis 
sie dann letzten Endes auch an den Schulen wirk­
sam werden können. 

Die zweite Sorge auf diesem Gebiet habe Ich 
schon einmal angeschnitten in diesem Landtag, 
das sind die "bekannten zwei Fadhinspektoren, die 
wir so dr ingend in der Steiermark brauchen und 
noch immer nicht haben: den Fachinspektor für die 
Musikerziehung und den Fachinspektor für d ie 
bildnerische Erziehung. Das ist nicht nur eine 
Lehrermarotte und etwas, was sich mir auf die 
Schule bezieht, d enn diese zwei Persönlichkeiten 
können sehr wohl ßindeglied 'sein zwischen Schule 
und Erwachsenenbildung und Kulturarbeit in den 
Gemeinden, im Lande usw. Und hier s tehen wir in 
einem leider noch immer nicht gelösten Dilemma, 
beide sind für d ie Bereiche Steiermark und Kärnten 
zu nominieren. Die beiden Landesschulräte können 
sich aus politischen Gründen nicht auf gemeinsame 
Vorschläge einigen und so kommt es, daß wir 
keinen Faohinspektor für Musikerziehung -seit dem 
1. J änner 1971 haben und keinen für bildnerische 
Erziehung seit dem 1. Juli 1971. Wenn diese Eini­
gungen nicht erzielt werden können, dann bleibe 
ich bei meinem Vorschlag, den ich immer schon 
gemacht habe, man möge die Inspetotionsgebiete 
trennen, das ist sachlich gerechtfertigt, denn diese 
Inspektoren wurden 1952 geschaffen und da hat es 
eine Schulexplosion gegeben, und so ein Fach­
inspektor für Steiermark allein hat randvoll zu 
tun, er würde sich schwer tun, Kärnten noch dazu 
zu übernehmen und umgekehrt würde es ähnlich 
sein. Sicherlich sind es finanzielle Fragen, die in 
Wahrhei t dahinterstecken. In Wahrhei t ist das 
Finanzministerium auf (diesen Vorschlag nicht ein­
gegangen, aber letzten Endes geht e s eigentlich um 
geringe Summen. <Ein Fachinspektor kostet in einem 
Jahr ungefähr 2 Stunden Bundestheater. 

Zur Erwachsenenbildung bitte ich nur ganz kurz: 
Neue Aktivi täten ha t es in erfreulicher Weise ge­
geben im Jahre 1972, ich erinnere an die Volks­
bildungswochen, die in diesem Jahr wieder statt­
gefunden haben, an die Premiere der Mitarbeiter-
ausibildung in der Steiermark, welches das erste 
Bundesland ist, das sich mit dieser Problematik 
praktisch auseinandersetzt, die Aktion „Es ist n ie 
zu spät", diese Nachhollehrgänge für Bewohner 
des ländlichen Raumes. Nichts anfangen konnten 
wir auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung mit 
den Biidungsprogrammen im Rundfunk und Fern­
sehen. Hier ist es wirklich notwendig, daß durch 
die Schaffung einer ORF-Akademie, 'die in Wien 
vor der Türe steht, es izu besseren Programmen 
kommt. Auf dem Gebiet der Erwachsenenbildung 
möchte ich auf eine neue Post hinweisen, nämlich 
auf das Forschungsprojekt audiovisuelle Zentren. 
Es geht darum, daß in einem Forschungsprojekt 
herauskommen soll, in welchem Umfang es für 
die Steiermark interessant ist, ein audiovisuelles 

Zentrum zu errichten, das heißt, e ine Anlage, in 
der eine Information von Bild und Ton gespei­
chert wird, und zwar so, daß s i e gleich wieder 
abrufbar ist. Das, was Spezialisten eine Media-
thek nennen und was wahrscheinlich die Bibliothek 
des 21. Jahrhunderts werden wird. Hier ist mit. 
einer weit gebauten Plattform dieses Projekt ver­
gehen worden und wir können neugier ig sein, in 
welcher Form hier Vorschläge von den Fachleuten 
erstellt werden. 

Bei den Büchereien haben wir das J ah r des 
Buches hinter uns, die s teigenden Leserzahlen gel­
ten für sehr viele Bibliotheken — Herr Dr. Strenitz 
hat bereits heute davon gesprochen — auch für 
die Landesbibliothek, auch für viele zentrale Biblio­
theken in der ganzen Steiermark, deren Qualität 
immer mehr gehobenn wird durch die ausge­
zeichnete Zusammenarbeit zwischen dem Land Stei­
ermark und der Arbeitsgemeinschaft der öffentli­
chen Büchereien, so daß die Förderung wirklich 
gezielt und sinnvoll eingesetzt werden kann. 

Noch zum Kapitel Bildung ein kurzes Wort : zum 
Landesmuseum Joanneum, d enn auch ein Museum 
ist, wenn es richtig geführt wird, ein Bildungs-
irastitut. Ich muß an dieser Stelle unterstreichen, 
daß dieses oft unterschätzte und manches Mal 
nicht genug beachtete Institut eine gute Weiterent­
wicklung bringt. Das geht auf einige glückliche 
Faktoren zurück: erstens auf einen sehr s tarken 
persönlichen Einsatz einiger zum Teil sehr junger 
Kräfte im Landesmuseum Joanneum, zweitens auf 
technische Fortschritte, auf den Einbau der Heizung 
in der Rau'bergasse 10 und i n der Neuen Galerie, 
drittens auf die Einrichtung einer Musterabteilung, 
nämlich der Abteilung für Vor- und Frühgeschichte 
im Schloß Eggenberg, und viertens auch auf eine 
Werbung, die koordiniert betr ieben wird, so daß 
die Öffentlichkeit mehr über d ie Tätigkeit des 
Joanneums erfährt. Die Besudherziffern steigen 
auch. Wi r ha t ten im Jahre 1972 205.000 Besucher, 
im Jahre 1973 werden es rund 250.000 sein. Wobei 
ganz besonders hohe Ziffern gel ten für Eggenberg, 
sowohl für den Park als auch für das Schloß — das 
Schloß mit rund 50.000 Besuchern —, das Landes­
zeughaus mit rund 25.000 und das ausgezeichnete 
Landschaftsmuseum in Trautenfels, das in diesem 
Jahr 14.000 Besucher gehabt hat. 

Für d ie Zukunft sind einige bauliche Verbes­
serungen vordringlich. Sie sind daher bereits zum 
Teil im Budget des Jahres 1973 untergebracht. 
Es geht um neue Einrichtungen für die natur­
wissenschaftlichen Abteilungen in der Raubergasse, 
vor allem auch um eine kosmetische Aktion, näm­
lich um die Renovierung der Fassade des Gebäu­
des in de r Neutorgasse, das j a bereits aussieht 
wie nach dem 3. Weltkrieg. Und es wird in weite­
rer Folge um den Einbau von Heizungs- und 
Klimaanlagen in der Neutorgasse gehen, womit 
man zwei ©ehr gute Abtei lungen — nämlich die 
Alte Galerie und das Kunstgewerbemuseum — 
eines Tages wird wachküssen können. Und diese 
Abteilungen verdienen das auch. Ich möchte dar­
auf hinweisen, daß das Joanneum nicht nur in 
Graz wirkt, sondern es auch immer s tärker ver­
sucht, dienlich zu sein, Service zu leisten für die 
steirischen Bezirke. Wir haben 1972 27 Ausstellun-
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gen von verschiedenen Abtei lungen des Joanneums 
in 'die Bezirke, drei davon .auch ins Ausland, ge­
sandt. 

Ein letzter Posten ist Stainz. Auch 'hier geht 'die 
Errichtung des Bauernmuseumis voran. Wir können 
damit rechnen, daß noch im Jahre 1973 diese 
Abteilung eröffnet werden 'kann. 

Nun noch ein paar Wor te zur Denkmalpflege. 
Auch die Posten der Denkmalpflege wurden im 
Budget zum Teil s tark aufgestockt. Das Wort 
Denkmalpflege ist ein sehr unglücklicher Begriff. 
Man glaubt immer wiederum in der Öffentlichkeit, 
hier geht es darum, ein paar Reiterdenkmäler, ein 
paar Kriegerdenkmäler oder ein paar S tatuen zu 
Testaurieren. Es handeltnaich natürlich uirr~emerr 
viel weiteren Begriff, nämlich um die Erhaltung 
und Revitalisierung von historischen Kunstwerken 
und von historischer Architektur. Diese Architek­
tur gehört e indeutig zum Charakter unseres Lan­
des, und wir halben alles dazu beizutragen, sie uns 
zu erhalten. Denn auch der Fremde, der zu uns 
kommt, sagt es uns immer wieder: „Erhaltet euch 
diesen Teil dös Gesichtes der Steiermark, denn 
auch deswegen kommen wir zu euch. An der 
Einheitsemmentaler-Architektur, wie sie von Oslo 
bis Palermo bereits existiert , sind wir .nicht interes­
siert. Sie ist notwendig, aber sie ist nicht interes­
sant." Hier stehen wir immer wiederum vor den 
Problemen der Erhaltung. An und für sich ist für 
die Denkmalpflege de r 'Bund kompetent. Aber 
die Mittel reichen beim Bund genausowenig wie 
bei anderen Gebietskörperschaften. Die Anforderun­
gen sind sehr groß. Die Summe, die im Bundes­
budget 1972 eingesetzt war, be t rug 18 Millionen 
Schilling. Das reicht für 1 bis 2 größere Projekte 
und Vorhaben — für ganz Österreich. Auf der 
anderen Seite waren für 'die Fremdenverkehrs­
werbung ungefähr 100 Millionen Schilling einge­
setzt. Die Werbung, die mit d ieser Architektur 
und mit diesen Bauten für unse r Land wirbt. Das 
Land Steiermark leistet große freiwillige Leistungen. 
Auch die Hilfe für die Stadt Graz möchte ich hier 
noch einmal herausstreichen, wo die Haushaltspost 
auf 2 Millionen 'für 1973 aufgestockt, wird. Aber 
auch hier wird es auf die 'Dauer nicht genügen, 
sich nur an Bund, Land oder Stadtgemelnden zu 
wenden. Auch hier wird es notwendig sein, der 
Privatinitiative zusätzliche Chancen zu geben. Des­
wegen gehe ich auch in diesem Bereich immer 
wiederum als Wanderprediger herum. Ich bin der 
Auffassung, daß man auch pr ivate Aufwendungen 
steuerlich begünstigen muß, die der Denkmalpflege, 
soweit sie das öffentliche Gut betrifft, zugute 
kommen. 

Nun noch ein Beitrag des Landes zur Frage der 
Grazer Altstadt. Noch eine neue Post wird für das 
J ah r 1973 eröffnet. Und zwar geht e s hier um den 
Schutzstollen, für den ein Betrag von 850.000 Schil­
ling eingesetzt worden ist. Es handel t sich dabei 
um folgendes: 

Es is t geplant, für Kulturgüter speziell des Joan­
neums einen luftdrucksicheren Stollen im Schloß­
berg zu errichten. Die Errichtung eines solchen 
Stollens ist die Voraussetzung dafür, daß das um­
liegende Gebiet — und das ist die ganze Grazer 
Altstadt — die Chance hat, nach der Haager Kon­

vention unter den sogenannten Sonderschutz gestellt 
zu werden. Das ist eine ganz seltene Möglichkeit. 
In de r ganzen Steiermark gibt es nur zwei Punkte, 
die diese Möglichkeit halben, einerseits die Johan-
meskapelle in Pürgg und anderersei ts die Grazer 
Altstadt. Wir haben deswegen diese Post eröffnet, 
um auch hier einen Beitrag zu leisten für die 
Erhaltung und Revitalisierung d ieser Grazer City. 
In diesem Zusammenhang bei der Denkmalpflege 
ist es auch notwendig, daß ich ein paar Wor te 
sage über Eggenberg, über die Story, über d iesen 
Krimi, de r in den letzten Tagen über die Manager-
akademde in Eggenberg kursiert . Es ist dazu zur 
Information der Abgeordneten dieses Hauses fol­
gendes zu sagein 

1. Die österreichische Akademie für Führungs-
kräfte — so heißt sie offiziell — vulgo Manager-
akademie ist ein selbständiger Verein, mit dem 
ich persönlich leider nichts zu tun habe. Ich sage 
leider, weil es ein sehr fortschrittliches Institut 
ist. Ich bin weder im Kuratorium noch bin ich 
Referent, noch bin ich Subventionisgeber, denn der 
Kursbetrieb wird dort kostendeckend geführt. 

2. sind die Träger auf einer sehr breiten Plattform 
versammelt. Träger sind das Land Steiermark, die 
Stadtgemeinde Graz, die Hochschulen, die Kam­
mern, auch die Arbeiterkammer natürlich, und die 
Industriellenvereinigung. 

3. finden die Kurse dieser Managementakademie 
derzeit an verschiedenen Orten statt. Einige sind im 
Schloß Eggenberg, einige am Raiffieisenhof und 
einige sogar im Alpineheim in Ratten. Es hat 
daher der Verein der Akademie den Wunsch aus­
gesprochen und den Plan gefaßt, zu konzentrieren, 
zusammenzufassen und daher auch zu bauen. Und 
weil das Sekretariat der Akademie im Schloß Eggen­
berg ist und auch bleiben soll, t räumt man natür­
lich davon, im Umkreis des Schlosses zu bleiben. 
(Hammerl: „Das wird wohl ein Traum bleiben!") 
Daher ist auch die Idee aufgetaucht, natürlich 
nicht neben dem Schloß und nicht vor dem Schloß 
und auch nicht im Park, sondern auf dem Areal 
der aufgelassenen Schloßgärtnerei an d e r Baiern-
straße, das ist die Straße hinter dem Schloß, einen 
Bau aufzuführen. 

4. hat nun diese Managerakademie den Ruf 
an die fördernden Institutionen, darunter auch 
an das Land, gerichtet, man möge ihr für e inen 
Bau zu Hilfe kommen. Und weil das Land fort­
schrittliche Initiativen immer fördert, ist auch hier 
die Bereitschaft vorhanden, e inen solchen Bau zu 
fördern. Da es aber bisher im Rahmen dieses 
Vereines nur Vorstudien gibt und nichts präzise­
res, war es nur möglich, im ao. Haushalt des Lan­
des eine Summe unterzubringen. J ede r der e twas 
von Budgettechnik versteht, weiß, daß Summen 
im ao. Haushalt auf Jahre untergebracht werden 
können, wo sie oft nach J ah ren abberufen werden 
oder überhaupt nicht abberufen werden. Es gibt 
noch andere, die in der Gruppe 3 und auch anders­
wo seit J ahren stehen. 

Das ist, kurz zusammengefaßt, bisher alles. (Abg. 
Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Der Grundeigentümer muß ja 
sagen!") 

Ich komme zur Zusammenfassung: Es wurde 
bisher kein Grund zur Verfügung gestellt, es wurde 
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auch kein Modell vorgelegt, es wurde auch dem 
Denkmalschutz, der ich nicht bin, mit dem aber 
das Land sehr gut zusammenarbeitet , kein Modell 
vorgelegt, geschweige denn, daß i n i rgendeiner 
Form ein Bau- oder Widmungsverfahren eingeleitet 
wurde. Es wurde, kurz zusammengefaßt, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, keine einzige 
Bewilligung erteilt und kein einziger Schilling frei­
gegeben. Das i s t der Stand der Dinge, in d iesem 
Embryonalzustand befanden sich die Dinge und be­
finden sie sich noch, man hät te ihn sehr leicht 
eruieren können, wenn man hätte wollen. (Landes­
rat Bammer: „Wir sind für die ,Fmstenlösung'!") 
Ich möchte abe r a n der ganzen Sache auch etwas 
Positives sehen, nämlich zwei Dinge: 1. Die Mana­
gerakademie hat durch diese Diskussion wieder 
eine neue Publizität bekommen und das verdient 
sie, denn sie i s t eine ausgezeichnete Leistung von 
Menschen dieses Landes. (Abg. Dr. Strenitz: „Das 
Dormitorium wird langsam zum Komplexitorium!") 
2. Ein weiterer positiver Faktor: Vor zwei oder 
drei J ahren hä t te man mit dieser Story wahrschein­
lich keinen Hund hinter dem Ofen hervorlocben 
können, heu te ist das möglich geworden, man 
kann damit sogar nicht nur Hunde, sondern auch 
Leser gewinnen und das ist, glaube ich, eine 
positive Entwicklung, letzten Endeis auch ein Er­
folg für die Umweltprediger, izu denen ich mich 
gerne seit einiger Zeit zähle. (Erster Landeshaupt­
mannstel lvertreter Sebastian: „In der Regierung 
waren Sie nicht so ganz auf der Seite der Umwelt­
schützer! Da haben Sie 8 Millionen haben wollen!") 
Das ist eine Teilsumme, ich habe genau darüber 
referiert, daß das Projekt 'in den ersten Vorberech­
nungen nach der Meldung des Vereines sich nicht 
auf 8, sondern auf mehr Millionen beziffert. 

Und schließlich noch ein Wort , meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, zum Naturschutz. Auch 
diese Frage wurde von einigen Rednern angeschnit­
ten. Ich möchte ganz kurz zusammenfassen: Auch 
hier ist ein Meinungsprozeß eingetreten, ähnlich 
wie gestern 'bei den Kindergärten, ähnlich wie bei 
der Denkmalpflege. Es ist richtig, wenn man sagt, 
in diesen Fragen, beim Landschaftsschutz und 
beim Naturschutz, sind die Bürgermeister überfor­
dert. Ich muß aber auch Beamte des Landschafts­
schutzes und des Naturschutzes in Schutz nehmen, 
denn auch sie sind manches Mal überfordert. Sie 
sind — ich würde sagen — permanent Buhmänner. 
Man hat ihnen in de r Vergangenheit oft vorgewor­
fen, warum laßt ihr nicht bauen und man wirft 
ihnen i n der Gegenwart immer häufiger vor, ja 
warum laßt ihr denn bauen! Das ist sicherlich eine 
positive Entwicklung, die Schwierigkeiten werden 
damit natürlich nicht kleiner. Man muß eines dazu 
sagen, daß auch Beamte des Landschaftsschutzes oder 
des Naturschutzes und Sachverständige manches 
Mal vor vollendete Tatsachen gestellt werden, weil 
eben Fundamente schon stehen, womöglich schon 
Rohbauten s tehen und nun an s ie die dringende 
Bitte herangetragen wird, nichts zu blockieren und 
zwar sowohl vom Häuselbauer als auch von e inem 
größeren 'Projektanten. Es ist diese Frage auch 
deswegen nicht befriedigend gelöst, weil sie 
nicht als Vorfrage im Verfahren gilt. Wenn sie 
als Vorfrage gelten würde, dann müßte sie vor der 

Bauverhandlung und vor der Widmungsverhand­
lung »an Ort und Stelle abgeführt werden. Das 
ist nicht der Fall, daher auch oft die praktischen 
Schwierigkeiten.' Für die Großprojekte wurde ein 
Gremium von Fachleuten erbeten, dieses ist inzwi­
schen schon geschaffen worden. Es handel t sich um 
den Beirat für Naturschutz, der als eine zusätzliche 
Bremse gegenüber Großprojekten eingesetzt wor­
den ist. Sicher ist, daß auch hier sich die Bereit­
schaft der Allgemeinheit weiterentwickeln muß, 
denn solange wir nioht lernen, das Land zu l ieben 
und zu respektieren wie ein uns anver t rautes 
Gut, solange wird die Zerstörung des Landes wei­
tergehen. 

Meine Damen und Herren, soweit zur Gruppe 3, 
soweit einige Bemerkungen zur Gruppe der Kul­
tur. 

Ich möchte zusammenfassend sagen: Wir be­
sitzen >ain der Steiermark ein Land, das mit vielem 
Gut ausgestattet ist, d a s erhalteniswert ist, das 
viele Talente besitzt, die Förderung verdienen. Leit­
gedanke von Kulturpolitik muß sein: Entwicklung. 
Es kann sich nicht immer um eine quantitative Ent­
wicklung handeln, es i s t sehr oft eine nicht meß­
bare, das heißt eine qualitative Entwicklung. Aber 
ich glaube, daß wir immer wiederum, 'die Möglich­
keit haben, t rotz gegenteiliger Auffassungen diese 
Entwicklung voranzutreiben, es wird nur die Zeit 
entscheiden können, wo in der Kunstpolitik, wo 
in der Bildungspolitik de r richtige Akzent gesetzt 
worden ist. Es muß sich der Kulturpolitiker dem 
Urteil der Zeit stellen und ich werde mich auch 
diesem Urteile immer gerne stellen. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Dritter Präsident Feldgrill: Es l iegen keine wei­
teren Wortmeldungen vor. Ich erteile dem Bericht­
erstatter das Schlußwort. 

Abg. Ing. Stoisser: Ich wiederhole meinen An­
trag auf Genehmigung der Voranschlagsgruppe 3 
„Kultur". 

Präsident: Ich ersuche die Abgeordneten, die mit 
den Ansätzen und Posten der Gruppe 3 einver­
standen sind, eine Hand zu heben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 3 ist angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe 4, Fürsorgewesen und 
Jugendhilfe. Berichterstatter ist Abgeordneter 
Johann Fellinger. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Fellinger: Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! 

In der Gruppe 4, Fürsorgewesen und Jugend­
hilfe, sind Gesamtausgaben in der Höhe von 
315,061.000 Schilling vorgesehen, das sind um 
30,996.000 Schilling mehr als im Voranschlag 1972. 
Einnahmen sind vorgesehen i n der Höhe von 
129,762.000 Schilling, daher um 8,319.000 Schilling 
mehr als im J ah re 1972. Auls diesen Beträgen 
kann man ersehen, daß in der Gruppe 4, Fürsorge­
wesen und Jugendhilfe, ein Betrag von 185,299.000 
Schilling aus Landesmitteln bereitgestellt werden 
muß. J enen — und ich habe diese Sätze schon 
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voriges J ah r geprägt — sozial Bedürftigen zu hel­
fen, dhre Not zu l indern, wa r immer unsere Auf­
gabe. Es s ind ja solche Menschen, die durch ihr 
körperliches Gebrechen gezwungen sind, fremde 
Hilfe in Anspruch zu neihmen oder die unverschul­
det in eine Notlage geraten sind. Die Voraus­
setzungen zur Durchführung von sozialen 'Maßnah­
men, um iall d iesen Kindern, Frauen urad Männern 
zu helfen, sind im Voranschlag gegeben. Die Gruppe 
4 gliedert sich in 8 Abschnitte und 11 Unterab­
schnitte. Im Abschnitt 41, offene Fürsorge, werden 
bedürftige 'Pflegekinder sowie Erwachsene 'betreut. 
Im J ah re 1973 werden wieder voraussichtlich 582 
Pflegekinder und 214 (hilfebedürftige Erwachsene 
für die Unterbringung auf pr ivaten Kostplätzen 
nach den Richtlinien der öffentlichen Fürsorge 
dauernd unterstützt werden müssen. Außerdem 
wird ungefähr die gleiche Anzahl von Pflegekindern 
und Erwachsenen fallweise unterstützt werden. 
Bei der geschlossenen Fürsorge wurden im J ah re 
1973 gegenüber 1972 7,900.000 Schilling mehr dm 
Voranschlag präldminiert. Bai der Unterbringung 
von Geisteskranken, Taubstummen, Blinden und 
sonstigen Hilfsbedürftigen in eigenen und fremden 
Anstalten müssen 75 Prozent der Kosten die Bezirks­
fürsorgeverbände t ragen. Im Voranschlag s ind für 
d ie geschlossene Fürsorge 100,400.000 Schilling vor­
gesehen. Im Unterabschnitt 446, Blindenbeihilfe, 
darf ich berichten, daß für das Jahr 1973 voraus­
sichtlich 1639 Blindenbeihdlfenempfänger vorhanden 
sein werden, davon 813 Voll'blinde und 826 prak­
tisch Blinde. Die monatliche Blindenbeihilfe wird 
voraussichtlich ab 1. Jänner 1973 für Vollblinde 
1060 Schilling, für praktisch Blinde 635 Schilling 
monatlich betragen. Im Unterabschnitt 467 ist die 
Behindertenhiilfe zusammengefaßt. Es sind dafür 
55 Millionen Schilling vorgesehen, das sind um 

5 Millionen Schilling mehr als im Voranschlag 
1972. Es wird an e twa 1690 Behinderte ab d em 
16. Lebensjahr, die vorwiegend bett lägerig sind 
oder einer s tändigen persönlichen Hilfe bedürfen, 
vderzehnmal jährlich ein monatliches Pflegegeld 
ab 1. Jänner 1973 von 850 Schilling gewährt wer­
den. Wei ters wurden bei der Behdndertenhilfe durch 
die Bezirksverwaltungsbehönden in 232 Fällen Bin-
gliederungshilfen und in 12 Fällen Beschäftigungs­
therapie bewilligt. 44 Personen wurde ein geschütz­
ter Arbeitsplatz zuerkannt. 'Das Land Steiermark 
selbst ha t durch d ie Rechtsabteilung 9 im Jahre 
1972 in 126 Fällen Eingliederungshilfen und in 22 
Fällen Beschäftigungstherapie bewilligt. Im Unter­
abschnitt 449/11 und 851, Wohnraumbeschaffung 
für k inderreiche Familien, sind für das Jahr 1973 
wieder 9,9 Millionen Schilling vorgesehen. In d ie­
ser Aktion wurde sehr vielen Menschen geholfen, 
und ich kann von meinem eigenen Bezirk sagen, 
daß alle Fälle erledigt worden sind. Es ist kein 
Fall im Rückstand. Allein dm Jahre 1972 wurde in 
147 Fällen mit insgesamt 1240 Kindern entweder 
durch Darlehen oder Beihilfen die Wohnraum,-
beschaffung gefördert. Seit dem Jahne 1955 wird 
dm Land Steiermark im Einvernehmen mit den 
Bezirkfürsorgeverbänden eine Altenurlaubsaktion 
durchgeführt. Im J ah re 1972 wurden 2667 Personen 
in vier Turnussen in dnsgesamt 18 Gasthäusern 
untergebracht. Das ist eine de r erfreulichsten Aktio­

nen für unsere alten Menschen. Ich kann dazu nur 
sagen, daß wir dem Landesrat Gruber sowie der 
Landesregierung für d iese -Aktion dankbar sind, 
weil j a viele Menschen darunter sind, d ie das 
erste Mal im Leben einen Urlaub haben. In den 
drei Landesfürsorgeheimen sind eine Reihe von 
Investitionen für 1973 festgelegt worden und vor 
allem für das neugebaute Fürsorgeheim, wo der 
Herr Landesrat das letzte Mal berichtet hat , daß 
die Grundbeschaffung schon vor sich gegangen ist, 
sind -8 Millionen Schilling vorgesehen, und es 
wird mit dem Bau des neuen Fürsorgeheimes dem­
nächst begonnen. 

Ich darf das Hohe Haus im Namen des Finanz-
ausschusses bitten, der Gruppe 4^Fursorgewesen 
und Jugendhilfe, d ie Zustimmung zu geben. 

Präsident: Ich erteile de r Frau Abgeordneten 
Bischof das Wort . 

Abg. Bischof: Herr Präsident, Hohes Haus, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Verbesserung der sozialen Verhältnisse, die 
Fortschritte der Medizin und der Hygiene haben 
in den letzten Jahrzehnten die Lebenserwartung 
beträchtlich gesteigert. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung beträgt in Österreich für Männer 
66,3 J ah re und für Frauen 73,5 Jahre . Der. Anteil 
älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung nimmt 
daher s tändig zu. Sozdalhilfe und Sozialversicherung 
haben daher die Aufgabe, d ie wirtschaftliche Lage 
der alten Menschen so weit zu sichern, daß sie frei 
von materieller Not ein unabhängiges Leben führen 
können. Mit der Gewährung von 'finanziellen Lei­
stungen allein ist aber nicht geholfen in der heuti­
gen Zeit. Es ist darüber hinaus notwendig, die mit 
dem Altern verbundenen 'körperlichen und geistig-
seelischen Beschwerden zu l indem und die äl teren 
Menschen davor zu bewahren, daß sie aus d em 
Gemeinschaftsleben herausgedrängt und de r Iso­
lierung und der Vereinsamung ausgesetzt werden. 
Die öffentliche und die private Wohlfahrt haben auf 
dem Gebiete der Betreuung älterer Menschen schon 
beachtliche Leistungen erbracht. Diese Bemühun­
gen müssen aber noch wei ter vers tärkt werden. 

Es muß dm steigenden Maße die Aufgabe der 
Gesellschaft sein, isich um neue Formen de r Betreu­
ung der älteren Mitbürger zu bemühen. In diesem 
Zusammenhang werden die Bemühungen der Rechts-
abtedlung 9 um Kontakte mit dem In- und Aus­
land und die Teilnahme an Tagungen und Länder­
konferenzen sehr begrüßt. Die Aufklärung über eine 
rechtzeitige Vorbereitung auf das Alter als dri t te 
Lebensphase ist ebenfalls von großer Bedeutung. 
Die Betreuungsmaßnahmen müssen allen alten Men­
schen ohne Rücksicht auf ih re materielle Bedürftig­
keit zugute kommen. Dabei können jedoch ent­
sprechend de r finanziellen Leistungsfähigkeit eines 
Betreuten angemessene Kostenbeiträge eingehoben 
werden. Es gibt zahllose Möglichkeiten einer be­
friedigenden Freizeitgestaltung. Dazu zählen: Be­
sichtigungen, Reisen, Urlaube. Hier sei e rwähnt die 
Altenurlaubsaktion, eine Initiative unseres Sozial­
referenten, die seit 1965 mit vdel Erfolg durchge­
führt wird. Für nicht wenige bedeutet es oft den 
ersten Urlaub du ihrem Leben. Landesrat Grub er 
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bekommt hier Tausende Dankschreiben. In diesem 
Jähre kam diese Aktion 2267 Personen zugute, die 
in vier Turnusgruppen in 18 Gasthöfen unterge­
bracht waren. Seit Bestehen dieser Aktion gibt 
es bereits über 13.500 Altenurlauber. 

Gestatten Sie hier eine Einflechtung: In sämtli­
chen 9 Bundesländern sind die für dais Sozialwesen 
zuständigen Landesregierungsmitglieder Sozialisten. 
Der Förderung geselliger Kontakte und der Teil­
nahme am kulturellen Leben dienen aber auch 
Fahrpreisermäßigungen auf öffentlichen Verkehrs­
mitteln und Begünstigungen beim Besuch eines 
Theaters, eines Konzertes oder Gebührenermäßi­
gung bei Rundfunk, Fernsehen und Telefon. Wir be­
grüßen den kostenlosen Museumsbesucli, den Frau 
Minister Firnberg vor zwei Tagen aufgezeigt hat. 
Für die Freizeitgestaltung wird aber auch begrüßt 
die Förderung von Altenklubs. Nur muß hier ge­
trachtet werden, daß zweckentsprechende Gemein­
schaftsräume zur Verfügung stehen oder bereits 
in Wohnanlagen eingeplant werden. Ideal wären 
hier eigene Zentren mit mehreren verschieden aus­
gestatteten Räumen, zum Beispiel kleine Hobby­
räume und größere gemeinsame Veranstaltungs-
räume. Gesundheitliche, soziale und pflegerische 
Betreuung ist in den Heimen und Anstalten ge­
währleistet. Und hier liegt noch ein Wunsch der 
Oststeiermark vor, ein Heim für Hartberg bzw. 
Feldfoach zu bekommen. Aber auch in der häus­
lichen Umgebung müßte diese Gewährleistung sein 
und deshalb begrüßen wir die Mittel, die für eine 
Heim- oder Haushilfe über die Volkshilfe und 
Caritas vorgesehen sind. Noch viel mehr Gemein­
den müßten sich dieser Einrichtung bedienen, denn 
gerade diese persönliche Hilfe ist oft .sehr ent­
scheidend. Die Zustellung einer warmen Mahlzeit 
in die Wohnung, das sogenannte Essen auf Rädern, 
wie es die Stadt Graz schon länger praktiziert, 
wäre nachahmenswert. Willkommen sind aber auch 
die Förderungsbeiträge an die Gemeinden für die 
Altenbetreuung. Mit verschiedenen Veranstaltun­
gen kann man dadurch einmal im Jahr den alten 
Menschen in den Mittelpunkt des öffentlichen 
Interesses stellen. Es ist aber auch notwendig, 
die gesamte Bevölkerung über Altersprobleme lau­
fend aufzuklären, damit den Betagten mehr Ver­
ständnis und Achtung entgegengebracht wird, um 
so 'eine Entwertung des sozialen Ansehens im 
Alter zu verhindern. Das Land Steiermark hat ein 
vorbildliches Behindertengesetz, das mit der zwei­
ten Novelle noch verbessert werden konnte. Be­
deutungsvoll ist hier die Herabsetzung des Alters 
für die Erfassung von 18 auf 16 Jahre. Allein diese 
Herabsetzung um zwei Jahre erfordert einen Mehr­
aufwand von 4 Millionen Schilling. Da nun auch 
altersbedingte Leiden miteingeschlossen sind, ist 
diese Novelle ein echter Fortschritt für die Zivil-
behinderten. Für die Ärmsten unserer Gesellschaft, 
nämlich für die Blinden, kommt ebenfalls eine 
Verbesserung mit einer zweiten Novelle zum Blin-
deübeihilfengesetz. Die Steiermark ist auch das 
einzige Bundesland in Österreich, welches eine 
eigene Wohnbauförderungsaktion für besondere 
kinderreiche Familien eingeführt hat. Seit Bestehen 
dieser bedeutsairnen famiMenpolitischen Förderungs­
maßnahme konnte über 1400 Familien mit über 

10.800 Kindern geholfen werden. Der Landesbeitrag 
hiezu betrug seit Bestehen 'dieser Maßnahme 67 
Millionen und der Beitrag der Bezirksfürsorgever-
bände 20 Millionen Schilling. Nicht richtig finde 
ich, daß der alte Mensch der ignorierte Konsument 
ist. Mit 16 wird man umworben, mit 60 ist man 
vergessen. Betagte Menschen haben es schwer, 
das Passende zu finden. Begriffe wie Mini, Maxi 
und Hot pants sind die Schlagzeilen der Werbung. 
Hier, glaube ich, lassen sich die Industrie, die 
Hersteller etwas entgehen. Oder ist das ein Kompli­
ment für die Senioren, da man glaubt, die Jungen 
iseien leichter zu verführen als die Alten? 

Ein Reihe weiterer Maßnahmen für die ältere 
Generation haben wir in den Leitlinien für die 
Steiermark vorgesehen. Wir hoffen, diese Maß­
nahmen in naher Zukunft zu verwirklichen. 

Erwähnt sei auch in diesem Zusammenhang, daß 
erstmalig 'eine Bundesregierung erhebliche Mittel 
für die Pensionisten, für ihre Organisationen zur 
Verfügung gestellt hat. Allen in der Sozialhilfe 
Tätigen gebührt Dank und Anerkennung, denn 
gerade hier ist eine richtige Kontaktnahme von 
großer Bedeutung. Es sollen aber auch die älteren 
Menschen selbst 'angeregt werden, durch eigene 
Aktivität zur Lösung ihrer Probleme beizutragen. 
(Beifall.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Abgeordneten Schrammel das Wort. Der nächste 
Redner ist Abgeordneter Wimmler. 

Abg. Schrammel: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren des Landtages! Die Notwendigkeit der 
Fürsorgeeinrichtungen erkennen wir alle, und man 
möchte förmlich sagen, mit dem Zunehmen des 
Wohlstandes wird es auch vermehrt notwendig 
sein, daß wir gerade für die Fürsorgeeinrichtungen 
vermehrt Budgetansätze schaffen. Die Steiermark 
gilt in vieler Hinsicht als sehr fortschrittlich, wirt­
schaftlich betrachtet oder in kultureller Hinsicht. 
Wir müssen aber mit Bedauern feststellen, daß wir 
bei den Fürsorgeeinrichtungen in sozialer Hinsicht 
weit zurückgeblieben sind. Es sei mir gestattet zu 
erwähnen, daß, wenn man die Budgetansätee durch­
schaut, man förmlich das Gefühl hat, daß diese 
Gruppe als antiquiert, verstaubt gelten könnte. 
Denn es ist lediglich ein Zufallsansatz in der Weise 
immer wieder geschaffen, daß man Feuerwehr spie­
len muß in jenen Fällen, wo größte Not am Platze 
ist. Und wenn man hier den Schleier wegzieht, so 
kann man in der Steiermark doch noch eine sehr 
arge versteckte Armut feststellen. Ich glaube, es 
Wird notwendig sein, daß wir den seinerzeitigen 
Ausspruch des sozialistischen Parteivorsitzenden 
Kreisky um so ernster nehmen in der heutigen 
Zeit, wo er gesagt hat: „Die Reichen werden 
immer reicher, und die Armen werden immer 
ärmer!" (Abg. Premsberger: „Den habt Ihr zuerst 
bestritten!") Heute sind die Unterschiede viel stär­
ker geworden, und hier Abhilfe zu schaffen, wäre 
unsere gemeinsame Aufgabe. Ich möchte anläßlich 
dieser Budgetsitzung eine längst fällige Forderung 
stellen, nämlich die Schaffung eines Landessozial-
hilfegesetzes. 
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Hier könnte man an Hand eines Gesetzes viele 
Einrichtungen von Fürsorgeleistungen zusammenfas­
sen, daß wir vor allem der versteckten Armut Herr 
werden können. Es ist interessant, daß unser der­
zeitiges Fürsorgerecht noch ein reichsrechtliches 
Fürsorgerecht ist und daß die heutige Zeit sicher 
auch in dieser Hinsicht nicht stehengeblieben ist. 
Eine Angleichung, eine Anpassung, der heutigen 
Zeit entspechend, wäre daher dringend notwendig. 

Zum Invalideneinstellungsgesetz —• wenn ich 
einige Details herausgreifen darf — möchte ich 
nur eines mit Bedauern feststellen: Obwohl im 
Budget ein Betrag von 6,5 Millionen Schilling aus­
gewiesen ist, machen wir, die mit der Praxis täglich 
konfrontiert werden, dleTFeststellung, 'daß eigentlich 
nur in einigen und bestimmten. Betrieben die Förde­
rung für die geschützten Arbeitsplätze in Anspruch 
genommen wird. Es müßte hier in vermehrtem 
Maße geholfen werden. Es gibt viele arme Men­
schen lin der Steiermark, die infolge eines Unfalles 
oder eines sonstigen körperlichen Gebrechens nicht 
in der Lage sind, voll einsatzfähig für einen voll­
wertigen Beruf zu sein. Diese Menschen sollten wir 
nicht übersehen, sie sollen genauso in der Gesell­
schaftsordnung ihren Platz einnehmen dürfen. Er­
freulich dabei ist eines, daß das Pflegegeld nach dem 
Behindertengasetz aufgestockt wurde und insofern 
auch eine Verbesserung erreicht werden konnte, 
daß der Satz, der monatlich ausbezahlt wird, von 
595 auf 630 Schilling aufgestockt wurde. 630 Schil­
ling sind sicher iauch nicht viel, und es erscheint 
daher dieser Betrag gerechtfertigt. Wiir meinen nur, 
daß hier noch weiter verbessert werden müßte. Es 
ist erfreulich, daß das Mindastalter vom 18. auf 
das 16. Lebensjahr herabgesetzt wurde, und ich 
würde meinen, daß man hier noch weiter herunter­
drücken könnte, denn es gibt junge Menschen, die 
infolge eines Gebrechens den Eltern oder ihrer 
Familie sehr zur Last fallen können, und man 
sollte hier auch entschädigend eingreifen. 

Die Förderung für das Rote Kreuz wurde auf­
gestockt. Wir begrüßen das sehr. Eine ständige 
Forderung unserer Fraktion bei den Budgetsitzun­
gen j immerhin wurden für das Rote Kreuz im Bud­
get um 600.000 Schilling mehr 'eingesetzt. 

Und nun zur Wohnraumibeschaffung. Die Wohn-
raumbeschiaffung ist eine sehr wertvolle Einrich­
tung im Fürsorgebudget. Es ist aber interessant, daß 
unter Vier verschiedenen Pasten immerhin doch 
nahezu 13 Millionen Schilling aufgewendet wer­
den. 13 Millionen Schilling stehen hier eigentlich 
dem Fürsorgereferenten der Landesregierung, Herrn 
Landesrat Gruber, zur Verfügung, um zu entschei­
den, sicher nach Feststellung der Bezirksbehörden, 
wer diese Beträge bekommen soll. Warum könnte 
man nicht hier iauch einen Begutachtungsbeirat 
schaffen, den Sie immer wieder bei verschiedenen 
anderen Bereichen fordern, so daß ein Kreis von 
Abgeordneten, der sich nach dem Kräfteverhältnis 
der im Landtag vertretenen Parteien zusammen­
setzt, über die Ausschüttung dieser 13 Millionen 
Schilling befindet. (Abg. Ritzinger: „Bravo!" — 
Abg. Fellinger: ,,Das beschließt so die Regierung!") 

Das Landesfürsorgeheim, das für die Oststeier­
mark gefordert wurde, möchte ich noch unter­
streichen. Bei dieser Gelegenheit sei es mir aber 
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auch gestattet zu sagen, daß wir endlich von 
diesen Siechenhäusern und Fürsorgeheimen ab­
kommen sollten. In der Form, wie wir sie oft noch 
erleben, 'abkommen sollten in der heutigen Zeit 
und hinsteuern zu den Altenwohnhäusern. (Abg. 
PicMer: „Wem sagst du das?") Den Menschen, die 
in alten Lebensjahren stehen, die nicht so begütert 
sind in der sogenannten WohlBtandszeit, sollten 
wir auch damit danken, daß wir ihnen ordentliche 
Wohnungen verschaffen. 

Die Familienhelferinneneinrichtung ist eine be­
grüßenswerte Institution, nur brauchten wir auch 
auf dem männlichen Sektor Betriebshelfer. Das zu 
ergänzen, wäre eine dringende Notwendigkeit. Und 
ich glaube, mit etwas gutem Willen könnte es 
möglich sein, im nächsten Budget zumindest, wenn 
es uns im heurigen Jahr nicht gelungen ist, die 
Ansätze zu schaffen. 

Vor einigen Monaten hat die ÖVP-Fraktion einen 
Antrag zur Schaffung eines Gehörlosenheimes in 
Graz eingebracht. Es ist zur Zeit so, daß diese Men­
schen in Wirtshäusern und Stätten, die sicher nicht 
passend sind für Leute, die sich nicht mit Worten 
verständigen können, ihre Veranstaltungen abhal­
ten. Es wäre notwendig, daß diesem langen Wunsch 
zur Schaffung eines Gehörlosenheimes endlich ent­
sprochen wird. (Landesrat Gruber: „Sie tanzen auf 
Glatteis, Herr Abgeordneter! Ich werde noch dar­
auf zurückkommen!"). Ich kann aber sonst gut 
tanzen, und wenn es einmal auf Glatteis sein muß, 
möchte ich es halt auch einmal probieren. 

Die Beiträge für die Kriegsopfer wurden von 
500.000 Schilling auf 100.000 Schilling reduziert. Sie 
haben richtig gehört. Die Ansätze für den Kriegs-
opfer-Sond'erbeitrag wurden von 500.000 Schilling 
auf 100.000 Schilling reduziert. (Abg. Pichler: „Das 
ist ja unfair!") Ob sich das unsere Kriegsopfer so 
gefallen lassen werden, das werden wir noch in 
der nächsten Zeit feststellen, denn ich bin der 
Meinung, man sollte diese Leute nicht übersehen, 
die doch -unsere Heimat verteidigt haben, und wir 
Jungen stehen zu diesen Menschen. (Abg. Prems-
berger: „Das wurde im Finanz-Ausschuß bereits 
gesagt!" — Landesrat Bammer: „Herr Abgeordne­
ter Schrammel, haben Sie im Finanz-Ausschuß ge­
schlafen?") Ich schlafe in der Regel im Bett und in 
der Nacht, aber nicht im Ausschuß. (Abg. PicMer: 
„Wir sind alle im Ausschuß. Das ist unfair, so 
etwas!" — Landesrat Bammer: „Haben Sie im 
Finanz-Ausschuß geschlafen?" —• Abg. Loidl: „Du 
weißt doch genau, um was es geht! So etwas ist 
doch ausgesprochen unanständig!") 

Ein erfreulicher Ansatz ist die Einführung der 
Tage der Begegnung. Diese Einführung soll über 
die Gemeinden gefördert werden. Im vergangenen 
Jahr hatten wir einen Betrag von 500.000 Schilling 
im Budget ausgewiesen. Ich begrüße es sehr, daß 
im heurigen Jahr auf 1,000.000 Schilling aufgestockt 
wurde. Es ist eine gute Einrichtung. Ich möchte 
sagen, daß in vielen Gemeinden diese Gepflogen­
heit schon 'zur Selbstverständlichkeit geworden ist 
oder längst schon gemacht wird. Ich konnte nach 
einer Frage im Finanz-Ausschuß —• trotzdem Sie 
vorhin gemeint haben, ich hätte im Finanz-Aus­
schuß nicht aufgepaßt — feststellen, und das ist 
sehr hochinteressant, meine Damen und Herren 



29. Sitzung des Steierm. Landtages, VII. Periode — 5., 6. und 7. Dezember 1972 953 

des Honen Hauses, daß 500.000 Schilling ausge­
wiesen waren und daß scheinbar nur soziialistische 
Gemeinden befähigt isind, diese Beträge zu bekom­
men. (Abg. Kitzinger: „Oh!") Das wolLen wir an­
kreiden. Ich kann an Hand der Unterlagen, die 
ich von Herrn Landesrat Gruber bekommen habe 
(Landesrat Gruber: „Sie haben gar keine Unterlagen 
bekommen. Der Abgeordnete Dr. Heidinger hat 
sie verlangt!"); zumindest unser Klub hat sie be­
kommen und Kollege Heidinger im Finanz-Aus­
schuß hat sicher das Recht, das lassen wir uns 
von Ihnen nicht nehmen (Landesrat Gruber: „Ich 
habe das nur richtiggestellt!"), daß die Unterlagen 
an Ausschußmitglieder und gewählte Vertreter des 
Landes weitergegeben werden. (Landesrat Gruber: 
„Natürlich, dais habe ich ja auch getan, Herr Ab­
geordneter, sofort!") Darf ich im Detail hier berich­
ten: Es hat beispielsweise die Stadt Graz 50.000 
Schilling bekommen. (Abg. Premsberger: „Graz hat 
ja auch eine .Begegnung der Alten' durchgeführt!") 
Jetzt wird es aber noch interessanter: Die Stadt 
Feldbach hat seit der letzten Wahl eine sozialisti­
sche Mehrheit (Landesrat Bammer: „Bedanken Sie 
sich beim Kollegen Lafer, daß das so ist!"), diese 
Stadt hat sogar 20.000 Schilling bekommen. (Lan­
desrat Gruber: „Sind Sie dagegen?") 

Die Marktgemeinde Kindberg —• sozialistische 
Mehrheit — hat 20.000 Schilling bekommen. Die 
Gemeinde Burgau — soziialistische Gemeinde — hat 
5000 Schilling bekommen, die Stadtgemeinde Mürz-
zuschlag — sozialistische Mehrheitsgemeirude — 
hat 20.000 Schilling erhalten. Mürzhofen — auch 
eine SPÖ-Mehrheit — hat sogar 50.000 Schilling 
erhalten, gleich viel als wie Graz. Die Grazer 
werden nun sagen, daß ihnen der Betrag viel zu 
wenig war. (Abg. Premsberger: „Wollen Sie damit 
sagen, daß die ÖVP-Gemeinden solche Veranstal­
tungen nicht durchgeführt 'haben? Daß sie ver­
säumt haben, sie zu machen?") Der Herr Kollege 
Premsberger hat nicht aufgepaßt, daß ich früher ge­
sagt habe, es gibt unzählige Gemeinden, die das 
schon längst machen. Wir haben sogar Fälle, wo 
der Bürgermeister aus seiner 'Privattasche diese 
Begegnungen zahlt. Das wollen wir auch hier heute 
erwähnen. (Landesrat Bammei; „Nennen Sie die 
Namen dieser Bürgermeister, wir veranstalten eine 
Sammlung!") Bürgermeister Sommer der Gemeinde 
üibersbach .beispielsweise. Aber ich kann noch ein 
paar erwähnen. Darf ich aber nur eines noch an­
führen: Von diesen Budgetansätzen hat eine ÖVP-
Gemeinde 1000 Schilling erhalten und eine unpoli­
tische Gemeinde 2000 Schilling und die großen 
Beträge sind halt sonstwohin geschwommen. (Un­
verständliche Zwischenrufe. — Abg. Dipl.-Ing. 
Hasiba: „Nur Reden!" — Landesrat Gruber: „Das 
dürfen Sie sagen, bei Ihrer Generalrede!") Das 
will ich dahingestellt lassen. Wenn man Mürz­
hofen mit Graz vergleicht, glaube ich, ist Mürz­
hofen doch ein bißchen 'kleiner, höchstens es ist 
von der Sicht des Kindberger Bürgermeisters aus 
anders. Das könnte möglich sein. (Abg. KJarrer: 
„Das werde ich nicht!") 

Ich konnte überhaupt feststellen, Herr Landes­
rat Gruber, es tut mir leid, daß ich sehr kritisch 
auftreten muß. (Landesrat Gruber: „Ich (bin dankbar, 
wenn Sie das kritisch aufzeigen! Sie täuschen sich, 

wenn Sie glauben, daß Sie mir weh tun!") Na gut, 
dann können wir ja ganz offen sprechen. Ich bin 
der Meinung, Herr Landesrat, daß die Ansätze für 
das Füxsorgebudget sehr eingenebelt dargestellt 
sind. Vielleicht ist es so, daß durch einen sozialisti­
schen Heiligenschein dann alles passend wieder 
ans Tageslicht gebracht werden soll. (Landesrat 
Gruber: „Für Blinde!") Ich habe gesagt, durch eiiuen 
sozialistischen Heiligenschein. (Abg. Premsberger: 
„Wir haben nie gesagt, daß wir einen Heiligen­
schein halben!" — Abg. Ing. Stoisiser: „Sie halben 
einen Scheinheiligemschein!") Der Herr Kollege 
Premsberger will mir das nicht glauben, aber ich 
darf jetzt noch etwas aufzählen: Mir ist aufgefallen, 
daß im Budget Fürsorge und Jugendhilfe im Ab­
schnitt 41 unter der Bezeichnung „Sonstige Unter­
stützungen" 100.000 Schilling ausgewiesen sind; im 
Abschnitt 43 unter der Bezeichnung „Sonstige Förde­
rungsmaßnahmen" 2,800.000 Schilling, im Unter­
abschnitt 445 „Sonstige Leistungen" 350.000 Schil­
ling, im Unterabschnitt 447 unter „Sonstige Auf­
wendungen 320.000 Schilling und im Abschnitt 47 
unter „Sonderleistungen" 650.000 Schilling. Jetzt 
möchte ich die Kollegen der sozialistischen Fraktion 
fragen, was sie dazu sagen, wenn im Budget unter 
„ Sonstiges" nur in einer Budget gruppe nicht weni­
ger als 7,22 Millionen Schilling ausgewiesen sind. 
Ich glaube, das dürfen wir uns nicht gefallen las­
sen. Wir wollen auch im Detail darüber Beischeid 
wissen, wie die Beträge verwendet wenden. (Abg. 
Pichler: „Aber du hältst die Regierung für schön 
dumm!" — Abg. Brandl: „Dein Mißtrauen gegen 
die Regierung!") Ich sage ein ungeklärtes Ver­
hältnis zum zuständigen Referenten. (Abg. Heidin­
ger: „Sie bringen mich für das nächste Jahr für 
den Finanz-Ausschuß auf ein paar ganz gute Ideen!" 
— Abg. Ritzinger: „Der Schrammel ist ein ganz 
gescheiter Bursch!") Es war höchste Zeit, daß du 
auch daraufkommst. 

Wenn ich nun zum Schluß kommen darf: Ver­
ehrte Damen und Herren des Hohen Hauses, wir 
haben sicher das Recht, über diese 7,22 Millionen 
Schilling genau im Detail informiert zu werden, 
denn wir sollen ja dann draußen darüber Auskunft 
geben. Warum ich das gebracht habe? Deshalb, weil 
mir aufgefallen ist, daß äben nur vorwiegend 
sozialistische Gemeinden, beispielsweise bei der 
Budgetpost „Förderung des Tages der Begegnung", 
gefördert werden. (Abg. Brandl: „Die tun auch 
etwas!") Es sollen die Steuergelder gerecht ver­
teilt werden, wir haben ja außer diesen Gemeinden, 
die 50.000 Schilling bekommen haben, auch noch 
andere, die diese sehr förderungswürdige Tätig­
keit auch schon längst machen und auch einmal 
in den Genuß eines Beihilfenbetrages kommen 
sollten. Das gesamte 'Fürsorgebudget beträgt 314 
Millionen Schilling. Ich bin der Auffassung, daß 
es sicher nicht ausreicht. Ich möchte aber noch­
mals fordern, daß wir im Detail auch die wesent­
lichen Punkte genauer ausgeführt bekommen. Wir 
brauchen dazu eine gesetzliche Basis, das Landes-
Sozialhilfegesetz. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Zu Worte ge­
meldet ist der Abgeordnete Wimmler. Ich erteile 
ihm das Wort. 
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Abg. Wimmler: Hohes Haus! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Die Ausgabe von insge­
samt 315 Millionen Schilling in der Gruppe 4 für 
Fürsorgewesen und Jugendhilfe läßt erkennen, daß 
das Land auf diesem Gebiet doch bemüht ist, den 
hilfsbedürftigen Menschen die gebührende Unter­
stützung, Hilfe angedeihen zu lassen. Es ist sehr 
erfreulich, daß in den Bezirken immer neue Alters­
heime errichtet werden. Es scheint mir aber immer 
notwendiger, die Tatsache zu berücksichtigen, daß 
die Zahl der aufnahmesuchenden Ehepaare ständig 
im Steigen begriffen ist. In den neuen Wohnungen 
der Kinder können sie oft beim besten Willen 
keinen Platz finden und es wird daher in der 
ZukunltTimmer notwendiger sein, in Altersheimen-

Möglichkeiten für die Aufnahme von alten Ehe­
paaren in sogenannten Altenwohnungen zu schaf­
fen, wie das Kollege Schrammel schon vorhin ge­
meint hat. In diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, möchte ich auch auf die Tatsache hin­
weisen, daß bei der Ausbildung von Pflegepersonal 
meines Wissens insofern Schwierigkeiten auftre­
ten, als das Mindestalter für den Beginn der Aus­
bildung mit 17 Jahren festgesetzt ist. Zwischen dem 
Ende der Pflichtschulzeit und dem beabsichtigten 
Ausbildungsbeginn müssen daher zwei Jahre über­
brückt werden. Es ist mir zwar bekannt, daß es in 
Graz eine Vorschule zu dieser Berufsausbildung 
gibt, deren Kapazität aber nicht ausreicht, so daß 
Abweisungen bisweilen unvermeidbar sind. Dem 
Vernehmen nach soll auch die vorherige Absolvie­
rung des polytechnischen Jahres verlangt oder zu­
mindest empfohlen werden. Alle diese Umstände 
führen nicht selten dazu, daß dieser Ausbildungs­
weg erst gar nicht beschritten wird oder daß wirt­
schaftliche oder sonstige Überlegungen zur Wahl 
eines anderen Berufes führen. Es müßte daher mei­
nes Erachtens überprüft werden, ob 1. eine Herab­
setzung des derzeitigen Mindestalters möglich wäre, 
2. ob die Kapazität dieser Vorschulen vergrößert 
werden könnte und 3. eine Anrechnung der Vor­
schule auf das polytechnische Jahr vorgenommen 
werden könnte. An Hand eines Beispieles, meine 
Damen und Herren, darf ich bei der Behandlung die­
ser Gruppe auf Schwierigkeiten hinweisen, wenn 
Eltern im Wohnungsverband ihrer Kinder keinen 
Platz finden können und ganz auf sich allein ge­
stellt sind. Das Beispiel: Ein pensionierter Hand­
werker lebt mit seiner Frau allein. Verwandte sind 
nicht vorhanden. Eines Tages erlitt die bis dahin 
rüstige Frau einen Schlaganfall, der sie in hohem 
Maße lähmte und gänzlich pflegebedürftig machte.. 
Nach Entlassung aus dem Krankenhaus infolge Feh­
lens der Heilungsmöglichkeiten kann kein Pflege­
platz in einem Fürsorgeheim aufgetrieben werden. 
Der Mann muß die Frau nach Hause nehmen und 
sie pflegen. Bedauerlicherweise erkrankt er selbst 
und es besteht keine andere Möglichkeit, als die 
Frau zusammen mit dem Mann wieder in das 
Krankenhaus einzuweisen. Es werden sicherlich 
ähnlich gelagerte Fälle irgendwoanders ebenfalls 
auftreten, so daß sich meiner Meinung nach die 
Frage aufwirft, ob nicht Vorsorge getroffen wer­
den könnte, daß in solchen Fällen bis zum Frei­
werden eines Pflegeplätzes in einem Fürsorgeheim 
die Einweisung in ein Altersheim vorgenommen 
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werden kann. Ich danke für die Aufmerksamkeit. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich Frau 
Abgeordnete Hartwig. Ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Prof. Hartwig: Hohes Haus! Der Herr Ab­
geordnete Schrammel hat einige Dinge gesagt, die 
man nicht einfach im Raum stehen lassen kann. 
Zunächst rein sachlich, seine Forderung nach der 
Verabschiedung des Sozialhilfegesetzes ist natür­
lich berechtigt. Sie wissen ja auch, Herr Abgeord­
neter, daß an diesem Gesetz gearbeitet wird. Sie 
wissen ebensogut, daß die Schwierigkeit darin 
gelegen isf̂  daB zunächst ein Rahmen für alle 
Bundesländer gefunden werden muß, innerhalb des­
sen sich dann das Gesetz erst durchführen läßt. 
Vorarlberg hat bereits eines, das ist aber das ein­
zige, aber da liegt es daran, daß sie als Träger 
der Kosten das Land genommen haben, während 
die anderen Bundesländer möchten, daß die Ge­
meindeverbände weiterhin die Trägerschaft behal­
ten. Da sind die Schwierigkeiten gelegen. Ich hoffe 
mit Ihnen, daß dieses Gesetz doch nunmehr bald 
verabschiedet werden kann. (Abg. Jamnegg: „Frau 
Abgeordnete, in Vorarlberg hat man schon 1970 
ein sehr modernes Sozialhilfegesetz geschaffen!") 
Weil es keine Schwierigkeiten mit der Trägerschaft 
dort gegeben hat, weil das Land es übernommen 
hat. Aber es ist bis jetzt nur in Vorarlberg so. 
(Landesrat Gruber: „Vorarlberg ist ja auch nur ein 
Bezirk im Vergleich zu der Steiermark. Da ist es 
leichter!") Darf ich weiter fortsetzen. Herr Abge­
ordneter, was Sie hier über den in diesem Budget 
gekürzten Beitrag zum Kriegsopferverband gesagt 
haben, halte ich für — gelinde gesagt, ich finde 
jetzt kein ganz passendes Wort, weil ich nicht ein 
sehr häßliches Wort verwenden will, aber ich halte 
es zumindestens für ungewöhnlich. Sie waren im 
Finanz-Ausschuß anwesend und haben die Auf­
klärung des Herrn Landesrates dort gehört. Dann 
hierherzukommen und nun hier großartig zu sagen, 
unerhört, das ist gestrichen worden, halte ich doch 
für einen Vorgang, den wir uns, glaube ich, nicht 
leisten sollten. Das ist kein sehr angenehmer Weg, 
den Sie hier gehen. (Abg. Schrammel: „Es dürfte 
aber auch nicht passieren, daß ein Regierungsmit­
glied bei der Budgeterstellung eine so wichtige Post 
übersieht!") Das haben Sie nicht gesagt, Sie haben 
die Dinge hier ganz anders dargestellt. 

Darf ich jetzt weitergehen. Es ist ein sehr son­
derbares Vorgehen, das ich persönlich nicht für mich 
in Anspruch nehmen möchte. Es war die sozia­
listische Bundesregierung als erste von allen bis 
dahin installierten, der es gelungen ist, die Ren­
tenversorgung der Kriegsopfer insofern zu verbes­
sern, als endlich damit begonnen werden konnte, 
das Reformprogramm des Jahres 1964 nun auch in 
die Tat umzusetzen. Ich habe die Kriegsopferzei­
tung da. (Abg. Schrammel: „Der Entwurf war ja 
schon vorher da!") Aber er ist nie in die Tat um­
gesetzt worden, darauf kommt es ja letzten Endes 
an. Darf ich Ihnen sagen: In den Jahren von 1965 
bis 1969 sind die Kriegsopferrenten um 25 % er­
höht worden, das waren um 5,6 % weniger, als 
die normale Rentendynamisierung sonst ausgemacht 
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hat. Von 1969 bis 1973 wird dieser Faktor 7 % 
über der normalen Dynamisterung liegen. (Abg. 
Brandl: „Das ist der Unterschied!" — Beifall bei 
der SPÖ. — Abg. Schrammel: „Das muß man jetzt 
richtigstellen!") Ich habe die Kriegsopferzeitung da, 
Sie können es gerne nachlesen, das sind nicht Zah­
len, die ich erfunden habe. Ich glaube nicht, daß 
der Kriegsopferverband hier falsche Zahlen hin­
einschreibt. (Abg. Schrammel: „Sie haben gesagt, 
das ist ein einstimmiger Beschluß, und das stimmt 
nicht! Da muß man sich wehren!" — Glockenzeichen 
des Präsidenten.) Zur versteckten Armut muß ich 
sagen, Sie haben recht, es gibt ohne Zweifel immer 
noch Mitglieder unserer Gemeinschaft, die nicht in 
den Genuß der Leistungen kommen, die wir im 
allgemeinen für die Mitglieder als berechtigt und 
richtig ansehen. Es ist nur leider so, daß es so 
schwierig ist, sie auch dazu zu bringen, ihre An­
sprüche entsprechend geltend zu machen. Sie wis­
sen das j a auch. Vielfach sind das j a gerade Mit­
glieder der bäuerlichen Bevölkerung, die in echter 
Armut leben, deren Erfassung aber leider außer­
ordentlich schwierig ist. (Abg. Prof. Dr. Eichtinger: 
„Die Erfassung ist schwierig!") Es wird ja immer 
wieder versucht, aber wenn Sie selber die Berichte 
sehen, die im Fernsehen gebracht werden, dann 
wissen Sie, daß es nicht so leicht ist, denn die, die 
erfaßt sind, die fallen ja nicht durch. (Abg. Prof. 
Dr. Eichtinger: „Wenn man wollte, müßte es eigent­
lich gehen, Frau Kollegin!") Warum haben Sie dann 
nie gewollt, es ist ja nicht neu. (Abg. Prof. Doktor 
Eichtinger: „Man hat ja wollen!") Aber es ist offen­
bar nicht gelungen, weil es nicht so leicht ist. Der 
Vorwurf, daß die sozialistischen Gemeinden bei die­
ser Aktion der Al tenbetreuung bevorzugt würden, 
dazu möchte ich nur sagen, es gibt genügend 
Budgetposten, bei denen man ohne Schwierigkei­
ten nachweisen kann, daß die ÖVP-Gemeinden sehr 
s tark bevorzugt werden. (Zwischenrufe von der 
ÖVP: „Welche Gemeinden? Wo?") Sie werden es 
schon noch hören, es wird darüber sicher noch ge­
sprochen werden. Ich brauche mich jetzt damit 
nicht auseinanderzusetzen. Darf ich aber jetzt 
zu dem kommen, wozu ich mich eigentlich zu 
Wor te gemeldet habe. Ich wollte gerne ein paar 
Wor te über unsere Fürsorgeerziehungsheime sagen, 
auch ein paar Wor te , die nicht ganz im Einklang 
mit dem stehen, was der Herr Abgeordnete ge­
meint hat, weil er von „altmodisch" oder „verzopft" 
im Zusammenhang mit unseren Fürsorgeheimen 
gesprochen hat. Sie wissen wahrscheinlich auch, 
daß gerade die Fürsorgeerziehungsheime auf dem 
wirklich letzten Stand der Erkenntnisse sind. Sie 
werden als offene Heime geführt, man kann heute 
nicht mehr sagen, die Absonderung der Außen­
seiter der Gesellschaft sei richtig. Diese jungen 
Menschen machen ja eine Schule bzw. Lehre mit 
und das hat zur Folge, daß sie ununterbrochen kon­
frontiert sind auch mit der Frage der Ferien, die 
die anderen Schüler haben oder mit Fragen des 
Urlaubes für Lehrlinge. Man darf mit Freude sa­
gen, man ist wirklich mit Erfolg dazu übergegan­
gen, auch diesen Zöglingen bzw. Jugendlichen, die 
in solchen Heimen untergebracht werden müssen 
aus den verschiedensten Gründen, Urlaub zu ge­
währen, sie also aus dem Heim zu entlassen. Ein 

Teil von ihnen geht in dieser Zeit nach Hause, ein 
anderer Teil nimmt an verschiedenen Ferienaktio­
nen teil. 85 % der Insassen der steirischen Landes-
fürsorgeheime bzw. Erziehungsheime haben an 
einem solchen Urlaub bis jetzt teilgenommen, da­
von sind 74 °/o nach Hause gegangen. Das heißt 
nämlich, daß die jungen Menschen nun wieder in 
der Zeit ihres Urlaubes allen Belastungen des 
häuslichen Milieus, die ursprünglich dazu geführt 
haben, daß sie in das Heim eingewiesen wurden, 
ausgesetzt sind und die Erfahrungen, die man da­
mit gemacht hat, sind überraschend gut — auch 
überraschend für die, die das zuerst als Experiment 
versucht haben. Es hat sich gezeigt, daß mit ganz 
wenigen Ausnahmen die jungen Menschen nach 
Ablauf des Urlaubes ordnungsgemäß und zeitge­
recht in das Heim zurückkehren, was doch offenbar 
heißt, daß sie imstande sind, sich nunmehr den 
Belastungen gewachsen zu zeigen. Die restlichen 
15 % , denen man einen Urlaub noch nicht gewähren 
konnte, sind zum Teil erst kurze Zeit in ihrem 
Heim oder die häuslichen Verhältnisse sind doch 
so bedrohend, daß man es nicht wagen kann, sie 
nach Hause zu schicken. Ich glaube, daß die Tat­
sache, daß sie zurückkommen, auch ein gutes Zei­
chen für die Heime ist, die offenbar doch so ge­
führt werden, daß die jungen Menschen sie nicht 
als einen unerträglichen Zwang empfinden. 

Ich möchte Ihnen noch ein Wor t zu der Art der 
Berichterstattung über Erziehungsheime in den Mas­
senmedien sagen: Ich halte es natürlich für rich­
tig, wenn Mißstände aufgezeigt werden. Nur glaube 
ich, daß man manches Mal insoweit die Gewichte 
ungerecht verteilt, als eben nur die Mißstände ge­
zeigt werden, was ohne Zweifel dazu führt, daß 
manchmal vielleicht irgend jemand nicht eingewie­
sen wird, weil der Widerstand dagegen zu stark ist 
auf Grund solcher Berichte. Man dürfte auch hin 
und wieder, zeigen, daß es Heime gibt, die durch­
aus auch die Zufriedenheit ihrer Insassen finden 
und nicht so abschreckend sind, wie es gemeinhin 
angenommen wird. Dies ist so ähnlich wie bei den 
Sonderschulen. 

Vielleicht darf ich noch ein Wor t zur Jugend­
hilfe, zu der Post, die 2,8 Millionen Schilling für 
Kinder- und Schülerausspeisung ausweist, sagen: 
Hier wirken Schule und Fürsorge glücklich zusam­
men. Von den 16.858 Kindern, die in den Genuß 
dieser Ausspeisung kommen, gehen 3590 in 43 
Schulen. Das sind vor allem Landkinder, die einen 
sehr weiten Schulweg haben und denen es auf diese 
Weise ermöglicht wird, eine warme Mahlzeit im 
Tag zu sich nehmen zu können, weil wir bis jetzt 
j a nicht die Möglichkeit haben, in den Schulen 
selbst für eine solche Verköst igung zu sorgen. Auch 
das ist ein Beweis dafür, daß wir da richtig und 
gut vorgehen konnten. 

Eine Post, die mir zu gering dotiert erscheint, ist 
die Post der Ausbildungshilfen für Schüler an Er­
zieherschulen, und zwar deshalb, weil ich meine, 
bei dem großen Erziehermangel müßte diese Aus­
bildung ohne Zweifel sehr s tark forciert werden. 
Ich glaube, man müßte außer den Ausbildungsbei­
hilfen hier auch ein bißchen mehr für Werbung 
tun, so wie etwa für die Krankenpflegeschulen, wo 
dies mit einem sehr guten Erfolg geschehen ist. 
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Im übrigen meine ich, daß Fürsorge etwas sehr 
Schönes und Menschliches ist. Man sollte nicht allzu 
viel dabei mit Polemik arbeiten. Ein bißchen scha­
det nicht. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Landesrat Gruber 
das Wort . 

Landesrat Gruber: Sehr verehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich freue mich, daß die 
Gruppe 4 schon im Finanzausschuß eine größere 
Beachtung als in der Vergangenheit gefunden hat 
und durch zahlreiche Anfragen der Damen und 
Herren des Ausschusses schon einiges vorweg be-
antwortet werden konnte, so daß ich es heute 
dem Hohen Haus ersparen kann, mit einer langen 
und breiten Darstellung die Aufgaben der Fürsorge 
nochmals darzulegen und mich daher verhältnis­
mäßig kurz fassen kann. 

Ich möchte einleitend sagen, meine Damen und 
Herren, die Fürsorgepolitik und die Sozialhilfe­
politik des Landes kann man an sich nicht isoliert 
betrachten. Man muß sie gemeinsam mit der So­
zialpolitik des Bundes und der Sozialpolitik bei den 
Gemeinden in den Bezirksfürsorgeverbänden sehen, 
aber man darf auch nicht darauf vergessen, daß im 
Bereiche der freien Wohlfahrtspflege große, wich­
tige und bedeutende Leistungen erbracht werden. 
Nur im Zusammenwirken aller dieser Faktoren ist 
eine optimale Sozial- und Fürsorgepolitik möglich, 
die für die Menschen in unserem Lande ein be­
stimmtes Netz der sozialen Sicherheit schafft, durch 
das letzten Endes doch niemand mehr durchfallen 
soll. Die Sozialpolitik des Bundes verdient einige 
Feststellungen, weil sie ja für die Sozialpolitik des 
Landes und in das Landesbudget hereinwirkt. Es 
ist hier die erfreuliche Feststellung zu treffen, daß 
im Bundesbudget für 1973 20,7 Milliarden Schilling 
für die Sozialpolitik bereitgestellt sind. Davon 14,5 
Milliarden für die Sozialversicherungen, 3,1 Milliar­
den für die Kriegsopfer und 2,7 Milliarden für die 
Arbeitsmarktpolitik. Der Dynamisierungsfaktor ist 
mit 9 % festgelegt und damit werden alle Renten 
und Pensionen mit Ausnahme der Kleinrenten, die 
um 1 5 % erhöht werden, ab 1. J änner 1973 wieder­
um eine Verbesserung erreichen. Im Bereiche der 
Opferfürsorge wurden ebenfalls entsprechende Er­
höhungen durch Bundesgesetze vorgenommen, und 
ich möchte Ihnen zu Ihrer Information sagen, meine 
Damen und Herren, daß wir in der Steiermark 
immerhin noch 3371 Inhaber der Amtsbescheinigung 
und 1441 Inhaber eines Opferausweises haben, also 
insgesamt 4812 anerkannte Opfer des Faschismus, 
wofür wir selbstverständlich unserer Verpflichtung 
immer wieder nachkommen. 

Im Kampf gegen die Armut, meine Damen und 
Herren, hat auch hier die Bundesregierung Kreisky 
wiederum einen Meilenstein für das Jahr 1973 ge­
setzt, indem die Mindest- und Kleinrenten von 
1420 auf 1620 Schilling, also um 1 5 % , erhöht wur­
den. Man kann ohne Zweifel sagen, daß die Re­
gierung Kreisky mit Volldampf den Kampf gegen 
die Armut führt und hier weitere Verbesserungen 
herbeiführt. (Beifall bei der SPÖ. — Abg. Dr. Piaty: 
„Mit Volldampf bergab fährt!" — Landesrat Peltz-
mann: „Mit Volldampf fährt man nicht mehr, es ist 
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schon alles elektrisch!" — Abg. Prof. Dr. Eichtin-
ger: „Auf dem Inflationsdampfer!" — Glockenzei­
chen des Präsidenten.) Betrachten wir nun die So­
zialhilfe und Fürsorgepolitik des Landes Steier­
mark, die ja vom Herrn Abgeordneten Schrammel 
bereits qualifiziert wurde mit vers taubten und an­
tiquierten Budgetansätzen, um die ein Nebel der 
Verschleierung gehüllt ist, der scheinbar für viele 
nicht durchschaubar ist. (Abg. Ritzinger: „Ein roter 
Nebel!") Ich nehme an, daß das nicht ernst gemeint 
war vom Herrn Abgeordneten Schrammel. Ich ha l te 
ihn nämlich für klug genug, daß er durchaus das 
Landesbudget s tudieren kann, um diesen Schleier 
oder Nebel, den er so nett hier darstellen wollte, 
zu beseitigen. (Abg. Marczik: „7 Millionen Soh^ 
stiges!") Ich komme noch darauf zurück, Herr Ab­
geordneter Marczik. Ich gebe mit Vergnügen auf 
alle Fragen Antwort und ich glaube, ich habe Ihnen 
das im Finanz-Ausschuß auch bewiesen, daß ich 
über die Fragen der Abgeordneten hinaus noch 
weitere Informationen gegeben habe, die gar nicht 
verlangt wurden. Ich weiß nicht, ob das alle ge­
macht haben. 

Zur Fürsorgepolitik und Sozialhilfepolitik des 
Landes, die durch das Land, durch die Bezirksfür­
sorgeverbände und die Gemeinden und die im 
Lande Steiermark vorhandenen Organisationen der 
freien Wohlfahrtshilfe getragen werden. Wi r ha­
ben im ordentlichen Haushalt Ausgaben von über 
284 Millionen Schilling im vergangenen J ah r ge­
habt, und wir haben für das kommende J ahr 
310,521.000 Schilling, also e twas mehr, zur Verfü­
gung. Im ao. Haushalt stehen für 1973 für Bau­
maßnahmen 35,260.000 Schilling zur Verfügung. Wir 
werden in diesem Bereich natürlich die entspre­
chenden Baumaßnahmen der Landesjugendheime, 
der Fürsorgeheime, der Heilpädagogischen Station 
und unseres Landesbehindertenzentrums Andritz 
durchführen. Die Feststellung des Herrn Abgeord­
neten Schrammel, daß unsere Landesfürsorgeheime 
Siechenheime mit dem Stigma der Vergangenhei t 
sind, muß ich doch (Abg. Schrammel: „Zum Teil, 
habe ich gesagt!") ein bißchen korrigieren. Denn 
wenn es noch ein solches Heim gibt, dann durch die 
Schuld der ÖVP. (Zwischenrufe von der ÖVP: „Oh, 
oh! Sehr billig!") Denn mir ist im J ah re 1964 auf­
gezwungen worden, in Mautern ein neues Für­
sorgeheim zu bauen, und bis heute waren wir 
nicht in der Lage, in Mautern ein Grundstück zu 
erwerben, auf dem wir dieses Heim bauen könn­
ten (Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Weil Sie Schwierig­
keiten haben!"), während die Stadtgemeinde Leo­
ben im Jahre 1965 kostenlos e inen Baugrund zur 
Verfügung gestellt hat (Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: 
„Warum schreien Sie denn so?") und wir hät ten 
längst in Leoben ein neues Landesfürsorgeheim. 
Es ist die Schuld der ÖVP in der Steiermark, daß 
kein neues Heim vorhanden ist, meine Damen und 
Herren! (Landesrat Peltzmann: „Sie sind aber ein 
schlechter Referent!" — Landeshauptmann Dr. Nie-
derl: „Sie können doch nicht verlangen, daß wir für 
Ihr Referat einen Grund suchen!" — Zahlreiche un­
verständliche Zwischenrufe. — Glockenzeichen des 
Präsidenten.) Herr Landeshauptmann, ich lasse mir 
den Schwarzen Peter in dieser Frage nicht zuspie­
len. (Landeshauptmann Dr. Niederl: „Aber wir su-
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chen den Grund nicht für Sie in Mautern!") Wir 
haben Grund gesucht in Mautern, das wissen Sie 
ganz genau, und warum wir den Grund nicht be­
kommen haben, wissen Sie auch, Herr Landes­
hauptmann, ich kann darauf im Detail Antwort 
geben. (Landesrat Peltzmann: „Weil der Abteilung 
nie e twas paßt!") Meine Feststellung ist unwider­
sprochen und unwiderlegbar, daß es die Schuld 
der ÖVP in der Steiermark ist, darüber können Sie 
nicht hinwegdiskutieren! (Abg. Pölzl: „Muß sich 
ein Abgeordneter gefallen lassen, von der Regie­
rung angepöbelt zu werden?" — Abg. Dipl.-Ing. 
Hasiba: „Das ist der neue Stil des Herrn Gruber!") 
Und nun kommen wir zu den anderen Dingen, die 
hier noch angezogen wurden. Nimmt man die Auf­
wendungen, die das Land Steiermark, die Bezirks­
fürsorgeverbände und die Gemeinden — also die 
öffentlichen Gebietskörperschaften — leisten. (Zahl­
reiche unverständliche Zwischenrufe.) Hören Sie 
zu, ich will Ihnen ja eine Information geben, die Sie 
ganz bestimmt nicht wissen, so ist es immerhin 
interessant, daß bei Addition dieser Budgetsum­
men die öffentliche Fürsorge in der Steiermark 
548,840.000 Schilling zur Verfügung hat, um die 
Aufgaben der Sozialhilfe und der Fürsorgepolitik 
zu bewältigen. Einen besonderen Meilenstein in 
der Fürsorgepolitik und in der Sozialpolitik — auch 
das möchte ich erwähnen — hat die Stadtgemeinde 
Graz und ihr Vizebürgermeister Stoiser gesetzt. 
Denn allein in der Stadt Graz und durch die Lan­
deshauptstadt Graz werden 160 Millionen Schilling 
Bruttoaufwand für die Sozial- und Gesundheitspo­
litik erbracht, und 1032 Bedienstete sind in der 
Landeshauptstadt im Sozial- und Gesundheitsdienst 
tätig (Landesrat Peltzmann: „Die Gemeinderatswah­
len sind erst im Frühjahr!") und dafür danke ich 
dem Herrn Vizebürgermeister Stoiser, weil auf seine 
Initiative und durch seine Leistungen diese Dinge 
gemacht wurden und darüber hinaus weitere fort­
schrittliche Dinge, die beispielhaft für Österreich 
sind. (Beifall bei der SPÖ. — Landesrat Peltzmann: 
„Er wird sich freuen!" — Abg. Marczik: „Momen­
tan ist er nicht da!") Nun, von den Budgetziffern 
weg zu den Akten, hinter denen die Menschen ste­
hen und worin wir unsere Arbeit abwickeln. In der 
Rechts abteilung 9 wurden im Jahre 1972 — damit 
Sie den Umfang einigermaßen auch erkennen kön­
nen — 85.500 Aktenstücke als Eingangsstücke re­
gistriert. Ich habe mich nicht geirrt, meine Damen 
und Herren, wenn Sie glauben, daß ich mich ver­
sprochen habe. (Abg. Eichtinger: „Sie irren sich 
nie!") Bei Ihnen ganz bestimmt nicht. 85.500 Akten­
eingangsstücke. (Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Beim 
Kriegsopferverband hat er sich geirrt!") Die Ver­
mehrung der Dienstposten bezieht sich ausschließ­
lich auf die Anstalten, in denen notwendige Maß­
nahmen sind. Ich möchte aber auch die Gelegen­
heit wahrnehmen, meine Damen und Herren, Herrn 
Wirkl. Hofrat Dr. Hans Nigitz, der vor wenigen 
Wochen verstorben ist und der durch drei Jahre 
Vorstand der Rechtsabteilung 9 war, der als Lei­
ter der Politischen Expositur Bad Aussee und als 
Bezirkshauptmann von Brück nach Graz gekommen 
und im 57. Lebensjahr verstorben ist, meinen Dank 
auszusprechen, weil Herr Hofrat Nigitz große Lei­
stungen im Bereiche der Fürsorgepolitik und der 

Sozialpolitik des Landes in diesen drei J ahren er­
bracht hat. Seit dem Tod von Herrn Hofrat Dr. Ni­
gitz führt Frau Hofrat Dr. Johanna Pestemer die 
Geschäfte der Rechtsabteilung 9. Frau Hofrat Dr. 
Pestemer ist seit dem Jahre 1932 im Bereiche der 
Jugendfürsorge und Jugendwohlfahrt tätig und hat 
seit dem Jahre 1959 die s tändige Vertretung des 
jeweiligen Vorstandes der Rechtsabteilung 9 aus­
geübt. Ich möchte auch Frau Hofrat Pestemer für 
ihren steten Einsatz danken und Ihnen sagen, daß 
Sie große Leistungen für das Land in dieser langen 
Zeit erbracht haben. (Allgemeiner Beifall.) 

Es ist auch vielleicht ganz interessant, meine 
Damen und Herren, einen Blick auf die Ziffern der 
Bediensteten, die in der Sozialhilfe und in der 
öffentlichen Wohlfahrtspflege tät ig sind, zu werfen. 
Eine Addition der Ziffern der Landesbediensteten, 
jener der Bezirkshauptmannschaften, der Bezirks­
fürsorgeverbände und der Altersheime ergibt, daß 
wir unter Ausgliederung der Landeshauptstadt Graz 
e twa 2000 Menschen im Bereich der Fürsorge und 
der Sozialhilfe tätig haben, t rotzdem wissen wir, 
daß es noch immer zu wenig ist und noch immer 
mehr Anforderungen gestellt werden. 

Nun zu einer Feststellung, die auch in die Frage 
der Personalpolitik hineinreicht: 

Frau Dr. Elfriede Schick ist seit dem Jahre 1969, 
und zwar seit 10. März 1969, mit einstimmigem 
Beschluß der Steiermärkischen Landesregierung zur 
Anstaltsleiterin der Hörbehindertenanstalt bestellt 
worden. Die Kontrollabteilung hat im Jahre 1971 
die Hörbehindertenanstalt überprüft und sagt auf 
Grund dieser Überprüfung folgendes aus: Für den 
Anstaltsleiter ist schon seit J ahren die Verwen­
dungsgruppe a im Dienstpostenplan vorgesehen. 
Seit 13. März 1969 ist Frau Dr. phil. Schlick mit 
der Leitung beauftragt und als Vertragsbedienstete 
in b eingestuft, weshalb von der Rechtsabteilung 1 
zu überprüfen wäre, unter welchen Bedingungen 
eine Überstellung in a durchgeführt werden kann. 
Die Einstufung in die Entlohnungsgruppe a ist we­
gen der Schwierigkeit der Leitung einer solchen 
Anstalt durch eine Akademikerin, wenn ihre Be­
rufsausbildung auch nur teilweise einschlägig ist, 
gerechtfertigt. Das ist der Kontrollamtsbericht, der 
mir am 25. Jänner 1972 übergeben wurde. Es wurde 
bereits ein Regierungssitzungsantrag gestellt, um 
die Sache zu bereinigen und ich bin überzeugt, daß 
der Herr Landeshauptmannstellvertreter Wegar t 
diesen Regierungssitzungsantrag sicherlich nicht un­
terschrieben und gestellt hätte, wenn er nicht eben­
falls von der Richtigkeit dieses Antrages überzeugt 
gewesen wäre. Aber es gibt scheinbar Kräfte, die 
diese Bestellung im Hintergrund verhindern. Es 
erscheint mir daher die Frage gerechtfertigt hier 
in diesem Hause: Wer ist hier eigentlich stärker 
als der zuständige Personalreferent, Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Wegart? We r verhindert 
diese gerechtfertigte Einstufung dieser Anstaltslei­
terin, die einen schweren finanziellen Verlust des­
halb erleidet, weil ihr die gerechtfertigt zukom­
mende Einstufung nicht gewährt wird. (Abg. Pölzl: 
„Was heißt .verhindert'?") Das heißt das, was ich 
gesagt habe. Ich glaube, wir können uns im all­
gemeinen über Fragen der Fürsorge noch bei ver­
schiedenen anderen Angelegenheiten auseinander-

8 
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setzen. Ich möchte Ihre Zeit nicht zu lange in 
Anspruch nehmen, wie über die Blindenbeihilfe, das 
Pflegegeld, die Verordnungen usw. (Abg. Pölzl: 
„Herr Landesrat Gruber, was heißt das, hat Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Wegar t die gerechte 
Entschädigung des Falles verhindert?") Herr Ab­
geordneter Pölzl, Sie tun sich schwer beim Zu­
hören, Sie tun lieber reden, das weiß ich schon. 
Wenn Sie aber eine Sache erklärt haben wollen, 
so wiederhole ich gerne, was ich gesagt habe: Ich 
habe nicht gesagt, der Herr Landeshauptmann We ­
gart verhindert, sondern im Gegenteil, ich habe 
gesagt, der Herr Landeshauptmann Wegar t hat be­
reits einen Regierungssitzungsantrag gestellt, den 

~er unterschrieben h a t n i n d - de r bereits "aüf~deT_Ta;r" 
gesordnung der Regierungssitzung aufgeschienen 
ist. Daraus ist zu schließen, daß der Herr Landes­
hauptmann Wegar t diese Einstufung für gerecht­
fertigt hält und ich frage daher: Wer ist s tärker 
als der Herr Landeshauptmann Wegart , damit das 
wieder von der Tagesordnung abgesetzt worden ist 
und nicht beschlossen wurde. Das ist meine Frage. 
(Abg. Pölzl: „Das klingt ja völlig anders!") 

Gestatten Sie mir noch einige Bemerkungen zur 
Frage des Sozialhilfegesetzes, welches auch ange­
schnitten wurde. Es ist ohne Zweifel leichter für ein 
Bundesland in der Größe von Vorarlberg, bei Li­
quidierung der Bezirksfürsorgeverbände ein neues 
Sozialhilfegesetz zu machen als wie in der Steier­
mark. Vorarlberg ist das einzige Bundesland, das 
bisher imstande war, ein Sozialhilfegesetz zu ma­
chen. Sie können ja, Herr Abgeordneter Schram-
mel, wenn Sie es nicht wissen sollten, die Proto­
kolle nachlesen über die Landtagsbudgetdebatten. 
Diese Frage zieht sich über das Fürsorgegrundsatz­
gesetz zum Landessozialhilfegesetz durch. Das ist 
ein Anliegen, das schon seit mehr als 40 Jahren 
behandelt und diskutiert wird. (Abg. Schrammel: 
„Leider schon so lange!") Schon so lange, da waren 
Sie noch gar nicht auf der Welt! Daher verlangen 
Sie von mir nicht, daß ich ein Zauberer bin und 
daß ich alles so schnell erledigen kann. (Abg. Dr. 
Heidinger: „Das ist schon eine ,Ersitzung gegen 
die öffentliche Hand'!") Bitte, wenn Sie wollen, 
Herr Abgeordneter, bin ich auch damit einverstan­
den. 

Nun, wenn wir uns noch einigen Posten zuwen­
den, sehen wir, daß vor allem die geschlossene 
Fürsorge eine ganz gewaltige Ausgabenpost dar­
stellt, nämlich über 100 Millionen. Die Aufwen­
dungen in der offenen Fürsorge gehen zwar zu­
rück, jedoch müssen wir eine ganze Reihe ande­
rer Dinge leisten. 

Nun muß ich doch einige Erklärungen zu den 
Bemerkungen des Herrn Abgeordneten Schrammel 
geben: Für den Tag der Begegnung der Genera­
tionen, wo Sie diese Liste vorgelesen haben, die 
ich dem Herrn Abgeordneten Dr. Heidinger sofort 
auf seine Anfrage zur Verfügung gestellt habe, weil 
ich überhaupt keinen Grund sehe und sehen 
könnte, warum ich aus meinem Aufgabenbereich 
auf Fragen eines Abgeordneten eine entsprechende ' 
Erklärung, Antwort, Aufklärung — was immer Sie 
wollen — nicht geben sollte. Ich war selbst lange 
genug Abgeordneter in diesem Hause, Herr Ab­
geordneter Schrammel, und bin es heute noch. Ich 

werde mir nicht anmaßen, die Rechte eines Abge­
ordneten in irgendeiner Form zu beschneiden oder 
einzuschränken. Abgesehen davon, daß dies in der 
Verfassung und in der Geschäftsordnung auch ver­
ankert ist. Ich darf Ihnen aber zu diesem konkreten 
Fall sagen: Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir 
sagen würden, welche Gemeinde angesucht und 
nichts bekommen hätte. (Abg. Schrammel: „1000 
Schilling hat eine ÖVP-Gemeinde erhalten!") Ja, 
das kann ich Ihnen auch beantworten. Es ist mir 
eine Rechnung vorgelegt worden von 3000 Schilling 
und wir geben etwa ein Drittel der Aufwendungen 
zu diesem Tag der Begegnung der Generationen. Sie 
können den Akt bei mir im Sekretariat einsehen. 

"Das Ansxrchen des ctortrgenrTBürgernrersters^deTr 
Voranschlag für die Aufwendungen und meinen 
Beitrag, den ich geleistet habe, das alles können 
Sie einsehen. (Abg. Schrammel: „Aber Mürzhofen 
hat 50.000 Schilling erhalten!") Ja, das sind eben 
höhere Aufwendungen gewesen. (Zahlreiche unver­
ständliche Zwischenrufe. — Abg. Pölzl: „In der 
SPD' wird nichts nach parteipolitischen Grundsät­
zen gemacht!" — Glockenzeichen des Präsidenten.) 
Auf gar keinen Fall, Herr Kollege Pölzl. 

Nun zur Frage Kriegsopferverband: Das ist doch 
eine ernste Sache. Meine Damen und Herren, ich 
glaube nicht, daß man das in einer solchen Art be­
handeln kann. Es wurde dies in einer nicht rich­
tigen Form von Ihnen, Herr Kollege Schrammel, 
dargestellt. Ich habe im Finanzausschuß auf die An­
frage eines Ihrer Kollegen ganz offen und ehrlich 
geantwortet, wie es dazu gekommen ist. Ich habe 
damit angenommen, daß alle Mitglieder des Finanz­
ausschusses, die im Saale waren, gewußt haben, 
wie das entstanden ist. (Abg. Schrammel: „Aber 
die übrigen Mitglieder des Hauses wissen es nicht!") 
Ich habe gar keinen Grund dazu, daraus ein Ge­
heimnis zu machen. Fehler können überall passie­
ren. Wenn Sie wünschen, daß ich das wiederhole, 
was ich dort gesagt habe, wiederhole ich es. (Abg. 
Schrammel: „Bitte!") Ich habe im Budget einen 
Antrag gestellt auf 500.000 Schilling für den Kriegs­
opferverband. Es ist dieser Antrag wie vieles auf 
100.000 Schilling reduziert worden. Ich habe einen 
neuerlichen Antrag gestellt, ihn wieder auf 500.000 
Schilling hinaufzusetzen. Während der Budgetver­
handlungen ist mir von meiner Abteilung ein fal­
scher Titel für diese Haushaltsstelle vorgelegt wor­
den, und nachdem ich die Ziffern und den Titel 
nicht auswendig sofort im Kopf hat te, das kann 
auch jemandem anderen passieren, Herr Abgeord­
neter Schrammel. Bei den Budgetverhandlungen in 
der Landesregierung ist schon mehr passiert als 
so etwas. Das darf ich Ihnen aus meiner Erfahrung 
der 11 J ahre auch sagen — sind dann im gedruck­
ten Budget nur 100.000 Schilling drinnen gewesen. 
Ich habe das Präsidium des Kriegsopferverbandes 
sofort zu mir geladen und habe es informiert. 

Und noch eine Feststellung, wenn Sie mir schon 
jetzt den Schwarzen Peter zuspielen wollen. (Zwi­
schenruf von der ÖVP: „Den haben Sie j a schon!" — 
Landesrat Peltzmann: „Den roten Peter!" — Abg. Dr. 
Dorfer: „Der rote Krampus ist bei Ihnen!") Keinen 
„Roten", natürlich den „Schwarzen". Wir haben für 
den Kriegsopferverband im heurigen Jahr eine 
Sondersubvention von 500.000 Schilling im Budget. 



29. Sitzung des Steierm. Landtages, VII. Periode — 5„ 6. und 7. Dezember 1972 959 

Erst bei dem Gespräch mit dem Präsidium des 
Kriegsopferverbandes habe ich gehört, daß sie die­
ses Geld noch nicht bekommen haben. Das ganze 
J ahr über, 11 Monate, hat der Kriegsopferver­
band dieses Geld nicht angesprochen. (Abg. Schram-
mel: „Laut Aussage des Präsidenten des Kriegs­
opferverbandes wurde diese Budgetpost nie schrift­
lich angefordert und ist jeweils ausgezahlt worden. 
Folglich ist das eine ganz normale Sache, wenn es 
ausbezahlt wird!" — Glockenzeichen des Präsiden­
ten.) Herr Abgeordneter Schrammel, der Kriegs­
opferverband. (Abg. Gerhard Heidinger: „Wir war­
ten auf die Zuwendungen des Herrn Landeshaupt­
mannes im Fremdenverkehr!") Der Kriegsopferver­
band bekommt jene Mittel, die aus dem Zuschlag 
zur Lustbarkeitssteuer für ihn bereitgestellt sind, 
automatisch. Aber wenn er eine Sondersubvention 
bekommt, muß er natürlich ansuchen und diese be­
gründen und wir haben im vorigen Jahr den Rech­
nungshof bei uns gehabt. Der Rechnungshof hat alle 
Subventionen in meinem Ressort — nicht nur für 
das letzte Jahr, sondern für fünf Jahre überprüft. 
Es hat hier einige Gespräche gegeben, das war noch 
zu Lebzeiten von Herrn Landeshauptmann Krainer. 
Wir haben gemeinsam Aufklärung gegeben und 
die Dinge entsprechend bereinigt. Da ist unter an­
derem auch gemeinsam, von Landeshauptmann Krai­
ner und von mir, festgelegt worden, daß bestimmte 
Modalitäten auf Grund der Wünsche des Rechnungs­
hofes bei Subventionsansuchen künftig zu berück­
sichtigen sind. Das ist keine Selbstverständlichkeit, 
und das gilt natürlich auch für den Kriegsopferver­
band, meine Damen und Herren. (Abg. Schrammel: 
„Dann muß man ihn informieren. Die wissen es ja 
nicht! Sie haben es bisher immer bekommen!") Sie 
wissen es schon, Herr Abgeordneter Schrammel, 
aber ich kann natürlich nicht ununterbrochen. . . 
(Abg. Schrammel: „Der Präsident hat mir das ge­
stern gesagt, daß er nicht informiert wurde!" — 
Abg. Dr. Eichtinger: „Ganz stimmt es nicht!") Soll 
ich mich mit Ihnen darüber streiten? Der Prä­
sident des Kriegsopferverbandes kommt so oft zu 
mir mit irgendwelchen Wünschen. Er hätte einmal 
fragen können, wie das mit der Sache ist, und ich 
hätte es ihm gesagt. Wenn er das vergessen hat, 
ist das auf gar keinen Fall meine Schuld. Die 
Darstellung jedenfalls von Ihnen, Herr Abgeord­
neter Schrammel, daß sich das die Kriegsopfer nicht 
gefallen lassen werden, sozusagen, daß das eine 
Diskriminierung der Kriegsopfer ist, ist unrichtig. 
Denn wenn sie das Geld so dringend brauchen 
würden, dann hät ten sie schon längst müssen die 
500.000 Schilling für das heurige Jahr wenigstens 
einmal ansprechen. (Abg. Schrammel: „Wir fordern 
nur, daß sie die 500.000 Schilling im nächsten Jahr 
bekommen!") Das ist eine Tatsache, über die wir 
nicht hinwegkommen. Da können Sie diskutieren, 
wie Sie wollen. 

Aber bitte, ich sehe schon Blicke, daß ich die 
Zeit und die Geduld des Hohen Hauses zu sehr 
beanspruche. Ich würde Ihnen gerne noch mehr 
erzählen, damit Sie mir nicht sagen, ich bin mit 
der Informationsfreudigkeit säumig. Ich stehe Ihnen 
gerne wei ter zur Verfügung, wenn Sie weitere Aus­
künfte haben wollen. Ich möchte doch zum Schluß 
kommen und nu r - zu dem, was Sie gesagt haben, 

Herr Abgeordneter Schrammel, über das „Anti­
quierte und das Verstaubte unseres Fürsorgebud­
gets", folgendes sagen: 

Wenn Sie das Büchlein „Modell Steiermark" zur 
Hand genommen haben — und ich nehme an, Sie 
haben es gelesen —, dann werden Sie auf 179 Sei­
ten eine schwache Seite finden, die sich mit der 
Fürsorgepolitik beschäftigt und auseinandersetzt. 
Ich darf Ihnen daher empfehlen, nehmen Sie ein­
mal die „Leitlinien der SPÖ", studieren Sie die, da 
werden Sie einiges dazulernen. Da werden Sie se­
hen, wie man Fürsorgepolitik mit Vernunft und 
Herz machen kann, meine Damen und Herren! 
(Beifall bei der SPÖ.) Das ist das, was ich Ihnen 
bei der Gelegenheit noch sagen möchte. (Beifall 
bei der SPÖ. — Landesrat Peltzmann: „Dieses 
Land hat das Glück gehabt, nicht nach den „Leit­
linien der Sozialistischen Partei" regiert zu wer­
den!") 

Präsident: Es l iegen keine weiteren Wortmeldun­
gen vor. Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das 
Schlußwort. 

Abg. Fellinger: Ich wiederhole meinen Antrag, 
das Hohe Haus möge den Ansätzen der Gruppe 4 
die Zustimmung geben. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Ich bitte 
die Damen und Herren, die mit den Ansätzen der 
Gruppe 4 e inverstanden sind, ein Zeichen mit der 
Hand zu geben. (Geschieht.) Die Gruppe 4 ist ange­
nommen. 

Wir machen jetzt eine Mittagspause bis punkt 
14 Uhr. Ich unterbreche daher die Sitzung. 

Unterbrechung der Sitzung: 12.55 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung: 14 Uhr. 

Zweiter Präsident Ileschitz: Ich nehme die unter­
brochene Sitzung wieder auf. Wir kommen zur 
Gruppe 5 Gesundheitswesen und körperliche Er­
tüchtigung. Berichterstatter ist Abgeordneter Simon 
Pichler. Ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Simon Pichler: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Als nächste Gruppe haben wir die 
Gruppe 5 Gesundheitswesen und körperliche Er­
tüchtigung zur Beratung. Diese Gruppe besteht aus 
6 Abschnitten und 10 Unterabschnitten. Der Ab­
schnitt 50 behandelt die Allgemeine Verwal tung 
des Gesundheitswesens und hat auf der Einnah­
menseite 1000 Schilling und auf der Ausgabenseite 
250.000 Schilling. Der Abschnitt 51 Gesundheits­
pflege, Einnahmen: 5,095.000 Schilling, Ausgaben: 
20,761.000 Schilling. Der Abschnitt 52 Einrichtungen 
des Gesundheitswesens, Einnahmen: 908,000.000 
Schilling, Ausgaben: 1.408,898.000 Schilling; Ab­
schnitt 54 körperliche Ertüchtigung, Einnahmen: 
201.000 Schilling, Ausgaben 18,636.000 Schilling; 
Abschnitt 55 Einrichtungen der körperlichen Ertüch­
tigung, Einnahmen: 305.000 Schilling, Ausgaben: 
1,220.000 Schilling; Abschnitt 56 Jugendförderung, 
Einnahmen: 1,441.000 Schilling, Ausgaben: 9,080.000 
Schilling. 

8* 
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Die Gesamtaufwendungen in dieser Gruppe be­
tragen auf der Einnahmenseite 915,284.000 Schilling 
und auf der Ausgabenseite 1.458,855.000 Schilling. 
Dies bedeutet einen Zuschuß von 543,571.000 Schil­
ling. Den Löwenanteil in dieser Gruppe haben die 
Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten, Sonderkran­
kenhäuser und Heilstätten. Diese Aufwendungen, 
meine Damen und Herren, für die Bevölkerung un­
seres Landes sind außerordentlich notwendig und 
sie erfolgen in erster Linie für unsere Hilfsbedürf­
tigen, die Pflege und Heilung brauchen und daher 
die Hilfe der Allgemeinheit in Anspruch nehmen 
müssen. Es ist erfreulich, daß das Land Steiermark 
in der Lage ist, trotz der verhältnismäßig geringen 

werde das später auch noch begründen — leider 
bisher immer aneinander vorbeigeredet. Statt daß 
wir uns hier zusammenfinden, um gemeinsam für 
die Zukunft unserer Krankenanstal ten vorzusorgen. 

Bei den sozialistischen Sprechern haben wir bis­
her leider jedes reale Verständnis über die Fol­
gen dieser immer weiter auseinanderklaffenden 
Kostenschere bei den Spitälern vermißt. Folgen, 
meine Damen und Herren, die eines Tages nicht 
nur die Erfüllung anderer Aufgaben des Landes 
in Frage stellen können, sondern schließlich auch 
die weitere Fortentwicklung in unseren Spitälern 
selbst. Bei allen Debatten, die wir bisher zu dieser 
Äa^€4üerJm-HohenJiause_abgelüln:Uiab_eri,jtvrx_de_ 
uns von Ihnen immer entgegengehalten, „wir fra­
gen nicht, was ein Menschenleben kostet" oder 
„für uns ist die Frage der Kosten der Spitäler 
irrelevant" und der Herr Landeshauptmannstell­
vertreter Sebastian als zuständiger Referent, ich 
bitte, all das in den Protokollen nachzulesen, hat 
wörtlich erklärt „Eine Kostenrechnung aufzustellen 
und zu sagen, das Krankenhaus ist defizitär, ist für 
mich nicht möglich." Hier scheint nun aber doch 
ein fundamentales Mißverständnis vorzuliegen, denn 
die Kostenfrage ist schließlich die existenzielle Frage 
für unsere Spitäler überhaupt. Eine Frage, mit der 
sich alle einschlägigen Gremien auch außerhalb 
dieses Landtages heute mehr denn j e beschäftigen. 
Und uns erfüllt — und das möchte ich mit aller 
Deutlichkeit anmerken dürfen —, uns erfüllt hier 
die berechtigte Sorge, wie wir bei dieser rasanten 
Kostenentwicklung als zweitgrößter Spitalerhalter 
in Österreich in Zukunft da überhaupt noch unsere 
Pflichten werden erfüllen können. Wenn wir die 
Funktionstüchtigkeit unserer Spitäler auch für die 
Zukunft sichern wollen, und ich glaube doch, daß 
alle zusammen hier das wollen, und nicht nur das, 
sondern wenn wir in unseren Spitälern auch mit 
der dynamischen Entwicklung der Erkenntnisse der 
medizinischen Wissenschaft Schritt hal ten wollen 
und den modernen Ansprüchen auch für die Zu­
kunft gerecht werden wollen, dann werden wir 
uns wohl zwangsläufig auch über die künftige 
Finanzierungsmöglichkeit für unsere Spitäler einer­
seits und über eine sinnvolle Planung und auch 
über eine rationelle Führung unserer Krankenan­
stalten nach wirtschaftlichen Grundsätzen anderer­
seits nicht nur Gedanken machen müssen, sondern 
natürlich auch entsprechend handeln und Vorsorgen 
müssen. 

Aber erlauben Sie mir zur Frage der Finanzierung 
im einzelnen auch folgendes anzumerken: Auch 
der Bund wird sich der Notwendigkeit, den Spitals­
erhaltern endlich höhere Zuschüsse zu geben, nicht 
länger entziehen dürfen. Finanzminister Androsch 
hat als Schwerpunkt des nun vorgelegten Bundes­
budgets mehr Mittel für die Spitäler angekündigt. 
Die Frau Gesundheitsminister Leodolter hat im Mai 
dieses Jahres 500 Millionen Schilling als Zuschuß 
für die Spitalserhalter versprochen. Was aber, meine 
Damen und Herren, von all diesen Ankündigungen 
übrig geblieben ist, das wissen wir. 

Der Herr Landesfinanzreferent hat in seiner Ein-
begleitungsrede darüber gesprochen, er hat aller­
dings hier in diesem Zusammenhang nur den Ge­

Budgetmittel diese Mittel wieder aufzubringen und 
den Menschen unseres Landes zur Verfügung zu 
stellen. 

Der Finanz-Ausschuß hat diese Gruppe in seiner 
Sitzung ausführlich beraten. Ich stelle nunmehr in 
dessen Namen den Antrag auf Annahme und bit te 
um Zustimmung. 

Präsident: Zu Wor t gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Jamnegg. Ich erteile ihr das Wort . 

Abg. Jamnegg: Hoher Landtag, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Mit der Gruppe 5 sind 
wir nun bei jenem Bereich, der heute im Bewußt­
sein der Bevölkerung eine vorrangige Bedeutung 
erlangt hat. Das ist die Gesundheitspolitik. Und 
ich glaube, wir dürfen feststellen, daß das Land 
hier — und das auf viele J ahre zurück gesehen — 
jährlich Mittel aufgewendet hat in e iner Größen­
ordnung wie kaum ein anderes Bundesland. Denn 
im Rahmen der Ausgaben steht das Gesundheits­
wesen — und darauf hat j a eben der Herr Bericht­
erstatter hingewiesen — gleich nach dem gesam­
ten Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen an vor­
derster Stelle. Für das Jahr 1973 sind im Budget 
für das Gesundheitswesen und die körperliche Er­
tüchtigung im ordentlichen Haushalt an Einnahmen 
915,284.000 Schilling präliminiert, an Ausgaben 
1.458,855.000 Schilling. Der Großteil dieser Mittel, 
und zwar 96,58 °/o der Ausgaben, entfällt auf die 
Spitäler. In Schillingen ausgedrückt, sind r das 
1.408,898.000,—, denen an Einnahmen 908,241.000,— 
gegenüberstehen. Das bedeutet nun, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, für das J ah r 1973 
bei den steirischen Krankenanstalten einen Zuschuß­
bedarf in der Größenordnung von 500,657.000 Schil­
ling, das ist über e ine halbe Milliarde Schilling. 
Wenn wir uns hier, meine Damen und Herren, die 
Entwicklung nur für kurze Zeit zurück näher an­
sehen, stellen wir fest, daß wir hier einer rasanten 
Entwicklung gegenüberstehen. 1973 beträgt der Ab­
gang über 500 Millionen Schilling, 1972 waren es 
396 Millionen, 1971 266 Millionen, 1970 224 Millio­
nen. Damit, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, hat sich also der Zuschußbedarf für die Spitä­
ler allein in dem kurzen Zeitraum von vier J ahren 
um 123 °/o erhöht. Nun war es bisher hier bei 
allen Debatten um die. Krankenanstal ten nie sehr 
populär und für die sozialistische Fraktion auch nicht 
gerade opportun, über den enorm wachsenden Ab­
gang bei den Spitälern zu sprechen. Hier haben 
wir — und ich sage das mit großem Bedauern, ich 
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samtbetrag genannt, daß es insgesamt 250 Millio­
nen Schilling sind, und das entspricht genau der 
Hälfte des Abganges, den allein die steirischen 
Krankenanstal ten ausweisen, die hier für das ge­
samte Bundesgebiet, also für alle Spitalserhalter, 
zur Verfügung stehen. (Abg. Pölzl: „Das war ein 
Wahlversprechen!") Und nun werden diese 250 
Millionen nach dem Bevölkerungsschlüssel aufge­
teilt. Hier wurde überhaupt nicht berücksichtigt, 
daß jene Länder, die auch Universitätskliniken ha­
ben, natürlich auch einen größeren Aufwand zu ver­
zeichnen haben. Und das, was die Steiermark vom 
Bund — so finde ich es jedenfalls im Budget — 
erhalten hat, sind insgesamt für das kommende 
Jahr, und das ist weniger als für das laufende Jahr, 
15,8 Millionen Schilling. Das ist, meine Damen und 
Herren, gelinde gesagt, nicht einmal ein Tropfen 
auf einem heißen Stein. (Abg. Gerhard Heidinger: 
„Aber mehr als bei Koren!" — Abg. Pölzl: „Bei 
Koren war der Schilling viel mehr wert, wie der 
von Androsch!") 17 Millionen haben wir im Vor­
jahr gehabt! Aber der Bund hät te ja Möglichkei­
ten gehabt, die Spitalserhalter fühlbar zu entlasten: 
zum Beispiel durch eine andere Gestaltung der 
29. Novelle zum ASVG. Diese Novelle, meine sehr 
geehrten Damen und Herren,- wird allein die Ar­
beitnehmer in diesem Lande in den nächsten fünf 
Jahren mit 7 Milliarden Schilling belasten. Ein Fach­
arbeiter wird durchschnittlich um 1134,60, ein An-. 
stellter um 817,20 Schilling im Jahr allein an die 
Krankenkassen mehr zu bezahlen haben. (Abg. 
Premsberger: „Wer kassiert denn das alles?") Blei­
ben wir sachlich, Herr Kollege Premsberger. Und 
nun, meine Damen und Herren, bei diesen enormen 
Belastungen hätte man doch — und jetzt bitte ich 
jene Kollegen, die immer ans Rednerpult gehen 
im Interessen der Krankenkassen — auch ich bin 
hier kein Gegeninteressent —, bitte ich also zu 
beachten, daß man hier im Zuge der 29. Novelle 
zum ASVG. doch den Krankenkassen hätte dazu 
verhelfen können, durch eine andere Gestaltung 
der Novelle sie in die Lage versetzen können, den 
Spitalserhaltern ausreichende Verpflegskosten zu 
zahlen. Durch die 29. Novelle zum ASVG. werden 
den Krankenkassen, wie wir hören und wie das 
errechnet wurde, in den nächsten fünf Jahren ins­
gesamt 10 Milliarden Schilling zufließen. Sie wer­
den sicher wieder antreten hier zur vermeintlichen 
notwendigen Verteidigung. Doch, meine Damen und 
Herren, mit diesen grundlegenden Fragen nach mög­
lichen Neuordnungen werden wir uns eines Tages 
unausweichlich doch auseinanderzusetzen haben. 
Das Land Steiermark, wie gesagt, als zweitgrößter 
Spitalserhalter in Österreich, befindet sich hier — 
und das wissen doch alle im Hohen Hause, in der 
ungünstigsten Situation. Denn bei der Höhe der Ver­
pflegskosten rangiert die Steiermark, obwohl wir 
Universitätskliniken haben, vor dem Burgenland 
an letzter Stelle der Bundesländer, übe r eine Be­
reinigung hier wird eines Tages gesprochen wer­
den müssen. (Abg. Hammerl: „Die Gesundheit ko­
stet überhaupt sehr viel Geld!" — Abg. Pölzl: „Der 
Sebastian kostet dem Land sehr viel Geld!" — Abg. 
Premsberger: „Unterbrechen Sie nicht, sonst kommt 
sie aus dem Konzept!") Nun, keine Sorge, ich 
komme schon nicht aus dem Konzept, aber ich 

würde auch gerne hören, was Sie dazu zu sagen 
haben, Herr Kollege. 

Und nun meine ich: Wenn nun die Sozialver­
sicherung in der Steiermark trotz 29. Novelle zum 
ASVG entsprechend adäquate Verpflegskostensätze 
aus eigenem nach dem bisherigen Stand nicht lei­
sten kann, so sollten eben — auch das wäre ein 
gangbarer Weg — entsprechende Zuschüsse vom 
Bund gegeben werden. Das ist doch nichts Außer­
gewöhnliches. Wenn wir nun schon bei den Ko­
stenersätzen sind, erlaube ich mir, an den Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter Sebastian die An­
frage zu richten, und ich ersuche hier um eine In-

. formation, aus welchem Grund zum Beispiel die 
Ambulanzgebühren in den Landeskrankenanstalten 
seit 1. Oktober 1967 bis heute unveränder t ge­
blieben sind. Eng im Zusammenhang mit der 
Frage der Finanzierung und der Kostendeckung 
für die Spitäler steht natürlich auch, wie ich früher 
schon anführte, deren wirtschaftliche Führung. Hier 
teilen wir die Auffassung — und wir befinden uns 
hier in guter Gesellschaft — des Generaldirektors 
des Hauptverbandes der österreichischen Sozialver­
sicherungsträger Dr. Dragaschnik und zahlreicher 
anderer Experten, um nicht gerade die Frau Ge­
sundheitsminister zu strapazieren, die auch dieselbe 
Auffassung vertreten hat, daß auch die Spitäler als 
komplizierte kostenintensive Betriebe rationell 
und nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu führen 
sind. Das wird um so eher möglich sein, glauben 
wir, wenn man zuerst einmal daran geht, die 
innere Umorganisation, die Reorganisation in den 
Spitälern, durchzuführen, so wie wir sie im Rah­
men des Spitalsplanes, der bis heute nicht vorliegt, 
immerhin seit nahezu fünf Jahren hier im Hohen 
Hause verlangen. (Abg. Pölzl: „Gut Ding braucht 
Weile!") Wenn man endlich daranginge, die ein­
deutig — und von niemand widerlegbaren — ver­
alteten Strukturen in unseren Spitälern zu über­
winden, und wenn man hier endlich daranginge, 
die einzelnen Verantwortungsbereiche in unseren 
Spitälern überschaubarer zu gestalten. Und nun, 
meine Damen und Herren, Herr Landeshauptmann­
stellvertreter Sebastian, hören wir seit Jahren im­
mer wieder, und zwar aus den Krankenanstalten 
selbst und nicht e twa von außen her, daß durch 
mangelnde Koordinierung und Rationalisierung im­
merhin Millionenbeträge verloren gehen oder zu­
mindest unproduktiv eingesetzt sind. Und seit Jah­
ren, auch das hören wir aus den Krankenanstalten 
selbst und nicht e twa von außen her, s tehen in so 
manchen Kellern des Landeskrankenhauses Graz 
teure Apparate verpackt und ungenützt herum. Ich 
würde daher, meine Damen und Herren und Herr 
Landeshauptmannstellvertreter, vorschlagen (Abg. 
Premsberger: „Da müssen Sie die Herrn Klinikvor­
stände befragen!"), daß man die Kontrollabteilung 
unverzüglich beauftragt, hier einmal im Landes­
krankenhaus Graz zum Beispiel an Hand der An­
schaffungsanträge und der Inventarlisten in den 
einzelnen Abteilungen sowie über den Zweck der 
Verwendung eine Kontrolle, eine Überprüfung vor­
zunehmen. (Erster Landeshauptmannstellvertreter 
Sebastian: „Darf ich e twas sagen? Wenn ich nicht 
Angst hät te und so schüchtern wäre, hätte ich ge­
sagt, gehen wir zwei einmal durch die Keller, aber 
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das traue ich mich nicht!" — Abg. Pölzl: „Um die 
dringliche Anfrage aus der Welt zu schaffen!") Ich 
habe nichts dagegen, es können ja noch mehrere 
Kollegen mitgehen. (Landeshauptmann Dr. Niederl: 
„Gelt, du tust ihm nichts. Also könnt ihr ruhig ge­
hen!" — Erster Landeshauptmannstellvertreter Seba­
stian: „Im Keller werden wir uns wieder finden!") 
Ich hoffe, wir finden uns in einer Meinung, Herr Lan­
deshauptmannstellvertreter, denn hier geht es doch 
um eine wichtige Frage und vor allem um finan­
zielle Mittel für unsere Spitäler! (Erster Landes­
hauptmannstellvertreter Sebastian: „Alle meine 
Freunde beneiden mich schon ob dieser Möglich­
keit!-) IchJioiifi-also,_da R man hier_einen_J^egLJin^ 
det, und ich bitte, wenn es möglich ist, die Kontroll­
abteilung zu beauftragen, eine Überprüfung durch­
zuführen. (Landeshauptmann Dr. Niederl: „Das gilt 
nicht, als Gesundheitsreferent muß der Jungwirth 
gehen!" — Landesrat Prof. Jungwirth: „Ich bin 
schon gesund!") 

Und nun, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, noch etwas anderes. 

Am 10. November 1970, also vor zwei Jahren, 
haben wir beantragt, innerhalb der steirischen Kran­
kenanstalten im Zuge einer Umorganisation, die 
keine besonderen Kosten verursachen würde, Spe­
zialabteilungen für chronisch Kranke einzurichten. 
Bis heute, Herr Landeshauptmannstellvertreter, und 
ich muß Sie als den zuständigen Referenten an­
sprechen, haben wir keine Stellungnahme zu un­
serem Antrag erhalten. (Erster Landeshauptmann-
Stellvertreter Sebastian: „Stell dir vor!") Dafür habe 
ich, und das hat mich aber belustigt, in den Leit­
linien der SPÖ dieselbe Forderung wiedergefunden. 
(Abg. Pölzl: „Da schau her!" — Erster Landeshaupt­
mannstellvertreter Sebastian: „Die gehen ja bis 
1985, die Leitlinien, Sie haben nicht recht gelesen!") 
Aber wir haben das vor zwei Jahren schon bean­
tragt. (Abg. Pölzl: „Wessen Mißbrauch ist das? Das 
wurde von Euch mißbräuchlich verwendet!") Sie 
hätten es ja schon machen können, Herr Landes­
hauptmannstellvertreter. (Erster Landeshauptmann­
stellvertreter Sebastian: „Das geht ja bis 1985!" — 
Landesrat Dr. Krainer: „Das ändert ja nichts!"). 
Daher möchte ich Sie fragen, wann man mit der 
Umorganisation und mit der Einrichtung dieser Spe­
zialabteilung beginnen wird. (Abg. Pölzl: „Die Idee 
der Frau Jamnegg ist mißbräuchlich verwendet 
worden!") 

Nun zum Schluß, Herr Landeshauptmannstellver­
treter, darf ich noch die Frage an Sie richten, wann 
nun endlich die Landesspitalskommission, deren 
Einsetzung wir hier im Hohen Hause einstimmig, 
also auch mit Ihrer Stimme . . . (Erster Landeshaupt­
mannstellvertreter Sebastian: „Wollen Sie einen 
Kalender? Bis 31. Dezember!") Lassen Sie mich aus­
sprechen. Ich war nicht im Finanzausschuß, es ist 
möglich, daß Sie dort eine Erklärung abgegeben 
haben. Lassen Sie mich trotzdem aussprechen, wann 
also wird diese Landesspitalskommission endlich ste­
hen? (Erster Landeshauptmannstellvertreter Seba­
stian: „Sie schauen mich so lieb an! Da steht drin­
nen: 31. Dezember! Es ist noch nicht soweit!" — 
Abg. Pölzl: „Welches Jahr?" — Abg. Dr. Heidin­
ger: „Johanna, das ist das Weihnachtsgeschenk!") 
Herr Landeshauptmannstellvertreter, ich möchte 

Ihnen jetzt folgendes sagen: Das ist nicht persön­
lich gemeint, aber ich möchte doch sagen, wenn 
man sich bis zum letzten Tag des Jahres — mög­
licherweise ist es der Silvesterabend, ich weiß es 
nicht (Erster Landeshauptmannstellvertreter Seba­
stian: „Weihnachtsgeschenk!") Zeit gelassen hat, 
diese Kommission zu installieren, dann muß ich 
sagen, seien Sie mir nicht böse (Landeshauptmann­
stellvertreter Sebastian: „Aber nein, das könnte ich 
ja gar nicht!"), das kennzeichnet die Unlust des 
Ressorts, notwendige Reorganisationen im Bereich 
der Spitäler herbeizuführen. (Beifall bei der ÖVP. —• 
Landeshauptmannstellvertreter Sebastian: „Wie 
könnte ich Ihnen böse sein?" — Abg. Pöl7l: „Es 
könnte auch etwas anderes sein!" — Erster Lan­
deshauptmannstellvertreter Sebastian: „Ich hoffe 
auf Verständnis!" — Landesrat Bammer: „Aber den 
Mißbrauch müßt ihr zurücknehmen!") 

Präsident: Ich erteile Herrn Abgeordneten Dipl.-
Ing. DDr. Götz das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte zu 
einem speziellen Punkt der Gruppe 5 Stellung neh­
men, und zwar zu jenem Punkt, wo auch im Lan­
desvoranschlag 1973 für die Karies-Prophylaxe eine 
Erhöhung der bisherigen Jahresdotation von 400.000 
Schilling auf 460.000 Schilling vorgesehen ist. Be­
denkt man, daß zu diesen Beträgen des Landes — 
in den Erläuterungen ist es ja ausgeführt, daß es 
sich um die Fluortablettenaktion handelt — eben 
jene der Gemeinden, des Bundes, der anderen Län­
der dazukommen, dann wird man kaum fehlgehen 
in der Annahme, daß hier für diese Aktion im 
Bereich des gesamten Bundesgebietes gut und gerne 
25 Millionen Schilling oder mehr aufgewendet wer­
den. Das zwingt aber auch dazu, die Frage genauest 
zu prüfen, ob diese Aktion gerechtfertigt ist, ver­
tretbar ist und ob sie vor allem nutzbringend ist. 
Seit Jahren, und das ist Ihnen sicher ebenso be­
kannt, gibt es ja den Streit zwischen Fluoranhän­
gern und Fluorgegnern. Man kann sich aber nach 
einer Reihe von Veröffentlichungen in den Zei­
tungen kaum des Eindruckes erwehren, daß wirt­
schaftliche Überlegungen von Erzeugerfirmen mehr 
Gewicht haben als medizinische Bedenken. Denn, 
meine Damen und Herren, Sie können nicht als 
Laie von mir erwarten, daß ich mir ein Urteil 
darüber anmaße, wer recht hat im Prinzip, ich kann 
auch nicht sagen, daß die; Behauptung der Fluor­
gegner, daß die gesamte Aktion im Hinblick auf 
die Verminderung der Karies nutzlos sei, stimmt. 
Immerhin möchte ich doch erwähnen, daß schon 
1966 die amerikanische Arzneimittelkontrollbehörde 
die Verordnung von Fluorpräparaten an Schwan­
gere zur Prophylaxe der Zahnkaries wegen man­
gelnder Wirksamkeit amtlich verboten hat. Immer­
hin hat vor kurzem der bekannte Toxikologe und 
Experte Prof. Markart im Umweltseminar an der 
Universität Graz erklärt, daß die Fluorempfehlung 
äußerst problematisch und die Erfolgsmeldungen 
den statistischen Überprüfungen nicht standhalten. 
Immerhin haben von rund 130 Mitgliedsländern der 
Weltgesundheitsorganisation sich laut Sitzungsbe­
richt aus dem Jahre 1969 nur etwa 30 für eine 
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Empfehlung der Fluoraktion ausgesprochen. Kurz 
und gut, man könnte diese Beispiele fortsetzen. Ich 
möchte aber nur auf folgendes h inaus: auf die Tat­
sache, daß die österreichische Arzneimittelkommis­
sion bereits 1960 Natrium-Fluorit-Präparate als Gift 
deklarier t hat, das nur nach individueller ärztlicher 
Verordnung in den Apotheken abgegeben werden 
darf und haben auch eine Maximaldosis festgelegt. 
Diese Maximaldosis ist bei einer Kollektivabgabe 
in den Schulen, noch dazu unter Ausschaltung 
des Arztes und des Apothekers , weil sie ja bekannt­
lich von Lehrern und Kindergärtnerinnen ausge­
geben wird, in keiner Weise mehr kontrollierbar. 
Und wenn man denkt, wie lang sich nun der Streit 
hinzieht, ob nun eine Schädlichkeit gegeben sein 
könnte — nicht nur eine Nutzlosigkeit, sondern 
sogar eine Gefährdung — und wenn man anderer­
seits bedenkt, daß in zunehmendem Maße Fluor­
verbindungen in den verschiedensten Arzneimit­
teln vorkommen, in der Textilindustrie Imprägnier­
mittel, in der technischen Industrie usw. Anwen­
dung finden, dann ist die Frage der Überprüfung, 
wo und wann im Einzelfall diese Maximaldosis 
erreicht wird, praktisch nicht mehr möglich. Das 
war mit ein Grund, daß nun verschiedene Länder 
oder Städte in der Frage der Fluorierung des Was­
sers einen Rückzieher gemacht haben. Eben weil 
die Größenordnung der Fluorbeigabe nicht mehr 
kontroll ierbar war im Hinblick auf die gesamten 
übrigen Fluoreinnahmen beabsichtigter oder unbe­
absichtigter Art durch den in Frage kommenden 
Personenkreis. Ich glaube daher, meine Damen und 
Herren, und das ist der Zweck dieser Wortmeldung, 
wenn man nun feststellt, daß es sich konkret um 
ein Präparat handelt, das zumindest umstritten ist, 
wo sich Fachleute raufen, wenn man zweitens fest­
stellt, und das steht außer Streit, daß es sich um 
ein Gift handelt, das ab einem bestimmten Grenz­
wer t schädlich ist, und wenn man drittens fest­
stellt, daß dieser Grenzwert nicht klar erkennbar 
ist, weil nicht verfolgbar ist, wann, wo jemand 
und in welchem Ausmaß Fluor zu sich nimmt, 
direkt oder indirekt. Wenn das also feststeht, sollte 
man auch den Bedenken der Zahnärzte, die in ihrer 
letzten Tagung in Kärnten auch erhebliche Beden­
ken angemeldet haben, dadurch Rechnung tragen, 
daß man diese Fluortablettenaktion aussetzt, bis ent­
weder klare, gesicherte wissenschaftliche Erkennt­
nisse vorliegen in der einen wie in der anderen 
Richtung und bis vor allem jener Streit ausgetra­
gen ist zwischen dem österreichischen Sanitätsrat, 
der Sanitätsbehörde, auf der einen Seite und den 
interessierten Firmen, die j a in sehr großem Maße 
von der Nützlichkeit dieser Aktion reden, und 
sollte mehr darauf Bedacht nehmen, daß nicht durch 
eine gutgedachte Maßnahme unter Umständen eine 
Bedrohung von Schulkindern in ihrer Gesundheit 
erfolgt. 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Marczik. Ich erteile ihm das Wort . 
Nach ihm Herr Landesrat Bammer. 

Abg. Marczik: Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Nach zum Teil sehr ernsten und umfassen­
den Debatten über verschiedenste Kapitel und Pro­

blemstellungen des Landesbudgets darf ich mir nun 
erlauben, Ihre geschätzte Aufmerksamkeit auf einen 
Bereich zu lenken, der in seiner Bedeutung nicht 
minder wichtig ist und der unser gemeinsames 
Interesse verdient. Es ist dies die Jugendförderung 
und hier im besonderen das Kapitel „Allgemeine 
Jugendförderung". Wir haben von der ÖVP aus 
gerade dieser Problemstellung immer größte Be­
deutung beigemessen und dies im Steiermarkmodell 
auch sehr deutlich zum Ausdruck gebracht. Sie fin­
den auch, meine Damen und Herren, wenn Sie es 
genau verfolgen, kaum ein Kapitel im Voranschlag, 
das nicht i rgendwo mit Jugendförderung zu tun hat, 
ob es sich nun um wirtschaftliche Probleme oder 
um den Wohnbau dreht, ob es sich um die Jugend­
fürsorge handelt, überall begegnen Sie dieser Pro­
blemstellung und es ist daher nur sinnrichtig, daß 
immer wieder verschiedenste Redner aller Fraktio­
nen zu diesem Problem Stellung nehmen. Mir 
kommt es heute darauf an, zunächst einmal kurz 
einige Schwerpunkte zu skizzieren, die dieses Ka­
pitel kennzeichnen und die zum Ausdruck bringen, 
was das Land, hier speziell das zuständige Ressort, 
und das Landesjugendreferat in dieser Hinsicht bis­
her getan haben und zweitens, welche neuen 
Schwerpunkte bzw. Akzente gesetzt werden sollen. 
Meine Damen und Herren, eines ist, glaube ich, 
besonders wichtig in diesem Zusammenhang zu 
sagen: Es darf auf diesem Gebiet nie zu einem 
Stillstand kommen, daher weitere Versuche in Hin­
sicht auf eine noch wirkungsvollere, noch attrak­
tivere und zukunftsorientierte Jugendarbeit . Ich darf 
Ihnen sagen und glaube, Sie sind mit mir einer 
Meinung, dafür sorgt ja nicht zuletzt die Jugend 
selbst, die immer wieder ihre Vorstellungen un-
überhörbar und sehr deutlich in diesem Zusammen­
hang zum Ausdrucke bringt. Von den vorhin er­
wähnten Schwerpunkten darf ich sagen, daß in die­
sem Unterabschnitt eine Förderung der Jugendver­
bände und deren Veranstal tungen besonders aufge­
zeigt und gefördert wird. Zum anderen ist auch 
angeführt die Förderung des Baues von Jugend­
warteräumen. Meine Damen und Herren, und hier 
erlauben Sie mir, daß ich über den allgemeinen 
Überblick hinaus konkret die Bitte vorbringe, dem 
Problem des Jugendwarteraumes am Bahnhof in 
Judenburg besondere Beachtung zu schenken. Ich 
möchte gleich sagen, wir sind sehr dankbar dafür, 
daß hier geholfen und ein solcher War te raum ge­
schaffen wurde. Aber es ist nicht verborgen ge­
blieben, daß dieser an sich sehr schön eingerich­
tete Raum höchstens für zwanzig Schüler Aufnahme 
bietet, während ein Durchschnitt von 80 Schülern 
in den Stoßzeiten dort untergebracht werden soll. 
Insgesamt sind es mehrere hundert, die diesen Raum 
täglich frequentieren. Ich weiß, daß nicht alles auf 
einmal geht, ich weiß, daß verschiedene Bezirke 
auch an die Reihe kommen wollen und müssen, 
aber ich bitte schon jetzt darum, hier Verständnis 
zu zeigen und das Problem besonders zu fördern. 
Ich möchte darüber hinaus sagen, was die Jugend­
warteräume betrifft, meine Damen und Herren, ist 
das ein großes Problem im Zusammenhang mit den 
Schülerbussen, nämlich das Problem, daß es hier 
maiigelt an Jugendwarteräumen für jene Schüler, 
die mit Autobussen fahren, und zwar überall im 
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Lande. Es wird daher diesem Problemkreis erhöhte 
Bedeutung beizumessen sein. Da mitunter eine sehr 
erhebliche Zeit zwischen dem Ende des Unterrich­
tes und der Heimfahrt vergeht, sind die Schüler 
gezwungen, überall auf den Straßen mehr oder 
minder glücklich die Zwischenzeit zu verbringen. 
Ich weiß, daß man hier auch an Tagesheime denkt 
und diese Dinge im Laufe der Zeit realisieren wird 
müssen, aber, meine sehr verehr ten Damen und 
Herren, ich sage es noch einmal zusammenfassend: 
Das, was hier mit den Fahrschülern via Autobus 
noch ausständig ist, müßte man doch sehr rasch in 
Angriff nehmen! 

Meine Damen und Herren! Daneben werden die 
Jugendherbergen wie bisher auch in diesem Jahr 
kräftig gefördert. Es gibt zahlreiche Fachlehrgänge 
seitens des Landesjugendreferates, hier nicht zuletzt 
auch für die Kampfrichterausbildung, zur Erlangung 
der Jugendsportnadel , Turnwartelehrgänge usw., 
Sie wissen, daß die internationalen Jugendkontakte 
sehr intensiv weitergepflegt werden, und ich darf 
darauf hinweisen, daß neben den bisher sehr glück­
lich verlaufenen Kontakten mit Ungarn, mit Jugo­
slawien, vor allem auch mit Südtirol, heuer der 
Kontakt mit der Stadt Berlin insofern eine Berei­
cherung erfahren hat, als heuer nicht nur ein Re­
kord aufgestellt wurde, da über 1000 Berliner Ju­
gendliche und Kinder ihre Ferien in der Steiermark 
verbracht haben, sondern daß heuer erstmalig auch 
steirische Jugendgruppen zum Gegenbesuch nach 
Berlin gefahren sind. Daneben wurden Schiveran­
staltungen durchgeführt, wie etwa die Veranstal­
tung am Präbichl, zu der j a sämtliche Jugendver­
bände eingeladen wurden und bei der immerhin 
über 100 Teilnehmer zu verzeichnen waren. Dar­
über hinaus hat der Waldlauf heuer ein Rekord­
ergebnis von über 2000 Teilnehmern gezeitigt. Das 
ist doch ein sehr erfreuliches Zeichen. 

Nun aber, meine Damen und Herren, sehr we­
sentlich erscheint uns gerade in der heutigen Zeit 
die Förderung der Medienerziehung. Als sehr we­
sentliches Moment sei auch genannt die außer­
schulische bildnerische Erziehung, wo den jungen 
Leuten die Möglichkeit geboten wird, ihre Talente 
entsprechend sinngemäß zu verwerten. Vor allem 
aber sind es zwei Dinge gewesen, die landauf, 
landab — und das kann man mit Freude fest­
stellen — Beachtung bei den jungen Menschen zwi­
schen 14 und 18 J ahren gefunden haben. Das war 
einerseits das sogenannte „Jugendschach" und auf 
der anderen Seite die UNESCO-Arbeitsgemeinschaft. 
Was das Jugendschach betrifft, so gestatten Sie mir 
doch eine Randbemerkung dazu. Es ist nicht nur die 
Bestrebung und die Zielsetzung, das Schachspiel 
in weitesten Kreisen zu verbrei ten und zu fördern, 
sondern ich glaube als Pädagoge dazu sagen zu 
dürfen, daß dieses Schachspiel sehr wesentlich dazu 
beiträgt, vorurteilsfreie logische Denkprozesse zu 
fördern in einer Zeit, in der wir alle und speziell 
die Jugend, der Manipulation und wenn Sie wol­
len der unkontrollierten Beeinflussung in erhöhtem 
Maße ausgesetzt sind. Ich glaube, daß das eine sehr, 
sehr wertvolle Arbeit darstellt. Was die Arbeits­
gemeinschaft der UNESCO betrifft, so ist es ebenso 
erfreulich, daß gerade die jungen Menschen für 
diese Art der Entwicklungshilfe gegenüber ande­

ren Völkern und der Kontaktnahme mit diesen 
ganz besondere Aufmerksamkeit gezeigt haben. 

Und nun noch die zwei neuen Akzente, die hier 
gesetzt werden sollen und bisher auch bereits in 
die Wege geleitet wurden. Da ist einerseits das 
Projekt „Jugend forscht" und auf der anderen Seite 
„Jugend übersetzt". 

„Jugend forscht" bietet den jungen Menschen 
die Möglichkeit, ihre Vorstellung zur Gestaltung 
der Umwelt klar zu präzisieren. Und was „Jugend 
übersetzt" anlangt, so darf ich Ihnen den erfreu­
lichen Bericht bringen, daß heuer schon über 1300 
junge Menschen von den verschiedenen Bildungs­
anstalten des Landes an diesen Aktionen teilge­
nommen haben. Wir glauben alle gemeinsam, daß 
diese Aktionen noch immer die wertvollste Basis 
zur Verständigung unter den Völkern, unter den 
Menschen darstellen. So betrachtet, meine Damen 
und Herren, ist dies zwar keine vollständig ge­
nannte, aber eine sehr reiche Palette von Initia­
tiven und Versuchen seitens des Landes, die Ju­
gendarbeit in ihren vielfältigen Formen zu fördern. 
Wesentlich erscheint mir auch, daß dem Problem 
Freizeit im Hinblick auf unsere Jugend erhöhtes 
Augenmerk geschenkt wird. Ich darf sagen, wir 
werden gerade von unserer Seite gegen alle Vor­
stellungen von Zwangsnormen auftreten, aber wir 
sind dafür, daß hier ein noch reichhaltigeres, viel­
fältigeres Angebot für sinnvolle Freizeitgestaltung 
der Jugend geboten wird. Voraussetzung aber — 
und damit komme ich zum Schluß — ist, diesen ge­
samten Bereich noch genauer zu erforschen und für 
die Jugend die Anreize zu bieten, damit sie selbst 
ihren Vorstellungen und ihren Wünschen gemäß 
in einem noch stärkeren Engagement als bisher 
Vorschläge zu einer Verwirklichung zeitnaher und 
den tatsächlichen Erfordernissen entsprechender Ju­
gendarbeit und schließlich und endlich auch der 
damit verbundenen Förderung erbringt. Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 

Zweiter Präsident: Ich erteile dem Herrn Landes­
rat Bammer das Wort . Nach ihm spricht Dr. Piaty. 

Landesrat Bammer: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Dem Landtag liegt zur Gruppe 5 ein 
einziger Antrag vor. Dieser Ant rag sagt im zwei­
ten Teil sehr lakonisch, daß in j eder steirischen 
Gemeinde eine Sportanlage errichtet werden soll. 
Und dieser Antrag ist es auch, der mich veran­
laßt hat, als dem Sport doch verbundener Funk­
tionär zu den Sportfragen in unserem Lande e twas 
zu sagen. Ich glaube nämlich, daß — ohne zu 
qualifizieren — die Antragsteller sich es e twas 
leicht gemacht haben. Ich weiß schon, daß der An­
trag gut gemeint ist, aber ich werde als Funktionär 
nicht ganz klug daraus. Denn es müssen doch die 
Antragsteller wissen, daß „Sportanlage" ein Sam­
melbegriff ist, der zu viele Möglichkeiten und Un­
terschiedlichkeiten in sich birgt, daß man nicht den 
Begriff Sportanlagen für alle unsere Gemeinden 
anwenden darf. Ist unter Sportanlage ein Fußball­
platz mit oder ohne Leichtathletikanlage, ein Ten­
nisplatz, eine Sporthalle, eine Kunsteisbahn, ein 
Schilift, eine Reitbahn oder gar i rgendeine andere 
Einrichtung gemeint? Allein aus der Verschieden-
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artigkeit der Größe, der Landschaft und des Be­
darfes geht hervor, daß dieser Antrag dem Wort­
laute nach nicht zielführend ist. Es ist sogar be­
dauerlicherweise festzustellen, daß durch eine solche 
Oberflächlichkeit in der Vergangenheit in der Stei­
ermark ein Zustand e ingetreten ist, auch im Sport­
anlagenbau, der nicht in allen Bereichen als ge­
sund bezeichnet werden kann. Denn wenn wir 
heute sagen und feststellen müssen, daß wir in 
der Steiermark mehr Schisprungschanzen als Schi­
springer haben, so ist hier die Förderung manchmal 
in nicht ganz richtige, um nicht zu sagen, in falsche 
Bahnen gelenkt worden. Und deshalb glaube ich 
doch berichtigen und den Antragstellern in Erinne­
rung bringen zu müssen, daß der Landesleitplan 
für die Sportstätten in der Steiermark eine ge­
wissenhafte Erhebung der Bezirkshauptmannschaf­
ten, der Gemeinden, der Fachverbände, der Dach­
verbände und der Vereine für ein umfassendes 
Sportstättenbaukonzept mindestens für die näch­
sten zehn Jahre geführt hat. Und dieses Sportstät­
tenbaukonzept wird durch die Landessportorgani­
sationen und alle, die Einfluß auf die Förderung 
durch Mittel des Bundes haben, eingehalten, damit 
man zu einer s innvollen Anwendung der öffent­
lichen Mittel beim Sportstättenbau kommt. Sie se­
hen also, meine Damen und Herren, daß es viel 
komplizierter ist als einfach zu sagen, jede Ge­
meinde soll die ihren Verhältnissen und ihren Mög­
lichkeiten entsprechende Sporteinrichtung erhalten. 

Aber doch einiges auch sonst zum Sport: Seit 
unserem letzten Gespräch über Sport im Rahmen 
der Verabschiedung des Landesbudgets waren große 
sportliche Ereignisse in aller Welt und auch die 
Österreicher, die akt iven Sportler und viel mehr 
noch die Fernsehsportler, die sich den Sport vom 
Fernsehschirm aus kredenzen lassen, haben an diesen 
Ereignissen teilgenommen. Konsequenz aus diesem 
gestiegenen Sportverständnis und Interesse ist doch 
die Tatsache, daß das passive Sportinteresse noch 
mehr zugenommen hat und nicht im gleichen Maße 
die Bereitschaft gewachsen ist, selbst aktiv Sport 
zu betreiben. Es haben sich deshalb Bundessport­
organisationen, Landessportorganisationen, Massen­
medien, die Zeitungen, Dach- und Fachverbände 
vereinigt, um in einer großen, umfassenden Aufklä­
rungsaktion dafür zu werben, daß mehr Menschen 
in unserem Lande sich selbst sportlich betätigen 
und nicht nur und ausschließlich passiv Sport kon­
sumieren. Die Fit-Aktion, eine Aktion, die dem 
Gesundheitssport dient, hat weites Interesse und 
gutes Echo gefunden. Volkssporttage, Volksschitage 
und Fit-Märsche sind genauso Allgemeingut ge­
worden wie zum Beispiel die Erkenntnis, daß Lang­
laufloipen und sogenannte Schweißtropfenbahnen in 
zunehmendem Maße gefördert werden müssen, um 
eben das gesteigerte Interesse in Möglichkeiten um­
zusetzen, selber sich mitzubeteiligen. Daneben ha­
ben wir aber auch eine Reihe großer Veranstal­
tungen in unserem Lande in diesem letzten Jahr 
durchgeführt. Ich darf bei diesem Anlaß auch dem 
Landtag und der Landesregierung für die Förde­
rung der großen internationalen ASKÖ-Sporttage 
danken. Es haben immerhin 1500 Sportler aus 20 
Nationen in acht steirischen Städten an diesen 
Sporttagen tei lgenommen und dies hat den Ruf 

der Steiermark als guter Boden für faire, sport­
liche Auseinandersetzungen in weite Teile der 
sportlichen Wel t getragen. Wi r werden im März 
des kommenden Jahres in der Landeshauptstadt 
Graz eine außerordentlich interessante Veranstal­
tung miterleben dürfen, die Eishockeyweltmeister­
schaften in der Gruppe B im Liebenauer Stadion, 
und das Bundesministerium für Unterricht, das Land 
Steiermark und die Stadt Graz haben sich gemein­
sam bereitgefunden, nicht nur die Veranstal tung 
zu ermöglichen, sondern auch den Ausbau des 
Liebenauer Eisstadions zu vollenden (Beifall) und 
damit optimale Bedingungen für diese mit weltwei­
tem Interesse verbundene, große Veranstal tung zu 
bieten. (Abg. Pölzl: „Kann man da schon Karten 
reservieren lassen, Herr Landesrat?") Ich darf jetzt 
schon die Interessierten — ganz besonders Herrn 
Abgeordneten Pölzl — einladen, sich Termine vor­
zumerken. Karten wird es sicher ausreichend geben, 
nachdem um 1000 Sitzplätze mehr als bisher im 
Eisstadion eingerichtet sein werden. 

Bei diesem Anlaß möchte ich auch sagen, durch 
die Tatsache, daß mehr Sportförderungsmittel auch 
im Landesvoranschlag 1973 enthalten sind, ist mit 
einer vers tärkten sportlichen Intensität im stei­
rischen Sport zu rechnen. Ich glaube, daß es viele 
unter uns gefreut hat, festzustellen, wie ein junger 
Steirer — der Zehnkämpfer Sepp Zeilbauer — sich 
mit unerhörter Kraft und Selbstüberwindung durch 
die letzten Meter des 1500-Meter-Laufes in Mün­
chen geschleppt hat und in einem Weltklassefeld 
Neunter geworden ist, also eine außerordentliche 
Leistung vollbracht hat. Die Ansätze des Jahres 
1973 geben der Landessportorganisation, den Fach-
und Dachverbänden und Vereinen gemeinsam mit 
den zusätzlichen Mitteln des Bundesministeriums 
für Unterricht die Chance, den steirischen Sport 
noch besser zu fördern. Ich bin sicher, bessere Lei­
stungen und bessere Ränge der steirischen Sportler 
im gesamtösterreichischen Bild werden zweifellos 
ein bescheidener Dank und eine Anerkennung sein 
— in diesem Sinn dem Landtag und der Regierung 
für dieses Sportverständnis aufrichtigen Dank. (All­
gemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet ist Herr Abge­
ordneter Dr. Piaty. Ich erteile iihm dais Wort . 

Abg. Dr. Piaty: Herr Präsident, Hoher Landtag! 
Das Gesundheitswesen in der Steiermark wird 
wie weiland das alte Rom von zwei Konsulen 
geführt: nämlich im einen Bereich — Abschnitt 
50/51 — von Herrn Landesrat Jungwirth und in den 
übrigen Bereichen von Her rn Landeshauptmann­
stellvertreter Sebastian. Insgesamt werden 
1.429,000.000 Schilling für die Gesundheit ausge­
geben, das ist nicht ganz ein Fünftel des gesamten 
Landesbudgets. Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit 
insbesondere auf den Unterabschnitt 513 lenken, wo 
erstmalig auf Initiative des Herrn Landesrates 
Jungwirth und in Befolgung der Grundsätze des 
Steiermark-Modells der österreichischen Volkspar-
tei Ausgabenpoisten festgelegt wurden, die die 
sogenannte Vorisorgemedizin ermöglichen werden. 
In diesen Posten, mit einem Betrag von 9,2 Millio­
nen Schilling, wird es möglich sein, eine Schwan­
gerenvorsorge, einte Neuge'boiienenvorsorge und 
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ein reduziertes Erwachisenenvorsorgeprogramm 
durchzuführen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es muß uns klar sein, daß auf diesem Gebiet 
erstmalig eine Pionierleistung gesetzt wind — eine 
Leistung, die siicherlich ausbauifähig ist. Ich möchte 
aber auch darauf hinweisen, daß im letzten Moment 
die Realisierung dieses Projektes beinahe in Frage 
gestellt war, da der Rotstift des Herrn Finanzrefe­
renten diese Posten aus dem Budget zunächst 
eliminieren wollte. 

Ich bedauere das deswegen, weil in dein „Steiri-
schen Leitlinien" der SPÖ die gleichen Forderun­
gen wie dm „Modell Steiermark" festgelegt wur-
_rien, und iich hoffe, daß damit miriht zum Ausdruck 
kommt, daß die linke Hand nicht genau weiß, was 
der linke Kopf will. (Abg. Dr. Strenitz: „Alles 
basiert im Humanprogramm!") 

Aber meine sehr Verehrten, Schwamm darüber, 
es ist ja jetzt im. Budget drinnen, und wir dürfen 
auch darauf hinweisen, daß ein Betrag für die 
Dokumentation festgelegt ist, denn die Dokumenta­
tion ist vielleicht der 'Schlüsselpunkt für die Vor-
sorgemeddzin. 'Es wäre ohne weiteres möglich, hier 
die Keimzelle eines medizinischen Dokumentations­
zentrums zu sehen und das auszubauen, indem 
sämtliche Gesundheitsdaten aller Steirer — nicht 
nur in der Vorsorgemediziin — erfaßt werden. Auf 
diese Art und Weise könnten wir wesentlich ratio­
neller sein. Nur ein kurzer Hinweis. Eine Röntgen­
untersuchung in der freien Praxiiis und dann noch 
einmal eine Röntgenuntersuchung im Krankenhaus 
ist oft nicht nur ökonomisch unnotwendig, isondern 
ist auch im Sinne des Gesundheitsschutzes zu­
mindest wegen der Strahlenbelastung problematisch. 
Auch die ärztliche Versorgung des flachen Lan­
des wird einen ersten Schritt der Realisierung, der 
Sicherstellung erfahren, da ein Betrag enthalten 
ist, der es gemeinsam mit Beiträgen des (Mini­
steriums für Gesundheit ermöglichen wird, ein 
Funknetz festzulegen, das die Steiermark erfaßt 
und das die ärztliche Versorgung, insbesondere 
am Samstag und am Sonntag und später auch in 
der Nacht, sicherstellen soll. Dieses Funknetz wird 
zunächst in Graz (Groß-Graz) ausgebaut und dann 
in den Bezirken Leibnitz, Radkensburg und in der 
Region Bad Aussee. Wenn weitere Mittel zufließen, 
werden auch die weiteren Bezirke schnittweise 
diesem Funknetz eingegliedert werden. 

Und nun komme ich zum zweiten Bereich dieses 
Doppelkomisulates, nämlich zum Bereich der Kran­
kenanstalten. Ich nehme an, daß er Ihr besonderes 
Interesse erweckt. Sie wissen ja, daß er ein chroni­
sches Diskussionsthema dieses Landtages ist. Es ist 
an und für sich bedauerlich, daß der Landtag 
sein Kontrollrecht nur einmal im Jahr wirklich 
wahrnehmen kann, nämlich bei der Beschlußfassung 
über den Jahreshaushalt des Landes. Es ist das 
Recht der Legislative, hier Kritik zu üben, nicht 
aus einer Wadelbeißerei heraus oder nur um des 
Kritisierens willen, sondern als Diskussions- und 
Denkanstoß für die weitere Entwicklung. Hier habe 
ich einen ersten Beitrag eines solchen Denkan­
stoßes. Im „Blauen Montag" vom 20. November 
konnte man lesen, daß der Herr Referent der 
Rechtsabteilung 12, der in Personalunion zugleich 
der Parteivorsitzende der Sozialistischen Partei ist, 
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folgendes gesagt hat: „Die ÖVP sei aus Ignoranz 
oder Unvermögen, auf jeden Fall aber aus be­
wußter und gewollter Ablehnung jeder planenden 
Vonschau mit keinem der lExistenzprobleme des 
Landes fertig geworden." (Landesrat Gruber: „Sie 
lesen da etwas, was gar nicht drinnen steht!") 
Ich habe das einmal gelesen. (Abg. Pölzl: „Sind Sie 
vonsichtig, Herr Landesrat, das steht drinnen!" — 
Landesrat Gruber: „Das glaube ich nicht, das muß 
ich zuerst gesehen haben!" — Abg. Dr. Eichungen 
„Tun Sie nicht so falsch!" — Abg. Marczik: „Der 
Herr Dandesrat Gruber glaubt dem Herrn Landes­
hauptmannstellvertreter Sebastian nicht!") 

—Ich—habe—das—einmar-geles&n-^und-^ioeh—einmaL 
gelesen, und dann habe ich die ganze Problematik 
des Krankenhauses vor meinem Auge paradieren 
lassen, wo ich doch glaube, daß ich nicht ein Out­
sider bin, der nur die Fassaden, sondern der diese 
Häuser wirklich von innen kennt. Und dann habe 
ich eigentlich ein Gefühl des Mitleides bekommen, 
nämlich des Mitleides mit all jenen Menschen, die 
dauernd den Splitter dm Auge ihres lieben Mit­
bruders sehen, aber nicht bemerken wollen, wie 
faustdicke Balken vor den eigenen Augen stecken! 
(Beifall bei der ÖVP!) 

Es wurde ja hier schon sehr oft von der Plan­
losigkeit in diesem Bereich gesprochen, und ich 
weiß, der eine glaubt es und der andere nicht. 
Ich kann Ihnen hier einen Kronzeugen bringen, der 
sicherlich — das werden Sie mir zugestehen müssen, 
ein Arzt ist, der sogar ein Primarius ist und — Sie 
werden es nicht glauben — auch ein Sozialist ist. 
(Abg. Gerhard Heidinger: „Es gibt solche!") Und 
dieser Kronzeuge ist die Frau Gesundheitsminister 
Dr. Ingrid Leodolter. (Landesrat Bammer: „Da sind 
wir in bester Gesellschaft!") Denn in der „Neuen 
Zeit" vom 16. Mai 1972 kann man lesen über eine 
Pressekonferenz, die die Frau Minister gegeben 
hat. Dort wurde sie über einen Bundesspitalsplan 
befragt. Und laut „Neue Zeit" sagte sie: „Mit dem 
Spitalsplan gibt es noch Schwierigkeiten. Von allen 
neuen Bundesländern hat bisher erst Oberösterreich 
einen Landesspdtalsplan geliefert." Mit einem Wort, 
meine sehr Geehrten, wenn Sie den Gesetzen der 
Logik folgen. . . (Abg. Premsberger: „Das ist das 
gleiche wie bei den Gesundenuntersuchungen. Da 
war er immer dagegen, und die Krankenkasse war 
die erste, die das gemacht hat!" — Abg. Pölzl: 
„Das ist eine Frage, wie lange sich der Landtag 
vom Landeshauptmann Sebastian noch häkeln läßt! 
Fünf Jahre fordern wir den Spitalsplan!" — Abg. 
Premsberger: „Die Krankenkasse hat immer Vor­
sorgeuntersuchungen verlangt!" — Landesrat Gru­
ber: „Kollege Pölzl, der Landeshauptmann hat 
selbst gesagt, er nimmt dich nicht mehr ernst. Ich 
glaube, der ganze Landtag nicht!" — Landeisrat 
Peltzmann: „Lieber Landesrat Gruber, wenn man 
von Überheblichkeit spricht, dann kann man das 
von Ihnen sagen!" — Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Das 
ist eine nichtige Methode, andere Meinungen nicht 
ernst zu nehmen!" — Glockenzeichen des Präsi­
denten.) 

Meine sehr Geehrten, wenn Sie diese Sache ver­
folgen, nämlich daß auf der einen Seite mit vollem 
Recht der Referent sich rühmt, 10 Jahre dieses Re-
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ferat geleitet zu haben und die Frau Bundesmini­
ster für Gesundheit, die Ihrer Partei angehört, sagt, 
es gibt in einem einzigen Land, nämlich in Ober­
österreich, eine Plan, so werden Sie mir doch den 
logischen Schluß zugestehen, daß hier in der Stei­
ermark eine Planlosigkeit auf diesem Gebiet vor­
herrscht. (Beifall bei der ÖVP. — Abg. Zinkanell: 
„Was ist mit Niederösterreich, Tirol usw.?) Es mag 
ja, meine sehr Verehrten, ermüdend sein, J ahr für 
Jahr dieselben Vorwürfe und dieselbe Kritik zu 
hören. (Abg. Hammerl : „Wenn Ihnen nichts an­
deres einfällt!") Nicht mir fällt nichts anderes ein, 
dem Herrn Referenten fällt nichts anderes ein. (Bei­
fall bei der ÖVP.) Wenn kritisiert werden muß, 
liegt das nicht an den Kritisierern, sondern an de­
nen, die kritisiert werden müssen. (Beifall bei der 
ÖVP.) Dieser Landtag, auch Sie mit Ihrer Stimme, 
hat im Februar einstimmig beschlossen, daß der 
Herr Referent hier e ine Kommission einsetzen soll. 
Wir haben ihn aufgefordert, daß er einen Plan vor­
legen soll. (Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Muß!") Daß 
er das bis heute nicht getan hat, am 6. Dezember, 
fast gegen Ende des Jahres, ist ein glatte Ignoranz 
gegenüber dem Wollen und den Wünschen dieses 
Landtages! (Beifall bei der ÖVP. — Abg. Pölzl: „Ja­
wohl! Auf das kommt es an!" — Landesrat Peltz-
mann: „Das hat der Heidinger auch gesagt!") Ich 
frage Sie, meine sehr Geehrten, die Sie die Mit­
bestimmung immer im Munde führen und von De­
mokratisierung sprechen, warum gibt Ihr Referent 
dem Landtag nicht die Möglichkeit der Mitbestim­
mung? (Beifall bei der ÖVP. — Abg. Zinkanell: 
„Das können wir von anderen Regierungsmitglie­
dern auch verlangen. — Landesrat Peltzmann: „Der 
Berufsschulorganisationsplan wurde gemacht!") Ich 
frage Sie: Warum sind Sie nicht für eine breite 
Basis der Mitentscheidung? Ich kann Ihnen auch 
ganz genau sagen, warum. Das Motiv, meine sehr 
Geehrten, liegt völlig klar auf der Hand. Denn wenn 
der Herr Referent die e c h t e Absicht hätte, den 
Landtag bei der Gestaltung des Krankenhauswesens 
mitbestimmen zu lassen, dann hätte er diese Kom­
mission vor der Budgeterstellung 1973 eingesetzt 
und nicht dieses Budget erst über die Bühne laufen 
lassen, um vielleicht i rgendwann im letzten Abdruck 
des Jahres, sozusagen nur als formale Bestätigung 
dieses Beschlusses endlich diese Kommission zu 
konstituieren. Es ist der Stil der einsamen Beschlüs­
se, der hier gepflegt wird, der Stil einer gewissen 
Selbstherrlichkeit, die zu einer Kette permanenter 
Improvisationen führt, die sich nicht nach dem Be­
darf orientieren oder nach der Funktion, sondern 
die den Verlockungen der Intervention, des Patro-
natssystems oder zu deutsch der Freunderlwirtschaft 
folgen, und wenn auf dem Krankenhaussektor et­
was geschehen ist — und es ist e twas geschehen — 
so ist es pr imär deswegen geschehen, weil es die 
Initiative der Primarärzte war, die da und dort 
e twas erreicht haben. 

Aber, meine sehr verehr ten Damen und Herren, 
vielleicht spreche ich jetzt gegen meinen Stand. Es 
kann nicht Aufgabe sein, daß ein Krankenhaus so­
zusagen im Wildwuchs sich weiterentwickelt, je 
nachdem, ob dort oder dort ein guter und initiati­
ver Primarius ist, sondern wir können ausschließ­
lich n u r . . . (Zwischenruf von der ÖVP: „Die Ge­

nossen Sozialisten lassen ihren Parteivorsitzenden 
da im Stich!") 

Meine sehr Geehrten, eine Krankenhausplanung 
kann nur überregionale Prinzipien verfolgen und 
kann nur objektiven Normen des Bedarfes und der 
Funktionsgliederung folgen. Ich k ann es nicht so 
machen, wie es der Qualtinger in seinem Lied über 
das Motorrad und den Motorradfahrer geschildert 
hat : „Ich weiß net, wo ich hinfahr, aber schneller 
bin ich dort!" (Beifall bei der ÖVP.) Man wird 
natürlich eine Kommission einsetzen, ich weiß nicht, 
wie die ausschauen wird, wahrscheinlich wird es 
eine Kornmission sein, wo Leute drinnen sitzen, die 
die Fahne des Opportunismus immer wieder hoch­
halten, nachdem sie einfach immer nach dem Mund 
des jeweils Machthabenden reden und möglichst 
eine eigene Meinung vermeiden. (Erster Landes­
hauptmannstel lvertreter Sebastian: „Sie kommen 
schon hinein, Herr Abgeordneter! Auf Sie freue ich 
mich schon!") Na, ich würde hoffen. (Abg. Pölzl: 
„Freuen Sie sich nicht zu früh, Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter! Sie werden sehen, da tut sich 
was!" — Erster Lande'shauptmannsteUvertreter Se­
bastian: „Ich habe immer schon gesagt, dort" — 
weist auf die ÖVP-Abgeordneten — „sitzen lauter 
Gescheite und dort" — weist auf die SPÖ-Abgeord-
neten — „lauter Dumme!" — Wei tere unverständ­
liche Zwischenrufe.— Abg. Gerhard Heidinger: „Ich 
glaube, der Herr Landeshauptmann hat sich geirrt, 
es ist umgekehrt!") Aber, Hoher Landtag, es wird 
diese Kommission nicht mehr viel korrigieren kön­
nen, weil ja wesentliche Grundlagenentscheidungen 
über die ganze Struktur des steirischen Kranken­
hauswesens bereits von der Rechtsabteilung 12 in 
VollverantwortMchkeit und in Eigenverantwortlich­
keit getroffen wurden. Ich erinnere nur — das sei 
nur so nebenbei bemerkt — an das Lieblingspro­
jekt des Herrn Referenten, das Krankenhaus Leo­
ben, und ich empfehle jedem, wenn er mit dem 
Auto die Umfahrung Leoben befährt, einen kurzen 
Blick hinüber zu machen, dorthin, wo die rote Wol­
ke liegt und dann wissen Sie, welchen „Idealstand­
punkt" dieses Krankenhaus hat! Und wenn der glei­
che Referent sagt, daß er nicht in Leoben dort ein 
neues Krankenhaus baut, sondern 15 Autominuten 
weiter das Krankenhaus Brück, und wenn wir 
hören durch gewisse Andeutungen — wir hören 
eben nur Andeutungen — daß die Funktionen ge­
teilt werden, also dort eine Abteilung und da eine 
Abteilung, und zum Schluß wird es heißen: zweimal 
eine Küche und zweimal eine Wäscherei, zweimal 
ein technischer Betrieb und alles zweimal, dann wis­
sen Sie es ganz genau, wie es nicht sein darf. (Un­
verständliche Zwischenrufe.) Sie können jedes Kran­
kenhaus besuchen und Sie werden einen Satz be­
stätigt finden: Jedes Krankenhaus ist eine Baustel­
le unter dem Motto: Mäßig aber regelmäßig! Aber 
was viel schwerer ist, gewisse Dinge, die dem Herrn 
Referenten eigentlich sehr nahegehen sollten, näm­
lich die soziale Atmosphäre der dort Bediensteten 
kommt völlig zu kurz. Wissen Sie, meine sehr Ge­
ehrten, daß wir zwar ein sehr großartiges, impo­
santes Gebäude der I. Chirurgie bekommen haben, 
nebenbei müßten noch zusätzlich 300 Personalpo­
sten dort geschaffen werden, und das ganze kommt 
auf 270 Millionen Schilling, nur für die armen Be-
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diensteten hat man alles vergossen, es gibt keine 
Sozialräume — der einzige Sozialraum, der übrig­
geblieben ist, ist der Atombunker in diesem Haus. 
(Abg. Pölzl: „Das geschieht ihnen schon recht, daß 
der ÖAAB jetzt dort die Mehrheit hat!") Es hat 
der Herr Kollege Groß gemeint, man könnte das 
Krankenschwesternproblem durch die Pragmatisie­
rung lösen. Ich glaube es persönlich nicht. Aber wis­
sen Sie, wo man es lösen könnte? Indem man de­
nen anständige Wohnungen bietet, denn die Lan­
desregierung, die Rechtsabteilung 12, baut Schwe­
sternwohnungen, meine sehr Geehrten, hören Sie 
bitte zu: Zu einem Zeitpunkt, da diese Partei das 
Schlagwort von der Qualität des Lebens propa-
giert, bauen sie Zimmer mit 16 m2, wo man jeder 
Schwester nur empfehlen kann, sie möge ja nicht 
übergewichtig werden, sonst wird sie in ihren eige­
nen Wänden eines Tages steckenbleiben. Wenn 
man Schwesternwohnungen baut, wo auf 10 Schwe­
stern 1 Badezimmer kommt oder gar auf 15 Schwe­
stern 1 Badezimmer, so sage ich Ihnen heute schon, 
das sind die Slums der achtziger Jahre. (Abg. Prof. 
Eichungen „Das gibt es doch nicht!") Aber auch an­
dere Bereiche der Sozialatmosphäre werden völlig 
vernachlässigt. (Abg. Pölzl: „Meine Herren, es wird 
über Soziales geredet!" — Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: 
„Das interessiert doch den Landesrat Gruber nicht!" 
— Abg. Gerhard Heidinger: „Er hört ja zu, er läßt 
sich ja berauschen von der Rede des Abgeordneten 
Piaty!" — Abg. Pölzl: „Euch liegt weder der Partei­
vorsitzende noch das Krankenhauswesen am Her­
zen!") 

Hoher Landtag, wir werden das Schwesternpro­
blem nur lösen können, wenn wir auch der Tatsa­
che ins Auge sehen, daß nach den drei Jahren der 
Verpflichtung Wir die Schwestern im Bereich des 
Landes Steiermark halten müssen und daß diese 
Schwestern auch andere Aufgaben haben — näm­
lich Aufgaben der eigenen Familie usw. und daß wir 
hier auf diesem Gebiet ihnen ein Entgegenkom­
men zeigen müssen. Ich frage Sie, wo sind die Kin­
dergärten geblieben, die man bauen und schaffen 
müßte, wo sind die Krabbelstuben? Wir haben 
eine Krabbelstube im Landeskrankenhaus Graz, 
wir haben keinen Kindergarten, denn der ist im 
Blindeninstitut und es gibt keine dieser Einrich­
tungen in irgendeinem Landesspital. Dafür haben 
wir aber — und das konnten wir auch in den Zei­
tungen lesen — am 14. Juni 1971 das elektronische 
Zeitalter am Landeskrankenhaus eröffnet. Soviel 
ich weiß, hat der Herr Referent mit einem Druck 
auf einen Knopf diese Apparatur ausgelöst. Ich 
kann Ihnen heute versichern, daß diese Appara­
tur auch heute noch nicht voll funktionsfähig ist. 
(Erster Landeshauptmannstellvertreter Sebastian: 
„Sagen Sie auch warum! Verlassen Sie sich nicht zu 
sehr auf meine Loyalität!") Herr Landeshauptmann, 
nicht ich und nicht einer von uns hat mit einem 
Knopfdruck und in der Zeitung groß herausgestri­
chen, das elektronische Zeitalter eröffnet. (Erster 
Landeshauptmannstellvertreter Sebastian: „Alles 
hat Grenzen! Sie verlassen sich auf meine Loyalität! 
Haben Sie auch den Anstand und sagen Sie, warum 
das so ist!") Warum es nicht klappt, weiß ich nicht, 
es wird schon Gründe geben. Ich überlasse es 
Ihnen, über die Gründe zu reden. (Erster Landes­

hauptmannstellvertreter Sebastian: „Die Antwort 
genügt mir!" — Abg. Dr.. Strenitz: „Anstand nicht, 
aber Aufstand!", — Weitere unverständliche Zwi­
schenrufe.) Wir haben heute im größten Kranken­
haus Österreichs nach wie vor, was ich jedesmal 
kritisiere, kein Zentrallabor, sondern wir haben 
mehr als ein Dutzend Labors mit 135 technischen 
Assistentinnen und 15mal die Einrichtung eines La­
bors, wo ein einziges genügen würde. Wir haben 
keine zentrale Aufnahme und wir haben keine zen­
trale Bettenerfassung. Wenn das im Großkranken­
haus Graz nicht möglich ist, brauchen sie keine 
EDV-Anlage, denn diese Einrichtungen sind die 
Voraussetzung, daß eine EDV-Anlage überhaupt 
wirksam sein kann. Wohl aber haben wir falsche 
Bettenzahlen. Denn man hört von dieser und von 
jener Stelle Zahlen, die verschieden sind, weil sich 
die Herren nicht einigen können, welche Bettenzah­
len im Großkrankenhaus Graz die richtigen sind. 
Wir haben bis heute trotz Aufforderung des Land­
tages nicht eine Abteilung für chronisch Kranke. 
Wir müssen die teuren Betten für akut Kranke mit 
Pflegefällen voll belegen, weil keine Änderung 
durchgeführt wurde, die es ermöglichen würde, die 
Alten und die chronisch Kranken in eigenen Abtei­
lungen zu konzentrieren. Die Wurzel liegt in einer 
bürokratischen Schwerfälligkeit. Denn die Rechts­
abteilung 12 hat noch nicht einmal eine Anstalts­
ordnung festgelegt, obwohl das Land Steiermark 
als Aufsichtsbehörde seit 1957 dazu verpflichtet 
wäje, die Normen der inneren Ordnung des Kran­
kenhauses zu statuieren und alle privaten Kran­
kenhausträger diesen Auftrag längst erfüllt haben, 
nur das Land Steiermark als Aufsichtsbehörde hat 
diesen Auftrag bis heute nicht erfüllt. Es hat Pri­
marius Professor Kaindl 52 Millionen aufgebracht, 
im Rahmen des Herzfonds für Herzüberwachungs­
geräte bei Myocardinfarkten. Ich kann Ihnen aus 
meinem Krankenhaus sagen, die Apparate stehen 
seit zwei Monaten herum, geliefert vom Herzfonds 
mit Mitteln des Herzfonds, weil die Abteilung 12 
bis heute noch nicht einmal die Genehmigung er­
teilt hat, daß diese Apparate angeschlossen werden 
dürfen. (Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Da schau her!") 
Ich frage mich nur, ob die Herren der Abteilung 12 
es verantworten, wenn ein Patient stirbt in dieser 
Zeit, weil wir die Geräte nicht einsetzen können. 
(Landesrat Peltzmann: „Der Sebastian hat keine 
Zeit gehabt!" — Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Er hat 
ja Parteitag gehabt!") Wir haben einen Antrag 
gestellt, daß ein Kurs für Diätassistentinnen durch­
geführt werden soll beim zweitgrößten Kranken-
hausträger nach Wien. Es gibt bekanntlich eine 
Schule in Wien und in Innsbruck. Ich frage mich, 
warum wird das in der Steiermark nicht gemacht? 
Dieser Antrag ist seit zwei Jahren unerledigt in 
den Scheibtischladen der Abteilung 12. (Abg. Pölzl: 
„Hört, hört!") Im letzten Rationalisierungs-Aus­
schuß, das ist dieser Ausschuß, der rationalisieren 
soll seit 1968 und seit dieser Zeit in einem Däm­
merschlaf dahinsiecht mit gelegentlichen Wachperio­
den, wo man schildert, was gemacht wurde, hat 
irgendein Kollege der sozialistischen Fraktion so­
zusagen als Aufschrei einer wunden Seele gesagt: 
„Immer wird über dieses Krankenhaus gesprochen. 
Was ist denn die Wurzel, daß sich dort nichts an-
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dert?" Ich werde Ihnen jetzt die Antwort geben: Die 
Wurzel ist das Unvermögen der Abteilung 12, die 
Probleme lösen zu können. (Beifall bei de r ÖVP.) 
Denn die Abteilung 12 — das sagt schon der Name 
— ist eine Rechtsabteilung. Aber das sind ja hier 
keine Rechtsprobleme, die wir zu lösen haben. 
Nicht juridische Spitzfindigkeiten, sondern Wirt­
schaftsprobleme, technische und medizinische Pro­
bleme. Und dazu ist diese Abteilung in ihrer Orga­
nisationsstruktur in keiner Weise gewachsen und 
vorbereitet . Ich möchte darauf verweisen, die Bud­
getziffern anzuschauen. Die Einnahmen im Titel 
Krankenhaus sind um 15 % gestiegen, die Ausgaben 
um 20 °/o und der Abgang ist um 29 °/o gestiegen! 
Meine sehr Geehrten, das ist eine Wirtschaftsent­
wicklung auf diesem Sektor, wo man Alarm schla­
gen müßte. Und hier geht es nicht mehr mit Ad­
ministrieren. Wir müßten sehen, daß wir bis 1975 
1200 neue Dienstposten schaffen müssen, um die 40-
Stunden-Woche in den Griff zu bekommen. Mit 
einem Wor t : Hier fehlt es an der entsprechenden 
modernen Organisationsstruktur. Man hat die ganze 
Organisation des Krankenhauses nicht in den Griff 
bekommen, so wie man die Finanzierung dieses 
Problemkreises nicht in den Griff bekommen hat. 
Ich kann mich hier auf e inen ganz prominenten 
Mann berufen, nämlich auf den Herrn Generaldi­
rektor Krisper von der Merkur, der all das vor 
einigen Tagen bei einer Pressekonferenz gesagt 
hat. Das k ann doch nicht mit rechten Dingen zuge­
hen, wenn die Steiermark nicht nur bei den Sozial­
versicherungsträgern, sondern auch bei den Privat-
vensicherungsträgern an vorletzter Stelle bei den 
Beiträgen für die Krankenhäuser steht. Ich möchte 
mich zum Schluß, damit wir auch einen konstrukti­
ven Teil sehen, auf folgendes festlegen: 

1. Ich würde den Herrn Referenten ernstlich auf­
fordern, das Gutachten des deutschen Krankenhaus­
institutes, für das der Landtag 600.000 S bewilligt 
hat, nicht als geheime Kommandosache in der Tisch­
lade liegen zu lassen, sondern es der Regierung 
und dem Landtag ehebaldigst vorzulegen. 

2. Die Spitalskommission in allernächster Zeit, das 
heißt noch in dieser Sitzungsperiode, zu konstituie­
ren und nicht eine Konstruktion zu finden, die nur 
eine halbe Konstruktion sein kann und das Schick­
sal der Rationalisierungskommission haben müßte. 
Wir möchten dieser Kommission als Landtag den 
Auftrag geben, daß sie einen Krankenhausplan aus­
zuarbeiten hat, der in einen umfassenden Raumord­
nungsplan eingebaut werden sollte. Und ich würde 
auch vorschlagen, daß der Landtag und die Landes­
regierung ernstlich prüfen, ob nicht das Kranken­
haus als eigener Wirtschaftskörper konstituiert wer­
den soll, damit das Nebeneinander, das Gegeneinan­
der und die mangelnde Kontaktnahme von Abtei­
lung i, Abteilung 12 und Fachabteilung für das 
Gesundheitswesen beseitigt wird. Ein so wichtiges 
Problem wie das Krankenhauswesen kann nicht An­
gelegenheit der Parteipolitik sein, sondern kann 
nur einzig und allein sachlich und wirtschaftlich ge­
löst werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, daß die moderne Gesellschaft geänder­
te Ansprüche hat und daß diese Ansprüche sich zum 
Beispiel auch darin ausdrücken, daß man der Ge­
sundheit e inen erhöhten Stellenwert einräumt. Es 

ist auf die Dauer unerträglich und in der Öffent­
lichkeit schwer vertretbar, daß der Steiermärkische 
Landtag, der ein Fünftel seiner Ausgaben für das 
Gesundheitswesen verwendet , nicht einen eigenen 

•gesundheitspolitischen Ausschuß konstituiert, der 
sich mit Fragen der Gesundheit und des Kranken­
hauswesens primär beschäftigt. Das Budget ist eine 
Zeit der Wertung. Es hat beute oder gestern je­
mand gesagt: „Wir sollen uns keine Zensuren er­
teilen." Meine sehr Geehrten, wann wollen wir 
uns Zensuren erteilen? Es ist der Sinn des Land­
tages, daß er kritisiert und daß er Zensuren er­
teilt. Und so müssen auch wir in diesem Fragen­
bereich Zensuren geben, zumal der Herr Referent 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender Aufstiegs­
chancen angekündigt hat. Er will die Mehrheit in 
diesem Land, und wir als politisch Tätige sind ver­
pflichtet, meine sehr Geeh r t en . . . (Erster Landes­
hauptmannstel lvertreter Sebastian: „Sie werden 
mich nicht daran hindern, das zu sagen!" — Abg. 
Dipl.-Ing. Hasiba: „Sicher!" — Abg. Pölzl: „Er will 
Sie nur hindern, daß Sie es werden!" — Erster 
Landeshauptmannstellvertreter Sebastian: „Wenn 
er kann! In der Art nicht!" — Landesrat Gruber: 
„Ich bin überzeugt, daß er auf diese Art das Gegen­
teil erreicht!" — Abg. Premsberger: „Die Ärzte dür­
fen nicht soviel fordern, damit man mit dem Geld 
besser auskommt!" — Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Der 
Grätsch wird sich ärgern, wenn Sie noch etwas sa­
gen!" — Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Den Strenitz ha­
ben sie schon abgedreht!") Unsere Aufgabe als 
politisch Tätige ist zweifellos, vor der Schlußwer­
tung, die der Wähler zu fällen hat, eine Zwischen­
wertung zu geben und mit dieser Zwischenwertung 
dem Wähler die geistige Entscheidungshilfe zu er­
leichtern. Ich möchte mich daher stellvertretend für 
meine Fraktion zu folgender Wer tung bekennen: 
Der Herr Referent erhält für die Zukunftsplanung 
ein Ungenügend (Abg. Dipl.-Ing. Hasiba: „Einver­
standen!"), für die Fähigkeit, seinen Ordnungsbe­
reich modern zu gestalten, ein Mangelhaft und für 
das Verständnis und die soziale Verantwortlichkeit 
den Untergebenen gegenüber ein — seien wir ehr­
lich — Nicht ausreichend. 

Mit einem Wort, das Schlußurteil muß lauten: Der 
Kandidat ist zum weiteren Aufstieg nicht geeignet. 
(Starker Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 
Abgeordneten Loidl das Wort . 

Abg. Loidl: Hoher Landtag, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich habe lange nachgedacht, 
wie es möglich wäre, ohne mit unserem Human­
programm in Konflikt zu kommen, dem Abgeord­
neten Dorfer jeden Tag zum Frühstück einen Sozia­
listen zu servieren. (Heiterkeit. — Erster Landes­
hauptmannstel lvertreter Sebastian: „Dem Piaty 
auch!") Wenn wir unseren Landeshauptmannstell­
vertreter nicht brauchen würden, nämlich als künf­
tigen Landeshauptmann, so würden wir ihn Herrn 
Primararzt Piaty zum Frühstück servieren, damit die 
ganze Sache sich e twas beruhigt. (Abg. Prof. Dr. 
Eichtinger: „Das war kein besonderer Gag!" — 
Abg. Dr. Dorf er: „Ich bin aber ein Genießer von 
feinen Leckerbissen!" — Von der SPÖ: „Sonst wä-
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ren Sie nicht beim Wirtschaftsbund!" — Abg. Pölzl: 
„Der Peltzmann hat ja nichts zu tun mit dem Kran­
kenhaus!") Sie können es sich aussuchen. 

Meine Damen und Herren, es ist e twas auffallend 
für mich, daß der Herr Primär seine Show, die er 
jedesmal hier abzieht, fast nur wieder konzen­
triert hat auf die Fragen des Krankenhauses und 
ganz speziell auf die Person unseres Landeshaupt­
mannstellvertreters. Die zweite Frage, die ebenso 
im Raum steht, ich bestreite nicht, daß es Probleme 
im Krankenhauswesen gibt, ist jene, die im neuen 
Budgetansatz einen Niederschlag findet. Die Ge­
sundheitsvonsorge, Früherkennnung von Krankhei­
ten. Diese Frage nimmt einen immer größeren Um­
fang in allen Industriestaaten der Wel t ein. IcfTha-
foe sogar gehört, daß in anderen Ländern, z. B. in 
Deutschland, sich sogar medizinische Unternehmen 
auf privatwirtschaftlicher Basis dieser Aufgabe an­
nehmen, und da wird um finanzielle Beteiligung ge­
worben mit dem Slogan, man soll partizipieren an 
der Sicherheit des Arztberufes, man soll Anteil 
nehmen am sichersten Beruf der Welt . Bei uns wird 
es, so glaube ich, nicht so weit kommen, weil mit 
der so heiß umstrit tenen 29. Novelle diese Frage 
ab 1974 als Pflichtleistung der sozialen Kranken­
versicherung auferlegt wird. Das heißt aber nicht, 
daß nicht auch die Ärzte daran recht gut und recht 
schön verdienen werden und wollen. (Abg. Dr. Pia­
ty: „Das werden wir ja sehen!") Es ist aber durch­
aus erfreulich, daß die Steiermärkische Landesregie­
rung erstmals im Budget eine finanzielle Grundlage 
von 4,3 Millionen Schilling für die Vorbeugung und 
1,1 Millionen Schilling für die Auswertung, die tat­
sächlich sehr wichtig ist, vorgesehen hat. Aber Herr 
Primär, Sie haben das als eine Pioniertat hinge­
stellt. Wenn Sie glauben, daß dies eine Pioniertat ist, 
weil es erstmals im Budget aufscheint, haben Sie 
recht. (Abg. Dr. Piaty: „Das habe ich gemeint!") 
Aber wenn Sie glauben, daß nunmehr die Pionier­
tat mit dem Geld, das hier zur Verfügung steht, 
vollzogen wird, dann wissen Sie ganz genau, daß 
das nicht stimmt, weil die Steiermärkische Gebiets-
krankenkasse, ohne daß es eine Pflichtleistung 
wäre, bereits seit 1955 derartige sogenannte Ge-
sundenuntersuchungen durchführt. (Abg. Hammerl: 
„Da hat ja der Piaty nichts davon!") Der Herr 
Dr. Piaty hat in seiner Eigenschaft als Präsident 
der Ärztekammer es der Krankenkasse wahrlich 
nicht leicht gemacht, sondern den schwersten Wider­
stand entgegengesetzt (Landesrat Bammer: „Als Pio­
nier?"), daß es zu dieser Gesundenuntersuchung ge­
kommen ist und ich muß Ihnen sagen, Pioniere sind 
meines Erachtens Leute, die e twas vorwärtstrei­
ben und nicht Leute, die e twas mit al ler Gewalt 
und mit allen zur Verfügung s tehenden Mitteln 
hintanhalten, wie Sie das zum Beispiel jetzt bei 
der Einrichtung des Hals-, Nasen- und Ohrenam­
bulatoriums immer noch machen. (Abg. Dr. Piaty: 
„Das entscheidet die Rechtsabteilung 12 als Auf­
sichtsbehörde und nicht die Ärztekammer!") Herr 
Dr. Piaty, Sie wissen ganz genau, welchen Einfluß 
Sie auf diese Sache gehabt haben. Ich will nur sa­
gen, daß es mit der Zurverfügungstellung von Gel­
dern allein nicht getan ist, sondern daß sich die 
Verantwortlichen oder die sich für diese Aufgabe 
verantwortlich Fühlenden, und das sind nicht nur 

die Ärzte, sondern in erster Linie die Vertreter der 
Versicherten — also die Funktionäre der Sozial­
versicherung —, alle zusammen den Kopf zerbre­
chen müßten und heftig darüber diskutieren, wie 
diese Praxis am zweckmäßigsten aussehen soll. Es 
ist erfreulich, daß inzwischen ein grundsätzlicher 
Gesinnungswandel, betreffend die Frage der Vorbeu­
gemedizin, e ingetreten ist. Es bleibt aber abzuwar­
ten, ob sich die Ärztekammer und vor allem Sie 
persönlich, Herr Präsident, dazu durchringen kön­
nen, daß die materiellen Interessen sich in e in 
t ragbares Verhältnis — wir machen uns ke ine 
Illusion, für Sie spielt das Geld eine große Rolle. 
(Abg. Dr. Piaty: „Wir sind sehr befriedigt, daß das 
für die Kassen keine Rolle spielt, wir werden uns 
danach richten!") Ich möchte nur, daß sich die ma­
teriellen Interessen in ein t ragbares Verhältnis zu 
den Erwartungen der Bevölkerung und der Betrof­
fenen bringen lassen. Ich sage das deshalb, weil die 
Auseinandersetzungen um die 29. Novelle hier 
nichts Gutes ahnen lassen. Was hier von der Ärzte­
kammer an Demagogie geboten wurde, in all die­
sem Zusammenhang, geht tatsächlich auf keine 
Kuhhaut, dieser Ausdruck ist hier schon einmal 
gebraucht worden. (Abg. Hammerl: „Schlangen­
haut!") Vielleicht finden wir auf diesem Gebiet 
nun doch wieder zurück auf den Boden der Sach­
lichkeit. Ich halte es für meine Pflicht, jetzt, wo 
erstmals das Land Steuermittel zur Verfügung 
stellt, nicht als Abgeordneter, sondern auch als Ver­
sichertenvertreter, als Funktionär der Gebietskran­
kenkasse doch einiges zu sagen: Zuerst einmal 
glaube ich, daß der Vorbeugemedizin so große Be­
deutung zukommt, daß sie der Mitarbeit der gesam­
ten Ärzteschaft bedarf. Das ist eine sehr große 
Verantwortung, glaube ich, auch für Sie. (Beifall.) 
Ich meine aber auch, daß alle Präventivmaßnahmen, 
über die man sich noch gar nicht einig ist, wo noch 
experimentiert wird in der ganzen Welt und nicht 
nur bei uns, koordiniert durchgeführt werden müs­
sen und daß es vor allem so gemacht wird, daß je­
der Staatsbürger ohne große Schwierigkeiten sich 
einer Untersuchung unterziehen kann. Wenn wir 
sagen, jeder Staatsbürger, so wird das nicht jeder 
tun, denn es soll auf freiwilliger Basis sein, aber 
es wird immerhin eine sogenannte Massenuntersu­
chung sein und für diese Massenuntersuchung müß­
ten brauchbare Befundprogramme erstellt werden. 
Und es wird kein Programm für den Sanitätsge­
freiten Neumann geben dürfen, aber es wird leider 
auch kein so optimales Untersuchungsprogramm 
sein können, wie es die Gebietskrankenkasse für 
rund 6000 Versicherte im Jahr durchführt. Die Me­
dizin wird immer teurer, die Investitionen und der 
Unterhalt kosten immer mehr, so daß es sich ein­
zelne kaum mehr leisten können. Ich glaube, daß 
daher Gemeinschaften, welcher Art sie auch immer 
sind, zwangsläufig aktiviert werden müssen. Man 
muß dabei nicht unbedingt an die Ambulatorien 
der Gebietskrankenkassen denken, wenn man so 
etwas sagt. Massenuntersuchungen sind aber ohne 
ein sehr hohes Maß an Organisation einfach nicht 
durchführbar. Ich glaube auch, daß die Führung 
und Verantwortung solcher Vorbeugemedizin so­
weit als möglich den Ärzten anvertraut werden soll 
und sein kann. Aber eines dürfen wir auch nicht 
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vergessen, die Ärzte müssen sehr viel lernen und 
sie lernen auch sehr viel. Aber Organisation steht 
nicht in ihrem Lehrplan. Wir können es uns einfach 
nicht leisten, und es ist in einem anderen Zusam­
menhang mit den Ambulanzen im Krankenhaus 
schon davon die Rede gewesen, mit der Zeit der 
Patienten so umzugehen, als ob sie nichts kosten 
würde. Eine sparsame Organisation der notwendi­
gen Untersuchungen ist halt nur möglich, wenn sich 
die verschiedenen Spezialisten über die Geräte, die 
man da braucht, einigen. Und ich kann mir nicht vor­
stellen, wie man das mit den überlasteten Ärzten 
machen soll, wenn die Pat ienten von einem Facharzt 
zum anderen laufen müssen, wo ohnehin die War­
tezimmer voll mit Leuten sind, die die kurative Me­
dizin so notwendig brauchen. Ich habe mir da z. B. 
Liezen angeschaut, e inen Bezirk, der bekanntlich 
größer ist als das Bundesland Vorarlberg. Dort ha­
ben wir e inen Augenarzt , einen Chirurgen, einen 
Frauenarzt, e inen HNO-Arzt, einen Röntgenarzt 
und drei Internisten. (Abg. Dr. Piaty: „7 Interni­
sten!") Dann sind es drei Vertragsärzte. Ich ken­
ne nur die Vertragsärzte. Es gibt in Hartberg einen 
Frauenarzt, einen Internisten, einen Kinderarzt, einen 
Röntgenarzt. In beiden Bezirken ist kein einziges 
Labor zur Verfügung. Und man kann sich vorstellen, 
daß man gerade bei einer Vorbeugemedizin, die viel­
fach durch Apparate , durch technische Vorrichtun­
gen, Blutuntersuchungen, Harnuntersuchungen ge­
macht wird, unbedingt Laboratorien und derglei­
chen Einrichtungen braucht. Der Chefarzt der deut­
schen Klinik für Diagnostik in Wiesbaden, Prof. Rau, 
den Sie sicher kennen werden, hat gesagt, daß die 
Behauptung, Untersuchungszentren seien überflüs­
sig, weil dies alles von jedem niedergelassenen 
Arzt gemacht werden könnte, sicher nicht zutrifft. 
Aber e twas anderes trifft zu, findet er, diese Zen­
tren könnten in den Händen der Ärzteschaft liegen, 
wenn diese die Zeichen der Zeit e rkennen und 
rechtzeitig in die Tat umsetzen würden. Bei uns 
wurden die Ärzte durch die Ärztekammer veran­
laßt, nicht mit der Zeit, sondern gegen die Zeit zu 
marschieren. Vielleicht hat das auch bis zu einem 
gewissen Grad zu dem Showbedürfnis unseres 
Ärztekammerpräsidenten gezählt (Gelächter bei der 
SPÖ.), weil es a t t rakt iver ist, an der Spitze von 
ein paar tausend weißgekleideten Ärzten über die 
Ringstraße zu marschieren. Die Gebietskranken­
kasse hat, wie schon gesagt, aus Eigeninitiative 
schon längst und von vielen Seiten bestätigt, in sehr 
vorbildlicher Weise Vorbeugeuntersuchungen durch­
geführt. Ab 1974 werden wir im Sinne der neuen 
Bestimmungen des ASVG das optimal Mögliche für 
unsere Versicherten tun. Und bis dahin, meine Da­
men und Herren, sollten wir alle Erfahrungen so­
wohl aus den Experimenten des Gesundheitsmini­
steriums — denn auch das sind vorerst Experimen­
te — als auch aus den Aktivitäten, deren Einzel­
heiten wir noch nicht kennen, wir kennen erst die 
Summe, die zur Verfügung steht, wir wissen aber 
noch nicht, was mit den Geldern im konkreten be­
absichtigt ist — sammeln und dann verwerten. Denn 
wenn erreicht werden soll, was gewollt und ge­
plant ist und wofür auch viel Geld aufgewendet 
wird, nämlich nicht nur einzelnen, sondern Zehn­
tausenden Menschen die Segnungen der vorbeu­

genden Medizin zugänglich zu machen, dann müß­
ten ungeheure finanzielle Probleme gelöst werden. 
Und ich glaube, Frau Abgeordnete Jamnegg, das 
ist auch ein Problem, denn das Geld muß ja i rgend­
wo herkommen. Es müssen medizinische Probleme 
gelöst werden und nicht zuletzt auch große organi­
satorische Probleme. Wenn koordiniert wird und 
wenn jeder nach seinen Kräften tut, was ihm zu­
kommt und nicht nur bei jeder Gelegenheit ver­
sucht, politisches Kapital aus dieser Frage zu schla­
gen, Demagogie zu betreiben, dann können wir — 
so schwer das sein wird — wenigstens hoffen, daß 
wir wohl heftig miteinander s treiten und uns aus­
einandersetzen, wie und wo e twas gemacht wenden 
soll, aber wir sollten nicht vergessen, daß es bei 
all diesen Fragen um die Gesundheit der Menschen 
geht. 

Meine Damen und Herren! Ich habe erwartet, 
daß über die 29. Novelle, insbesondere über die 
Zusammenlegung und Konzentration der Landwirt­
schaftskrankenkasse mit der Gebietskrankenkasse 
hier auch debattiert wird. Ich bedauere es aufrichtig, 
daß der Kollege Nigl infolge seiner Halsoperation 
offenbar nicht imstande ist zu reden, daß er sich 
schonen muß, und ich bin überzeugt, e r hät te an­
sonsten hier die Gelegenheit benützt, seinen glor­
reichen Marsch zum Gewerkschaftshaus und seine 
sonstigen Aktivitäten im Zusammenhang mit dieser 
Novelle hier zu begründen, und ich hä t te es l ieber 
getan, ihm zu antworten als jetzt hier zu reden, 
ohne daß er in der Lage sein wird — wegen seiner 
Krankheit — mir zu antworten. Aber ich muß doch 
ganz kurz, weil das so sehr politisch hochgespielt 
wurde, auf diese Frage eingehen. Vielleicht kann 
ich einige Argumente liefern, von denen ich zwar 
annehme, daß sie der Kollege Nigl genau weiß, 
aber vielleicht wissen es nicht alle anderen, damit 
Sie Ihre Fraktionskollegen, die mit einigermaßen 
Mühe zu leidenschaftlicher Aufregung gebracht wur­
den, wieder beruhigen können. Ich möchte nur dar­
auf verweisen, auf eine grundsätzliche Sache, weil 
das auch ein Janusgesicht ist, das hier an den Tag 
gelegt wird, daß mit 1. J änner 1974 die Kranken­
kassen der selbständig Erwerbstätigen und die neu­
errichtete Sozialversicherung für die gewerbliche 
Wirtschaft zusammengelegt werden. Das war ein 
Verlangen der österreichischen Volkspartei in der 
richtigen und vernünftigen Erkenntnis, daß man zu­
sammenlegen, daß man koordinieren muß. Die So­
zialisten haben keinen Augenblick gezögert, hier 
die Zustimmung zu geben. Aber sonderbarerweise, 
als es dann darum gegangen ist, die Landwirtschafts­
krankenkassen mit den Gebietskrankenkassen zu 
vereinen, dann haben sich genau die gleichen Krei­
se, d ie vorher für die vernünftige Änderung ein­
getreten sind, dagegen gewandt und haben einen 
Proteststurm entfacht und sind gegen die 29. Novel­
le zu Felde gezogen. Es gibt doch so viele sach­
liche Argumente, die das nicht nur rechtfertigen, 
sondern notwendig machen. Es gibt so viele Zahlen, 
die nicht zu bestreiten sind, zum Beispiel, daß die 
Beschäftigten in der Landwirtschaft seit den letzten 
20 Jahren um 68 °/o gesunken sind, daß die Pen­
sionsempfänger um 48 % angestiegen sind, daß der 
Gesamtversichertenstand 70,3 °/o Beschäftigte 1951 
hatte, während es 1971 nur mehr 39,8 % sind. Im 


